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216. Sitzung 

Bonn, den 13. Mai 1980 

Beginn: 9.01 Uhr 

Vizepräsident Leber: Meine Damen und Herren, 
die Sitzung ist eröffnet. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Ehe wir uns unserer Arbeit zuwenden, habe ich 
die traurige Pflicht, Ihnen mitzuteilen, daß unser 
Kollege Albert Tönjes verstorben ist. Er ist am 
25. April im Alter von 60 Jahren an einem plötzli-
chen Herzversagen verstorben. Mit Ablauf dieser 
Legislaturperiode wollte er aus gesundheitlichen 
Gründen aus der aktiven Politik ausscheiden. Ein 
plötzlicher Tod hat sein Ausscheiden nun anders be-
stimmt. 

Albert  Tönjes wurde am 2. Januar 1920 in Olden-
burg geboren. Nach Schulbesuch, Handwerkslehre 
und Absolvierung eines Ingenieurstudiums war er 
von 1942 bis 1945 zur Marine eingezogen. 1947 trat 
er in den Dienst der Deutschen Bundesbahn ein. 

Nach dem Ende des Krieges wurde er Mitglied 
der Sozialdemokratischen Partei. Er wurde Mitglied 
des Rates der Stadt Rheine, dem er von 1956 bis 1965 
angehörte. Ebenfalls, von 1956 bis 1979, war er Mit-
glied des Kreistages Steinfurt, dabei viele Jahre Vor-
sitzender der sozialdemokratischen Fraktion. Elf 
Jahre, von 1958 bis 1969, bekleidete er das Amt des 
Stellvertretenden Landrats des Kreises Steinfurt. In 
den Deutschen Bundestag wurde Albe rt  Tönjes 1965 
gewählt. Hier war er Mitglied des Ausschusses für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen. 

So hat sich der Verstorbene auf vielen Gebieten 
des politischen und des öffentlichen Lebens zum 
Wohle der Bürger unseres Landes eingesetzt. Sein 
verdienstvolles Wirken hat der Herr Bundespräsi-
dent mit der Verleihung des Bundesverdienstkreu

-

zes gewürdigt. 

Den Familienangehörigen und der Fraktion der 
Sozialdemokratischen Partei spreche ich meine auf-
richtige und herzliche Anteilnahme aus. Der Deut-
sche Bundestag wird das Andenken von Albe rt  Tön-
jes in Ehren bewahren. 

Meine Damen und Herren, Sie haben sich erho-
ben; ich danke Ihnen. 

Für den verstorbenen Abgeordneten Tönjes hat 
mit Wirkung vom 5. Mai 1980 der Abgeordnete 
Schinzel die Mitgliedschaft im Deutschen Bundes

-

tag erworben. Ich Begrüße den uns bekannten Kolle-
gen sehr herzlich und wünsche ihm eine er-
folgreiche Mitarbeit im Deutschen Bundestag. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, Ihnen liegt eine Liste 
von Vorlagen — Stand: 23. April 1980 — vor, die kei-
ner Beschlußfassung bedürfen und die gemäß § 76 
Abs. 2 der Geschäftsordnung den zuständigen Aus-
schüssen überwiesen werden sollen. 

Übereinkommen 149 der Internationalen Arbeitsorganisation über 
die Beschäftigung und die Arbeits- und Lebensbedingungen des 
Krankenpflegepersonals 

Empfehlung 157 der Internationalen Arbeitsorganisation betreffend 
die Beschäftigung und die Arbeits- und Lebensbedingungen des 
Krankenpflegepersonals (Drucksache 8/3892) 

zuständig: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Halbjahresbericht der Bundesregierung über die Tätigkeit des Euro-
parates und der Westeuropäischen Union für die Zeit vom 1. Okto-
ber 1979 bis 31. März 1980 (Drucksache 8/3912) 

zuständig: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 

Ich frage den Bundestag: Ist er damit einverstan-
den? — Ich sehe keinen Widerspruch. Dann billigt 
der Bundestag dieses Vorgehen. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung soll 
Punkt 3 der Tagesordnung heute vor Punkt 2 um 
9 Uhr aufgerufen werden. 

Nach einer weiteren interfraktionellen Vereinba-
rung soll die Tagesordnung um die Beratungspunkte 
ergänzt werden, die in der Ihnen vorliegenden Liste 
„Zusatzpunkte zur Tagesordnung" aufgeführt 
sind: 

1. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Zweiten AKP-EWG-Abkommen von 
Lomé vom 31. Oktober 1979 sowie zu den mit diesem Abkommen 
in Zusammenhang stehenden Abkommen (Drucksache 8/3927) 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft  
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß 

2. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Entlastung 
des Bundesfinanzhofs (Drucksache 8/3949) 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 
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3. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Ent-

wurfs eines Gesetzes zu dem Genfer Protokoll von 1979 zum All-
gemeinen Zoll- und Handelsabkommen (Drucksache 8/3985) 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

4. Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Zusammenlegung der Deutschen Landesrentenbank und der 
Deutschen Siedlungsbank (Drucksache 8/3984) 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (federführend) 
Finanzausschuß 
Haushaltsausschuß 

Ist das Haus mit der so geänderten Tagesordnung 
einverstanden? - Ich sehe keinen Widerspruch. 
Dann ist so beschlossen. 

Ich darf weiter mitteilen, daß interfraktionell vor-
geschlagen wird, nach § 127 unserer Geschäftsord-
nung folgende Abweichung von den Richtlinien für 
die Fragestunde zu beschließen: 

In der nächsten Sitzungswoche, der Woche vom 
19. Mai 1980, finden wegen der eingeschränkten 
Sitzungsmöglichkeiten keine Fragestunden 
statt. Jedes Mitglied des Hauses ist jedoch be-
rechtigt, für diese Sitzungswoche bis zu vier 
Fragen an die Bundesregierung zu richten, die 
schriftlich beantwortet werden. Auf diese Fra-
gen findet Nr. 2 Abs. 2 der Richtlinien für die 
Fragestunde keine Anwendung. 

Wer mit dieser Abweichung einverstanden ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Wer ist dagegen? 
- Ich darf feststellen, daß das die Zweidrittelmehr-
heit der anwesenden Mitglieder des Deutschen 
Bundestages ist. 

Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 9. Mai 1980 den nachstehen-
den Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 
GG nicht gestellt: 

Gesetz über die Prozeßkostenhilfe 

Gesetz über Rechtsberatung und Vertretung für Bürger mit gerin-
gem Einkommen (Beratungshilfegesetz) 

Gesetz zur Änderung des Dritten Gesetzes zur Änderung mietrecht-
licher Vorschriften 

Gesetz zu dem Zusatzprotokoll vom 10. Mai 1979 zum Europäischen 
Obereinkommen über den Schutz von Tieren beim internationalen 
Transport  

Gesetz zu dem Abkommen vom 25./29. Januar 1979 zwischen der Re-
gierung der Bundesrepublik Deutschland und der Europäischen 
Weltraumorganisation über die Anwendung des Artikels 20 des Pro-
tokolls vom 31. Oktober 1963 über die Vorrechte und Befreiungen 
der Organisation 

Gesetz zu der Vereinbarung vom 25. August 1978 zur Durchführung 
des Abkommens vom 25. Februar 1964 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über So-
ziale Sicherheit in der Fassung des Zusatzabkommens vom 9. Sep-
tember 1975 

Gesetz zu dem Abkommen vom 7. April 1977 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und dem Fürstentum Liechtenstein ü ber So-
ziale Sicherheit 

Gesetz zum Übereinkommen vom 9. Dezem ber 1977 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland, dem Fürstentum Liechtenstein, der 
Republik Osterreich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft im 
Bereich der Sozialen Sicherheit und zu der Vereinbarung vom 
28. März 1979 zur Durchführung dieses Obereinkommens. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 9. Mai 1980 beschlossen, zu 
dem Gesetz zur Änderung des Investitionszulagengesetzes zu verlan-
gen, daß der Vermittlungsausschuß einberufen wird. Sein Schreiben 
wird als Drucksache 8/3989 verteilt 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für Bil-
dung und Wissenschaft hat mit Schreiben vom 24. April 1980 die Kleine 
Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Rühe, Lenzer, Frau Benedix-Engler, 
Daweke, Prangenberg, Dr. Hornhues, Frau Krone-Appuhn, Dr. Müller, 
Voigt (Sonthofen), Berger (Lahnstein), Frau Dr. Wilms, Frau Dr. Wis-
niewski, Gerstein, Dr. Hubrig, Dr. Riesenhuber, Röhner und der Fraktion 

der CDU/CSU betr. Aufwand öffentlicher Finanzmittel für Schulversu-
che mit Integrierten Gesamtschulen seit 1969 - Drucksache 8/3885 - 
beantwortet Sein Schreiben ist als Drucksache 8/3957 verteilt. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 25. April 
1980 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Sprung, Dr. Häfele, 
Haase (Kassel). Dr. Riedl (München), Dr. Voss, Carstens (Emstek) und der 
Fraktion der CDU/CSU be tr. Kreditaufnahme des Bundes im Ausland - 
Drucksache 8/3894 - beantwortet Sein Schreiben ist als Drucksache 
8/3961 verteilt 

Der Chef des Bundeskanzleramtes hat mit Schreiben vom 6. Mai 1980 
gemäß § 20 Abs. 5 des Milch- und Fettgesetzes - Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7842-1 - die vom Bundesminister für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten zu erlassene Verordnung ü ber die 
Güteprüfung und Bezahlung der Anlieferungsmilch (Milch-Güteverord-
nung) mit Begründung übersandt Sie liegt im Archiv zur Einsichtnahme 
aus. 

Die in Drucksache 8/3834 unter Nr. 2 aufgeführte EG-Vorlage 

Vorschlag einer Richtlinie des Rates ü ber ein Sonderverfahren für 
die Erteilung von Gemeinschaftsbescheinigungen für gewerbliche 
Erzeugnisse mit Ursprung in Drittländern 

wird als Drucksache 8/3971 verteilt 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
11. April 1980 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EG-Vor-
lagen zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß 
des Briefwechsels betr. Artikel 2 des Protokolls Nr. 8 des Abkom-
mens zwischen der Europäischen Wi rtschaftsgemeinschaft und der 
Portugiesischen Republik (Drucksache 8/3452 Nr. 1) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Aufstockung des 
für 1979 eröffneten Gemeinschaftszollkontingents für Rohmagne-
sium der Tarifstelle 77.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs (Drucksache 
8/3452 Nr. 3) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Auftei-
lung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontingents für Zei-
tungsdruckpapier der Tarifstelle 48.01 A des Gemeinsamen Zollta-
rifs und zur Ausdehnung dieses Kontingents auf bestimmte andere 
Papiere (1980) (Drucksache 8/3452 Nr. 5) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Auftei-
lung und Verwaltung von Zollkontingenten für bestimmte Papiere 
und Pappen der Tarifstellen ex 48.01 C II und 48.01 F des Gemeinsa-
men Zolltarifs, mit Ursprung in Portugal (1980) (Drucksache 8/3452 
Nr. 6) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates ü ber die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingenten für 
bestimmte Textilerzeugnisse der Tarifnummern 55.05 und 55.09 und 
der Tarifstelle ex 58.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs, mit Herkunft 
aus der Türkei (1980) (Drucksache 8/3452 Nr. 7) 

Empfehlungen für eine Verordnung (EWG) des Rates 
- zur Genehmigung eines Briefwechsels zur Änderung bestimmter 

zollfreier Kontingente für 1979, die das Vereinigte Königreich in 
Übereinstimmung mit Protokoll Nr. 1 des Freihandelsabkom-

mens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Republik Finnland eröffnet hat 

- über den Abschluß eines Abkommens in Form eines Briefwech-
sels zur Änderung bestimmter zollfreier Kontingente, die das 
Vereinigte Königreich in Übereinstimmung mit Protokoll Nr. 1 
des Freihandelsabkommens zwischen der Europäischen Wirt

-schaftsgemeinschaft und der Republik Finnland eröffnet hat 
(Drucksache 8/352 Nr. 10) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen und 
teilweisen Aussetzung der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs für einige Fischarten (Drucksache 8/3552 Nr. 11) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für 
bestimmte handgearbeitete Waren (1980) (Drucksache 8/3952 
Nr. 12) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 950/68 des Gemeinsamen Zolltarifs (Druck-
sache 8/3509 Nr. 1) 

Entwürfe für Verordnungen (EWG) des Rates zur Eröffnung,  Auftei-
lung und Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingenten für 
- Grège, weder gedreht noch gezwirnt. der Tarifnummer 50.02 des 

Gemeinsamen Zolltarifs (1980) 
- Garne, ganz aus Seide, nicht in Aufmachungen für den Einzelver-

kauf, der Tarifnummer ex 50.04 des Gemeinsamen Zolltarifs 
(1980) 

- Garne, ganz aus Schappseide, nicht in Aufmachungen für den 
Einzelverkauf, der Tarifstelle 50.05 A des Gemeinsamen Zolltarifs 
(1980) (Drucksache 8/3509 Nr. 2) 

Mitteilung betreffend den Beitritt Santa Lucias und der Republik Ki-
ribati  zum AKP/EWG-Abkommen von Lomé und Vorschläge für 
diesbezügliche Rechtsakte (Drucksache 8/3509 Nr. 3) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen Aus-
setzung der autonomen Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs für ei-
nige landwirtschaftliche Waren (Drucksache 8/3509 Nr. 4) 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen Ausset-
zung von autonomen Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs für ei-
nige industrielle Waren (Drucksache 8/3509 Nr. 5) 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur zweiten Aufstok-
kung des durch die Verordnungen (EWG) Nr. 2470/78 für das Jahr 
1979 eröffneten Gemeinschaftszollkontingents für bestimmtes 
Sperrholz aus Nadelholz der Tarifstelle ex 44.15 des Gemeinsamen 
Zolltarifs (Drucksache 8/3509 Nr. 6) 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates über die zolltarifliche 
Behandlung bestimmter Erzeugnisse, die zur Verwendung beim Bau, 
bei der Instandhaltung oder der Instandsetzung von Luftfahrzeugen 
bestimmt sind (Drucksache 8/3509 Nr. 7) 

Entwurf eines Beschlusses des AKP-EWG-Ministerrats zur Abwei-
chung von der Bestimmung des Begriffs „Ursprungswaren", um der 
besonderen Lage Malawis und Kenias in bezug auf bestimmte Angel-
geräte (künstliche Fliegen zum Flugangeln) Rechnung zu tragen 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung des 
Beschlusses Nr. .../79 des AKP-EWG-Ministerrats über die Abwei-
chung von der Bestimmung des Begriffs „Ursprungswaren", um der 
besonderen Lage Malawis und Kenias in bezug auf bestimmte Angel-
geräte (künstliche Fliegen zum Flugangeln) Rechnung zu tragen 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Abweichung der 
Bestimmung des Begriffs „Ursprungswaren", um der besonderen Lage 
Malawis und Kenias in bezug auf bestimmte Angelgeräte (künstliche 
Fliegen zum Flugangeln) Rechnung zu tragen 

Entwurf eines Beschlusses des Ausschusses für Zusammenarbeit im 
Zollwesen AKP-EWG zur Abweichung von der Bestimmung des Be-
griffs „Ursprungswaren", um der besonderen Lage Malawis und Ke-
nias in bezug auf bestimmte Angelgeräte (künstliche Fliegen zum 
Flugangeln) Rechnung zu tragen 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Durchführung des 
Beschlusses Nr... ./80 des Ausschusses für Zusammenarbeit im Zoll-
wesen AKP-EWG über die Abweichung von der Bestimmung des Be-
griffs „Ursprungswaren", um der besonderen Lage Malawis und Ke-
nias in bezug auf bestimmte Angelgeräte (künstliche Fliegen zum 
Flugangeln) Rechnung zu tragen (Drucksache 8/3567 Nr. 1) 

Vorschläge für Verordnungen (EWG) des Rates 

— zur Durchführung der Beschlüsse Nr. 1/79 und 2/79 des Ge-
mischten Ausschusses EWG-Österreich — Gemeinschaftliches 
Versandverfahren — zur Änderung der Anlagen II und II A des 
Abkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und der Republik Österreich zur Anwendung der Bestim-
mungen über das gemeinschaftliche Versandverfahren 

— zur Durchführung der Beschlüsse Nr. 1/79 und 2/79 des Ge-
mischten Ausschusses EWG-Schweiz — Gemeinschaftliches 
Versandverfahren — zur Änderung der Anlagen II und II A des 
Abkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft zur Anwen-
dung der Bestimmungen über das gemeinschaftliche Versandver-
fahren (Drucksache 8/3567 Nr. 2) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates ü ber die Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für 
bestimmtes Sperrholz aus Nadelholz der Tarifnummer ex 44.15 des 
Gemeinsamen Zolltarifs (1. Halbjahr 1980) (Drucksache 8/3567 
Nr. 3) 

Vorschläge für Verordnungen des Rates 

— zur Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschafts-
zollkontingents für Ferrosilizium der Tarifstelle 73.02 C des Ge-
meinsamen Zolltarifs (1980) 

— zur Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschafts-
zollkontingents für Ferrosiliziummangan der Tarifstelle 73.02 D 
des Gemeinsamen Zolltarifs (1980) 

— zur Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschafts-
zollkontingents für Ferrochrom, mit einem Gehalt an Kohlenstoff 
von 0,10 Gewichtshundertteilen oder weniger und an Chrom von 
mehr als 30 bis 90 Gewichtshundertteilen (hochraffiniertes Fer

-

rochrom) der Tarifstelle ex 73.02 E I des Gemeinsamen Zolltarifs 
(1980) (Drucksache 8/3567 Nr. 5) 

Vorschlag einer Verordnung des Rates (EWG) zur Festsetzung der 
mengenmäßigen Ausfuhrkontingente der Gemeinschaft für be-
stimmte Aschen und Rückstände von Kupfer sowie für bestimmte 
Bearbeitungsabfälle und bestimmten Schrott aus Kupfer, Aluminium 
und Blei für 1980 (Drucksache 8/3567 Nr. 7) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Verlängerung der 
für die Republik Zypern geltenden Handelsregelung über den Frist-
ablauf der ersten Stufe des Assoziierungsabkommens hinaus (Druck-
sache 8/3567 Nr. 8) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 3059/78 ü ber die gemeinsame Einfuhrrege-
lung für bestimmte Textilwaren mit Ursprung in Drittländern 
(Drucksache 8/3567 Nr. 10) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2579/79 zur Eröffnung, Aufteilung und Ver-
waltung von Gemeinschaftszollkontingenten für bestimmte Weine 
mit Ursprungsbezeichnung der Tarifstelle ex 22.05 C des Gemeinsa-
men Zolltarifs mit Ursprung in Tunesien (1979/80) (Drucksache 8/ 
3610 Nr. 1) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung von 
Plafonds und zur Einrichtung einer gemeinschaftlichen Überwa-
chung der Einfuhren bestimmter Erzeugnisse mit Ursprung in Po rtu-
gal (1980) (Drucksache 8/3610 Nr. 2) 

Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates ü ber den Abschluß 
eines zweiten Zusatzprotokolls zum Abkommen zwischen der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Staat Israel (Drucksache 
8/3610 Nr. 3) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Einführung eines 
endgültigen Antidumpingzolls für Lithiumhydroxid mit Ursprung in 
den Vereinigten Staaten von Amerika und der Sowjetunion (Druck-
sache 8/3670 Nr. 1) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2925/78 hinsichtlich des Zeitraums der Aussetzung der 
Preisbedingung für die Einfuhr bestimmter Zitrusfrüchte mit Ur-
sprung in Spanien in die Gemeinschaft (Drucksache 8/3670 Nr. 2) 

Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß 
des Abkommens in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der portugiesischen Republik 
über zubereitete oder haltbar gemachte Tomaten der Tarifstelle 
20.02 C des Gemeinsamen Zolltarifs (Drucksache 8/3670 Nr. 3) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung; Auftei-
lung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für Rum, 
Arrak und Taffia der Tarifstelle 22.09 C I des Gemeinsamen Zolltarifs 
mit Ursprung in den AKP-Staaten (1980) (Drucksache 8/3670 Nr. 4) 

Empfehlung eines Beschlusses des Rates zur Ermächtigung der 
Kommission, im Abkommen in Form von Briefwechseln zur Berichti-
gung bestimmter Kontingente, die das Vereinigte Königreich gemäß 
Protokoll Nr. 1 des Abkommens zwischen der Europäischen Wi rt

-schaftsgemeinschaft und der Republik Finnland, des Abkommens 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Kö-
nigreich Norwegen sowie des Abkommens zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Schweden er-
öffnet hat, auszuhandeln 

Empfehlung einer Verordnung des Rates über den Abschluß von Ab-
kommen in Form von Briefwechseln zur Änderung bestimmter zoll-
freier Kontingente, die das Vereinigte Königreich gemäß Protokoll 
Nr. 1 des Abkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und der Republik Finnland, des Abkommens zwischen 
der Europäischen Wi rtschaftsgemeinschaft und dem Königreich 
Norwegen sowie des Abkommens zwischen der Europäischen Wi rt

-schaftsgemeinschaft und dem Königreich Schweden eröffent hat 
(Drucksache 8/3670 Nr. 5) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der 
Verordnungen (EWG) Nr. 3081/78, Nr. 3082/78 und Nr. 3083/78 ü ber 
die Eröffnung. Aufteilung und Verwaltung von Gemeinschaftszoll-
kontingenten für bestimmte Weine der Tarifstelle ex 22.05 C des Ge-
meinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Po rtugal (für das Jahr 1979/80) 
(Drucksache 8/3670 Nr. 6) 

Vorschläge für Verordnungen (EWG) des Rates 

— zur Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschafts-
zollkontingents für Tomaten, frisch oder gekühlt, der Tarifstelle 
ex 07.01 M 1 des Gemeinsamen Zolltarifs, mit Ursprung in den 
Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean 
(1980) 

— zur Festsetzung von Plafonds und zur Einrichtung einer gemein-
schaftlichen Überwachung der Einfuhren von Karotten, Speise-
möhren und Speisezwiebeln der Tarifstelle ex 07.01 des Gemein-
samen Zolltarifs, mit Ursprung in den AKP-Staaten (1980) (Druck-
sache 8/3670 Nr. 8) 

Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß 
des Abkommens in Form eines Briefwechsels zur Änderung des Ab-
kommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
der Republik Isl and zur Änderung einiger zolltariflicher Bezeich-
nungen (Drucksache 8/3670 Nr. 9) 

Entwurf eins Beschlusses des AKP-EWG-Ministerrats ü ber eine Ab-
weichung von der Definition des Begriffs „Ursprungswaren" zur Be-
rücksichtigung der besonderen Lage von Mauritius bei haltbar ge-
machten Fischen 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend die An-
wendung des Beschlusses Nr.... des AKP-EWG-Ministerrats ü ber 
eine Abweichung von der Definition des Begriffs „Ursprungswaren" 
zur Berücksichtigung der besonderen Lage von Mauritius bei haltbar 
gemachten Thunfisch 

Empfehlung einer Verordnung (EWG) des Rates über die Abwei-
chung von der Definition des Begriffs „Ursprungswaren" zur Berück-
sichtigung der besonderen Lage  von Mauritius bei haltbar gemach-
tem Thunfisch (Drucksache 8/3670 Nr. 10) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Auftei-
lung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für Rum, 
Arrak und Taffia der Tarifstelle 22.09 C 1 des Gemeinsamen Zollta-
rifs mit Ursprung in den mit der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft assoziierten Ländern und Gebieten (1980) (Drucksache 8/3733 
Nr. 2) 

Verordnung (EWG) Nr. 3019/79 des Rates vom 20. Dezem ber 1979 
zur Verlängerung der derzeitigen Einfuhrregelung für bestimmte Ju-
teerzeugnisse mit Ursprung in Bangladesch, Indien und Thail and 
(Drucksache 8/3733 Nr. 3) 

Verordnung (EWG) Nr. 120/80 des Rates vom 21. Januar 1980 über 
die Handelsregelung zwischen Südrhodesien und der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (Drucksache 8/3733 Nr. 4) 
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Vizepräsident Leber 
Meine Damen und Herren, ich rufe nun Punkt 3 

der Tagesordnung auf: 
Zweite Beratung des von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Versammlungsge-
setzes und des Strafgesetzbuches 
— Drucksache 8/2677 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
-- Drucksache 8/3726 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Pensky 
Spranger 
Dr. Wendig 
(Erste Beratung 160. Sitzung) 

Wird von seiten der Berichterstatter das Wo rt  ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Dann eröffne ich die Aussprache und erteile als 

erstem dem Herrn Abgeordneten Dr. Dregger das 
Wort 

Dr. Dregger (CDU/CSU): Sehr verehrter Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Der Gesetzent-
wurf der Union, den wir heute in zweiter Lesung 
beraten, hat durch die Vorgänge in Bremen erneut 
brennende Aktualität gewonnen. Worum geht es? 
Es geht einmal darum, es den Gewalttätern zu er-
schweren, das Grundrecht auf Demonstrationsfrei-
heit zu mißbrauchen und dadurch zu diskreditieren, 
und es geht darum, es der Polizei zu erleichtern, die 
Gewalttäter von den f riedlichen Demonstranten zu 
trennen. 
Im einzelnen sollen die Vorschriften gegen das 

Mitführen von Waffen und ähnlichen Gegenstän-
den bei Demonstrationen vervollständigt, die Mas-
kierung und Vermummung von Demonstranten soll 
verboten, und den Gewalttätern soll es vor allem 
verwehrt werden, hinter der Kulisse wirklich oder 
scheinbar friedlicher Demonstranten Schutz und 
Deckung vor dem Zugriff der Polizei zu finden. 
Ohne eine solche Vorschrift — das haben die Vor-

gänge in Bremen wie zuvor schon in Frankfurt  und 
anderswo gezeigt —ist die Polizei nicht in der Lage, 
den friedlichen Ablauf einer Demons tration zu ge-
währleisten. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 
Entweder muß sie sich dann gewaltsam zu den 
durch die Kulisse gedeckten Gewalttätern durch-
schlagen — mit all den Folgen, die damit für Polizei-
beamte und Demonstranten verbunden sind —, oder 
sie muß vor der Gewalt kapitulieren. 
Sie, meine Damen und Herren der Koalition, ha-

ben zu unseren Gesetzesvorschlägen immer wieder 
nein gesagt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum?) 
Wollen Sie auch nach Bremen bei diesem Nein blei-
ben? Bedenken Sie: Die politische Verantwortung 
für die Vorgänge in Bremen tragen allein Sie. Sie ha-
ben nicht nur die gesetzgeberische Mehrheit hier in 
Bonn, Sie haben auch die alleinige Verfügung über 
die Exekutive in Bremen. Was wollen Sie also tun? 

Zu unseren Vorschlägen nein zu sagen, genügt 
nicht. Ich fordere Sie auf, uns und der deutschen Ö f-
fentlichkeit zu erklären, wie Sie den Rechtsfrieden 
in unserem Land gewährleisten wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wollen Sie in der Gesetzgebung oder in der Exeku-
tive etwas von unseren Vorschlägen Abweichendes 
tun, oder wollen Sie weiterhin nichts tun? 

Nichts tun heißt, bewaffneten und vermummten 
Politrockern der übelsten So rte die Straße zu über-
lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nichts tun heißt, unsere Polizei im Stich zu lassen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Nichts tun heißt, den Rechtsstaat zum Gespött sei-
ner selbst werden zu lassen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Weder die Polizeibeamten in Bremen, die sich hilfe-
suchend am Senat vorbei an die Öffentlichkeit ge-
wandt haben, noch die Christdemokraten in Bremen 
und in Bonn sind bereit, ihr Nichtstun widerspruchs-
los hinzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Vorgänge in Bremen haben aber nicht nur 
erneut die Notwendigkeit unseres zur Debatte ste-
henden Gesetzes bestätigt. Bestürzend sind nicht 
nur die Untaten der Extremisten, gegen die sich un-
ser Gesetzentwurf richtet, erschreckend ist auch das 
Versagen der in Bremen und Bonn für den Schutz 
der Bundeswehrveranstaltung Verantwortlichen. 

Die Gewalttaten der Linksextremisten kamen ja 
nicht überraschend. Nach dem Brief des Generalin-
spekteurs der Bundeswehr vom 25. April an den 
Bundesverteidigungsminister war klar, daß eine 
„nachdrückliche Störung" der Bundeswehrveran-
staltung bevorstand. Der Generalinspekteur hatte 
darin mitgeteilt, daß unter anderem SPD-Mitglieder 
gemeinsam mit der DKP, dem Kommunistischen 
Bund Westdeutschland und anderen zu Bespre-
chungen über die geplanten Störungen zusammen-
getreten waren. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Er hatte ferner auf die ohnehin bekannte Tatsache 
hingewiesen, daß auf Grund der mit dem KBW ge-
machten Erfahrungen mit gewaltsamen Aktionen zu 
rechnen war. Die notwendigen Vorkehrungen un-
terblieben trotzdem. Die Folgen hatten zunächst 
Hunderte von Polizeibeamten zu tragen, die ver-
letzt, teilweise schwer verletzt, wurden. 

Wie die Polizei in Bremen darüber denkt, kommt 
in zwei Flugblättern zum Ausdruck. Das eine rich-
tet sich an die allgemeine Öffentlichkeit, das zweite 
an die Fraktionen der Bremischen Bürgerschaft und 
an den Senat der Stadt Bremen. Ich darf mit Geneh-
migung des Präsidenten aus beiden Flugblättern ei-
nige Zitate bringen. 

Im ersten Flugblatt der Polizei heißt es: 

Blutige Krawalle am Weserstadion hatten 252 
verletzte Polizeibeamte zur Folge, davon 20 
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schwere Verletzungen: Knochenbrüche, Schä-
delverletzungen. Molotow-Cocktails, Eisenstan-
gen und ein Hagel von Pflastersteinen wurden 
von einem harten Kern von Chaoten in brutal-
ster Weise gegen die Polizeibeamten einge-
setzt. Fahrzeuge der Bundeswehr wurden in 
Brand gesetzt und Sachschäden von Hundert-
tausenden D-Mark verursacht. 

Dann heißt es weiter: 

Auch die Polizeibeamten haben ein Anrecht auf 
den Schutz ihrer Person. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Die grundgesetzlich geschützte Würde des 
Menschen gilt auch für Polizeibeamte. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Es kann nicht länger hingenommen werden, daß 
die Polizeibeamten diffamiert, angegriffen und 
verletzt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die GdP fragt auch nach den Ursachen solcher 
blutigen Krawalle. Ist der Literaturpreisverlei-
hung an einen wegen Mordversuchs an Polizei-
beamten Verurteilten nicht dazu angetan, den 
Boden für solche Ereignisse vorzubereiten? 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU) 

Eine berechtigte Frage! 

Ist nicht die Kritik am Polizeieinsatz in der 
Buchtstraße vom 1. Mai 1980 mit der Äußerung 
eines Senators, die Polizei beeinträchtige die 
Jugendarbeit, dazu geeignet, solche Vorgänge 
herbeizuführen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist eine weitere berechtigte Frage der Bremer 
Polizei! Weiter: 

Ist die Forderung der Jusos nach Rücktritt des 
Innensenators nicht dazu angetan, den Boden 
für solche Ereignisse vorzubereiten? Wir stellen 
fest: 

— so heißt es in dem Flugblatt der Polizei — 
So  kann es nicht weitergehen! 

Der Meinung sind wir auch. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Im zweiten Flugblatt der Gewerkschaft der Poli-
zei, das sich an den Senat der Freien Hansestadt und 
die Fraktionen der Bremischen Bürgerschaft richtet, 
heißt es: 

Die Gewerkschaft der Polizei forde rt  vom Senat 
ein klares Bekenntnis in der Öffentlichkeit zur 
Notwendigkeit der polizeilichen Maßnahmen. 

Offensichtlich ist diese Aufforderung erforderlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ferner: 

Die Gewerkschaft fordert eine klare Absage an 
alle Personen und Organisationen, die durch ihr 
Verhalten direkt oder indirekt an den Krawal-
len beteiligt waren. 

Weiter: 

Die Gewerkschaft der Polizei forde rt  innerpar-
teilich 

— meine Damen und Herren von der SPD — 

sicherzustellen, daß die Polizei nicht permanent 
unerträglichen Diffamierungen und voreiligen 
Verurteilungen ausgesetzt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schließlich: 

Die Gewerkschaft der Polizei forde rt, daß end-
lich Schluß gemacht wird mit der gezielt betrie-
benen Verunsicherung der Polizei, die aus-
schließlich zu Lasten des Bürgers geht und zu 
einer erheblichen Belastung der inneren Si-
cherheit führt. 

Am Schluß dieses Flugblatts an den Senat heißt 
es: 

Die Gewerkschaft der Polizei forde rt  alle poli-
tisch Verantwortlichen auf: Machen Sie Schluß 
mit Lippenbekenntnissen und bekennen Sie 
sich aktiv zur inneren Sicherheit zum Wohl der 
friedlichen Bürger unserer Stadt, indem Sie die 
Polizei unterstützen! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Man ist über diesen Aufruf der Polizei nicht ver-
wundert, wenn man aus Pressenachrichten aus Bre-
men die Brutalität dieser Chaoten zur Kenntnis 
nimmt. So heißt es in den Bremer Nachrichten" vom 
B. Mai 1980: 

Demonstranten hatten einen Bundeswehrbus 
gestürmt, den flüchtenden Fahrer, einen Gefrei-
ten, mit einer Eisenstange in das Führerhaus zu-
rückgeprügelt und dann das Fahrzeug angezün-
det. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Erst als der Bus lichterloh brannte, konnte der 
blutüberströmte schwerverletzte junge Mann 
befreit und in ein Krankenhaus gebracht wer-
den. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört 

Gleichzeitig flogen Molotow-Cocktails gegen 
postierte Beamte vor den Kassenhäuschen, 
prasselte Steinhagel von der Osterdeichbö-
schung. 

Bestürzend sind aber nicht nur die Untaten der 
Extremisten und das Versagen der in Bremen und 
Bonn politisch Verantwortlichen. Politisch noch be-
drohlicher ist die Tatsache, daß bei der Vorberei-
tung und Durchführung dieser Demonstrationen 
in Bremen Arbeitsgemeinschaften der SPD mit 
Linksextremisten verschiedenster Ausprägung 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Das ist das Entschei

-

dende!) 
volksfrontartig zusammengearbeitet haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Dr. 
Kohl [CDU/CSU]: Das ist das Entscheiden

-

de!) 
In der Initiative gegen die öffentliche Bundeswehr

-

vereidigung am 6. Mai wirkten der Juso-Landesvor- 
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stand, die Arbeitsgemeinschaft Spo rt  in der SPD 
Bremen-Ost u. a. mit der Deutschen Kommunisti-
schen Partei und ihren Hilfstruppen unmittelbar zu-
sammen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Diese Initiative, in der SPD-Mitglieder mitarbeite-
ten, hatte Kontakt zum Kommunistischen Bund 
Westdeutschland und der Bremer Bürgerinitiative 
gegen Atomtod, die bis in die Randszene des Terro-
rismus hineinreicht. 

Die formal getrennten Aktionen beider Gruppen 
gingen nach Planung und Ablauf eng ineinander 
über. Für 16.30 Uhr hatten der KBW und die Anti-
atomtod-Gruppe eine Demonstration vom Haupt-
bahnhof zum Goetheplatz angemeldet Für 17.30 Uhr 
schloß sich die u. a. von der DKP und den Jusos ge-
tragene Demonstration vom Goetheplatz zum We-
serstadion an. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Schön!) 

Und für 20.30 Uhr hatte dann der KBW eine Demon-
stration am Weserstadion angemeldet Es griff alles 
ineinander: von den Jusos bis zu linken Politrockern 
übelster Sorte. 

Da die Demonstrationen beim Senat angemeldet 
wurden, waren sie dem Bremer Senat bekannt. Der 
Bremer Senat wußte daher auch auf Grund dieser 
Anmeldung wie aus zahlreichen Flugblättern und 
Plakaten von der Mitwirkung von Teilen der Bremer 
SPD. Die Führung der Bremer SPD tat trotzdem 
nichts, um diesem volksfrontartigen Zusammenge-
hen entgegenzutreten. Im Gegenteil! Der SPD-Lan-
desvorstand reihte sich in die Gruppe derer ein, die 
gegen die geplante Bundeswehrveranstaltung pole-
misierten. Der SPD-Landesvorstand nahm in einem 
Beschluß Anstoß daran, 

daß in der gegenwärtigen Situation die Vereidi-
gung von über 10 000 Rekruten zu einer militä-
rischen Großveranstaltung ausgeweitet wird. 

Der SPD-Landesvorstand hat also diesen Demon-
strationen. selbst Vorschub geleistet. In klarer Er-
kenntnis ihrer Zielsetzung, nämlich Frontstellung 
gegen eine Veranstaltung der Bundeswehr, an der 
neben dem der SPD angehörenden Bundesverteidi-
gungsminister das Staatsoberhaupt, der Bundesprä-
sident, teilnahm, in klarer Erkenntnis auch des Zu-
sammenwirkens von SPD-Mitgliedern und -Arbeits-
gemeinschaften mit Linksextremisten verschieden-
ster Art  reihte sich der SPD-Landesvorstand in die 
Front der Protestierer ein. In Bremen gab es im Pro-
test gegen die Bundeswehrveranstaltung eine Ein-
heitsfront der Linken: vom SPD-Landesvorstand bis 
zum KBW, meine Damen und Herren. Das ist die po-
litische Tragödie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dabei kam es in Flugblättern der Initiative, an der 
die Jusos und andere Arbeitsgemeinschaften der 
SPD beteiligt sind, zu üblen Verleumdungen der 
Bundeswehr und des friedlichen Charakters unse-
rer Verteidigungspolitik. Wenn es im Zusammen-
hang mit der Rekrutenvereidigung der Bundeswehr 
z. B. heißt „Nie wieder Krieg! Kampf dem Militaris-
mus., dann wird damit doch suggeriert, daß diese 

Veranstaltung ein Zeichen von Militarismus sei und 
daß die Bundeswehr dem nächsten Krieg Vorschub 
leiste. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Der alte Adam kommt da wie

-

der durch!) 

Dieser letzte Aspekt, meine Damen und Herren, 
unterscheidet die Vorgänge in Bremen grundlegend 
von denen in Frankfurt, Brokdorf, Grohnde und an-
derswo. Die Vorgänge in Bremen haben nicht nur 
den inneren Frieden unseres Landes verletzt, son-
dern sie gefährden zugleich unsere äußere Sicher-
heit. Während die Sowjetunion Afghanistan über-
fällt, während sie in Europa jede Woche eine neue 
SS-20-Mittelstreckenrakete stationiert, die — mit 
vier Sprengköpfen ausgerüstet — jeden Punkt in Eu-
ropa und damit auch in der Bundesrepublik 
Deutschland vernichten kann, nimmt der SPD-Lan-
desvorstand in Bremen Anstoß an einer öffentli-
chen Rekrutenvereidigung. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Pfui, pfui! — 
Würzbach [CDU/CSU]: Die Partei vom 

Kanzler ist das!) 

Meine Damen und Herren, fragen Sie sich doch 
einmal: Wie soll Moskau angesichts dieser Haltung 
der stärksten Regierungspartei noch an die Vertei-
digungsbereitschaft und Verteidigungsfähigkeit 
der Bundesrepublik Deutschland glauben? Was 
sollen eigentlich die jungen Bundeswehrrekruten 
von einem Staat halten, dessen stärkste Regierungs-
partei Demonstrationen Vorschub leistet, die sich 
gegen ihre Vereidigung in Anwesenheit des Staats-
oberhauptes richten? 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Pfui Teufel!) 

Wie sollen unsere westlichen Alliierten noch an die 
Bündnisfähigkeit der Bundesrepublik Deutschland 
glauben? Wie ernst kann der Bundeskanzler noch in 
Moskau genommen werden, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

wenn er dort  den Sowjets die Meinung wegen Af-
ghanistan sagen will, wie er etwas großsprecherisch 
— ich glaube, in einer Mai-Veranstaltung — ange-
kündigt hat, und sie zum Rückzug auffordern will? 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Kann denn der Bundeskanzler angesichts dieser 
Vorgänge in seiner Partei noch etwas anderes er-
warten, als daß er von den Sowjets in Moskau 
schlicht ausgelacht wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Bundeskanzler hat 
sich zu diesen Vorgängen nur sehr spät, nur sehr zu-
rückhaltend und auch inhaltlich unbef riedigend ge-
äußert. 

(Dr. Jentsch [Wiesbaden] [CDU/CSU]: Jetzt 
liest er Zeitung!) 

Zunächst hat er einer Entschuldigung zugestimmt, 
die der Fraktionsvorsitzende der SPD an die 
Adresse der Bundeswehr gerichtet hatte. 

(Spranger [CDU/CSU]: Ausgerechnet der! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 
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Ich frage: Was ist diese Entschuldigung we rt, 

wenn von der SPD aus dieser Entwicklung in den 
eigenen Reihen nicht endlich Konsequenzen gezo-
gen werden? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb fragen wir: Wann wird endlich wieder 
eine klare Grenze zwischen der SPD und Kommu-
nisten und anderen Linksextremisten gezogen, 
wie sie in früheren Jahren zu Zeiten Kurt Schuma-
chers zweifelsfrei bestanden hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir fragen weiter: Wann endlich ist die SPD be-
reit, nicht nur den Posten des Verteidigungsmini-
sters zu besetzen, sondern sich als Ganze hinter die 
Bundeswehr zu stellen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wann ist sie bereit, nicht nur die Auswüchse, die 
Gewalttaten bei diesen Demonstrationen zu verur-
teilen, sondern diese Demonstrationen selbst zu ver-
urteilen, und zwar deshalb zu verurteilen, weil sie 
sich gegen eine Staatsinstitution richten — die Bun-
deswehr —, die zusammen mit unseren Alliierten 
den Frieden und die Freiheit unseres Landes zu si-
chern hat? Diese Distanzierung erwarten wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was Sie, Herr Bundeskanzler, gestern abend nach 
einer dpa-Meldung vor der Bundestagsfraktion der 
SPD gesagt haben, ist außerordentlich unbefriedi-
gend. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie immer!) 

Es heißt dort : 

Bundeskanzler Helmut Schmidt hat am Vor-
abend der Bundestagsdebatte über die schwe-
ren Ausschreitungen bei der Verpflichtungs-
feier für Bundeswehrsoldaten in Bremen erneut 
gewaltsame Störungen verurteilt. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Vor der SPD-Bundestagsfraktion sagte Schmidt 
am Montag mit Blick auf die Bremer Vorfälle, 
wer mit Sprechchören jemanden am Reden hin-
dere oder Tomaten werfe, der sei sein Feind und 
sei Feind der Sozialdemokratie. 

(Dr. Zimmermann [CDU/CSU]: Es waren 
Pflastersteine und nicht Tomaten! Es waren 

Pflastersteine!) 

— So ist es. 

Ich frage den Bundeskanzler: Wollen Sie sich 
nicht auch gegen das politische Ziel von Demonstra-
tionen zur Wehr setzen, die Ihre Partei gegen die 
Bundeswehr und eine Bundeswehrveranstaltung 
mit dem Bundespräsidenten unternimmt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich frage: Wissen die Wähler der SPD eigentlich, 
wem sie ihre Stimme geben, 

(Lachen bei der SPD) 

wenn sie in Bund und Ländern auf Wahlplakaten 
aufgefordert werden, Helmut Schmidt zu wählen? 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Betrogen werden die 
Leute!) 

Wissen sie, daß sie damit eine Partei wählen, die im-
mer mehr dabei ist, ihr inneres Gleichgewicht zu 
verlieren, und eine politische Führung, die nicht 
mehr in der Lage ist, ihren eigenen Einsichten zu fol-
gen, sondern gezwungen ist, sich dem Druck in ihrer 
eigenen Partei zu beugen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die SPD-Linke übernimmt immer mehr die Füh-
rung in der Partei. Männer wie Bürgermeister 
Koschnik in Bremen und Bundeskanzler Schmidt in 
Bonn zaubern der Öffentlichkeit ein Bild vor, das 
mit der Wirklichkeit ihrer Partei nicht mehr viel ge-
mein hat. Es ist im Grunde absurd, daß die SPD als 
Regierungspartei Wahlen gewinnt, obwohl sie in 
wichtigen Fragen der deutschen Politik regierungs-
unfähig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

Meine Damen und Herren, daß das so ist, ist nicht 
Ihre Schuld. Dafür tragen ein Teil der Medien und 
wir die Verantwortung. Wir müssen das Bild mit der 
Wirklichkeit in Übereinstimmung bringen. Das ist 
unsere Aufgabe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich sage das nicht nur mit dem Blick auf die Vor-
gänge in Bremen. Auch hier im Deutschen Bundes-
tag ist die SPD-Fraktion wegen ihres linken Flügels 
nicht mehr in  der  Lage, zusammen mit ihrem Koali-
tionspartner FDP Mehrheiten in wichtigen Be-
schlüssen zu bilden. Das zeigte sich bei der Empfeh-
lung für den Olympia-Boykott vor kurzem; das hat 
sich gezeigt bei der Verabschiedung des Kontakt-
sperregesetzes, eines der wichtigsten Antiterrorge-
setze, die der Bundestag verabschiedet hat. In den 
Ländern wird die Energiepolitik der Bundesregie-
rung nur noch von der Union vorbehaltlos unter-
stützt, während der Widerstand der Parteigliede-
rungen der SPD nun schon seit Jahren zu einem völ-
ligen Stillstand im Kraftwerksbau geführt hat. 

Der Ruhm des Bundeskanzlers in der Öffentlich-
keit beruht weitgehend auf einer Täuschung. Er be

-ruht nicht auf Taten, sondern auf Worten und Ge-
sten, auf schauspielerischen Qualitäten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe Sie, Herr Bundeskanzler, von diesem Pult 
aus schon einmal als den größten Staatsschauspieler 
aller Zeiten bezeichnet. Ich wiederhole das heute. 

(Franke [CDU/CSU]: Schmidtchen Täu

-

scher!) 

Wieviel Politik mit Schauspielkunst auch gemein 
hat, Politik ist nicht nur Spiel. In der Politik geht es, 
wie wir alle wissen, 

(Conradi [SPD]: Um Vorsehung!) 

auch um die Sicherheit unseres Landes, um das Le

-

ben und die Gesundheit von Polizeibeamten — wie 
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in diesem Gesetzentwurf —, um den inneren und äu-
ßeren Frieden unseres Landes. 

Wenn wir nicht handeln, wenn die gesetzgeberi-
sche Mehrheit dieses Parlaments nicht handelt — 
und sie liegt heute bei Ihnen —, wenn die Regierung 
ihrer Verantwortung nicht gerecht wird, dann kön-
nen auch Polizei und Bundeswehr, dann können 
auch Wirtschaft und Wissenschaft nicht ihrer Ver-
antwortung gerecht werden. Dann wird unser Staat 
handlungsunfähig, dann treibt er Gefahren entge-
gen, die nicht mehr beherrschbar sind. 

Ihre Verantwortung, Herr Bundeskanzler, er-
wächst nicht nur aus Ihrem hohen Amt, sondern 
auch aus dem persönlichen Ansehen, das Sie in ei-
ner breiten — wenn auch wenig informierten — Öf-
fentlichkeit genießen. Deshalb können Sie die Ant-
wort  auf Bremen weder gesetzgeberisch noch in der 
Exekutive noch in der innerparteilichen Situation 
der SPD, deren stellvertretender Vorsitzender Sie 
sind, anderen überlassen. Das Parlament und die 
deutsche Öffentlichkeit erwarten heute Ihre Ant-
wort auf die Vorgänge in Bremen. Sie allein haben 
diese Antwort zu verantworten. 

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen. 
Erstens. Unser Gesetzentwurf, der heute zur zweiten 
Lesung ansteht, ist notwendig. Wir erwarten von der 
Koalition entweder Zustimmung oder echte Alter-
nativen. 

Zweitens. Das Versagen der für den Schutz der 
Bundeswehrveranstaltung politisch Verantwortli-
chen in Bremen und Bonn muß aufgeklärt, und es 
müssen daraus Konsequenzen gezogen werden. 

Drittens. Wir fordern die SPD angesichts der Zu-
stände in Bremen erneut auf, endlich wieder einen 
klaren Trennungsstrich zu den Kommunisten und 
Linksextremisten zu ziehen. 

Viertens. Wir fordern die SPD auf, sich als Ganze 
eindeutig hinter die Bundeswehr zu stellen und sich 
nicht nur von Ausschreitungen bei Demonstratio-
nen gegen die Bundeswehr zu distanzieren, sondern 
von diesen Demonstrationen selbst. 

Wir fordern schließlich die Wähler auf, bei künfti-
gen Wahlen etwas genauer hinzusehen, was sie 
wählen, wenn sie aufgefordert werden, Helmut 
Schmidt zu wählen.' 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei der 
SPD) 

Vizepräsident Leber: Das Wort hat Herr Bürger-
meister Koschnick. 

Präsident des Senats Koschnick (Bremen): Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Zur Beratung steht der von der CDU/CSU ein-
gebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Versammlungsgesetzes und des Strafgesetzbuches. 
Aber zur Beratung stehen natürlich auch die Vor-
gänge in Bremen. Damit die beiden Probleme sehr 
wohl in Ihrem inneren Zusammenhang gesehen 
werden, gleichzeitig aber auch eine Sachaufklärung 

über das erfolgt, was in Bremen geschehen ist, habe 
ich das Wort genommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das tut sicher 
weh!) 

— Ich höre den Zwischenruf: Das tut weh, der Sach-
zusammenhang. Ich sage: Sie haben recht; mir tut 
das weh. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Späte Erkennt

-

nis!) 

— Lieber Freund, ich habe mich vom ersten Tage an, 
als die Bundeswehr den Antrag stellte, die Veran-
staltung in Bremen durchzuführen, für diese Verei-
digung eingesetzt, und ich stehe dazu. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Und der Landes

-

vorstand?) 

Ich würde das morgen erneut so beschließen. Das 
war früher so, das ist heute so und bleibt auch mor-
gen so. 

(Beifall bei der SPD — Franke [CDU/CSU]: 
Gehört dazu ein besonderer Mut, Herr Bür

-

germeister?) 

Es geht zunächst einmal um einen Vorwurf gegen 
mich. — Nein, dazu gehört kein Mut, sondern ein 
Bekenntnis zu diesem Staat und zu denen, die die-
sen Staat zu schützen haben, nicht mehr und nicht 
weniger. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Aber ich freue mich, daß die Frage, ob dazu Mut ge-
höre, von der CDU gestellt wird. Von mir aus nicht; 
in dieser Frage gibt es für mich gar keinen Streit — 
früher nicht, heute nicht und morgen nicht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Lippenbekennt-
nis! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Ich stelle nur fest, Herr Präsident, daß meine per-
sönliche Erklärung, die ich abgegeben habe, als 
„scheinheilig" bezeichnet wird. Ich frage ernsthaft 
nach der Qualität dieser Auseinandersetzung. Be-
greifen Sie eigentlich nicht, wo wir uns auseinander-
setzen müssen und wo wir gemeinsam zusammen-
stehen müssen? Wie kann diese Erklärung zur Bun-
deswehr nur „scheinheilig" genannt werden? 

(Beifall bei der SPD) 

Ich habe doch gar nichts dagegen, daß die Christlich 
Demokratische Union und die CSU mich angreifen; 
ich habe ja gar nichts dagegen, wenn Sie sagen: Die-
ses oder alles war falsch — ich stelle mich dieser 
Kritik —, aber ich kann erwarten, daß ich hier ausre-
den und deutlich machen darf, wie meine Position, 
die Position des Senates und die Position meiner 
Partei in Bremen ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es gibt wohl nieman-
den, der ein bißchen Gefühl für Proportionen, insbe-
sondere für die Position und die Aufgaben der Bun-
deswehr und für die Aufgaben der deutschen Politik 
im Rahmen des westlichen Bündnisses — sowohl im 
Rahmen der NATO als auch im Rahmen der politi-
schen Bündnisse — hat, der nicht mit Bestürzung 
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auf die Art  und Weise der Ausschreitungen, die wir 
in Bremen erlebt haben, reagiert. Aber das sollte 
hier auch nicht untergehen: Die bremische Polizei 
hat dafür gesorgt, daß diese Veranstaltung in der 
vorgesehenen Form durchgeführt werden konnte. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Bevor Sie weiterschreien, sage ich hier den bre-
mischen und den niedersächsischen Polizeibeamten 
ganz eindeutig meinen Dank dafür, daß sie verhin-
dert haben, daß uns Gewalttäter aufzwingen kön-
nen, was wir tun oder lassen sollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Schließlich hoffe ich sehr, daß Sie in keiner ande-
ren Stadt, gleich von wem sie regiert wird, wenn sie 
auch von anderen Mehrheiten regiert wird, ähnliche 
Ausschreitungen erleben, nicht nur mit denen, die 
in der Stadt leben, sondern auch mit denen, die zu

-r

eisen, damit wir nicht das Geschäft derjenigen be-
treiben, die gern möchten, daß durch öffentliche 
Auseinandersetzung mit der staatlichen Gewalt, 
vornehmlich mit der Polizei, am Ende der Konsens, 
der zwischen den Demokraten besteht, diesen Staat 
gemeinsam zu schützen und zu verteidigen, völlig 
zerbrochen wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies ist keine Entschuldigung für Bremen, sondern 
das ist die Frage nach dem, was wir gemeinsam tun 
wollen und gemeinsam getan haben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Zu spät! — „Be

-

rufsverboter - Bremer Universität!) 

— Zu dem Zuruf „Bremer Universität" von seiten der 
CDU/CSU möchte ich nur mit einem einzigen Satz 
bemerken: Die Vollversammlung der Studenten der 
Bremer Universität hat am 6. Mai beschlossen, an 
keiner Demonstration gegen die Bundeswehr teilzu-
nehmen, weil sie die Bundeswehr und sich selbst 
nicht in Mißkredit bringen wollten. Ich bitte, mit der 
alten Leier früherer Positionen aufzuhören. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Greifen Sie die Bremer Universität wegen ihrer In-
halte an, greifen Sie sie an wegen mancher Dinge, 
die geschehen sind, aber tun Sie es nicht in dieser 
Frage. Falls Sie es nicht erkennen können: In Bre-
men hören jetzt einige mit, die nach der Qualität 
auch der Zwischenrufe fragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sage: Ich entschuldige nichts, denn da gibt es 
nichts zu entschuldigen. Aber ich bitte alle Damen 
und Herren dieses Hauses, auch nicht das Geschäft 
einer anderen Seite zu betreiben, die wir gemeinsam 
bekämpfen müssen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Als die Bundeswehr Anfang Januar 1980 mit der 
Frage an mich herantrat, ob Bremen bereit sei, aus 
Anlaß des Jubiläums des Beitritts der Bundesrepu-
blik zur NATO eine zentrale Gelöbnisveranstal-
tung für das Heer in den Mauern der Stadt durch-
führen zu lassen, habe ich sofort mit Ja geantwortet. 
Wir haben dann von Anfang Januar an, als auch die 
anderen Teilstreitkräfte Vorschläge gemacht haben, 

geprüft, an wechem Ort in Bremen eine solche Ver-
anstaltung am besten stattfinden könnte, und kamen 
einvernehmlich zu der Auffassung: Wenn sie in Bre-
men stattfinden sollte — die Entscheidung stand 
noch aus —, dann wäre das Weser-Stadion dafür ge-
eignet. Das ist übrigens der O rt, wo 1967 mein Vor-
gänger Bürgermeister Dehnkamp unter den glei-
chen zeremoniellen Bedingungen wie am 6. Mai 
eine Vereidigung abgenommen hat. Die Bürgerwei-
de, in der Bürgermeister Kaisen vor 23 Jahren erst-
malig eine öffentliche Gelöbnisveranstaltung durch-
geführt hat, konnten wir nicht nehmen, weil diese 
Bürgerweide durch eine Messeveranstaltung mit 
Zelten besetzt war. 

Ende März ist dann offiziell der Wunsch des Bun-
desverteidigungsministeriums an uns herangetra-
gen worden, Bremen zu wählen, und wir haben 
gleich nach Ostern entsprechend positiv reagiert. 
Wir haben allerdings bei unserer Zustimmung auch 
darauf hingewiesen, daß nach den Ereignissen von 
Flensburg, wo eine Gelöbnisrede in Schleswig-Hol-
stein im Pfeifkonzert der Demonstranten unterging, 
auch die Bundeswehr daran denken möge, daß wir 
entsprechend das Stadion gemeinsam mit den 
Freunden der Bundeswehr füllen, um Störungen wie 
in Flensburg zu vermeiden. Der wesentliche Unter-
schied zwischen der Veranstaltung in Bremen und 
der in Flensburg ist allerdings, daß in Flensburg nur 
Krach geschlagen wurde, während in Bremen Ge-
walt angewandt worden ist. Ich sehe den Unter-
schied sehr wohl. 

Wir haben dann gemeinsam mit der Bundeswehr 
— schon vor unserer Zustimmung und dann natür-
lich weiter nach der Zustimmung — die polizeitak-
tischen Sicherheitsüberlegungen angestellt. Das 
geschah in vielfältigen Gesprächen zwischen dem 
8. April und dem 2. Mai. Wir haben bei gleicher La-
geeinschätzung zwischen unserer Polizei den ande-
ren Sicherheitsbehörden des Landes und den 
Dienstkräften des Bundesverteidigungsministe-
riums die entsprechenden Ablaufpläne aufgestellt 
und die entsprechenden Vorkehrungen getroffen, 
um die Veranstaltung im Weser-Stadion durchfüh-
ren lassen zu können. 

Wir hatten seit Anfang April Hinweise darauf, 
daß sich extremistische Gruppen bemühen würden, 
diese Veranstaltung zu stören. Wir hatten aller-
dings keinen Hinweis darauf, daß die Störungen ge-
walttätig, also anders als in Flensburg ablaufen soll-
ten. Am Abend des 5. Mai haben wir zuerst von ei-
nem Hinweis auf eine mögliche gewaltsame Störung 
erfahren, und am frühen Morgen des 6. Mai haben 
wir erfahren, daß aus Hamburg, Oldenburg und an-
deren Teilen Gruppen zu den Demonstrationen in 
Bremen hinzustoßen wollten. Wir haben aus diesem 
Grunde die letzten Reserven der bremischen Polizei 
über den Einsatzplan vom 2. Mai hinaus zusammen-
gezogen und gleichzeitig die niedersächsische Poli-
zei gebeten, uns Kräfte zur Verfügung zu stellen. 
Hannover hat sofort gehandelt. Dies zum Sachab-
lauf. 

Wir haben dann drei Veranstaltungen zu schüt-
zen gehabt: die Veranstaltung des Herrn Bundes-
präsidenten im Rathaus, die Veranstaltung des Se- 
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nates im Rathaus und die Veranstaltung im Weser

-

Stadion. Die Veranstaltungen im Rathaus sind stö-
rungsfrei verlaufen ;  die Veranstaltung im Weser-
Stadion konnte nur unter Einsatz körperlicher Ge-
walt durch die Polizei abgewickelt werden. Alle drei 
Veranstaltungen sind entsprechend der Planung 
und Konzeption durchgeführt worden. 

Etwas anderes haben wir jedoch erlebt. Wir muß-
ten erleben, daß sich nach Bekanntwerden der Ver-
anstaltung in Bremen eine große Zahl von Gruppie-
rungen, auch aus der SPD — das betone ich aus-
drücklich —, gegen die Art  und Weise der Gelöbnis-
veranstaltung gewandt hat und mich, zum Teil auch 
die Bundesregierung aufgefordert hat, alles daran-
zusetzen, damit diese Veranstaltung im Weser-Sta-
dion nicht stattfindet. Das habe nicht nur ich abge-
lehnt, sondern das hat auch der Landesvorstand der 
Sozialdemokratischen Partei abgelehnt. Dies ist vor-
hin von Herrn Dregger hier völlig falsch dargestellt 
worden. Das besagt nicht, daß die Entscheidung des 
Landesvorstands erst gefallen ist, nachdem vorher 
in Untergruppierungen der SPD andere Entschlie-
ßungen gefaßt worden sind. 

Nun frage ich allerdings Christdemokraten, Freie 
Demokraten, Sozialdemokraten, ob nicht die Ent-
scheidungen der Landesorganisation die politisch 
verbindlichen sind und nicht die der Untergliede-
rung. Ich spreche jetzt nicht von den politischen 
Wirkungen, sondern ich spreche von der politischen 
Verbindlichkeit. Hier, so muß ich sagen, können Sie 
dem Landesvorstand der SPD einen solchen Vor-
wurf nicht machen. Der Landesvorstand hat sich 
eindeutig zur Bundeswehr, eindeutig zum Vertei-
digungsauftrag, eindeutig auch dazu bekannt, daß 
diese Bundeswehr erst die Friedens- und Entspan-
nungspolitik möglich macht, die wir in der Vergan-
genheit über einen Zeitraum von 25 Jahren, seitdem 
wir in der NATO sind, gemeinsam im Schutz des 
Bündnisses führen konnten. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

— Sehen Sie: Ich stelle fest, was beschlossen worden 
ist; das paßt dann nicht in ein Konzept hinein, und 
hier kommt Unruhe auf. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein, das war 
wegen des Beifalls! — Weitere Zurufe und 

Lachen bei der CDU/CSU) 

— Ich bin doch nicht hier, um Beifall zu haschen. Die 
Sache ist für mich viel zu ernst und zum Teil auch so 
bitter, daß ich hier nicht um Beifall ringe. Ich stelle 
nur fest, daß der Landesvorstand sich sehr eindeutig 
geäußert und sich im übrigen nicht gegen die Gelöb-
nisveranstaltung ausgesprochen hat. Wohl aber hat 
er die Frage nach der zeremoniellen Umrahmung 
aufgeworfen. Hierzu sage ich: Ober diese Frage 
hätte ich gern in Ruhe — nicht unter Demonstra-
tionsdruck — diskutiert. Ob diese oder andere For-
men heute zeitgerechter sind, hätten wir auch quer 
durch die Fraktionen und quer durch die Truppe dis-
kutieren können. Allerdings kann man nach den Er-
eignissen im Bremen kaum in diesem Jahr ernsthaft 
über diese Frage diskutieren. Denn ich lasse mir 
auch hier nicht durch öffentliche Ausschreitungen 

vorschreiben, in welchen Formen wir Traditions-
pflege betreiben müssen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Der Beifall ist groß

-

artig, nicht wahr?) 

Nun ein Wort  zu der Frage: Haben bremische So-
zialdemokraten das Klima für die Auseinanderset-
zung bereitet, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ja!) 

so wie es Herr Dregger darzustellen versuchte und 
wie es zum Teil auch in der Presse unterstellt wor-
den ist. Meine Damen und Herren, ich glaube nicht, 
daß Sie ernsthaft einen solchen Vorwurf aufrechter- 
halten können, wenn Sie feststellen, daß sich die 
Landesregierung einstimmig und daß sich der Lan-
desvorstand genauso eindeutig für die Veranstal-
tung ausgesprochen haben, daß sie sich — ebenso 
wie die Sozialdemokratische Partei — auch bei den 
Entscheidungen gegen die Veranstaltungen eindeu-
tig zur Bundeswehr und zur Aufgabe der Bundes-
wehr bekannt haben. Zu sagen, die Beschlüsse in 
den Gliederungen seien die Vorbereitung für die 
Demonstrationen und Ausschreitungen gewesen, ist 
eine Überzeichnung, die ich mit aller Entschieden-
heit zurückweisen muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Weiterhin bitte ich auch zu sehen, wer damals in 
Bremen protestiert hatte, sogar unter sehr starker 
Unterstützung durch die örtliche Presse. Ich spreche 
dabei nicht von der schrecklichen Sendung von Ra-
dio Bremen; sie muß noch ein Extra-Nachspiel ha-
ben. Ich spreche im Blick auf das Vorfeld jetzt nur 
von den bremischen Zeitungen. Es war ein Drittel 
der Pastoren und Mitarbeiter der bremischen evan-
gelischen Kirche, es war die evangelische Jugend, es 
war die katholische Jugend, es war der Landesju-
gendring, es waren Judos und Jusos, die alle sagten: 
Diese Form der Veranstaltung paßt nicht mehr in 
die heutige Zeit. Dagegen habe ich gehalten, daß die 
Frage der inneren Ausgestaltung von solchen Ver-
anstaltungen in der Bundeswehr diskutiert wer-
den muß, aber nicht mit Demons trationen beantwor-
tet werden kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ferner habe ich mich frühzeitig dagegen gewehrt, 
daß im Vorfeld der Auseinandersetzung eine solche 
Gelöbnisveranstaltung so dargestellt worden ist, 
als sei sie eine Machtdemonstration der Bundes-
wehr, sozusagen Säbelrasseln. Die Verpflichtung 
von Soldaten zur Verteidigung der Heimat ist keine 
Machtdemonstration. Auch das ist vorher und 
nicht erst nach den Auseinandersetzungen gesagt 
worden. 

(Allgemeiner Beifall) 

Schließlich haben wir deutlich gemacht, daß — 
anders als Herr Dregger es hier darstellt — es keine 
Kontakte zwischen den demokratischen Jugendor-
ganisationen, insbesondere nicht zwischen Jusos 
und Gewerkschaftsjugend und dem KBW gegeben 
hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Reiner Zufall! — 
Heiterkeit bei der CDU/CSU) 
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— Es wäre gut, wenn wir den Gegenstand der Aus-
einandersetzung so betrachteten, wie er ist: ernst-
haft und kritisch. Sie werden in Bremen nicht eine 
Verbindung zwischen Chaoten und dem KBW ei-
nerseits und andererseits der sozialdemokratischen 
Jugend oder der Gewerkschaftsjugend herstellen 
können. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei der 
CDU/CSU) 

— Nein, das können Sie nicht. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Der Bericht des Generalinspekteurs der Bundes-
wehr an den Bundesverteidigungsminister, den wir 
letzte Woche in der „Frankfu rter Allgemeinen Zei-
tung" zur Kenntnis nehmen konnten, hat eine solche 
Verbindung hergestellt. Aber alle Untersuchungen 
unserer Sicherheitsbehörden haben bewiesen, daß 
der Bericht in diesem Teil falsch ist. Es gab zwei ver-
schiedene Gruppierungen, die sich um eine De-
monstration und Kundgebung bemühten. Ein Kreis 
gruppierte sich am Anfang um den KBW, betätigte 
sich dann aber, als der KBW nicht die Führung an 
sich reißen konnte, unter Leitung der BBA weiter. 
Diesen Kreis möchte ich nicht als eine zu dem Be-
reich der Kirche und der kritischen Jugend gehö-
rende Gruppierung bezeichnen. Die andere Grup-
pierung wollte unter Federführung der Jusos und 
des Landesjugendringes zusammen mit den kirchli-
chen Gruppen eine friedliche Demonstration orga-
nisieren, eine friedliche Kundgebung mit einem kul-
turellen Alternativprogramm abhalten, um zu ver-
hindern, daß ein Demonstrant in Konflikte mit ande-
ren verwickelt werde. 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

Dies ist am 2. Mai in der abschließenden Lage-
beurteilung von allen Teilen — einschließlich der 
Sicherheitskräfte der Bundeswehr — so einge-
schätzt worden. 

Es hat bei der klaren Trennung zwischen diesen 
beiden Gruppierungen Befürchtungen gegeben, daß 
eine andere Gruppierung, der KBW, in der Vorberei-
tung von solchen Aktionen auch Gewaltmaßnah-
men fördern könnte, jedenfalls mußte man das bei 
ihm unterstellen — und zwar auch dann, wenn er 
nicht zur Gewalt auffordert, was er ja auch in Bre-
men nicht getan hat —, daß in seinem Umfeld eine 
politisch nicht einzugruppierende Struktur, eine 
Zahl von Tätern vorhanden ist, die brutale Gewalt 
nutzen, um ihren Willen — ich sage bewußt nicht: 
ihren politischen Willen — durchzusetzen. 

Ich sage Ihnen: Überrascht worden sind wir nur in 
einer entscheidenden Frage: von der Zahl derjeni-
gen, die sofort mit frontaler Gewalt von brutaler 
Qualität über die Polizei hergefallen sind. Über-
rascht worden sind wir auch vom Einsatz neuer 
Mittel gegen die Polizei, z. B. Molotow-Cocktails, 
Leuchtkugeln und anderen. 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

— Verzeihen Sie, dies waren die einzigen Mittel, die 
wir früher in diesem Zusammenhang nicht gesehen 
haben und die bisher auch noch nicht eingesetzt 
worden waren. Über die anderen Mittel der gewalt

-

tätigen Störer waren wir informiert. Sie haben nicht 
nur in Bremen Anwendung gefunden, sondern wir 
haben sie aus vielen anderen Veranstaltungen 
schon gekannt. 

Der Herr Bundespräsident hat mich Ende April 
wissen lassen, daß er Wert darauf lege, daß es aus 
Anlaß dieser Veranstaltung im Weser-Stadion mög-
lich sein müsse, daß in Bremen Leute mit anderen 
Auffassungen friedlich demonstrieren können, daß 
also die bremische Polizei auch eine solche friedli-
che Demonstration möglich mache. 

Es war deswegen unser Versuch, sowohl die fried-
liche Bekundung eines anderen Willens als auch die 
deutliche Bekundung dessen, wofür der Senat ein-
steht, für die Gelöbnisleistung im Weser-Stadion 
möglich zu machen. Wir haben die Eskalations-
schwellen niedrig gehalten, wir haben verhindert, 
daß es zu Auseinandersetzungen in den Straßen der 
Innenstadt kam, und haben zugleich durch die Poli-
zei die Durchsetzung der Entscheidung möglich ge-
macht: Die Bundeswehr wird in Bremen in einem 
feierlichen Gelöbnis in die Pflicht genommen, und 
der Bundespräsident und der Generalinspekteur 
können im Weser-Stadion ungestört zu den Solda-
ten und zu den Anwesenden sprechen! Das verdan-
ken wir — das sage ich noch einmal — den bremi-
schen und den niedersächsischen Polizeibeamten. 
Wir verdanken es auch einigen Feldjägern, die im 
Stadion von ihrem Hausrecht Gebrauch gemacht 
haben. 

Was noch viel wichtiger ist, meine Damen und 
Herren, ist, daß es jetzt darauf ankommt, zu analysie-
ren: Erstens: Hatte die Polizei alles bedacht, und, 
falls sie nicht alles gesehen hat, wer trägt dafür die 
Verantwortung? Dazu sage ich: kein Polizeibeam-
ter. Natürlich nicht, denn die Polizei ist ein Teil der 
bremischen Behörden. Hier stehe vielmehr ich mit 
dem Senat in der Pflicht. 

Zweitens: Hat uns die Bundeswehr alle Informa-
tionen, die ihr zugänglich waren, geliefert? Ich sage: 
ja. Die regelmäßigen Kontaktgespräche zwischen 
Bundeswehr und Polizei haben bis zum Schluß funk-
tioniert. Es gibt keinen Vorwurf der mangelnden In-
formation.  

Drittens haben wir ein politisches Umfeld ge-
schaffen, das für die Bundeswehr deutlich macht, wo 
die Demokraten im Lande stehen. Hier kann ich nur 
für mich und die Freunde sprechen, die mit mir da-
für eingetreten sind, diese Bundeswehrveranstal-
tung in einem würdigen Rahmen ablaufen zu lassen, 
und sagen: An unserer Bereitschaft, für die Bundes-
wehr jederzeit einzutreten, gibt es keine Zweifel. 

Nur über eines müssen Sie sich im klaren sein: Sie 
können noch so viele positive Erklärungen als De-
mokraten, als Verantwortliche abgeben — eines 
werden Sie nie verhindern können: Wenn eine 
Gruppe gewalttätiger Krimineller eine Veranstal-
tung stören will, muß man sich auf die Störung vor-
bereiten, ob es einem lieb ist oder nicht. Das haben 
wir getan. Das werden wir morgen weiter tun. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Dr. Wendig (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich bin sehr froh, daß ich 
nach dem Bürgermeister der Freien Hansestadt Bre-
men sprechen kann, weil ich durch seinen Beitrag 
einige meiner Fragen, die ich im zweiten Teil mei-
ner Ausführungen zu stellen gehabt hätte, schon be-
antwortet finde. 
Ich darf aber einmal zu dem Ausgangspunkt zu-

rückgehen. Wir sprechen zunächst und primär über 
die Vorlage der Opposition zur Änderung des Ver-
sammlungsrechts und, damit zusammenhängend, ei-
niger Vorschriften des Strafrechts, also des Demon-
strationsrechts. Niemand, meine Damen und Her-
ren, hätte dieser Vorlage im März dieses Jahres, als 
wir im Innenausschuß über sie, die ja nicht neu war, 
beraten haben, für das heutige Plenum eine nen-
nenswerte Publizität prophezeien können. 
Dies scheint nun nach den  Bremer Ereignissen in 

der Tat anders zu sein. Für meine Fraktion und mich 
kann ich — ich glaube, das ist eine Selbstverständ-
lichkeit; aber ich will es hier noch einmal sagen — 
gar  keinen Zweifel daran lassen, daß das, was in Bre-
men geschehen ist, von uns sowohl bezüglich der 
Ursachen als auch bis in die Erscheinungsformen 
hinein absolut abgelehnt und verurteilt wird. 

(Beifall bei der FDP) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, den-

noch geht es zunächst darum, wie wir den vorliegen-
den Gesetzentwurf zur Änderung des Demonstra-
tionsrechts behandeln. Deswegen muß ich hier die 
Frage stellen: Ist die von der Opposition nun zum 
wiederholten Male vorgebrachte Verschärfungsvor-
lage zum Demonstrationsrecht, heute, also eine Wo-
che nach Bremen, etwa anders zu beurteilen — auch 
von uns Liberalen — als etwa noch im März dieses 
Jahres? Ausnahmsweise stelle ich hier einmal sozu-
sagen das Ergebnis an den Anfang; darin unterschei-
den sich meine Freunde und ich fundamental von 
dem, was Herr Kollege Dregger zu diesem Teil der 
Debatte gesagt hat. 

(Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident Leber: Herr Kollege Wendig, ich 
möchte Sie für einen Augenblick unterbrechen. 
Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, die Gesprä-
che im Saal einzustellen und mit etwas Aufmerk-
samkeit dem Redner Gelegenheit zu geben, seine 
Ausführungen vor Ihnen auszubreiten. 

Dr. Wendig (FDP): Ich danke Ihnen, Herr Präsi-
dent. 
Dennoch: Keine der in dem Entwurf vorgesehe-

nen Vorschriften hätte, wären sie in der vergange-
nen Woche geltendes Recht gewesen, das Entstehen 
der brutalen Gewaltaktionen in Bremen aus sich 
heraus verhindern können. Es ist also nicht so sehr 
eine Frage des Beschließens von Gesetzen durch das 
Parlament; hier geht es allenfalls — und darauf 
komme ich noch — darum, daß das Parlament zu ei-
ner bestimmten Situation seine politische Meinung 
hier und damit auch gegenüber den Bürgern im 
Lande demonstriert. 

Ich frage, meine Damen und Herren von der Op-
position: Was hätte ein Maskierungsverbot für sich 
schon bewirkt? Hätte die Verschärfung oder die tat-
bestandsmäßige Ausweitung der Vorschriften über 
Landfriedensbruch die Gewaltaktionen in Bremen 
verhindert? Damit spreche ich nur die beiden wich-
tigsten Bestandteile der Vorlage an. Sicher nicht. 

Ich sage dies, meine Damen und Herren, um den 
Vorwurf zu entkräften, wir, die FDP, wollten uns von 
liebgewordenen früheren Entscheidungen zugun-
sten einer Liberalisierung des Demonstrations-
rechts um keinen Preis trennen, auch nicht vor dem 
Hintergrund brutaler Mißbräuche des Demonstra-
tionsrechts, wie sie ohne Zweifel in der vergange-
nen Woche in Bremen geschehen sind. Die Frage ist 
vielmehr anders zu stellen: Hätten nicht die beste-
henden Vorschriften bei rechzeitigem Erkennen der 
Lage und entsprechendem Handeln die Entwick-
lung zu Terror und Gewalt zu verhindern ver-
mocht? 

Wir, die FDP, gehören nicht zu denen, die nach je-
der brutalen Gewalttat und nach jedem groben Miß-
brauch des Demonstrationsrechts das Heil in einer 
Verschärfung der Gesetze sehen — auch heute 
nicht. Die Liberalisierung des Demonstrationsrechts 
— manche mögen dieses Wort nicht gern hören, 
auch heute nicht — war für uns ein sehr wohldurch-
dachter Denk- und Entscheidungsprozeß. Dieser 
Prozeß beruhte auf der Erkenntnis, daß Sicherheit 
des Staates, Sicherheit seiner Organe, Sicherheit 
seiner Bürger nicht im Widerspruch zu den Rechten 
des Bürgers zu stehen braucht, daß sich beides in ei-
nem richtig konstruierten System sogar sinnvoll er-
gänzen kann. 

Wir haben im übrigen bei der Beratung der Vor-
lage im Innenausschuß sehr genau gewußt, daß das 
geltende Versammlungsrecht und das geltende 
Strafrecht Bestimmungen enthalten, die bei rich-
tiger Anwendung und rechter Beurteilung der Lage 
Ausschreitungen und Mißbräuche verhindern kön-
nen. Deshalb haben wir keinen Anlaß gesehen, der 
Vorlage der Opposition zuzustimmen. Ich betone 
noch einmal: An dieser Grundeinstellung hat sich 
für uns nichts geändert. Auch die Ereignisse in Bre-
men, auf die ich gleich noch kurz zu sprechen kom-
men werde, führen zu keinem anderen Ergebnis. 
Wir warnen sogar vor einer Gesetzgebung um je-
den Preis, die nur allzu leicht einen Sicherheitsgrad 
vortäuscht, den es im Grunde genommen so nicht 
gibt. Ein solches Vorgehen verhindert vielleicht so-
gar, daß die wirklichen Fehlerquellen und Ursachen, 
die durchaus in politischem und menschlichem 
Fehlverhalten liegen können, erkannt werden. Die 
Fraktion der FDP wird daher dem Gesetzentwurf 
der CDU/CSU auch in zweiter und dritter Lesung 
ihre Zustimmung versagen. 

Gerade weil aber die zur Zeit geltende Fassung 
des Demonstrationsrechts ausreicht, gilt für uns 
Freie Demokraten auch etwas anderes: Wir wollen 
und wir werden nicht zulassen, daß dieses Recht 
durch Gruppen, die den Durchbruch zu brutalem, 
kriminellem Handeln nicht scheuen, in Mißkredit 
gebracht wird. Und hier, meine Damen und Herren, 
entlassen wir niemanden aus der Verantwortung. 
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Zur gegebenen Zeit können wir nur Fragen stel-

len. Einige dieser Fragen — ich habe es eingangs 
schon gesagt — sind von dem Bürgermeister der 
Stadt Bremen beantwortet worden. Wir begrüßen es, 
daß die Bremische Landesregierung eine Untersu-
chung der Krawalle der vergangenen Woche 
durch einen Prüfungsauftrag an den ehemaligen Se-
nator Graf auf den Weg gebracht hat. Dennoch ei-
nige Fragen: Was war eigentlich im Kern gesche-
hen, daß in Bremen die Gefahr offenbar nicht richtig 
eingeschätzt wurde? Warum wurde, soweit man dies 
als Außenstehender beurteilen kann, nicht richtig 
und nicht zur richtigen Zeit entschieden? Ich denke 
dabei u. a. auch an die Entscheidung bremischer Be-
hörden, Polizeikräfte des benachbarten Landes Nie-
dersachsen zur Unterstützung aufzufordern. Es kann 
und darf nicht sein — daran möchte ich gar keinen 
Zweifel lassen —, daß in unserem Lande Organe des 
Staates — der Bundespräsident, Mitglieder der Bun-
desregierung, der Regierungschef eines Bundeslan-
des — daran gehindert sind, sich zu jedem Zeitpunkt 
frei dorthin zu bewegen, wohin sie wollen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Dies muß mit der gleichen Deutlichkeit ausgespro-
chen werden wie die soeben erwähnte Tatsache, daß 
wir in einer Verschärfung des Demonstrationsrech-
tes selbst keine Lösung dieser Probleme sehen. Dies 
alles gehört in den Bereich der richtigen Rechtsan-
wendung und einer richtigen politischen und poli-
zeilichen Führung. 

Auch das, was Sie, Herr Kollege Dregger, zum 
Schutz des Polizeibeamten gesagt haben, gehört 
ganz sicher mit in den Kontext hinein. Es geht nicht 
nur um den Schutz des Bürgers, sondern auch um 
den Schutz der Beamten, die für den Bürger tätig 
sind. Auch in diesem Zusammenhang spreche ich 
von richtiger Rechtsanwendung und richtiger poli-
zeilicher und politischer Führung. 

Meine Damen und Herren, vor diesen Fragen 
nach dem Demonstrationsrecht selbst stehen aber 
auch — das will ich nicht verkennen — eine Reihe 
eminent wichtiger politischer Fragen. Zu einem we-
sentlichen Teil wird darauf mein Kollege Mölle-
mann nachher noch eingehen. Lassen Sie mich nur 
dieses eine sagen: Das Grundrecht auf Durchfüh-
rung friedlicher Demonstrationen — gleich, zu 
welchem Gegenstand — bleibt für uns selbstver-
ständlich unantastbar. Aber auch wenn die Demon-
strationen in Bremen ausnahmslos f riedlich gewe-
sen wären, zwänge uns dies zu einer politischen 
Stellungnahme in der Sache selbst. 

Diese Stellungnahme kann für uns Freie Demo-
kraten nur in der Feststellung bestehen, daß das 
Bündnis, in dem wir uns befinden, und unser 
eigener Verteidigungsbeitrag in diesem Bündnis 
defensiven Charakter tragen, daß das Bündnis den 
Frieden schützt und daß alle Vorwürfe von Demon-
stranten und anderen, die sich an die Adresse der 
Bundeswehr richten und die da meinen, Aggressio-
nen befürchten zu müssen, an die falsche Adresse 
gerichtet sind. Im Grunde genommen geht es ja, 
wenn man so demonstriert, nicht nur um die Exi-
stenz der Bundeswehr, sondern im Kern auch um 

die Verteidigungspolitik dieser Bundesrepublik 
selbst. 

(Zustimmung bei der FDP und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Meine Damen und Herren, es mag sein, daß 
manch einem unserer Bürger die Vereidigung auf 
die Pflichten gegenüber dem freiheitlichen Rechts-
staat Bundesrepublik Deutschland mit zuviel Auf-
wand veranstaltet erscheint, und das war ja auch 
eine der Fragen, die hier im Vorfeld eine Rolle ge-
spielt haben. Aber wer so denkt, mag an andere Stel-
len der Welt schauen — und ich meine nicht nur 
den Ostblock —, an denen sich die Verteidigungs-
kräfte sehr viel häufiger und sehr viel stärker ins 
Auge fallend der Öffentlichkeit zeigen. Der deut-
sche Verteidigungsbeitrag und die Bundeswehr mit 
ihren Angehörigen sind in ihrem Rollenverständnis 
in den letzten 25 Jahren immer eher zurückhaltend 
gewesen. Ich meine, daß das gute Gründe hatte, aber 
man mag das in der einen oder der anderen Frage 
auch bedauern. 

Herr Bürgermeister Koschnick hatte durchaus 
recht, als er ausführte: Das, was hier im Wesersta-
dion in Bremen als Vereidigung stattfand, war keine 
Machtdemonstration. Man kann darüber reden, wie 
man will: Daran läßt sich nicht deuteln. 

(Zustimmung des Abg. Wehner [SPD]) 

Meine Damen und Herren, ich bleibe noch immer 
beim Thema der friedlichen Demonstration und der 
Würdigung ihrer Motive: Trotz unserer positiven 
Einstellung zum Verteidigungsbeitrag der Bundes-
wehr sollte uns allen die Tatsache zu denken ge-
ben, daß es einen großen Teil der jüngeren Bürger 
gibt — — 

(Dr.  Kohl [CDU/CSU]: Warum gibt es die 
denn? Das ist doch die Frage!) 

— Verehrter Herr Kohl, ich bin mitten im Satz. Las-
sen Sie mich doch diesen Satz zu Ende sprechen! 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Warum gibt es die?) 

Es gibt einen größeren Teil jüngerer Bürger — und 
damit meine ich nicht Chaoten oder irgendwelche 
linksextremistischen Gruppen —, es gibt Bürger in 
unserem Lande, denen die Erkenntnis der richtigen 
Zusammenhänge und der elementaren Bedürfnisse 
der Bundesrepublik Deutschland im Bereich der 
Verteidigung oft nur schwer zu erschließen gewe-
sen ist. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Woran liegt 
das?) 

— Das liegt nicht etwa daran, daß nun von bestimm-
ten Parteien, Gruppen oder von wem immer sie mei-
nen Verteufelungen der Bundeswehr durchgeführt 
worden sind, sondern daran, daß heute, 30 Jahre 
nach dem Krieg, der junge Bürger in unserem Lande 
andere Fragen stellt, weil er aus einem anderen Er-
fahrungsbereich in diese Welt hineingewachsen ist. 
Ich meine jetzt wirklich nicht die Chaoten und ähn-
liche Leute, sondern die jungen Bürger selber, und 
deswegen bin ich der Überzeugung, daß hier eine 
der wichtigsten politischen Fragen vor uns liegt. Ich 
glaube, wir sind uns darüber einig, daß es eine der 
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wichtigsten Fragen ist,  die  wir in diesem Zusam-
menhang im politischen Raum zu lösen haben, wie 
wir den Bürger für diese Erkenntnis bezüglich unse-
rer Verteidigungsbereitschaft gewinnen können. 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Meine Damen und Herren, wenn allerdings — 
und dies ist in Bremen geschehen — der Rahmen 
friedlicher Demonstration gesprengt wird, wenn 
brutale Aggression um sich greift, zwar vielleicht 
nur seitens kleiner Terrorgruppen, die aber offenbar 
ein ziemlich großes Feld von Sympathisanten fin-
den, geht es primär um die richtige Anwendung des 
geltenden Rechts, auch des geltenden Strafrechts, 
und um die richtige politische und polizeiliche Füh-
rung. 

Das geltende Recht bietet — damit komme ich zu 
meinem Ausgangspunkt zurück — hinreichende 
Handhabungen zur Bewältigung kritischer Situa-
tionen, wenn es — ich sage es noch einmal — richtig 
angewandt und wenn die Situation richtig erkannt 
wird. Änderungen des geltenden Versammlungs-  
und Strafrechts sind somit — auch das wiederhole 
ich — auch heute nicht gefordert. 

Wir sollten in einer sehr schwierigen weltpoliti-
schen Situation diese grundlegenden Fragen, die 
auch Fragen unseres Selbstverständnisses im Hin-
blick auf die Verteidigung sind und über die im Prin-
zip, wie ich meine, Einigkeit besteht, nicht zum Ge-
genstand von lauten Streitigkeiten machen, die 
dann sehr schnell in Wahlkampfstreitigkeiten über-
leiten könnten. Der Bürger hat dafür kein Verständ-
nis. Er erwartet richtiges und, wenn notwendig, 
schnelles Handeln. Er erwartet aber nicht um jeden 
Preis neue Gesetze. Er erwartet sicher auch vom 
Parlament eine klare politische Aussage in der Sa-
che. Ich glaube, ich habe sie hier für meine Fraktion 
gemacht. Der Bürger erwartet aber nicht ein Gesetz 
um jeden Preis. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Leber: Das Wort  hat der Bundesmi-
nister der Verteidigung. 

Dr. Apel, Bundesminister der Verteidigung: Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Lassen Sie mich vorweg um Entschuldigung bitten, 
daß ich dieser Debatte unter Umständen nicht bis zu 
ihrem Ende folgen kann; denn gestern, heute und 
morgen tagen die NATO-Gremien in Brüssel, und 
ich bin als Vorsitzender der Eurogroup natürlich ge-
halten, an diesen sehr wichtigen Beratungen teilzu-
nehmen. 

Ich hoffe auch, daß mein amerikanischer Kollege 
Harold Brown Verständnis dafür hat, daß die hohe 
Auszeichnung, die ich ihm im Namen des Herrn 
Bundespräsidenten überreichen soll, erst im Laufe 
des Tages überreicht werden kann. Denn natürlich 
haben Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
Anspruch darauf, daß ich als Bundesminister der 
Verteidigung zu den Vorgängen Stellung nehme. 

Herr Präsident, ich bitte auch um Verständnis und 
um Nachsicht dafür, daß ich zu diesem Tagesord-
nungspunkt auch grundsätzliche Ausführungen zur 

Traditionspflege in der Bundeswehr mache, obwohl 
dies sicherlich nicht Teil des Tagesordnungspunktes 
ist. 

Lassen Sie mich mit den Ereignissen in Bremen 
beginnen und in einigen Punkten darlegen, wie die 
Vorgeschichte gelaufen ist. Ich kann mich dabei 
weitgehend auf das abstützen, was Herr Bürgermei-
ster Koschnick bereits erklärt hat. 

Erstens. Der Senat und die Bundesregierung 
ebenso wie der Herr Bundespräsident waren sich ei-
nig, daß diese Veranstaltung in Bremen stattfinden 
sollte, daß wir uns von Demonstrationen oder De-
monstranten welcher A rt  auch immer von dieser 
Veranstaltung nicht abbringen lassen würden. 

Zweitens. Es hat von Anbeginn an eine sehr enge 
organisatorische Vorbereitung gegeben. Wir waren 
dabei auch davon ausgegangen, daß es zu geplanten 
Gegenaktionen kommen würde. Herr Bürgermei-
ster Koschnick hat bereits in seinen Zeilen vom 
11. April darauf aufmerksam gemacht, daß er auch 
die Bundeswehr bitte, im Bremer Weserstadion prä-
sent zu sein, damit sich Ereignisse wie in Flensburg 
nicht wiederholen würden. Natürlich sind sowohl 
Bundeswehrführung, sprich: Bundesminister der 
Verteidigung, wie auch Bremer Senat stets vom glei-
chen Wissensstand ausgegangen. 

Ich selbst habe mich — das ist mein dritter Punkt 
— am 23. April im Auftrag des Herrn Bundeskanz-
lers mit einem Telegramm an den Unterbezirk 
Bremen-Ost der SPD gewandt, und aus diesem 
Telegramm, Herr Präsident, möchte ich gerne zwei 
Absätze zitieren: 

Es handelt sich bei dieser Veranstaltung um die 
zentrale Feierstunde anläßlich der 25jährigen 
Wiederkehr des Beitritts der Bundesrepublik 
zur NATO. Die Bundesregierung hat dieser 
Veranstaltung anläßlich dieses Tages ausdrück-
lich zugestimmt. Der Bundeskanzler hat mich 
gebeten, den Herrn Bundespräsidenten bei die-
ser Veranstaltung zu begleiten. 

Jede Demonstration gegen diese Veranstaltung 
verkennt ihren Charakter. Es handelt sich kei-
neswegs um eine martialische Demonstration, 
sondern um eine Stunde, die unterstreicht, daß 
Wehrdienst Friedensdienst ist. Wir können un-
sere Friedens- und Entspannungspolitik nur auf 
der Basis unserer festen Verankerung im west-
lichen Bündnis und dem Gleichgewicht der 
Kräfte sichern und fortsetzen. 

Im übrigen kann ich nur unterstreichen, was Herr 
Bürgermeister Koschnick anschließend erklärt hat: 

Die Entschließung der Landesorganisation Bre-
men der SPD vom 27. April 1980 ist nicht zu be-
anstanden. 

Zu beanstanden ist sicher die Erklärung des Unter-
bezirks. Nur, maßgeblich sind Beschlüsse der Lan-
desorganisation! 

Ich komme nun zu meinem vie rten Punkt, dem be-
reits mehrmals angesprochenen Lagevermerk des 
Generalinspekteurs vom 25. April. Er hat in die-
sem Lagebericht zwei Elemente dargestellt. 
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Element Nummer eins: Es hätten sich eine Reihe 

von Vertretern Bremer Jugendorganisationen und 
andere getroffen, um Demonstrationen vorzuberei-
ten. Ich habe Herrn Bürgermeister Koschnick ange-
sichts einer Sitzung des Bundesvorstands der SPD 
am 25. April darauf aufmerksam gemacht. Im übri-
gen — auch dies nur zur Unterstreichung der un-
mißverständlichen Haltung der SPD —: Der Bundes-
vorstand hat sich an diesem Tag auf Grund meines 
Berichts einstimmig hinter diese Veranstaltung ge-
stellt und einstimmig den Bremer Landesverband 
auf diese Probleme hingewiesen. Der Bremer Lan-
desverband hat dann am Sonntag — das war zwei 
Tage danach — eindeutig und einwandfrei Stellung 
genommen. Im übrigen ist Herr Bürgermeister Ko-
schnick — worauf er hingewiesen hat — den Hin-
weisen hinsichtlich der genannten Jugendorganisa-
tionen nachgegangen. Er hat festgestellt, daß die 
Aussage im Lagevermerk des Herrn Generalinspek-
teurs so nicht stimmt. Es kann natürlich nicht ausge-
schlossen werden, daß dort  einzelne unter Miß-
brauch des Namens ihrer Organisation aufgetreten 
sind. Dies mag sein. Dies wird zu untersuchen sein. 
Nur, die Positionen sind auch hier eindeutig. 
Schließlich hat der Generalinspekteur darauf hin-

gewiesen, daß mit anhaltenden Störungen zu rech-
nen sein wird. Dies war im übrigen weder für den 
Bremer Bürgermeister noch für uns neu. Denn wir 
waren uns bereits im Vorfeld klar darüber, daß wir 
mit Demonstrationen zu rechnen haben würden. 
Der Generalinspekteur hat gesagt, da der KBW und 
die Atomkraftgegner in Bremen mitmachen würden, 
würde von diesen beiden — von diesen beiden! 
die Gefahr gewaltsamer Aktionen ausgehen kön-
nen. Dies ist rechtzeitig in Bremen erkannt wor-
den. 
Im übrigen ist es, denke ich, nicht Aufgabe der 

Bundesregierung und auch nicht des Deutschen 
Bundestages, zu dem Ablauf und den polizeilichen 
Aktionen in Bremen Stellung zu nehmen. 
Staatssekretär Dr. Hiehle hat am selben Abend 

folgendes Fernschreiben in meinem Auftrag an  — 
so  denke ich — Herrn Weiß, den Chef der Bremer 
Senatskanzlei, gesandt: 

Da es unter den sich abzeichnenden Umständen 
voraussichtlich unumgänglich wird, zu der Ver-
anstaltung im Weserstadion die Bürger Bre-
mens in großer Zahl einzuladen, den Zugang 
zum Stadion jedoch aus Sicherheitsgründen 
durch Ausgabe von Eintrittskarten unter Kon-
trolle zu nehmen, bitte ich, folgender Änderung 
der bisher getroffenen Regelung für die Zustän-
digkeit in Sicherheitsangelegenheiten zuzu-
stimmen: Zuständig für alle notwendigen Si-
cherheitsmaßnahmen im Rathaus, in der Stadt 
und im Stadion ist die Stadt Bremen. Die Bun-
deswehr leistet jede in ihren Kräften liegende 
Amtshilfe. 

Noch um Mitternacht des gleichen Tages ist der 
Eingang dieses Fernschreibens von Bremen fern-
mündlich bestätigt worden. 
Was haben wir anschließend veranlaßt? Ich habe 

angeordnet, daß wir für das Bremer Weserstadion 
Eintrittskarten ausgeben und daß die Stehplatztra

-versen gesperrt werden. Im übrigen war dies ver-
gleichsweise einfach, weil die Stehplatztraversen 
im Weserstadion statische Probleme haben und 
derzeit sowieso nicht benutzt werden dürfen. Wir 
haben weiter durch eine Vielzahl anwesender An-
gehöriger der Bundeswehr, die wir schachbrettartig 
im Stadion verteilt haben — wir haben jeweils nur 
zwei Eintrittskarten zusammenhängend ausgege-
ben —, dafür gesorgt, daß im Stadion selbst -- davon 
haben Sie sich alle überzeugen können — die Feier-
lichkeiten ordnungsgemäß abgelaufen sind. 
Es war von vornherein klar und vom Bremer Se-

nat in keiner Phase in Frage gezogen, daß außerhalb 
des Stadions und auch innerhalb des Stadions, ob-
wohl das Hausrecht bei mir lag, für die Sicherheit 
die Bremer Polizei zuständig ist. Das war selbstver-
ständlich niemals bestritten. Denn natürlich mußte 
es darum gehen, ein mögliches Ziel, die Verwick-
lung der Bundeswehr in innere Auseinandersetzun-
gen, abzuwehren und zu verhindern. Dies sind 
meine Bemerkungen zum Ablauf der Veranstaltung 
in Bremen selbst. 

Vizepräsident Leber: Herr Bundesminister, erlau-
ben Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Metz? 

Dr. Apel, Bundesminister der Verteidigung: Ja, na-
türlich. 

Metz (CDU/CSU): Herr Minister, können Sie sa-
gen, ob nun der Brief des Generalinspekteurs aus 
Ihrem Haus nach Bremen übersandt worden ist oder 
nicht? 

Dr. Apel, Bundesminister der Verteidigung: Der 
Brief des Herrn Generalinspekteurs ist eindeutig 
nicht nach Bremen übersandt worden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 
Aber ich habe Herrn Koschnik von dem wesentli-
chen Teil eindeutig unterrichtet. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Wann und wie?) 

— Das habe ich erklärt, Herr Wörner. Ich bin dafür, 
daß dann genau zugehört wird. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Ich habe zuge-
hört!) 

— Na gut, dann sage ich Ihnen das noch einmal. Am 
25. April ist mir dieser Aktenvermerk des Herrn Ge-
neralinspekteurs übergeben worden. Am 25. April 
nachmittags habe ich den Herrn Bürgermeister von 
Bremen — nicht nur ihn, sondern auch den Bundes-
vorstand meiner Partei — auf der Sitzung des SPD-
Bundesvorstandes von einem Teil unterrichtet, von 
dem Teil nämlich, in dem die Organisationen aufge-
listet waren. Über den anderen Teil haben wir do rt 

 auch gesprochen, weil wir beide — sowohl der Bre-
mer Senat als auch wir — mit anhaltenden Störun-
gen bereits vorher rechneten, wobei von vornherein 
klar war, daß die Verantwortung für die Sicherheit 
beim Land Bremen liegen würde. 
Lassen Sie mich jetzt einige grundsätzliche Be-

merkungen machen. Wir haben Ihnen allen das 
Weißbuch der Bundeswehr 1979 zugestellt. In die-
sem Weißbuch haben wir in zehn Punkten Bemer- 
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kungen zur Tradition und Traditionspflege ge-
macht. Ich möchte einige dieser Grundsätze hier 
wiederholen, um sie dann zu kommentieren. 

Erstens. Die Tradition der Bundeswehr muß vor 
der Verfassung bestehen können. Zweitens. Die Tra-
dition der Bundeswehr darf nicht im Widerspruch 
zu den gesellschaftlichen Werten und Normsyste-
men unserer Demokratie stehen. Aber natürlich 
sind der Bundeswehr Eigentümlichkeiten gestattet. 
Drittens. Die Tradition der Bundeswehr muß auf den 
Frieden bezogen sein. Viertens. Sie bedarf der An-
teilnahme der zivilen Staatsbürger und ist deswegen 
dem dauernden Dialog unterworfen. 

Und damit bin ich beim Dialog. Ich kann nur das 
unterstreichen, was Herr Bürgermeister Koschnick 
zu dieser Frage gesagt hat. Natürlich steht auch die 
Tradition der Bundeswehr im Dialog. Sie ist nichts 
Festgeschriebenes, sie wird weiterentwickelt; sie 
steht deswegen auch im kritischen Dialog. Nur eins 
werde ich als Verteidigungsminister — das will ich 
hier in aller Deutlichkeit hinzufügen — natürlich 
nicht akzeptieren: daß der kritische Dialog über Tra-
ditionen nur bei der Bundeswehr stattfindet. Wenn 
kritischer Dialog, dann, bitte, kritischer Dialog über 
alle Traditionen! 

(Beifall bei der FDP) 

Da gibt es auch bei anderen Traditionen, meine sehr 
geehrten Damen, meine Herren, einiges kritisch zu 
betrachten. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Sehr wahr!) 

Ich möchte nach diesen Bemerkungen jetzt einige 
Kommentare anschließen. Wir werden es nicht zu-
lassen, daß Radikalinskis, Gewalttäter und andere 
die Bundeswehr aus unserer Gesellschaft heraus-
drücken, in eine Ecke schieben. Die Bundeswehr ist 
Teil unserer Gesellschaft. Diejenigen, die Integra-
tion wollen — und wir wollen die Integration der 
Bundeswehr in die Gesellschaft —, müssen auch das 
öffentliche Gelöbnis auf unsere Demokratie wol-
len. Dieses Gelöbnis ist ein Bekenntnis zu unserem 
Grundgesetz und damit zu unserer freiheitlichen 
Grundordnung. Eben deswegen ist es auch unsinnig 
und falsch, wenn Veranstaltungen dieser A rt  mit Sä-
belrasseln verglichen werden. Wehrdienst in unse-
rer Zeit ist Friedensdienst. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe bereits aus dem Telegramm zitiert: „Nur auf 
der Basis des Gleichgewichts kann sich Friedens- 
und Entspannungspolitik fortsetzen." 

Ich war deswegen einigermaßen betroffen, als ich 
am Freitagabend nach meiner Rückkehr aus Tune-
sien feststellen mußte, daß eine für Mittwoch ge-
plante öffentliche Vereidigung mit Zapfenstreich in 
Emden ohne mein Wissen aus der Stadt in die Ka-
serne verlegt worden war. Ich habe das rückgängig 
gemacht, auf der Stelle, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. Wir werden in Emden ein öffentli-
ches Gelöbnis haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich füge hinzu: Angesichts der zugespitzten Situa-
tion werde ich selbst in Emden, was nicht geplant 
war, die Rede an die Rekruten halten, damit die Hal-
tung der Bundesregierung und, wie ich denke, aller 
demokratischen Kräfte in unserem Lande zur Bun-
deswehr völlig unzweideutig ist und unzweideutig 
bleibt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU — Zuruf des 

Abg. Rawe [CDU/CSU]) 

Wir werden im übrigen in Emden nicht als Trotz-
reaktion auf Bremen öffentlich auftreten. Hier geht 
es überhaupt nicht um Trotz, so nach der Devise 
„Wir wollen doch mal sehen, wer die Stärkeren sind". 
Darum geht es überhaupt nicht. Ich werde in meinen 
Ausführungen in Emden deutlich zu machen haben, 
daß wir a) der Gewalt nicht weichen und daß wir b) 
dem kritischen Dialog offen gegenüberstehen. Ich 
lade jeden ein, auch über diese A rt  von Tradition 
kritisch mit mir zu diskutieren. Ich stehe zu dieser 
Diskussion bereit. Demokratie lebt vom kritschen 
Dialog. Allerdings wird Gewalt abgelehnt; Gewalt 
wird zurückgewiesen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Letzte Bemerkung: Auch in Emden und künftig 
bleibt es dabei, daß Art. 87 a der Verfassung gilt, d. h. 
die Bundeswehr wird sich — dafür habe ich gesorgt 
— in Emden in innere Auseinandersetzungen nicht 
hineinziehen lassen. Für die innere Ordnung, für die 
Sicherheit von Veranstaltungen wie öffentliche Ge-
löbnisse müssen die Polizeikräfte unseres Landes 
sorgen. 

Ich kann mich dem anschließen, was viele in die-
sen Tagen gesagt haben, nämlich dem Dank an die 
Bremer Polizei. Ich füge meinen hohen Respekt vor 
den Soldaten der Bundeswehr hinzu, die sich in die-
sen schwierigen Stunden in Bremen so besonnen 
und so ordentlich verhalten haben — ein Beweis da-
für, daß die übergroße Mehrheit unseres Volkes hin-
ter der Bundeswehr steht. Die Bundeswehr weiß, 
daß sie eingebettet ist in unsere Demokratie und die 
Haltung unserer Bürger. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Leber: Das Wort  hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Wörner. 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Wir ha-
ben in dieser Debatte jetzt vom Bundesverteidi-
gungsminister und vorher vom Bremer Bürgermei-
ster zum Teil gute, zum Teil starke Worte gehört. 
Aber all diese Bekenntnisse können eben nicht die 
Tatsache verwischen, daß es der Führung der SPD 
und der Regierung als Ganzer und vor allen Dingen 
dem Bundeskanzler vor diesen Ereignissen am nöti-
gen Mut gefehlt hat, dasselbe, was hier gesagt wur-
de, dort  in derselben Deutlichkeit zu sagen und da-
für einzustehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Was in Bremen passierte, war sicher ein Skandal. 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 
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Aber der eigentliche Skandal, der noch viel größere 
Skandal liegt in der Tatsache, daß die größte Regie-
rungspartei — die SPD — mit Teilen den Boden für 
jenen Skandal bereitet hat und damit ganz direkt in 
der Verantwortung für die Geschehnisse in Bremen 
steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der persönliche Referent des Polizeipräsidenten in 
Bremen Werner Martin, langjähriges SPD-Mitglied, 
ist wegen dieser Ereignisse mit folgender Bemer-
kung aus der SPD ausgetreten: Institutionen, Unter-
bezirke und einzelne Mandatsträger der SPD hätten 
mäßigend einwirken müssen, statt den Boden für die 
Krawalle zu bereiten. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wie die wirkliche Stimmung in der SPD in Bre-
men war, die sich eben ganz anders darstellte, als 
der Bremer Bürgermeister das hier geschildert hat 
— dem ich persönlich seine Haltung durchaus ab-
nehme —, zeigen einige Pressestimmen aus Bremen. 
Wenn etwa aus Versammlungen Stimmen von SPD-
Mitgliedern dergestalt zitiert werden: „Solch eine 
Schweinerei hat einfach nicht im sozialdemokra-
tisch regierten Bremen stattzufinden" 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

oder wenn unter der Überschrift „SPD: Nein zum Sä-
belrasseln'' über diese Veranstaltung berichtet wird, 
dann kann ich nur sagen: das gibt das wahre Stim-
mungsbild der SPD in Bremen wieder, die offen-
sichtlich bis zum heutigen Tag die wirkliche Funk-
tion und Aufgabe der Bundeswehr nicht zur Kennt-
nis genommen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie dann fünf Minuten vor diesen Ereignissen 
eine Resolution Ihres SPD-Landesvorstands herbei-
führen, kann das diese Stimmung in Ihrer Partei al-
lenfalls vernebeln, aber sicher nicht beseitigen. 

Ich persönlich meine, daß das Entscheidende die-
ser ganzen Geschichte in einer Kommentierung des 
Bonner „General-Anzeigers" zu lesen ist: 

Keine Frage, 

— steht dort — 

daß weder der Bundeskanzler noch der Vertei-
digungsminister ... Sympathie für jene Bremer 
Jung- und Altjusos haben, die nicht in der so-
wjetischen Afghanistan-Aggression eine Frie-
densgefahr erblicken, sondern in der Eideslei-
stung bundesrepublikanischer Rekruten. 

Jetzt aber, Herr Bundeskanzler: 

Bloß: Wo haben die führenden SPD-Politiker 
dies gesagt? Ihr Schweigen mußte von den Bre-
mer SPD-Linken ja geradezu als eine still-
schweigende Zustimmung zu dem angekündig-
ten Demonstrationsbündnis mit orthodoxen 
DKP- und gewalttätigen K-Gruppen ausgelegt 
werden. Der Katzenjammer nach der Straßen-
schlacht kommt jetzt zu spät. 

So ist es. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bürgermeister Koschnick hat die Behaup-
tung aufgestellt, die Bremer Universität habe mit 
diesen Vorgängen nichts zu tun. Tatsache ist, daß am 
Nachmittag dieses Tages fast alle Vorlesungen ab-
gesagt wurden und ausgefallen sind. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Tatsache ist, daß der Generalinspekteur der Bundes-
wehr — und zwar bis jetzt unwidersprochen — dem 
Herrn Bundesverteidigungsminister mitgeteilt hat, 
am 16. und am 23. April 1980 hätten auf Einladung 
des KBW — jener terroristischen Organisation, die 
vor Gewalttaten bekanntlich nirgendwo zurück-
schreckt — Vertreter folgender Organisationen in 
den Räumen der Universität Bremen getagt: 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Freiheit der Wissen- 
schaft!?) 

Vertreter der DGB-Jugend, der IG Metall, der Ge-
werkschaft Öffentliche Dienste, Transpo rt  und Ver-
kehr, der Schülervertretung aus Bremen, der Be-
triebs- und Personalräte, der Jungsozialisten, der 
Bremer Bürgerinitiative gegen Atomkraftwerke, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Die hat mit der SPD 
wohl nichts zu tun?) 

der Alternativen Liste, der Grünen Liste und des 
KBW. Und da stellen Sie sich hierher, Herr Bürger-
meister, und behaupten, die Bremer Universität 
habe mit diesen Vorgängen nichts zu tun. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Das ist die 
Brutstätte!) 

Die Bremer Universität spielt eine entscheidende 
Rolle bei der psychologischen und klimatischen 
Vorbereitung dieser Aktionen gegen die Bundes-
wehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Erneuter Zu

-

ruf des Abg. Haase [Kassel] [CDU/CSU]) 

Es ist ganz deutlich erkennbar, daß man jetzt ver-
sucht, die Dinge von Ihrer Seite herunterzuspielen. 
Ich fürchte, Sie erweisen sich damit einen schlech-
ten Dienst. Es genügt nicht, daß Sie darauf hinwei-
sen, was da nun zwei, drei Vorstände beschlossen 
haben, wenn Sie nicht die Konsequenzen daraus zie-
hen, und das heißt, daß Sie in Ihrer eigenen Partei 
endlich einmal wirkliche Aufklärungsarbeit über 
die Rolle der Bundeswehr, über die Aufgabe der 
Verteidigung und über die sowjetische Bedrohung 
leisten müssen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hier, Herr Koschnick, ein Aufruf gegen die öf-
fentliche Rekrutenvereidigung, der auch einige 
Unterschriften trägt. Sie sagten ja, Gliederungen der 
SPD hätten nie mit radikalen und extremistischen 
Gruppen zusammengearbeitet. 

(Präsident des Senats Koschnick [Bremen]: 
Ich habe vom KBW gesprochen!) 

Dort steht beispielsweise: „Wir wehren uns gegen 
den schleichenden Militarismus." Dann wenden sich 
die Verfasser dagegen, daß die Bundesrepublik den 
„entspannungsfeindlichen NATO-Beschluß über 
Produktion und Stationierung neuer atomarer Mit-
telstreckenraketen zum Wohle der Rüstungsindu- 
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strie" gefaßt hat. Dann geht es weiter: „Keine Mittel-
streckenraketen in Europa"; „Kampf dem Militaris-
mus". Unterschrieben ist dieses Flugblatt — es gibt 
zahllose andere — unter anderem von den deut-
schen Jungdemokraten. Herr Möllemann, es wäre 
vielleicht gut, wenn Sie hier aufstehen und auch ein-
mal etwas zu Ihren deutschen Jungdemokraten sa-
gen würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Genscher, obwohl Sie persönlich mit aller Si-
cherheit hier anders denken: Es geht auch nicht, daß 
man die deutschen Jungdemokraten für solche Ak-
tionen finanziert und sich dann hinterher, wenn es 
passiert ist, mit bloßen Worten distanziert. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sofort nach den deutschen Jungdemokraten hat die 
Deutsche Kommunistische Partei unterschrieben, 
ferner: Bremer Juso-Schülergruppen, Juso-Hoch-
schulgruppe, Jungsozialisten in der SPD (Landesver-
band Bremen), Unterbezirksvorstand der Jusos Bre-
men-West, -Nord und -Ost und Juso-AG Neustadt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die gehören alle 
nicht zur SPD!) 

und dann kommt die Selbsthilfeorganisation der Zi-
vildienstleistenden, Bremen. Ich will hier keine Pau-
schalurteile abgeben, aber eines muß gesagt werden: 
In dieser Demonstration befanden sich auch Wehr-
dienstverweigerer. Es wird nachzuprüfen sein, ob ei-
nige von ihnen Gewalt angewendet haben. Wenn sie 
Gewalt angewendet haben, dann kann ihr Bekennt-
nis zur Wehrdienstverweigerung nicht mehr ernst 
genommen werden, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gansel [SPD]: 
Und was ist die Konsequenz davon?) 

Und dann folgt die Unterschrift: Detlev Albers, 
Konrektor, Universität Bremen. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Herr Kosch

-

nick, haben Sie es gehört? — Dr. Kohl 
[CDU/CSU]: Herr Wörner, noch einmal bit

-

te! Das ist untergegangen! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Herr Koschnick, nach all dem wäre es gut, Sie wür-
den Ihre Behauptung in der Öffentlichkeit nicht 
wiederholen, die Bremer Universität habe dabei 
keine Rolle gespielt. Ihre Versäumnisse auf diesem 
Gebiet, die Tatsache, daß wir einige Universitäten 
aus dem Rechtsbereich dieses Staates förmlich aus-
geklammert haben, trägt hier Früchte. Daran be-
steht gar kein Zweifel. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Bis jetzt — jedenfalls bis zu dieser Sekunde — ha-
ben wir weder vom Bürgermeister Koschnick noch 
von dem Verteidigungsminister der Bundesrepublik 
Deutschland ein klares Wort der Distanzierung 
nicht nur von der Gewalttat, sondern auch von der 
Anti-Bundeswehr-Einstellung in Teilen ihrer 
eigenen Partei gehört. Das hätte hierhergehört, 
nicht nur die Krawalle gehörten hierher. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Die Frage interessiert nicht nur die SPD. Herr 
Bundeskanzler, wenn Sie noch nicht einmal junge 
und ältere Menschen in  der SPD davon überzeugen 
können, daß und warum Landesverteidigung Sinn 
hat, wie wollen Sie dann die jungen Menschen in un-
serem Staat davon überzeugen, daß sie die Uniform 
des Soldaten anziehen und die Freiheit in diesem 
Staat schützen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist ganz klar, ohne diese Vorfälle überschätzen zu 
wollen, ohne diese Stimmung in Teilen der SPD 
überschätzen zu wollen, daß hier Vorläufer einer 
neuen Ohne-mich-Stimmung heraufkommen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, meine verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen, wenn nicht rechtzeitig von al-
len Parteien dieses Hohen Hauses deutlich gemacht 
wird, daß dieser Staat nur überleben kann, wenn 
diese Ohne-mich-Stimmung wieder überwunden 
wird, so sage ich Ihnen voraus, daß dann nicht nur 
die SPD Schaden nehmen wird, sondern daß dann 
die Bundesrepublik Deutschland und wir alle darun-
ter zu leiden haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Koschnick, hierzu hätte der Appell zur Ge-
meinsamkeit Sinn gehabt. An uns brauchen Sie 
nicht zu appellieren, wenn es um den Schutz dieses 
Staates, wenn es um das Eintreten für die Verteidi-
gung, für die Bundeswehr geht. Da sind wir immer 
zur Stelle. Da Sie schon das Thema der Gemeinsam-
keit ansprechen, muß ich darauf aufmerksam ma-
chen, daß Sie in Nordrhein-Westfalen einen Wahl-
kampf geführt haben, in dem Sie offen und unver-
hüllt einen Teil dieses Volkes, die CDU/CSU, der 
Kriegstreiberei beschuldigen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Unglaublich! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU — Gegen

-

rufe von der SPD) 

Wer so handelt, Herr Koschnick, der hat das Recht 
verwirkt, anschließend an die Gemeinsamkeit zu ap-
pellieren. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Brandt, ich sehe Sie jetzt lächeln oder gar la-
chen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der Schreib-
tischtäter! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Sie sind als deutscher Bundeskanzler einmal mit 
dem Wort der guten Nachbarschaft angetreten. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Und Frieden! Das 
Gegenteil hat er gemacht!) 

Sie haben sich nicht mit einem Wort  von dieser üb-
len Anzeige distanziert, wo 36 Kriegerwitwen unter 
der Überschrift „Nie wieder Krieg" zu sehen sind, 
und darunter steht: „deshalb Helmut Schmidt". Da-
neben stehen aus dem Zusammenhang gerissene Zi-
tate von Dregger, von Hasselmann und von mir. Sie 
haben damit den inneren Frieden in diesem Volk in 
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einer schrecklichen Weise zerstört. Wie wollen Sie 
den äußeren Frieden retten? 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Ey 
[CDU/CSU]: Schreibtischtäter! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Nehmen Sie eine Beruhigungspille, Herr! 

Sie sollten Baldrian nehmen!) 

Die Ereignisse in Bremen und die Stimmung in 
der SPD sind nicht von heute auf morgen entstan-
den. Die Stimmung in der SPD ist die Frucht, Herr 
Bundeskanzler, Herr Verteidigungsminister, zehn-
jähriger Versäumnisse in der Darstellung der Si-
cherheits- und der Verteidigungspolitik in diesem 
Volk. Wer die Bedrohung seit Jahren systematisch 
unterschlägt und verschweigt — denken Sie an das, 
was Sie jetzt als Programm für die Bundestagswahl 
herausgebracht haben, denken Sie an Ihren sicher-
heitspolitischen Kongreß, der in seiner Zusammen-
fassung das Wort „Bedrohung" überhaupt nicht mehr 
kennt, denken Sie daran, daß der Bundeskanzler als 
stellvertretender Parteivorsitzender den Nachrü-
stungsbeschluß zwar noch vor dem Parteirat 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Aber hinter ver

-

schlossensten Türen!) 

mit der Bedrohung erklärt, aber vor dem Parteitag 
gar nicht mehr den Mut hat oder haben kann, 

(Zurufe von der SPD) 

von der Bedrohung zu reden, sondern den Nachrü-
stungsbeschluß mit der Notwendigkeit der Entspan-
nung begründen muß, worauf die „FAZ" zu Recht 
hingewiesen hat —, wer Dutzende Male, wer Hun-
derte Male von Entspannung spricht und kaum noch 
von Verteidigung, wer die Anhänger gesicherter 
Verteidigung als Säbelraßler und Scharfmacher ab-
stempelt, der braucht sich über die psychologischen 
Veränderungen, über die Bewußtseinsveränderun-
gen in seiner eigenen Partei und im deutschen Volk 
nicht zu wundern. Das haben Sie zu verantworten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Verteidigungsminister, Sie haben hier Aus-
führungen zur Traditionspflege gemacht. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr blaß!) 

Das wird an anderer Stelle zu diskutieren sein. Ich 
mache bei diesem Ablenkungsmanöver nicht mit. 
Denn wenn wir über Tradition in der Bundeswehr 
diskutieren, dann lassen wir uns den Zeitpunkt und 
die Art dieser Diskussion nicht von Radikalen und 
Ihren Jungsozialisten vorschreiben — um das deut-
lich zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gansel [SPD]: 
Sondern von Männern wie Rudel?) 

Herr Koschnick und Herr Apel haben eine merk-
würdige Darstellung und eine beeindruckende Har-
monie über die Frage gezeigt: Wer hat eigentlich 
wen über was rechtzeitig unterrichtet? Vor Tische 
las man s anders. Da war ein heftiger Streit im Gan-
ge. 

(Dr. Ehmke [SPD]: Sie haben den „Bayernku

-

rier" gelesen?) 

— Nein, nicht den „Bayernkurier", sondern in den 
einschlägigen Bremer Zeitungen beispielsweise, 
von denen ich annehme, daß wenigstens ein paar da-
von einigermaßen objektive Informationen haben. 
Schließlich, Herr Ehmke, hat es offizielle Erklärun

-

gen sowohl der Pressestelle des Verteidigungsmini-
steriums als auch der Pressestelle des Bürgermei-
sters von Bremen gegeben. Da zitiere ich — bei-
spielsweise —: „Koschnick bestritt energisch, daß 
das Bundesverteidigungsministerium den Warn-
brief, den Bundeswehrgeneralinspekteur Jürgen 
Brandt an Bundesverteidigungsminister Hans Apel 
gerichtet hatte, an den Bremer Senat weitergegeben 
habe.'' Und jetzt kommt es: 

(Zurufe von der SPD) 

— Warten Sie doch mal, geben Sie mir doch die 
Chance, das auch noch zu sagen. — „Dieser Brief sei 
erst auf Anforderung Bremens nach den Ereignissen 
übersandt worden.'' Dann kann sich das nicht ganz 
so abgespielt haben, wie der Bundesverteidigungs-
minister es hier dargestellt hat. Sagen Sie doch bitte 
die volle Wahrheit! Die Wahrheit ist die, Herr Apel, 
daß Sie und Ihr Haus in dieser Frage glatt versagt 
haben. Sie haben Ihre Fürsorgepflicht gegenüber 
den Soldaten der Bundeswehr vernachlässigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Den Schaden haben wir alle, den Schaden, den Sie 
damit im Bündnis anrichten, insbesondere in den 
Vereinigten Staaten von Amerika; der Kollege 
Dregger sprach davon. 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Was ist denn das?) 

— Ja, die Amerikaner fragen sich, ob in einer Zeit, in 
der Standfestigkeit, Mut und Entschlossenheit ge-
fordert sind, die größte Regierungspartei den Mut 
hat, sich vor die Soldaten der Bundeswehr zu stellen. 
Das ist einer der Maßstäbe für die Bündnistreue, 
nicht nur Ihre Lippenbekenntnisse. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vor allem aber — daran gibt es keinen Zweifel — 
muß sich die Bundeswehr im Stich gelassen vorkom-
men von der Partei, die den Bundesverteidigungsmi-
nister stellt, von der Partei, die die Regierungsver-
antwortung trägt, und von dem Bundeskanzler, der 
bei feierlichen Anlässen immer wieder von der Not-
wendigkeit der Verteidigung redet, und zwar im 
Ausland oder zur NATO, der es aber an rechtzeiti-
gem und entschlossenem Handeln im Innern der 
Bundesrepublik Deutschland hat fehlen lassen. 
Darum erwarten wir Ihre Stellungnahme, Herr Bun-
deskanzler, zu diesen beschämenden Ereignissen in-
nerhalb und außerhalb der SPD. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — 
Wehner [SPD]: Das war etwas aufgeregt, 

aber schwach!) 

Vizepräsident Leber: Das Wort hat nun der Abge-
ordnete Möllemann. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Ich habe gedacht, 
Herr Apel würde sich hinsichtlich seiner 
Unterrichtung des Bremer Bürgermeisters 

rechtfertigen!) 
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Möllemann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die eigentlich auf der 
Tagesordnung stehende Problematik einer Verän-
derung oder Beibehaltung des geltenden Demon-
strations- und Versammlungsrechts ist von meinem 
Kollegen Dr. Wendig aus der Sicht der FDP behan-
delt worden. Ich möchte mich deswegen — wie der 
größere Teil meiner Vorredner — im Rahmen der 
Debatte mit den Vorgängen um die öffentliche Ge-
löbnisfeier der Bundeswehr in Bremen beschäfti-
gen und dazu für die FDP feststellen: 

Erstens. Es ist ein guter und beizubehaltender 
Brauch der Bundeswehr, daß sie in zahlreichen Fäl-
len zur Ableistung des Gelöbnisse von Rekruten de-
ren Angehörige sowie die Öffentlichkeit als Gäste 
und Zeugen einlädt. 

Zweitens. Diese Verfahrensweise soll verdeutli-
chen, daß die Angehörigen unserer Streitkräfte ei-
nen Dienst für die gesamte Gesellschaft leisten, daß 
sie bei der Ableistung des in unserem Grundgesetz 
verankerten Wehrdienstes auch ihrerseits in der 
Gesellschaft verankert sind. 

Drittens. Die Bundeswehr ist die erste deutsche 
Armee, die — durch das Grundgesetz — ausschließ-
lich auf Verteidigungsaufgaben festgelegt ist. Auf 
diesen grundgesetzlichen Auftrag, der hier im Parla-
ment zwischen allen Fraktionen unumstritten ist, 
werden die Rekruten bei der Ableistung ihres Ge-
löbnisses verpflichtet. Es gibt keinen Grund, jede 
Gelöbnisfeier in einer großen öffentlichen Veran-
staltung durchzuführen, aber es gibt auch keinen 
Grund, die Ableistung des Gelöbnisses vor der  Öf-
fentlichkeit zu verbergen oder das öffentliche Ge-
löbnis der Rekruten, je nach innen- oder außenpoli-
tischer Stimmungslage, als „entspannungsfeindli-
ches Säbelgerassel" zu diskreditieren. Der Dienst in 
unserer Bundeswehr ist auf die Verteidigung festge-
legter Friedensdienst. Diese Berwertung gilt grund-
sätzlich und ist nicht von dauernd sich ändernden 
außen- oder innenpolitischen Rahmenbedingungen 
abhängig. 

Viertens. Das Grundgesetz und auch der Deut-
sche Bundestag verlangen von den jungen Männern 
in der Bundesrepublik Deutschland, daß sie zur Si-
cherung des Friedens und der Freiheit den Wehr-
dienst ableisten. Dieser Forderung der Gemein-
schaft folgen manche Wehrpflichtige gern, manche 
— ich denke der größere Teil — ohne große Begei-
sterung, aber in realistischer Einschätzung der Not-
wendigkeiten, manche nur sehr widerwillig. Der 
Verzicht auf einen Teil ihrer Freiheit, auf berufliche 
Entwicklung und Einkommen, die Lösung aus dem 
sozialen Umfeld für eine bestimmte Zeit werden 
häufig, verständlicherweise, als Belastung empfun-
den, deren Sinn gegenüber den Wehrpflichtigen von 
uns hier, aber auch von der Bundeswehrführung, im-
mer wieder neu überzeugend begründet werden 
muß. Das ist oft — wie wir alle wissen — nicht 
leicht. 

Deshalb haben auch die im Parlament vertretenen 
Parteien die besondere Verpflichtung, alles zu un-
terlassen, was den Soldaten den Eindruck vermittelt, 

die ihnen abverlangte Pflicht sei selbst bei denen 
umstritten, die sie festgelegt haben. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Anders gesagt: Die Staatsbürger in Uniform haben 
gerade gegenüber den Parteien in diesem Parla-
ment einen besonderen Anspruch auf Solidarität. 
Im Bundestag besteht bei allen Fraktionen ganz of-
fenkundig diese Solidarität. In Bremen allerdings 
hat es daran ganz offenkundig gefehlt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Zuruf 
von der SPD: Bei einigen!) 

— Natürlich, bei einigen. Aber das ist das eigentli-
che Problem. 

Die FDP-Fraktion in der Bürgerschaft von Bremen 
hat in einem Dringlichkeitsantrag dem Bremer Se-
nat zehn Fragen vorgelegt, die in der zusätzlichen 
Sitzung der Bürgerschaft am 21. Mai beantwortet 
werden sollen. Ich möchte mich bei der Würdigung 
des Sachverhalts, was den Bremer Anteil angeht, bis 
zur Beantwortung und Klärung dieser Fragen folge-
richtig zurückhalten. Meine Bremer FDP-Kollegen 
haben im übrigen erklärt, daß sie für den Fall, daß 
Fragen offenblieben, die Einsetzung eines parlamen-
tarischen Untersuchungsausschusses beantragen 
wollten. Schließlich hat der Landesvorsitzende der 
Bremer Freien Demokraten die Tatsache, daß über-
haupt eine ernst zu nehmende Diskussion in den in 
der Bürgerschaft vertretenen Parteien über den 
Sinn und die Berechtigung dieser Veranstaltung 
aufkam, mit Recht als beschämend bezeichnet 

Ich möchte mich daher heute an dieser Stelle auf 
die aus der Sicht des Bundesparlaments möglichen 
und notwendigen Feststellungen beschränken. 

Fünftens. Die Form der öffentlichen Vereidi-
gung mit großem Zapfenstreich halten wir Freien 
Demokraten bei besonderen Anlässen für durchaus 
angemessen. Der besondere Anlaß waren in diesem 
Fall des Jubiläum des Eintritts der Bundeswehr in 
die NATO und wenige Tage danach das 30jährige 
Bestehen der NATO. Dies ist für uns ein guter Anlaß 
für eine gemeinsame Feier von Soldaten und Zivil-
bürgern, die im westlichen Bündnis den Garanten 
von Frieden und Freiheit sehen. 

Sechstens. Gewaltfreie Kritik und auch Demon-
strationen gegen unsere Politik, auch gegen unsere 
Sicherheitspolitik, und natürlich erst recht gegen 
bestimmte Feiergestaltungen sind natürlich legitim. 
Sie grundsätzlich und von vornherein in die Nähe 
des Gewalttätigen oder auch nur des politisch Unzu-
lässigen zu rücken ist nicht vertretbar. 

Hier, Herr Kollege Wörner, möchte ich Ihnen sa-
gen: Sie wissen doch sehr genau, daß Sie damit, uns 
eine Position anzulasten, die die FDP nicht ein-
nimmt, einen unzulässigen Versuch unternommen 
haben. Die FDP hat von Anfang an in Bremen und 
auf Bundesebene unmißverständlich klargemacht, 
wie sie zu dieser Frage steht. 

Siebtens. Die Ausschreitungen sind von extremi-
stischen Gewalttätern durchgeführt worden. Hier-
gegen wird Überzeugungsarbeit nichts helfen. Wohl 
aber ist intensive Überzeugungsarbeit gegenüber 
denen notwendig, welche die gewaltlose Demon- 
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Möllemann 
stration durchgeführt haben, und ebenso gegenüber 
all denen, die wie diese denken. Man muß sehen, daß 
immerhin 7 000 Menschen dort beteiligt waren. Hier 
ist noch viel zu wenig getan worden. 

Der frühere Bundespräsident Walter Scheel hat in 
einer bereits hinreichend bekanntgewordenen Rede 
vor den Kommandeuren der Bundeswehr darauf 
hingewiesen, daß die auf Verteidigung und Entspan-
nung beruhende Sicherheitspolitik der soziallibera-
len Koalition politisch wie geistig immer noch nicht 
genügend verarbeitet worden ist. Es bedarf hier des-
wegen großer Anstrengungen, gerade von seiten der 
Parteien, auch von seiten der Gewerkschaftsfüh-
rung, die sich hier engagiert, aber auch von allen an-
deren politischen und gesellschaftlichen Kräften, 
um diese Überzeugungsarbeit zu leisten. 

Achtens. Es ist deswegen notwendig, daß mehr als 
bisher in den Bildungseinrichtungen, auch in den 
Schulen, die Grundlagen und Rahmenbedingungen 
unserer Außen- und Sicherheitspolitik zum Gegen-
stand der Erörterung gemacht werden. 

Darüber hinaus unterstreiche ich den Vorschlag 
des Bundesvorsitzenden der FDP und auch des Ver-
teidigungsministers, daß namhafte Vertreter aus Po-
litik und Gesellschaft möglichst häufig an solchen 
Gelöbnisfeiern teilnehmen sollten, gleich ob sie öf-
fentlich sind oder nicht. Die Bundeswehr hat keinen 
Grund, sich in der Öffentlichkeit zu verstecken. Sie 
hat nichts zu verbergen. Ihr öffentliches und unbe-
fangenes Auftreten trägt zu ihrer Integration in die 
Gesellschaft bei, die wir wollen. 

Lassen Sie mich zum Abschluß, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, liebe Kollegen, eine 
Bitte äußern. Es gab bislang immer die Überzeugung, 
daß es für unsere Sicherheitspolitik gut ist, wenn wir 
in den wesentlichen Grundlagen dieser Sicherheits-
politik gemeinsam auftreten. Ich möchte Sie sehr 
herzlich bitten, auch wenn der bevorstehende Bun-
destagswahlkampf zum Gegenteil verlockt, in die-
sem Bereich auf den gemeinsamen Grundlagen der 
Sicherheitspolitik zu beharren und die Bundeswehr 
aus dem Parteienstreit herauszunehmen. Dies dient 
unseren Interessen. 

(Beifall bei der FDP und bei Teilen der 
SPD) 

Vizepräsident Leber: Das Wort  hat der Herr Bun-
deskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zum Grundsätzlichen ist sei-
tens der Regierung und seitens der Regierungsko-
alition Ausreichendes gesagt worden, auch von 
Herrn Bürgermeister Koschnick. Ich melde mich 
nur zu Wort, weil einige in der Diskussion gefallene 
Bemerkungen der Opposition noch eine Erwiderung 
verdienen. 

(V o r s i t z: Vizepräsident Dr. von Weiz

-

säcker) 

Herr Kollege Wörner hat u. a. gesagt, es habe dem 
Bundeskanzler an Mut gefehlt, vorher klar Stellung 
zu beziehen. Er hat dem Verteidigungsminister vor-
geworfen, in seiner Fürsorgepflicht für die Soldaten 

versagt zu haben. Beide Vorwürfe, Herr Wörner, 
weise ich zurück. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Und Sie wissen, daß beide Vorwürfe unbegründet 
sind, Herr Abgeordneter Wörner. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie haben gesprochen, nachdem Herr Kollege Apel 
Ihnen dargetan hat, wie er und — das füge ich hinzu 
— auch ich auf die Stellen in Bremen vor dem Ereig-
nis eingewirkt haben. Daß wir dies nicht öffentlich 
hörbar getan haben, mögen Sie selber uns wahr-
scheinlich nicht vorwerfen wollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir haben dies in klarer Weise getan, und wenn Sie, 
Herr Abgeordneter Wörner, uns Mut oder Tapfer-
keit absprechen wollen, wenn Sie uns die Fürsorge 
absprechen wollen für die uns anvertrauten Men-
schen, dann reden sie unlauter und illoyal, Herr 
Oberstleutnant der Reserve. 

(Beifall bei der SPD — Lebhafte Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Bundes-
kanzler, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Wörner? 

Schmidt, Bundeskanzler: Ich werde dem Abgeord-
neten Wörner sofort gern eine Zwischenfrage erlau-
ben, möchte aber, daß in dem Gebrüll zwei Worte 
gleichwohl sauber verstanden werden: illoyal und 
unlauter. 

(Erneuter Beifall bei der SPD — Zuruf von 
der CDU: Unlauter waren Sie, Herr Bundes

-

kanzler! — Weitere anhaltende lebhafte 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Nach dieser Qualifizie-
rung wäre ich fast versucht zu sagen: Jawohl, Herr 
Feldwebel! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kühbacher 
[SPD]: War wohl dümmlich!) 

Aber ich frage Sie, ob angesichts der angekündigten 
Störungen, der zu erwartenden Gewalttaten und der 
feststellbaren Stimmung in einem Teil Ihrer Partei 
in Bremen das deutsche Volk nicht in der Tat von Ih-
nen hätte erwarten müssen, daß Sie öffentlich deut-
lich machen, warum diese Vereidigung auf Grund 
des 25jährigen Bestehens der NATO in Bremen 
stattfindet und was die Aufgabe der Bundeswehr in 
diesem Zusammenhang ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schmidt, Bundeskanzler: Ich antworte darauf 
zweierlei, Herr Wörner. Erstens. Meine Partei-
freunde in Bremen hatten Anspruch darauf, im Vor-
wege von mir eine klare Stellungnahme zu hören, 
und die haben sie bekommen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Die haben sich aber 
schön danach gerichtet!) 
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Bundeskanzler Schmidt 
Zweitens. Das deutsche Volk hat Anspruch dar-
auf, — — 

(Hartmann  [CDU/CSU]: Parteifreunde ge
-

hen dem Volk vor!) 

— Könnten Sie Ihren Zwischenruf wiederholen, da-
mit wir ihn prüfen können? 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Er eignet sich offenbar nicht zur Wiederholung; 
also brauchen wir auch nicht darauf einzugehen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Das deutsche Volk hat Anspruch dar-
auf, Herr Abgeordneter Wörner, aus solchen Anläs-
sen, auch ohne solche Anlässe, aus anderen Anläs-
sen, auch ohne bestimmte Anlässe jederzeit von der 
Bundesregierung klaren Wein eingeschenkt zu be-
kommen darüber, welche Aufgaben die Bundeswehr 
innerhalb unseres Bündnisses und welche Aufgaben 
das Bündnis hat. Ich werfe mir hier keinerlei Unter-
lassung vor, und Sie können das, wenn Sie ehrlich 
sind, auch nicht tun. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Dregger [CDU/ 
CSU]: Doch, und wie!) 

Ich will aber im weiteren Verlauf meiner Ausfüh-
rungen auf die Zwischenfrage von Herr Wörner 
noch einmal zurückkommen. Man kann auf eine 
kurze Frage leicht mit einer kurzen Antwort entgeg-
nen. Das ist in der parlamentarischen Debatte so üb-
lich. Ich will mir das aber nicht zu leicht machen ;  ich 
komme darauf noch einmal zurück. 

Herr Kollege Dregger hat in seiner Diskussions-
rede einen ähnlichen Vorwurf erhoben, allerdings 
zeitlich etwas anders bestimmt. Der Kollege Dreg-
ger hat, wie auch schon früher öffentlich der Kollege 
Kohl, den Vorwurf erhoben, daß wir uns nach den 
Vorkommnissen nicht sofort eindeutig geäußert 
hätten. 

In diesem Zusammenhang, Herr Präsident, bitte 
ich um Ihre Zustimmung dazu, daß ich zwei Doku-
mente zitiere. Das eine stammt vom Vormittag des 
7. Mai, keine 24 Stunden nach den Bremer Vor-
kommnissen. Die Bundesregierung hat am Vor-
mittag des 7. Mai folgendes öffentlich erklärt: 

Die Bundesregierung verurteilt die schweren 
Ausschreitungen in Bremen, mit denen Extre-
misten versucht haben, das öffentliche Gelöbnis 
von mehr als tausend wehrpflichtigen Soldaten 
der Bundeswehr im Weserstadion zu verhin-
dern. 

Bei diesen Ausschreitungen handelt es sich 
nicht um die Wahrnehmung des Grundrechtes 
der Demonstrationsfreiheit, das auch in diesem 
Fall ohne jede Einschränkung gewährleistet 
war, sondern um Gewalttaten, die den dringen-
den Verdacht auf schwere Landfriedensbrüche 
begründen. 

Während hier noch vom dringenden Verdacht straf-
barer Handlungen die Rede war, würde ich das in-
zwischen nach neuerer Erkenntnis noch etwas 
schärfer formulieren. Dies wurde, wie gesagt, inner-
halb von weniger als 24 Stunden im Lichte der  dama

-
ligen Kenntnisse formuliert: Dringender Verdacht 
auf schwere Landfriedensbrüche. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: Von Herrn Böl
-

ling formuliert!) 

— Dies hat nicht Herr Bölling gesagt, sondern dies 
ist ein in zweistündiger Formulierungsarbeit durch 
das Kabinett erarbeiteter Beschluß der Bundesre-
gierung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Vorher hätten Sie sich 

was einfallen lassen sollen!) 

Herr Abgeordneter Wörner, Sie haben ihn nur nicht 
zur Kenntnis nehmen wollen. Herr Bölling hat ihn 
der Öffentlichkeit pflichtgemäß zur Kenntnis ge-
bracht. Sie haben heute so getan, als wäre er über-
haupt nicht gefaßt worden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Auch Sie, Herr Abgeordneter Dregger, haben unlau-
ter geredet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Marx [CDU/CSU]: Seine Arroganz ist uner

-

träglich! — Zuruf von der CDU/CSU: Ober

-

abkanzler!) 

Herr Präsident, ich darf in der Verlesung des Do-
kuments fortfahren. Es heißt im nächsten Absatz: 

Die Bundeswehr als Bündnisarmee in der 
NATO ist unser unverzichtbarer Beitrag zur Si-
cherung des Friedens, in dem unser Land lebt. 
Ohne die Sicherung des Gleichgewichts der 
Kräfte hat die Entspannungspolitik zwischen 
West und Ost keine Grundlage. 

Unsere Soldaten leisten Dienst für den Frieden. 
Sinnfälliger Ausdruck dafür ist ihr Gelöbnis auf 
unser Grundgesetz und damit auf unsere demo-
kratische Lebensform. Die Soldaten der Bundes-
wehr sind Staatsbürger in Uniform. Sie leben 
mit und in unserer demokratischen Gesell-
schaft. 

Die Bundesregierung teilt deshalb die Auffas-
sung von Bundesverteidigungsminister Apel, 
daß es geboten erscheint, die Öffentlichkeit an 
der Ablegung des Gelöbnisses teilnehmen zu 
lassen. Die Bundesregierung hält es auch künf-
tig für geboten, an der Einrichtung des öffentli-
chen Gelöbnisses festzuhalten, die vor 25 Jah-
ren in der Freien Hansestadt Bremen durch Se-
natspräsident Wilhelm Kaisen begründet wor-
den ist. 

Die Bundesregierung dankt den Polizeibeamten 
aus Bremen und Niedersachsen und den Solda-
ten für ihren Einsatz. Sie versichert die verletz-
ten Beamten und Soldaten ihres Mitgefühls und 
wünscht ihnen baldige Genesung. Sie spricht 
den Angehörigen der Bundeswehr für ihre be-
sonnene Haltung ihre Anerkennung aus. 

Die Bundesregierung dankt dem Bundespräsi-
denten, dem Senat der Freien Hansestadt und 
den Bürgern Bremens für ihr Bekenntnis zur 
Bundeswehr. 
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Bundeskanzler Schmidt 
Dies ist am Mittwoch, dem 7. Mai, amtlich veröffent-
licht worden. Herr Abgeordneter Wörner, Sie hät-
ten es zur Kenntnis nehmen können, wenn Sie ge-
wollt hätten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das ist jetzt fast eine Woche her; wenigstens inzwi-
schen hätten Sie es zur Kenntnis nehmen können. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Hinterher!) 

Ich habe selber zufällig am selben Tage abends 
eine öffentliche Rede gehalten — das war einen 
Abend nach den Bremer Vorkommnissen —, und ich 
möchte, Herr Präsident, auch hier aus der Tonband-
nachschrift ausführlich zitieren dürfen. Ich habe am 
Mittwoch, dem 7. Mai, in Wuppertal auf einer Kund-
gebung, gemeinsam mit meinem Freunde, dem nord-
rhein-westfälischen Ministerpräsidenten Johannes 
Rau, in einer langen Rede, die sich mit vielen The-
men beschäftigte, folgendes gesagt. Es ist eine lange 
Passage über die Bremer Vorkommnisse: 

Ich möchte ein Wort sagen zu einem mich sehr 
bedrückenden Ereignis, das gestern in Bremen 
stattgefunden hat. Unsere Soldaten, die Wehr-
pflichtigen genauso wie die Längerdienenden, 
die wir brauchen, um unsere Entspannungspoli-
tik mit den östlichen Nachbarn tatsächlich in Si-
cherheit führen zu können, denn wenn sie mili-
tärisch sehr viel stärker würden als der Westen, 
würde ja ein Übergewicht entstehen können, 
wir brauchen unsere Soldaten. Wir geben mit 
ihnen nicht an, wir halten keine martialischen 
Reden, wir lassen auch am 1. Mai — in diesem 
Staate nicht — keine Panzer, keine Kanonen, 
keine Flugzeuge, keine Raketen auffahren, aber 
wir wissen, daß wir unsere Soldaten brauchen. 
Sie tragen zusammen mit ihren übrigen Kame-
raden dazu bei, daß wir uns sicher fühlen kön-
nen und daß wir, gestützt auf diese Sicherheit, 
auf diese solidarische Sicherheit, mit unseren 
Nachbarn auch kompromißweise uns vertragen 
können; daß unsere Nachbarn sich nicht einbil-
den, sie könnten uns überfahren; und daß sie 
sich nicht ängstigen, wir könnten sie überfah-
ren. 

Gleichgewicht ist eine wichtige Voraussetzung! 
Ich denke., daß unter uns Sozialdemokraten dar-
über kein Zweifel besteht, ebensowenig wie es 
einen Zweifel geben kann über den Beitrag der 
Sozialdemokratischen Partei zum Aufbau de-
mokratischer, innerlich demokratisch gesonne-
ner Streitkräfte in unserem Staat. 

Es ist dies das erste Mal in der preußisch-deut-
schen Militärgeschichte über Generationen, 
daß wir eine Armee haben, die nichts anderes 
sein will als ein Schutz des Volkes und die sich 
innerlich als ein Teil des Volkes fühlt und die 
nicht etwas Besonderes sein will. Ich bin sehr 
stolz darauf, daß die in früheren Zeiten der 
deutschen Geschichte vorhanden gewesenen 
Gräben zwischen der damaligen bewaffneten 
Macht und bestimmten Schichten und Klassen 
des Volkes, insbesondere der Arbeiterschaft, 
daß die Gräben, die damals klafften, inzwischen 
durch ständiges Bemühen von Sozialdemokra

-ten, von Gewerkschaftern und von Soldaten der 
Bundeswehr ausgefüllt worden sind. Niemand 
wird zulassen wollen, daß diese Gräben wieder 
aufgerissen werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich fahre fo rt  in der Verlesung dieses Dokuments, 
dieser Tonbandnachschrift: 

Um so schlimmer ist es, wenn ein paar irregelei-
tete junge Menschen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die braven Ju

-

sos! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

angeführt von Leuten, die Gewalttaten nicht 
scheuen, versuchen, das öffentliche Gelöbnis 
von mehr als tausend Wehrpflichtigen in einem 
Stadion in einer deutschen Großstadt zu verhin-
dern. Bei den Ausschreitungen gestern in Bre-
men hat es sich nicht gehandelt um die Wahr-
nehmung des Grundrechtes zur Demonstration. 
Das Grundrecht zur Demonstration war und ist 
auch in Bremen jederzeit gewährleistet. Son-
dern es hat sich gehandelt um Gewalttaten, die 
den dringenden Verdacht strafbarer Handlun-
gen nahelegen, insbesondere den Verdacht des 
Landfriedensbruchs. 

Ich will das hier sehr deutlich sagen: Die Bun-
desregierung und ich selber auch, genau wie der 
Senat von Bremen und sein Bürgermeister 
Koschnick, genauso wie ein Vierteljahrhundert 
vorher sein Amtsvorgänger Wilhelm Kaisen, 
wir sind und wir bleiben der Meinung, daß auch 
in Zukunft an der Einrichtung des öffentlich ge-
gebenen Gelöbnisses festgehalten werden soll. 
Wir danken den Polizeibeamten, auch den Sol-
daten für ihren Einsatz. Wir sprechen den An-
gehörigen der Bundeswehr für ihre besonnene 
Haltung Anerkennung aus und versichern die 
vielen verletzten Beamten und Soldaten unse-
res Mitgefühls und wünschen ihnen baldige Ge-
nesung. 

Ich bin auch dankbar dafür, daß der Senat der 
Freien und Hansestadt, daß die Bürger Bremens 
und daß insbesondere der Bundespräsident bei 
dieser Gelegenheit sich zur Bundeswehr ge-
stellt haben. Ich will hier eines ganz deutlich sa-
gen, ob einer 

— und nun kommt das Zitat, das Sie alleine aus die-
ser Rede herausgenommen haben, Herr Kollege 
Dregger, alles andere haben Sie weggestrichen und 
damit das Zitat völlig verfälscht; jetzt kommt der 
Satz — 

ob einer mit großen Sprechchören einen politi-
schen Gegner hindert, zu Gehör zu kommen, ob 
jemand Tomaten auf Herrn Strauß wirft oder ob 
er auf andere Weise Gewalt übt, das alles sind 
meine Feinde, das alles sind Feinde der deut-
schen Sozialdemokratie. Wir sind Demokraten 
und wir verabscheuen jede Form der Gewalt ge-
gen den politischen Gegner. Ebenso verab-
scheuen wir jede Gewalt im Verkehr zwischen 
Staaten. 
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Bundeskanzler Schmidt 
Hätten Sie nur vollständig zitiert! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Ich brauche kein einziges Wo rt  und keinen ein-
zigen Satz jener frei gehaltenen Rede, die erst nach-
träglich anhand eines Tonbands aufgeschrieben 
wurde, zu korrigieren. Ich habe auch do rt  nichts we-
sentlich Neues gesagt. Was ich dort gesagt habe, 
Herr Kollege Dregger, entspricht meiner Gesinnung 
seit 25 Jahren, seit ich im Deutschen Bundestag das 
Soldatengesetz mitformuliert und angenommen 
habe, auf dem das Gelöbnis unserer Dienstpflichti-
gen beruht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich will im Zusammenhang mit der Zwischenfrage 
von Herrn Wörner noch etwas hinzufügen. Ich 
wende mich dabei besonders an einige meiner jün-
geren Parteifreunde in der Stadt des Herrn Bürger-
meisters Koschnick. Diese Jüngeren, die ich vor Au-
gen habe, haben recht, wenn sie als Demokraten 
vom Wert öffentlicher Diskussionen und auch vom 
Wert öffentlicher Demonstrationen überzeugt 
sind. Auch ich bin davon überzeugt, daß öffentliche 
Demonstrationen einen großen Sinn haben können. 
Ich selber beteilige mich z. B. seit 30 Jahren an der 
öffentlichen Demonstration zum 1. Mai. 

Zweitens. Sie haben offenkundig in klarer positi-
ver Haltung zu unserem Grundgesetz, zu unserem 
Staat, zu unserer Bundeswehr und zu ihrem Auftrag 
eine Diskussion über die ideelle Zweckmäßigkeit 
oder über die gegenwärtige außenpolitische Zweck-
mäßigkeit des öffentlichen Gelöbnisses für ange-
zeigt gehalten. Dies geschah, wie mir eindeutig ist, 
in lauterer Absicht und Gesinnung. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Wie immer!) 

Drittens. Wir — als Bundeskanzler, als Bundes-
verteidigungsminister, als Bundesparteivorstand 
der SPD — haben ihnen rechtzeitig gewichtige Be-
denken vorgetragen. Sie haben ihre Meinung nicht 
geändert. Das war ihr gutes Recht. 

Mein gutes Recht ist es, und meine moralische 
Pflicht ist es, allen jungen Leuten, wie sie auch im 
einzelnen über diese Frage des öffentlichen Gelöb-
nisses oder über andere Streitfragen demokrati-
scher Tradition oder über andere Streitfragen deut-
scher Innen- oder Außenpolitik denken mögen, zwei 
Kernsätze ans Herz zu legen: 

Erstens. Wer keine feste Gesinnung hat, der soll 
uns in der Politik gestohlen bleiben. Eine feste, eine 
begründete Gesinnung ist für mich Voraussetzung 
dafür, daß ich eine Frau oder einen Mann als Politi-
ker ernst nehme. Mit einem Wort: Politik ohne Ge-
sinnung ist von Übel. 

Zweitens aber: Gesinnung allein macht noch kei-
nen Politiker, sondern Verantwortung kennzeichnet 
den Beruf des Politikers. Mit anderen Worten: Der 
Politiker muß die Folgen seines Tuns und Unterlas-
sens, die Folgen seines Redens 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und seines Schweigens verantworten. Er muß sogar 
die unbeabsichtigten und die unvorhergesehenen 
Nebenfolgen mitverantworten. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Gesinnung und Verantwortung 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ja!) 

für das Ergebnis gehören zusammen! 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

— Ich bin tief gerührt, daß ich auch von der CDU/ 
CSU-Fraktion einmal Zustimmung erfahre. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Hoffentlich werden Sie alles verantworten können, 
was Herr Dregger und Herr Wörner heute gesagt 
haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lemm

-

rich [CDU/CSU]: Uns ist Ihr Rentenbetrug 
dabei gerade eben eingefallen! — Zuruf von 

der CDU/CSU: Der Weltökonom!) 

Ich füge eine Bemerkung hinzu, die ich mehr für 
die öffentliche Diskussion, nicht gegenüber der Op-
position, wie ich ausdrücklich sage, mache: So legi-
tim es ist, sich öffentlich zu fragen, ob die Form des 
öffentlich gegebenen Gelöbnisses oder der öffentli-
chen Vereidigung für Berufssoldaten eine unserer 
Zeit angemessene Form ist, so sehr muß ich darauf 
hinweisen, daß es ein Mißverständnis wäre, dies 
etwa als eine „vordemokratische Form" anzusehen. 
Ich muß darauf hinweisen, daß die unbezweifelbaren 
Demokratien in unserer westlichen Nachbarschaft 
— ich weise hin auf unseren Bündnispartner Frank-
reich, unseren Bündnispartner England, unseren 
Bündnispartner Amerika, andere Bündnispartner — 
ihre eigenen Formen der öffentlichen Selbstdarstel-
lung ihrer Streitkräfte für notwendig halten. Es kann 
nicht bezweifelt werden, daß es sich hier um demo-
kratische Formen handelt. Deutsche müssen aufpas-
sen, daß sie nicht das Kind mit dem Bade ausschüt-
ten. 

Das Gelöbnis der Bundeswehr lautet: „Ich gelobe, 
der Bundesrepublik Deutschland treu zu dienen und 
das Recht und die Freiheit des deutschen Volkes 
tapfer zu verteidigen." So steht es seit 25 Jahren im 
Soldatengesetz. Ich selber habe daran mitgewirkt. 
Ich habe dieses Gesetz mitgestaltet und in diesem 
Parlament mit angenommen. Ich halte dies heute 
noch für richtig; ich stehe dazu. Auch in Zukunft 
stehe ich dafür ein, daß wir öffentlich Zeugnis able-
gen von unserem Willen, das Recht und die Freiheit 
unseres Volkes zu verteidigen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD 
und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Kohl. 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Debatte, der Ab-
lauf der Debatte des heutigen Tages macht den tat-
sächlichen Zustand der Sozialdemokratischen Par-
tei Deutschlands deutlich. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Schizophren!) 
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Dr. Kohl 
Bis zur Stunde haben jene, Herr Bundeskanzler, von 
denen Sie genau wissen, daß sie das, was Sie hier so-
eben mit Emphase vorgetragen haben, überhaupt 
nicht als ihre Politik anerkennen, geschwiegen, wie 
ja die Fraktion bisher überhaupt geschwiegen hat. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sie haben wieder das Bild einer politischen Position 
entworfen und dabei immer den Pluralis majestatis, 
das „Wir", verwandt. Wer sich aber hinter diesem 
„Wir" verbirgt, hat Ihre Rede keineswegs deutlich 
gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie sprachen von der Bun-
desregierung; davon sprach auch der Kollege Mölle-
mann. Aber das, was der Kollege Möllemann gesagt 
hat, und das, was sicher auch der Kollege Genscher 
hier sagen würde, hat doch überhaupt nichts mit 
dem zu tun, was sich in Bremen aus vielfältigen sozi-
aldemokratischen Quellen öffentlich geäußert hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Sonderfall „FDP und Jungdemokraten" soll 
hier nicht weiter erwähnt werden, obwohl es, Herr 
Möllemann, einmal gut wäre, wenn Sie in der Öf-
fentlichkeit reinen Tisch machen würden angesichts 
der Tatsache, daß Sie sich zur  linken Hand noch eine 
Spezialentwicklung halten, die schon am äußersten 
Rande Ihres politischen Spektrums stehen sollte. 

Das hätten wir gern von Ihnen gehört. Sie sind 
sonst immer so forsch mit dem Wort; Sie sollten es 
hier einmal sagen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es beweist Mut, das Richtige auch dann zu sagen, 
wenn die Kandidatenaufstellung noch nicht erfolgt 
ist. Das will ich in diesem Zusammenhang nur bei-
läufig sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber das ist wirklich nicht unser Thema. 

Herr Bundeskanzler, unser Thema heute ist das 
Verhältnis der deutschen Sozialdemokraten zur 
Bundeswehr, und unser Thema heute ist die Frage 
danach, inwieweit Sie überhaupt von Ihrer eigenen 
Partei bezüglich der Ansichten getragen werden, 
wie Sie sie hier eben wieder vorgetragen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD) 

Ich finde, wir sollten einmal Punkt für Punkt das 
durchgehen, was sich ereignet hat. Die erste Fest-
stellung ist — dazu habe ich von Ihnen nichts ge-
hört, Herr Bundeskanzler —: Zehn Jahre sind Sie 
nun an der Regierung. 

(Beifall bei der SPD) 

Zehn Jahre gab es die Regierung Brandt und 
Schmidt. Am Ende dieser zehn Jahre ist nüchtern 
festzustellen: 

(Zuruf des Abg. Wehner [SPD]) 

Es ist in der Bundesrepublik nicht mehr möglich, 
daß das feierliche Gelöbnis von Soldaten unserer 

Bundeswehr ohne Polizeischutz ablaufen kann. Das 
ist doch die Erfahrung. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Das, meine Damen und Herren, ist doch das Ergeb-
nis Ihrer zehn Jahre! Willy Brandt ist einmal ausge-
zogen mit dem Anspruch, mehr Demokratie zu wa-
gen. Sie haben doch die Gewalt in diesem Lande 
großgezogen! Das ist doch die Erfahrung! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — 
Brandt  [SPD]: Sie sollten sich schämen! — 
Wehner [SPD]: Pfui Teufel! — Pfui-Rufe von 
der SPD — Weitere anhaltende Zurufe von 

der SPD) 

Herr Bundeskanzler Helmut Schmidt — — 

(Fortgesetzte Pfui-Rufe und weitere Zurufe 
von der SPD) 

— Meine Damen und Herren — — 

(Anhaltende Zurufe von der SPD — Glocke 
des Präsidenten — Erneuter Beifall bei der 

CDU/CSU) 

— Ich weiß, daß es Ihnen in der SPD-Fraktion 
schwerfällt, die Wahrheit zu ertragen. Sie werden in 
Zukunft noch ganz andere Wahrheiten ertragen 
müssen! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Herr Bundeskanzler Helmut Schmidt, Sie sind 
stellvertretender Vorsitzender der SPD Deutsch-
lands. Wo war denn Ihre Stimme, wo war denn die 
Stimme des Herrn Parteivorsitzenden Willy 
Brandt, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Das ist die Frage!) 

wo war denn die Stimme des Herrn Fraktionsvorsit-
zenden Herbert  Wehner, wenn in der Vergangen-
heit von Jahr zu Jahr in steigendem Maße die Volks-
front zwischen Sozialdemokraten und Kommuni-
sten an deutschen Universitäten möglich war? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lebhafter Wi

-

derspruch bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, man kann nicht über 
die Bundeswehr reden, ohne über die junge Genera-
tion zu reden. Wer über die junge Generation redet, 
muß über den Zustand mancher deutscher Universi-
tät reden. Wenn es Dutzende von deutschen Univer-
sitäten gibt, in denen die Volksfront von Kommuni-
sten, Chaoten und Sozialdemokraten besteht, dann 
ist das ein Skandal, den Sie zu verantworten ha-
ben! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — 
Wehner [SPD]: Sie armer Schächer! Das ist 
Ihr Katzenjammer nach der Wahl von 
Nordrhein-Westfalen! Sie sind doch nicht 
ganz da! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Herr Abgeordneter Wehner, wenn Sie dazwi-
schenrufen, kann ich Ihnen nur sagen: Sie sind ja ei-
ner jener Urväter dieser Volksfrontideologie! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — An

-

haltende lebhafte Zurufe von der SPD — 
Glocke des Präsidenten) 



17314 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 216. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Mai 1980 

Dr. Kohl 
Herr Bürgermeister Koschnick, was haben Sie als 

Landesvorsitzender der SPD denn dagegen getan, 
daß seit fast einem Jahrzehnt an der Bremer Univer-
sität Kommunisten und Sozialdemokraten zusam-
menarbeiten? Dürfen Sie sich wundern, daß nach 
diesen zehn Jahren der Lohn dieser Entwicklung 
jetzt von den Kommunisten kassiert wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Es war doch diese Saat der Diffamierung unserer 
Bundesrepublik, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie diffa

-

mieren!) 

die immer wieder aufgehen muß. Es war vor weni-
gen Monaten auf Ihrem Bundesparteitag in Berlin, 
als Herr Walter Jens unter frenetischem Beifall der 
Delegierten ausgeführt hat: „Die FdGO" — das ist 
diese linke Diffamierung des Begriffes freiheitliche 
demokratische Grundordnung — „ist längst zu einer 
Panzerfaust des Staates geworden." Von welchem 
Staat spricht Herr Walter Jens eigentlich? Wem ha-
ben Sie denn dabei Beifall geklatscht? Ist es nicht je-
ner Staat, in dem Helmut Schmidt Kanzler ist? Der 
eigentliche Punkt ist doch der: Sie sind auf einen 
Weg aufgebrochen, der zu einer anderen Republik 
als der führt, die wir jetzt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Reden Sie noch eine Weile so weiter! Dann 
werden Sie ganz klar verstanden! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

Herr Bundeskanzler, meine Frage an Sie ist ja 
ganz einfach: Wie wollen ,Sie Lehrern in unseren 
Schulen, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: „Stür

-

mer"-Stil!) 

die über Wehrpflicht und Wehrdienst unterrichten, 
die die Schüler in unseren Gymnasien in staatsbür-
gerliche Tugenden einführen, 

(Liedtke [SPD]: Was ist das?) 

eine Hilfe sein — und das ist Ihres Amtes als Kanz-
ler der Bundesrepublik Deutschland —, wenn sie er-
leben, daß die junge Generation in Ihrer eigenen 
Partei dabei ist, das Ansehen und die Notwendigkeit 
unserer Bundeswehr systematisch herabzusetzen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, ich will Herbert Wehner gar 
nicht fragen: Wie groß wäre der Tumult in diesem 
Hause auf Ihrer Seite gewesen, wenn die Vorgänge 
in Bremen statt von linken von rechten Extremisten 
veranlaßt worden wären? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir sind weder auf dem linken noch auf dem rech-
ten Auge blind. 

(Zurufe von der SPD: Auf beiden!) 

Aber das, was sich in Bremen zeigte, war die Spitze 
eines Eisbergs einer Entwicklung, die Sie zu verant-
worten haben. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — 
Kühbacher [SPD]: Wahl verloren, Kopf ver

-

loren!) 

Bremen ist nicht denkbar ohne die unklare Posi-
tion der deutschen Sozialdemokraten in der Ab-
grenzung nach links. Herr Bundeskanzler, wenn Sie 
dann in der Ihnen eigenen Form der beleidigten Ma-
jestät vorhin meine Kollegen zurechtzuweisen ver-
sucht haben, kann ich nur sagen: 

(Liedtke [SPD]: Herr Kohl, was sagen Sie zu 
Nordrhein-Westfalen?) 

Ich habe von Ihnen gegenüber diesen linken Berei-
chen Ihrer Partei kein Wort gehört. 

(Liedtke [SPD]: Herr Kohl, was sagen Sie zu 
Nordrhein-Westfalen?) 

Aber, Herr Bundeskanzler, wir wollen jetzt nicht 
nur von den Jusos und von den Teilen der SPD spre-
chen, die sich in Bremen deutlich gemacht haben. 
Wir wollen von Ihrem ganz persönlichen Beitrag zu 
der Entwicklung des Diskussionsklimas in der Bun-
desrepublik sprechen. 

(Liedtke [SPD]: Herr Kollege Kohl, was sa

-

gen Sie zu Nordrhein-Westfalen?) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben in den letzten 
Wochen, vor allem auch im Vorfeld der Landtags-
wahlen in Nordrhein-Westfalen, gemeinsam mit Ih-
ren politischen Freunden ein politisches Klima er-
zeugt, das zu einer immer größeren Entzweiung un-
serer Bürgerschaft führt und für das Sie persönlich 
die Verantwortung tragen.  

(Widerspruch bei der SPD — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Schmutzkampagne!) 

Herr Bundeskanzler, Sie waren es, der die Kriegs-
angst zu einem Wahlkampfthema gemacht hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie dürfen sich nicht wun-
dern 

(Zurufe von der SPD) 

über Äußerungen, etwa aus der Frauenvereinigung 
SPD in Bremen, wenn Sie in dieser Form über das 
Thema Frieden reden, wie dies in den letzten 
Wochen geschehen ist. Herr Bundeskanzler, Sie 
wissen so gut wie ich, daß Frieden kein parteiisch 
Ding ist; Sie wissen so gut wie ich, daß es in Sachen 
Frieden keinen Unterschied zwischen FDP, SPD und 
CDU/CSU gibt. 

(Zurufe von der SPD: Leider doch!) 

— Meine Damen und Herren, das ist es ja. Sie sind in 
Ihrem parteiischen Fanatismus, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haß!) 

den Sie entwickelt haben, gar nicht mehr zur Ge-
meinsamkeit fähig. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — La

-

chen bei der SPD) 
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Dr. Kohl 
Herr Bundeskanzler, ich möchte Sie ganz einfach 
fragen — — 

(Zurufe von der SPD) 

— Meine Damen und Herren, indem Sie hier im Saal 
herumschreien, 

(Dr. Ehmke [SPD]: Wir schreien doch nicht! 
Sie schreien doch!) 

können Sie dieses Thema, das Sie zu verantworten 
haben, nicht vom Tisch bringen. Wir sind in diesem 
Bundestag noch nicht so weit, daß Sie den Ton be-
stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, ich frage ganz einfach: Was, 
glauben Sie, geht in Menschen in der Bundesrepu-
blik vor, die die Zeitung aufschlagen und ein Inserat 
mit der Überschrift vorfinden: „Wir wollen nie wie-
der Krieg, und deshalb entscheiden wir uns für Hel-
mut Schmidt?" — In diesem Inserat werden Bilder 
von vielen älteren Mitbürgerinnen gezeigt, die dann 
darauf hinweisen: „Mein Sohn ist gefallen, mein Va-
ter ist gefallen, mein Mann ist gefallen." — Herr 
Bundeskanzler, und dann werden Kollegen aus der 
CDU verfälscht zitiert, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Verfälschte Zitate! 
Das ist unlauter und unwahr!) 

und es wird ein Zusammenhang — das ist doch der 
Sinn des ganzen Inserats — hergestellt, daß derjeni-
ge, der Helmut Schmidt wählt, für den Frieden ist, 
und daß derjenige, der für die anderen ist, für den 
Krieg ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört!) 

Genau das ist doch der Sinn; das ist doch ganz un-
streitig. 

Herr Bundeskanzler, ich will Ihnen ein Wo rt  aus 
meiner sehr persönlichen Betroffenheit heraus sa-
gen. Mein einziger Bruder ist am Ende des Krieges 
gefallen. Es war damals eine Sache, die meine Eltern 
und die wir Geschwister mit uns allein auszuma-
chen hatten, so wie Millionen andere Familien. In je-
nem Inserat wird Alfred Dregger verfälscht zitiert. 
Sein einziger Bruder ist im Zweiten Weltkrieg gefal-
len. Hier sitzt mein Freund Philipp Jenninger; zwei 
seiner Brüder sind im Zweiten Weltkrieg gefallen. 
Meine Damen und Herren, ich hätte nie für möglich 
gehalten — nie! —, daß wir in der deutschen Politik 
einmal so weit herunterkommen könnten, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: So ist es!) 

daß wir in Sachen der Kriegstoten im Wahlkampf 
miteinander reden müssen. Das sind unsere Toten, 
und wir müssen versuchen, aus der Geschichte zu 
lernen. Wir, die Deutschen, haben mehr Grund als 
andere Völker, dies zu tun, weil wir in zwei Kriegen 
mehr als andere erlebt haben, was die Heimsuchung 
des Krieges bedeutet. 

Aber, Herr Bundeskanzler, Sie haben Ihren Eid 
abgelegt. Sie wollen und Sie sollen für das Wohl un-
seres ganzen Volkes arbeiten. Ist es nicht auch Ihre 
Meinung — ich sage es zögerlich —, daß das Herauf-
beschwören der Kriegstoten und ihre Inanspruch-
nahme im Wahlkampf zum Stimmengewinn, zu ei-

nem politischen Geschäft, außerhalb des Erträgli-
chen liegt? 

Jeder mag darüber denken, wie er will, aber, Herr 
Bundeskanzler, dies dient nicht dem inneren Frie-
den. Ich erwarte mindestens, daß Sie heute, wenig-
stens nach der Wahl, an dieses Pult gehen und sa-
gen: Ich will mit diesem Inserat nichts zu tun haben, 
das ist nicht meine Form der politischen Auseinan-
dersetzung. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, Sie können dies nicht tun, 
wenn Sie nicht gleichzeitig damit aufhören — ich 
sage das noch einmal —, ein politisches Geschäft 
mit der Angst der Menschen vor Krieg und Not zu 
betreiben. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich sage Ihnen dies wenige Monate vor der Bundes-
tagswahl, weil uns die Erfahrung des Wahlkampfs 
in Nordrhein-Westfalen deutlich gemacht hat, was 
wir möglicherweise noch zu erwarten haben. 

(Zurufe von der SPD) 

Herr Bundeskanzler, Sie können nicht dem äuße-
ren Frieden dienen, wenn Sie nicht Ihren Beitrag 
zum inneren Frieden leisten. Es gibt so viele Mög-
lichkeiten der politischen Auseinandersetzung, daß 
ich Ihnen sagen und Sie beschwören möchte: Hören 
Sie auf, an dem Punkt Krieg und Frieden einen 
Zwiespalt, eine tiefe Kluft, einen Graben ins Volk 
hineinzureden! Die Konsequenz wird sein, daß die 
destruktive Gesinnung, die heranwachsen wird, 
diese Republik zutiefst belasten wird. Wenn wir als 
Demokraten in Deutschland in diesen Grundfragen 
nicht mehr die gleiche Sprache sprechen, wenn wir 
uns nicht mehr gegenseitig unterstellen, daß wir ge-
meinsam den Frieden wollen, dann ist das Ende die-
ser Republik nahe. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Herr Bundeskanzler, deswegen kann ich Sie nur be-
schwören: Kehren Sie von diesem Weg zurück, den 
Sie in den letzten Wochen um des nackten Machter-
halts willen beschritten haben! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie haben soeben gute Worte zur Bundeswehr ge-
funden. Das sind auch unsere Worte. Ich frage mich 
nur: Wenn dies unsere gemeinsamen Worte sind, 
warum ist diese Debatte dann überhaupt möglich 
und notwendig? 

(Zurufe von der SPD) 

Warum haben Sie, meine Damen und Herren, nicht 
die Kraft, den Mut, die Entschlossenheit oder wie 
Sie es immer nennen wollen, einen klaren Tren-
nungsstrich zu jenen zu ziehen, die, wenn sie die 
Bundeswehr angreifen, in Wahrheit nicht die Bun-
deswehr, sondern diese Republik treffen wollen, die 
einen ganz anderen Staat wollen, mit denen es gar 
keine Gemeinsamkeiten geben kann? Herr Bundes-
kanzler, Sie haben auf das hingewiesen, was Sie in 
den letzten Jahren zum Thema Bundeswehr gesagt 
haben. Das heißt aber auch, daß man der jungen Ge-
neration ein Beispiel geben muß, daß man der jun- 
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gen Generation sagen muß, daß Freiheit ohne Bin-
dung und Verantwortung nicht möglich ist. Dann 
muß man — das ist auch Ihr Auftrag —, etwa im 
Blick auf die laufende Diskussion über die Wehr-
pflichtnovelle in Sachen Wehrdienstverweigerung 
aus Gewissensgründen, auch aus Ihrer Sicht klar 
davon reden, daß die Freiheit, daß das Bündnis in 
der NATO ohne Bundeswehr nicht möglich ist und 
daß die Bundeswehr die allgemeine Wehrpflicht zur 
Voraussetzung hat. Wenn ich zur allgemeinen 
Wehrpflicht ja sage, dann muß ich bei allem klaren 
Respekt vor jener Grundentscheidung unseres 
Grundgesetzes, betreffend das Recht auf Verweige-
rung des Wehrdienstes aus Gewissensgründen, den-
noch klar sagen: Wir brauchen diese Bundeswehr, 
und wir brauchen junge Leute, die bereit sind, zur 
Bundeswehr zu gehen, die auch dieses Opfer für das 
Land übernehmen. 

Herr Koschnick, lassen Sie mich folgendes mit 
Blick auf eine Ihrer Presseerklärungen sagen. Es ist 
— da muß man das Wort  wiegen — in dieser Situa-
tion, auch in dieser psychologischen Situation, in der 
sich die Bundeswehr in der jungen Generation wie-
derfindet, ganz falsch, den Vergleich zur Reichs-
wehr zu ziehen, selbst wenn das positiv gemeint 
war. Es gibt doch gar keinen Hinweis darauf, daß die 
Bundeswehr in irgendeiner Form oder hinsichtlich 
der Situation mit der Reichswehr in jener kritischen 
Zeit der Weimarer Republik vergleichbar ist. Es ist 
doch die große Leistung der deutschen Nachkriegs-
demokratie, daß die Bundeswehr eine Institution 
unseres Staates geworden ist, deren demokratische 
Gesinnung und Zuverlässigkeit außer jedem Zweifel 
steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn das so ist, Herr Bundeskanzler, dann ge-
nügt es nicht — wie Sie es heute wieder getan ha-
ben —, zu sagen: zur Freiheit gehört die Demonstra-
tionsfreiheit. Natürlich gehört sie dazu. Aber es ist 
doch eine Sache, ob ich mich zum Grundrecht der 
Demonstrationsfreiheit bekenne, und es ist eine an-
dere Sache, ob führende deutsche Politiker ein prä-
gendes Beispiel geben. Dieses prägende Beispiel 
war doch in diesem Falle einfach notwendig von Ih-
rer Seite. Es kam nicht. Sie hätten klar und deutlich 
sagen sollen: Auch in meiner eigenen Partei, in der 
Sozialdemokratischen Partei, muß jeder wissen, daß 
wir die Bundeswehr brauchen und daß man sich 
dann nicht an Demonstrationen gegen die Bundes-
wehr beteiligen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber, Herr Bundeskanzler, der Zusammenhang 
zwischen Bremen und Ihren Reden ist im Unbewuß-
ten bei vielen unserer Mitbürger schon da. Ich be-
tone es noch einmal: Wer in einer so kritischen, 
schwierigen internationalen Lage, wo schon allein 
auf Grund der internationalen Faktoren die Angst 
ins Land strömt, die Kriegsangst noch dadurch 
schürt, daß er Beispiele bringt, die ganz und gar un-
zulässig sind — wie Sie es tun, Herr Bundeskanz-
ler —, der darf sich über die Folgen nicht wun-
dern. 

Wenn Sie sich in dieser internationalen Lage hin-
stellen und den Vergleich mit dem Jahr 1914 brin-
gen — Ihr Freund Bruno Kreisky hat Sie ja in dieser 
Sache zu Recht öffentlich zurechtgewiesen —, dann 
frage ich mich: was soll das? Wenn der Bürger vom 
Kanzler der Bundesrepublik hört, die Lage sei wie 
1914, und wenn er etwas von Geschichte versteht, 
dann muß er den Eindruck haben, daß die jetzt 
Mächtigen förmlich hilflos in diese Entwicklung 
hineinstolpern. Sie wissen aber doch so gut wie ich, 
daß der Vergleich ganz falsch ist. Nach der sowje-
tischen Invasion in Afghanistan haben wir doch 
nicht die Situation von 1914. 

Wenn überhaupt Geschichte sich wiederholt, 
dann haben wir die Situation von 1938. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Mit den Ap

-

peasern, mit den Anpassern!) 

Herr Bundeskanzler, lesen Sie einmal im Tagebuch 
von Neville Chamberlain nach, was er am Abend 
dieses denkwürdigen Tages, als er mit dem französi-
schen Ministerpräsidenten Edouard Daladier voll 
guten Willens, um den Frieden zu retten, nach Mün-
chen fuhr, niedergeschrieben hat nach seiner trium-
phalen Heimkehr, als Großbritannien glaubte, er ist 
der Friedensbringer. Und wie dann die Folgen wa-
ren! Lesen Sie nach, was wir aus Hitlers Tischge-
sprächen wissen, die später herauskamen, wie er 
diesen Tag bewe rtet hat. Wir denken nicht daran — 
ich beziehe mich ausdrücklich auf das, was zu die-
sem Punkt kürzlich Franz Josef Strauß gesagt hat —, 
den braunen Diktator mit den entscheidenden Män-
nern im Kreml gleichzusetzen. Das ist nicht statt-
haft. Das sind keine Abenteurer. Das sind kalt rech-
nende Männer, die ein Leben lang auf Grund ihrer 
klaren, aber auch eiskalt getroffenen Entscheidung 
sich in dieser Position gehalten haben. Aber es wa-
ren immer Männer in der russischen und vor allem 
sowjetischen Geschichte, die ihren Vorteil dann 
wahrgenommen haben, wenn sie die andere Seite 
als schwach erkannt haben. Das ist der Vergleich. 
Nur dort  sitzt der Vergleich mit 1939. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn unsere Bürger Sie, Herr Bundeskanzler, 
jetzt hören, dann wäre es schon am Platz, daß Sie 
kompetent über den Stand der Bedrohung Auskunft 
geben und nicht mit derartigen Formulierungen das 
Ganze im Nebel entschwinden lassen. 

Ein Zweites ist dazu zu sagen. Meine Damen und 
Herren, wenn man diese Vergleiche schon zieht, ist 
es ungewöhnlich, Herr Abgeordneter Wehner, daß 
Sie sich in diesen Tagen nach den Vorgängen in Bre-
men öffentlich bei der Bundeswehr entschuldigt 
haben. Ich hätte diese Entschuldigung sehr viel 
überzeugender gefunden, wenn Sie vor diese Ent-
schuldigung eine Vorbemerkung gesetzt hätten, in 
der Sie persönlich Position zu jenen linken Gruppie-
rungen Ihrer eigenen Partei bezogen hätten, die hier 
Volksfront gemacht haben. Das fehlt mir. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Sie kommen nicht 
darum herum in den nächsten Jahren, eine klare Po-
sition in Sachen Abgrenzung zur linken Seite der 
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deutschen Politik zu ziehen. Wir werden sorgfältig 
darauf achten, 

(Frau Traupe [SPD]: Und nach rechts!) 

inwieweit Sie aus taktischen und Wahlkampfgrün-
den immer wieder zur Zusammenarbeit außerhalb 
dessen, was der Bogen demokratischer Parteien ist, 
bereit sind. Wir sind nicht bereit, durchgehen zu las-
sen, daß Sie dann immer sagen: Das sind die Jusos 
oder die Studenten. Die Studenten von heute sind 
morgen die Abgeordneten der SPD-Fraktion. 

(Lachen bei der SPD) 

Das werden jene sein, die den Kurs Ihrer Partei be-
stimmen. Das werden jene sein, meine Damen und 
Herren, die Ihre Parteitagsbeschlüsse herbeiführen. 
Sie können nicht sagen: Das sind die Jusos. Das ist 
die SPD von morgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn die Führung der SPD nicht den Mut aufbringt, 
ganz klar eine Trennung zu ziehen, ist das ein Ver-
lust an Substanz der deutschen Demokratie für die 
Zukunft. 

Herr Bundeskanzler, um eines bitte ich Sie: Kom-
men Sie jetzt nicht ans Pult, nur um zu betonen, zu 
einer liberalen Partei gehöre, daß die Jugendorgani-
sation dieses oder jenes beschließen könne. Das ge-
hört selbstverständlich zu einer liberalen Partei. 
Aber Zusammenarbeit mit Kommunisten hat mit li-
beraler Gesinnung überhaupt nichts zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zusammenarbeit mit Extremisten von rechts oder 
links, die diese Republik zerstören wollen, hat mit 
freiheitlicher Gesinnung überhaupt nichts zu tun. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Lesen Sie nach, was im nachhinein ein so bedeu-
tender Mann wie der langjährige preußische Mini-
sterpräsident Otto Braun, der so viel erleben mußte, 
über das zu späte Reagieren auf Radikale von rechts 
und links später im Exil niedergeschrieben hat. 

Diese deutsche Demokratie, wir alle haben die in-
nere Kraft, diese Anschläge gegen die Freiheit un-
serer Republik abzuwehren. Aber wir müssen dies 
wollen. Wir tun gut daran, wenn wir dies gemeinsam 
tun. Wir dürfen auch in Wahlkämpfen, wenn es um 
den Platzvorteil des Tages geht, das Eigentliche und 
das Wichtige, das, was bleibt und was notwendig ist, 
nicht vergessen. 

Deswegen sage ich am Ende dieser Debatte von 
unserer Seite aus noch einmal: Wir sagen ja zur 
Freiheit und ja zum Bündnis, zu der Allianz mit dem 
Westen, mit den Amerikanern, mit der westlichen 
Welt. Weil wir ja sagen zu dieser Allianz, sagen wir 
ja zu unserer Bundeswehr, den Soldaten, die mitten 
aus unserem Volk, aus ihren Familien kommen, die 
ein Teil von uns allen sind, die nicht draußen vor der 
Tür in ein Getto getrieben werden dürfen, die ein 
Teil des ganzen Volkes sind und bleiben müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sagen ja zu unserer gemeinsamen Geschichte, 
zu den schrecklichen Kapiteln, die wir gemeinsam 
verantworten müssen, aber auch zu den Werken des 

Friedens, die Deutsche mit einer kräftigen Schrift 
ins Buch der Geschichte eingeschrieben haben. Wir 
sagen ja dazu, daß wir gemeinsam diese Geschichte 
tragen und daraus lernen. Aber wir sagen ein hartes, 
ein schroffes, ein entschiedenes Nein dazu, daß auf 
dem Wege der Geschichtsklitterung — wie Sie es 
getan haben, Herr Bundeskanzler — versucht wird, 
aus dem Alltag von heute politisches Kapital zu 
schlagen. Wir sagen ein klares Nein dazu, daß der 
Versuch unternommen wird, die gemeinsame 
Sehnsucht aller Deutschen nach Frieden zu einer 
parteipolitischen Sache zu machen. Wir wollen ge-
meinsam den Frieden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich erwarte von Ihnen, Herr Bundeskanzler, daß 
Sie auch im Gedränge eines Wahlkampfs vor allem 
daran denken, daß gerade auch Sie von Amts wegen 
in einer besonderen Weise berufen sind, dem inne-
ren Frieden zu dienen. Wenn dies so ist, dann gehen 
Sie bitte ans Pult und distanzieren Sie sich von die-
sen Dingen, die ich Ihnen hier vorhalten mußte. 

(Langanhaltender Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
der Herr Bundeskanzler. 

Schmidt, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte auf ein paar Bemer-
kungen eingehen, die der Oppositionsführer eben 
gemacht hat. 

Herr Abgeordneter Kohl, Sie haben die Frage auf-
geworfen, warum diese Debatte heute nötig sei. Ich 
nehme an, wir sind beide der Meinung, daß sie nötig 
war. Man könnte die Frage umformulieren: Warum 
wurde sie von Ihnen nicht zu einem Zeitpunkt ge-
wünscht, als vor einigen Wochen ein öffentliches 
feierliches Gelöbnis in Flensburg nachhaltig und 
erfolgreich gestört worden ist. Das war in einem 
CDU-regierten Land; 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

deswegen haben Sie das nicht zum Anlaß der De-
batte genommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Ablenkung! — Dr. Jen

-

ninger [CDU/CSU]: Wir haben doch nicht 
gestört! — Broll [CDU/CSU]: Waren auch 
da Jusos beteiligt? — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Das hätten wir aber genauso gut zum Anlaß einer 
Debatte nehmen können. Vielleicht wäre es richtig 
gewesen, gleich am Anfang miteinander darüber zu 
reden. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Nur bot Ihnen Flensburg keine Gelegenheit, das 
Vorkommnis den Sozialdemokraten anzuhängen, 
weil es sich dort  um Gruppen der Kirche gehandelt 
hatte. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 
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Ich bin Ihrer Meinung, wenn Sie sagen, daß man 

darüber reden muß. Aber ich bin dann dafür, zu er-
kennen, daß sich Haltungen, wie sie in Bremen und 
vorher in Flensburg deutlich wurden, nicht auf die 
Junganhänger einer einzigen Gruppierung be-
schränken, und daß es deswegen unsere gemein-
same Aufgabe sein sollte, in all den Bereichen, wo 
solche Erscheinungen zutage treten, diesen entge-
genzutreten. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Ich habe jüngst ein Wort des evangelischen Mili-
tärbischofs zu dieser Art von Auseinandersetzung, 
das sich wohl weniger auf Bremen als auf andere Er-
scheinungen bezog, gelesen. Ich will es nicht zitie-
ren, weil ich den Bischof nicht über Gebühr in An-
spruch nehmen will. Er hat sicher aus seiner bischöf-
lichen Verantwortung gesprochen. Aber dieses 
Wort, das Sie sich noch einmal vorlegen lassen wer-
den, gibt jedem recht, der meint, daß man insgesamt 
um Verständnis und Vertrauen für eine sehr kom-
plizierte außen- und sicherheitspolitische Lage un-
seres Landes, unseres Kontinents und der ganzen 
Welt werben muß. 

Sie haben mir eben in einer, wie Sie, wenn Sie es 
nachlesen, zugeben werden, vereinfachenden Form 
vorgeworfen, daß ich über die Lage im Sommer 1914 
gesprochen habe. Was ich wirklich gesagt habe — 
nun  habe ich das Tonband jener Rede zufällig nicht 
auch abschreiben lassen; aber ich kann es noch tun 
und werde Ihnen die Abschrift dann schicken, Herr 
Abgeordneter Kohl —, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Muster ohne 
Wert!) 

war, daß ich jüngst einen Aufsatz eines amerikani-
schen Historikers, Professor Kahler aus Princeton, 
in „Foreign Affairs" gelesen habe. Es handelt sich um 
eine sehr angesehene Zeitschrift, um eine der ange-
sehensten politischen Zeitschriften der Welt, in der 
dieser Mann Parallelen zum Juni 1914 zog. Ich habe 
dazu gesagt, ich hielte dies nicht für total falsch. Ich 
habe an einigen Punkten deutlich gemacht, was al-
les ganz anders sei als damals. Zum Beispiel habe es 
damals fünf Weltmächte gegeben und nicht — wie 
heute — zwei oder — demnächst — drei. Zum Bei-
spiel war nicht der Balkan vorher jahrelang in Un-
ordnung, sondern der Mittlere und der Nahe Osten 
ist es heute. Aber eines sei, so habe ich gesagt, mit 
dem Sommer 1914 vielleicht vergleichbar: daß die 
damaligen Weltmächte so wie die heutigen — da-
mals fünf, heute zwei — den Weltkrieg nicht woll-
ten; daß beide ihn heute nicht wollen, daß der Welt-
krieg trotz 1914 ausgebrochen ist, weil es an einer 
ausreichenden Kriegsvermeidungsstrategie gefehlt 
habe. 

Ich bin kritisiert worden — nicht nur von rechts, 
nicht nur von Ihnen, sondern auch aus anderer Him-
melsrichtung —, weil es ja Historiker in unserem 
Lande gibt, die meinten, jedenfalls sei doch in Berlin 
1914 ein erheblicher Kriegswille zu verspüren gewe-
sen. Ich kenne alle diese Auseinandersetzungen. Ich 
kenne auch seit jetzt fast 20 Jahren die Forschungen 
von Fritz Fischer, damals — und ich glaube, heute 
noch — Historiker in Hamburg. Ich bin gleichwohl 

der Meinung, daß die Mächte damals den Ersten 
Weltkrieg nicht gewollt haben, wie ich auch jetzt 
fest überzeugt bin, daß die heutigen Weltmächte ei-
nen Krieg nicht wollen. 

Aber ich muß hinzufügen, Herr Abgeordneter 
Kohl, daß ich nur dieser Friedensgesinnung wegen 
noch nicht vollständig beruhigt bin. Die Friedensge-
sinnung allein wird den Frieden nicht bewahren, 
sondern es gehört aktives Handeln dazu. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich komme darauf gleich zurück. 

Sie haben mir vorgeworfen, ich hätte Kriegsangst 
geschürt. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Was ich viele Male gesagt habe, in Baden-Württem-
berg, im Saarland, in Nordrhein-Westfalen, in Ham-
burg, überall, wo ich öffentlich zu reden hatte — 
auch auf der Kundgebung zum 1. Mai, für die Bun-
desregierung sprechend, gemeinsam mit dem stell-
vertretenden DGB-Vorsitzenden Gerd Muhr, weil 
Heinz Oskar Vetter schwer erkrankt im Kranken-
haus lag —, ist dies: Angst muß man bekämpfen, 
Angst ist ein falscher Ratgeber. Es gibt zwei mögli-
che Folgen der Angst. Die eine ist, daß man den Kopf 
in den Sand steckt, alles über sich ergehen läßt, so-
zusagen resigniert, sich unterwirft; die andere mög-
liche Folge der Angst ist das, was die Psychologen 
eine Überreaktion nennen. Beides ist gefährlich; 
beide Attitüden können lebensgefährlich sein. Ich 
bin ein Gegner der Angst. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es geht darum, 
daß Sie Angst erzeugen! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Ich erzeuge keine Angst. Fragen Sie mal, wer es 
denn wohl war, der im Gespräch mit Golo Mann im 
Deutschen Fernsehen gesagt hat, wir befänden uns 
bereits mitten im dritten Weltkrieg! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Sie haben davon geredet, man müsse auch in 
Wahlkämpfen Beispiele für junge Leute geben. Ich 
stimme Ihnen zu. Nur, wenn Sie über eine Zeitungs-
anzeige sprechen, die ich vorher nicht gesehen hat-
te, die, wenn ich sie gesehen hätte, meine Befürwor-
tung nicht erlangt hätte. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Wer hat sie 
denn überhaupt gesehen? Kein Mensch!) 

— Herr Abgeordneter Jenninger, Beispiele für 
junge Leute? Das haben wir doch heute morgen er-
lebt, wie wir an die Seite der Kommunisten gestellt 
und als moskauhörige Fraktion beschimpft worden 
sind. Beispiele für junge Leute, Herr Abgeordneter 
Kohl! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe im Gedränge der Wahlkämpfe — das ist ja 
Ihr Ausdruck gewesen: „Gedränge des Wahlkampfs" 
— kein böses Wort über Sie oder irgendeinen Ihrer 
wichtigen, maßgebenden Kollegen öffentlich ausge-
sprochen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 
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) Ich bin bereit, mir jeden Vorhalt anzuhören, den Sie 

begründeterweise machen können. Aber ich habe 
gehört, daß ich aus Ihrem Munde, Herr Abgeordne-
ter Kohl, des Verrats beschuldigt wurde, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

und ich habe aus dem Munde des bayerischen Mini-
sterpräsidenten gehört, ich solle mich gefälligst in 
eine Nervenheilanstalt begeben. Beispiele für junge 
Leute, Herr Abgeordneter Kohl! 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und der 
FDP) 

Es gab einen wichtigen Punkt in Ihrer Rede, in 
dem ich ausdrücklich zustimmen will — für Sie und 
für mich, wie ich glaube, ganz selbstverständlich. Sie 
haben es so ausgedrückt: Wir sollten vermeiden, in 
der Frage „Krieg oder Frieden?" im deutschen Volk 
einen Zwiespalt zu stiften. Ich stimme Ihnen zu. 

(Rawe [CDU/CSU]: Dann distanzieren Sie 
sich von der Anzeige! — Gegenrufe von der 
SPD: Hat er schon! Ihr könnt nicht mal zu

-

hören! — Erneuter Zuruf des Abg. Rawe 
[CDU/CSU]) 

— Es tut mir sehr leid, daß selbst eine Passage, von 
der ich ausdrücklich vorher ankündige, daß sie in 
Zustimmung zur Opposition, in Zustimmung zum 
Oppositionsführer ergehen soll, nicht ohne erregte 
Zwischenrufe angehört werden kann. 

(Rawe [CDU/CSU]: Es hat eine zweite An

-

zeige gegeben! — Gegenruf von der SPD: 
Was soll denn das? — Weitere Zurufe) 

Ich bin fest davon überzeugt: Sie, Herr Kohl, den 
bayerischen Ministerpräsidenten, die Kolleginnen 
und Kollegen der CDU/CSU-Fraktion wie die der 
FDP-Fraktion und die der sozialdemokratischen 
Fraktion, uns alle eint der Wille zum Frieden. Nur 
sage ich noch einmal: Die Gesinnung allein macht es 
nicht, sondern wir müssen auch die Folgen unseres 
Tuns verantworten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir müssen die  Folgen unseres Tuns und unseres 
Unterlassens, unseres Redens und unseres Schwei-
gens verantworten. Lassen Sie es mich mit Imma-
nuel Kant sagen. Er hat geschrieben, der Friede sei 
kein Naturzustand; 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

er müsse vielmehr gestiftet werden. 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich sage, er muß immer wieder gestiftet werden, 

(Dr. Kohl [CDU/CSU]: Völlig einverstan

-

den!) 

in der kleinen Arbeit und in der großen Arbeit, am 
Montag und am Dienstag und am Mittwoch und am 
Donnerstag und am Freitag und am Wochenende 
auch. 

Zum Stiften des Friedens gehört, daß man in die-
ser Weltsituation, von der Sie selbst gesagt haben, 
sie sei schwierig und kritisch, kein Öl in die vielen 

Feuerchen gießt, die die Welt gegenwärtig bedro-
hen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es gehört dazu — und darum bemüht sich der Bun-
desminister des Auswärtigen, darum bemüht sich 
der Bundeskanzler, darum bemüht sich die ganze 
Bundesregierung seit Monaten, seit dem Herbst des 
vorigen Jahres, in einem ungeheuer intensiven 
Maße —, daß man, wenn man es kann, Beiträge zur 
Eindämmung dieser Feuer leistet, die uns an drei, 
vier Stellen der Welt bedrohen und von denen man 
die Besorgnis haben muß, daß sie sich vereinigen 
könnten. 

Wer auf dem Felde der Sicherheitspolitik von 
dem Konzept ausgeht, daß das Gleichgewicht der 
militärischen Kräfte in Europa und das Gleichge-
wicht der von außen auf Europa wirkenden militäri-
schen Kräfte eine notwendige Voraussetzung für 
die Erhaltung des Friedens ist, die allein gleichwohl 
aber noch keine hinreichende Voraussetzung ist, 
wer also meint, daß zu der Aufrechterhaltung des 
Gleichgewichts der Wille zur Verständigung, zur 
Zusammenarbeit hinzukommen muß, daß der Wille 
hinzukommen muß, die Lage und die Interessen der 
anderen Seite zu verstehen, daß — wie es seit 1969 
geschehen ist, seit die Herren Brandt und Scheel un-
sere Ostpolitik eingeleitet haben — der Wille hinzu-
kommen muß, sich auf dem Wege des Vertrages zu 
einigen, wer sich also vertragen will, der muß Ver-
träge schließen, und wer Verträge schließen will, der 
muß Kompromisse schließen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies ist das Feld, auf dem wir, Herr Abgeordneter 
Kohl, offenbar nicht übereinstimmen. Im Willen 
zum Frieden unterstellen Sie uns, so hoffe ich, keine 
Nebenabsichten ;  wir jedenfalls unterstellen Ihnen 
auch keine. Aber die Fähigkeit zum Frieden setzt 
die Fähigkeit zum Verstehen der Lage des anderen, 
des Nachbarn und den Willen zum Ausgleich mit 
dem Nachbarn voraus. Und hier sind wir, wie ich in 
zehn Jahren verstanden habe, nicht ganz einig. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die sozialliberale Koalition hat über zehn Jahre 
lang bei jedem einzelnen Vertrag erlebt, daß Sie ihn 
abgelehnt haben, und das ist der Grund dafür, daß 
wir in der Tat glauben, daß Ihre Gesinnung zum 
Frieden völlig in Ordnung ist, Ihre Fähigkeit zum 
Frieden aber nicht ausreicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Unruhe, 
Pfui-Rufe und Oho-Rufe bei der CDU/ 

CSU) 

Daß dies so ist, meine Damen und Herren, wird auf 
der ganzen Welt verstanden. Wir haben es in Bel-
grad in vielen internationalen Begegnungen wie-
derum bestätigt gehört. Es wird auch von einer sehr 
breiten Mehrheit im eigenen Lande verstanden und 
gebilligt, ob an der Saar oder in Nordrhein-Westfa-
len oder anderswo. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und bei 
Abgeordneten der FDP — Zurufe von der 

CDU/CSU) 
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Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Dr. Kohl. 

Dr. Kohl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Bundeskanzler! Ich will nur 
zwei Bemerkungen machen, eine zweite Bemerkung 
zu dem Grundsätzlichen und eine erste Bemerkung 
zu dem letzten, was Sie sagten, als Sie uns in der Ih-
nen eigenen Weise und so ganz pauschal die Fähig-
keit zur Friedenspolitik abgesprochen haben. Sie 
haben sich dabei auf die zehn Jahre der Regierungs-
zeit Ihrer Koalition bezogen. Jetzt frage ich ganz 
einfach, Herr Bundeskanzler: Wenn diese zehn 
Jahre so waren, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Was hat er denn auf

-

gebaut?) 

wie Sie es eben beschrieben haben, dann muß doch 
am Ende dieser zehn Jahre eigentlich mehr Stabili-
tät, mehr Frieden erreicht — der Frieden muß doch 
sicherer gemacht werden — sein. 

(Zurufe von der SPD) 

Herr Bundeskanzler, dann frage ich mich, wie es 
möglich ist, daß Sie vor ein paar Wochen, als Sie von 
Ihrem letzten Amerikabesuch zurückkamen, dar-
über berichtet haben, daß das Gleichgewicht in der 
Welt gestört sei wie nie zuvor. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Wer hat denn das zu 
verantworten?) 

Wenn wir am Ende dieser zehn Jahre vor der Tatsa-
che stehen, daß trotz wichtiger Verträge und Abma-
chungen — die auch die Unterschrift von Leonid 
Breschnew tragen —, daß in Zukunft die Händel der 
Völker nur noch auf friedlichem Wege und nicht mit 
kriegerischen Mitteln ausgetragen werden, die So-
wjetunion in der Weihnachtswoche mit kriegeri-
scher Gewalt über das kleine Afghanistan herfällt, 
dann können Sie doch nicht sagen, daß dies das 
friedliche Zeitalter sei. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Bundeskanzler, ich nehme Ihnen ja ab, daß 
Sie es ehrlich meinen und daß Sie das auch wirklich 
so sehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, ich weiß, daß es für 
Sie schwer ist, überhaupt noch eine andere Meinung 
zu ertragen. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] sowie weitere 
Zurufe von der SPD: Das waren doch 

Ihre l) 

Ich weiß, daß es inzwischen bei Ihnen so weit ge-
kommen ist — dies ist ein Stück jener Verformung 
Ihres Demokratiebegriffes —, daß Sie andere gar 
nicht mehr ertragen können, daß eben Bremen 
symptomatisch für die deutsche Sozialdemokratie 
ist. Das ist die Erfahrung. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Zu

-

rufe von der SPD) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben doch in den letz-
ten Wochen in der Öffentlichkeit oft genug ge-
sagt, 

(Kühbacher [SPD]: NRW!) 

daß Sie sich Sorgen machen, daß Sie schlaflose 
Nächte verbringen. Sie haben dazu ein sehr gutes 
Zitat gebraucht. Aber wenn dies doch alles wahr ist 
— und es ist wahr —, dann können Sie doch nicht 
am Ende dieser zehnjährigen Politik, an dem Ihre Il-
lusionen von der Sowjetunion zerstört wurden, und 
zwar so zerstört, wie überhaupt nur etwas zerstört 
werden kann, hierher kommen und sagen: Wir ha-
ben den Willen zum Ausgleich, Ihr habt die Gesin-
nung zum Frieden, aber die Fähigkeit zum Frieden 
haben nur wir, wobei Sie unter „wir" den Pluralis ma-
jestatis verstehen. Sie meinen ja sich selbst. 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Wer hat die 
NATO abgelehnt?) 

Ich muß Ihnen sagen, Herr Bundeskanzler: Wie kön-
nen Sie das von Ihrem Stuhl aus sagen, wo Sie sich 
doch in der Reihenfolge, in der Genealogie der deut-
schen Bundeskanzler befinden? Es war doch kein so-
zialdemokratischer Bundeskanzler, der in jener Pro-
gromstimmung des Kampfes „ohne mich" in den 50er 
Jahren die notwendigen Verteidigungsbeiträge 
durchgesetzt hat. Es war doch Konrad Adenauer, der 
diese Entscheidung gegen den erbitterten Wider-
stand der deutschen Sozialdemokratie getroffen 
hat.  

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie sind doch heute überhaupt nur in der Lage, 
Westpolitik in dem von Ihnen eben beschriebenen 
Sinne zu betreiben, weil es Adenauer, Erhard und 
Kiesinger gab. Sie waren doch gegen die Bundes-
wehr. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Und gegen das 
Bündnis und gegen Europa!) 

Ich habe nicht vergessen, daß es jetzt die Kinder der 
Leute sind, die damals „ohne mich" sagten, welche 
die Zustände in Bremen herbeigeführt haben. Das 
ist doch unübersehbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun zu dem, was Sie heute als Ihre staatsmänni-
sche Leistung in den Wahlkampf einführen. Zu-
nächst zum deutsch-französischen Verhältnis: Es 
war doch kein Sozialdemokrat; es waren doch Char-
les de Gaulle und Konrad Adenauer, die in Reims in 
der Kathedrale den deutsch-französischen Freund-
schaftsvertrag unterschrieben haben. Es war doch 
die Union, die damals in der Koalition mit der FDP 
den Weg nach Europa durch den Eintritt in den Eu-
roparat beschritten hat. Und welche Diffamierung 
haben der Kanzler Adenauer und der Verteidi-
gungsminister Franz Josef Strauß für diesen not-
wendigen Beitrag von Ihrer Seite in jenen Jahren er-
fahren! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Und dann kommt der Bundeskanzler, der die 
Früchte dieser Politik an jedem Tag ernten kann, 

(Dr. Wörner [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

heute, 1980, hierher und sagt: Sie haben zwar die Ge-
sinnung, aber nicht die Fähigkeit zum Frieden. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Unerhört!) 
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Ein Letztes will ich nur noch sagen. Wer ist denn 

eigentlich — ich sage es sehr ruhig — der Richter 
darüber, 

(Kühbacher [SPD]: NRW!) 

wer hat wirklich das moralische Gewicht und den 
moralischen Anspruch, darüber zu urteilen, wer von 
uns mehr Gesinnung und mehr Fähigkeit zum Frie-
den besitzt? Wir, die CDU/CSU, überlassen dies 
gern der deutschen Geschichte. 

(Kühbacher [SPD]: Dem Wähler!) 

— Das ist genau der Punkt, den Sie jetzt genannt ha-
ben. Sie glauben, wegen eines Wahlerfolgs haben 
Sie die Wahrheit der Geschichte. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Die deutsche Geschichte des 20. Jahrhunderts hat 
großartige Beispiele von sozialdemokratischen Bei-
trägen erlebt, vor denen ich allen Respekt habe. 
Aber glauben Sie: Mehrheitsentscheidung und ge-
schichtliche Wahrheit haben nahezu nichts mitein-
ander zu tun. Auch das ist Erfahrung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Als einer, der Wahlen gewonnen und Wahlen ver-
loren hat, füge ich hinzu: Pflegen Sie in dieser 
Stunde nicht die Hoffart! Sie werden sich schneller, 
als Sie es sich heute denken können, wieder in der 
Niederlage finden. Schon aus diesem Grund sollten 
Sie ein so ernstes Thema nicht aus der Tagespolitik 
heraus zu gestalten versuchen. Ich sage noch ein-
mal: Wir, die CDU/CSU, überlassen es getrost dem 
Urteil der Geschichte unsers Volkes, wie in der Ver-
gangenheit und heute und morgen unser Beitrag zu 
den Werken des Friedens aussieht. 

Ich kann nur noch einmal sagen: Ich bedauere, 
daß auch der zweite Beitrag des Bundeskanzlers 
eben in jenem Punkte kein entscheidender Beitrag 
war. Es war kein Beitrag zum inneren Frieden, son-
dern nur die Fortsetzung des Wahlkampfs. Meine 
Damen und Herren von der SPD, ich rufe Ihnen zu: 
Sie werden erleben, daß wir Sie genau an diesem 
Punkt stellen, wo Sie über eine Vergiftung der 
Atmosphäre Wahlerfolge erreichen wollen. 

Wer dem Frieden dient, darf im Wahlkampf nicht 
die Gemeinsamkeit unserer Republik untergraben. 
Wer dem Frieden dient, muß gerade in Wahlkampf-
zeiten die moralische Kraft  haben, das Gemein-
same zu pflegen. Dazu sind Sie ganz und gar unfä-
hig geworden. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU — Wi

-

derspruch bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Wischnewski. 

Wischnewski (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Am Sonntagabend, 
nachdem das Ergebnis der Landtagswahl bekannt-
gegeben worden war, hat Franz Josef Strauß über 
das deutsche Fernsehen angeordnet: Eine härtere 

Gangart! Herr Dr. Kohl, Sie können ihn anrufen und 
ihm mitteilen: Befehl ausgeführt! 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Dr. 
Marx [CDU/CSU]: Selten so etwas Dümm

-

liches gehört!) 

Herr Kollege Dr. Kohl, Sie haben gefragt, wer 
denn eigentlich hinter dem Bundeskanzler stehe. 
Deshalb möchte ich Ihnen dazu eine ganz deutliche 
Auskunft geben: Hinter dem Bundeskanzler und 
seiner Politik stehen nahezu eine Million sozialde-
mokratische Parteimitglieder und viele Millionen 
Wähler, und das wird auch so bleiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben am Sonntag 580 000 Wähler verloren. 
Da ist es für Sie natürlich schwierig; dafür habe ich 
großes Verständnis. Nur, wenn Sie noch eine Rede 
halten wie die, die Sie zu Beginn gehalten haben, 
dann werden Sie noch erheblich mehr verlieren — 
und das mit vollem Recht! 

(Beifall bei der SPD) 

Sie haben sich hier über Volksfrontfragen ausge-
lassen. Herr Dr. Kohl, ich fordere Sie auf, diese Be-
hauptungen zurückzunehmen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Was soll denn das? 
— Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

Sie haben nicht das Recht, Ihre italienischen Erfah-
rungen auf die Bundesrepublik Deutschland zu 
übertragen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD — Dr. 
Marx [CDU/CSU]: Wer hat denn in Italien 
mit Berlinguer geredet? Das waren doch 
Ihre Freunde unter der Leitung der Soziali

-

stischen Internationale! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Hier in der Bundesrepublik Deutschland haben die 
Kommunisten — alle kommunistischen Parteien zu-
sammen — weniger als 0,3 % der Stimmen. Dies ist 
eine Leistung dieser Regierung und der sie tra-
genden Koalition, insbesondere der Sozialdemokra-
tischen Partei Deutschlands. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Marx? 

Wischnewski (SPD): Ich habe nicht die Absicht, zu-
zulassen, daß die wenigen Minuten, die mir an Zeit 
bleiben, durch Zwischenfragen verkürzt werden. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Wer hat denn in Italien mit Enrico 
Berlinguer geredet? Herr Brandt doch! — 

Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich möchte hier gern einen weiteren Punkt an-
sprechen. Sie haben behauptet — diese Behauptung 
ist vor allen Dingen in einem Beitrag vorher aufge-
stellt worden —, daß die Sozialdemokraten zu den 
Ereignissen in Bremen geschwiegen hätten. Das, 
was seitens der Bundesregierung dazu zu sagen ist, 
ist durch den Bundeskanzler erfreulicherweise klar-
gestellt worden. Ich stelle hier fest, daß sich der Par- 
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teivorsitzende, der Fraktionsvorsitzende — beson-
ders einprägsam, wie ich finde — und der Bundesge-
schäftsführer der Sozialdemokratischen Partei zu 
den Vorgängen in Bremen klar und eindeutig geäu-
ßert haben. Wir bedürfen Ihrer Anregungen in die-
ser Hinsicht nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Kollege Dr. Wörner hat sich darüber beklagt, 
daß CDU/CSU-Politiker der Kriegstreiberei bezich-
tigt würden. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte 
hier in aller Deutlichkeit sagen: Wenn die CDU oder 
die CSU in dieser Weise behandelt wird, dann wer-
den wir sie — innerhalb und außerhalb der Bundes-
republik — verteidigen; das ist die eine Seite. Die 
andere Seite ist die: Wenn CDU-Politiker verlangen, 
daß es deutsche Soldaten am Golf geben solle, dann 
werden wir auf die Lebensgefährlichkeit dieser For-
derung auch für die Zukunft hinweisen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Dr. Marx [CDU/CSU]: Wer hat das ver

-

langt? Schon wieder eine Fälschung! Sie ge

-

ben sich schon wieder einer Fälschung 
hin!) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Abgeord-
neter Wischnewski, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Herrn Abgeordneten Wörner? 

Dr. Wörner (CDU/CSU): Herr Kollege Wischnews-
ki, sind Sie bereit, erstens Beweise für diese unge-
heuerliche Behauptung vorzulegen und zweitens 
zur Kenntnis zu nehmen, daß sämtliche Politiker der 
CDU/CSU, und zwar wiederholt, deutlich und vom 
ersten Tage an, zum Ausdruck gebracht haben, daß 
ein Einsatz der Bundeswehr außerhalb des Gebiets 
der NATO nicht in Frage komme? Ich frage Sie drit-
tens, was Sie veranlaßt, entgegen diesen Tatsachen 
die Wahlkampfvergiftung im Lande Nordrhein

-

Westfalen hier fortzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wischnewski (SPD): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, ich bin gern bereit, den Beweis dafür 
anzutreten. Es gibt ja z. B. auch einen Brief, den einer 
Ihrer Kollegen in dieser Angelegenheit geschrieben 
hat und nach dem er sich falsch zitiert fühlt wegen 
der Anzeige, von der hier bereits die Rede war. Je-
denfalls gibt es solche Formulierungen, die Anlaß 
geben, auf die Gefährlichkeit solcher Formulierun-
gen hinzuweisen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Sie sollen etwas zur Sache sagen! Ihre 
Behauptung können Sie nicht rechtferti

-

gen!) 

Ein zweiter Punkt, um gleich bei diesem Thema zu 
bleiben: Es ist ganz unbestritten, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Eine Fäl

-

schung!) 

daß verlangt worden ist — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Fälscherei 
geht weiter!) 

— Ich kann ja verstehen, daß man jetzt mit der An-
gelegenheit nichts mehr zu tun haben will. Dann sol-
len diejenigen, die die Formulierungen gebraucht 
haben, sagen: Wir nehmen das zurück, wir sind 
heute anderer Meinung. — Dann ist die Sache in 
Ordnung. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Marx [CDU/ 
CSU]: Sie müssen Ihre Behauptung zurück

-

nehmen!) 

— Ich brauche gar nichts zurückzunehmen, Herr 
Kollege Marx. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Doch, Ihre Behaup

-

tung war falsch!) 

Die Politiker der CDU/CSU, die die Ausweitung 
der NATO verlangt haben, müssen sich darüber im 
klaren sein, daß das lebensgefährlicher Sprengstoff 
für das Bündnis in seiner Gesamtheit ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Graf Stauffenberg? 

Wischnewski (SPD): Nein, jetzt bitte nicht mehr. 

Es lag mir daran, dieses klarzustellen, damit hier 
keine Mißverständnisse vorhanden sind. Diejeni-
gen, die solche Forderungen aufgestellt haben, ha-
ben selbstverständlich das Recht, sich zu revidieren. 
Das sollte doch gar kein Problem sein. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Warum dann 
diese Anzeige?) 

— Der Bundeskanzler hat zu dieser Anzeige das 
Notwendige gesagt. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU]: Sie sind der 
Vorsteher, der fälscht! — Dr. Jenninger 
[CDU/CSU]: Sie sind doch der Verantwort

-

liche!) 

-- Jetzt muß ich folgendes sagen. Ich hoffe, daß 
keine Mißverständnisse entstehen, was die Anzeige 
betrifft. Ich distanziere mich von den Bildern und 
dieser Seite. Ich distanziere mich nicht davon — ich 
hoffe nicht, daß ich anderer Auffassung bin als der 
Bundeskanzler —, daß etwas zitiert wird, was den 
Tatsachen entspricht. Das kann ich nicht machen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Das ist ein falsches 
Zitat! — Dr. Marx [CDU/CSU]: Rabulistik!) 

— Ich habe einen Artikel im „Express" gelesen, in 
dem die Aussagen klar und eindeutig sind. Derjeni-
ge, der es geschrieben hat, soll die Sache in Ordnung 
bringen. Dann kann man neu über die Dinge re-
den. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Wer hat das denn zu 
verantworten? Das hat doch die SPD 

Deutschlands zu verantworten!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nun 
zum Thema zurück. Wir haben über Bremen gere-
det. Dazu kann ich Ihnen sagen: Da habe ich Anzei-
gen gelesen und Flugblätter gesehen, auch danach 
noch, bis zur Landtagswahl im Lande Nordrhein

-

Westfalen. Da hat man sich rücksichtslos und unter 
Umgehung der Wahrheit darum bemüht, dieses in 
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brutalster Weise für die Landtagswahlen im Lande 
Nordrhein-Westfalen auszunutzen. Ich habe eine 
ganze Sammlung von Flugblättern, die ich Ihnen 
gern zur Verfügung stelle. Ich stelle nur fest: Das Er-
gebnis ist eindeutig. Offensichtlich hat man damit 
nicht das notwendige Ziel erreicht. 

Die Sozialdemokratische Partei hat in ihrem Go-
desberger Programm — das war 1959; es ist jetzt 
mehr als 20 Jahre her — eine klare und eindeutige 
Aussage gemacht. Ich zitiere: Die Sozialdemokrati-
sche Partei Deutschlands bekennt sich zur Verteidi-
gung der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung. Sie bejaht die Landesverteidigung. 

Dieses Wort des Godesberger Programms gilt für 
die Sozialdemokratie in ihrer Gesamtheit heute und 
morgen. Sie sollten nicht den gringsten Zweifel in 
diese Programmatik der Sozialdemokratischen Par-
tei setzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das zweite: Es ist in der Tat so gewesen, daß frü-
her, vor allen Dingen auch in der Weimarer Zeit, 
zwischen den Streitkräften und insbesondere der 
Arbeiterschaft eine tiefe Kluft gegeben war. Nach 
Wiedereinführung einer Armee, nach dem Aufbau 
der Bundeswehr haben sich die Sozialdemokraten 
darum bemüht, einen entscheidenden Beitrag zu lei-
sten, bestehende Gräben zuzuschütten, um auf diese 
Art und Weise dafür Sorge zu tragen, daß mit unse-
rer Unterstützung die Bundeswehr ein voll inte-
grierter Bestandteil unserer Gesellschaft insge-
samt ist. 

Die Sozialdemokraten haben die Vorgänge in Bre-
men sehr ernst genommen. Wir haben uns gestern 
in unserem Parteivorstand sehr intensiv damit be-
schäftigt. Ich will es Ihnen ersparen, Sie jetzt im ein-
zelnen mit dem vertraut zu machen, was der Partei-
vorstand dazu gesagt hat. Jedenfalls sind diese Aus-
sagen völlig klar und eindeutig. 

Ich möchte ein Wort an jene richten, die aus sehr 
unterschiedlichen Gründen dort zu Demonstratio-
nen aufgerufen haben und die hier auch angespro-
chen worden  sind.  

Erstens. Denjenigen, die vielleicht in guter Ab-
sicht etwas getan haben und deren Aufruf sich gar 
nicht gegen die Bundeswehr gerichtet hat, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wogegen denn 
sonst?) 

sondern die Sorgen in bezug auf Form und Zeit-
punkt der Veranstaltung hatten, möchte ich in aller 
Deutlichkeit sagen: Sie haben dazu beigetragen, daß 
Mißverständnisse entstanden sind. Zweitens. Sie 
haben der Bundeswehr trotz ihrer vielleicht guten 
Absichten — ich spreche von denjenigen, die um 
eine friedliche Bekanntgabe ihrer Meinung bemüht 
waren — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Volksfront!) 

damit nicht den geringsten Dienst erwiesen, son-
dern ihr im Gegenteil geschadet. Drittens. Ihr guter 
Wille ist von Gewalttätern mißbraucht worden, und 
deshalb hat das Wort, das der Bundeskanzler in be

-

zug auf die Verantwortung gesagt hat, seine ganz be-
sondere Bedeutung. 

Zum anderen: Sie haben an mehreren Stellen über 
Zusammenarbeit und Zusammenkünfte von KBW 
und Jungsozialisten gesprochen. Hier gibt es eine 
klare und eindeutige Feststellung, daß an einem 
Treffen, das stattgefunden hat, Jungsozialisten nicht 
teilgenommen haben. Aber ich sage eins in aller 
Deutlichkeit: Die Sozialdemokratische Partei hat 
1 Million Mitglieder. Die CDU ist ebenfalls eine 
große Partei, und Sie können auch nicht überall die 
Garantie dafür übernehmen, daß nicht hier und da 
eine Panne passiert. 

(Broll [CDU/CSU]: Panne?) 

Diese Vorgänge werden sehr genau geprüft werden. 
Wenn es Dinge gibt, die mit der Politik der Sozialde-
mokratischen Partei nicht in Einklang zu bringen 
sind, werden daraus auch die notwendigen Konse-
quenzen gezogen. 

(Dr. Kunz [Weiden] [CDU/CSU]: Darauf 
warten wir schon lange!) 

Aber ich wehre mich dagegen, daß man am laufen-
den Band darum bemüht ist, pauschal eine Gruppe 
von jüngeren Menschen in der Sozialdemokrati-
schen Partei zu diffamieren. Das wird mit aller Deut-
lichkeit zurückgewiesen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Ein letztes Wort, meine sehr verehrten Damen 
und Herren. Mehr als zehn Jahre steht die Bundes-
wehr unter sozialdemokratischer Führung in der so-
zialliberalen Koalition. Der erste Verteidigungsmi-
nister in der sozialliberalen Koalition war der Bun-
deskanzler. Ihm folgte der jetzige Vizepräsident des 
Deutschen Bundestages Georg Leber; jetzt ist es 
Hans Apel. Die Bundeswehr genießt in der Bevölke-
rung der Bundesrepublik Deutschland hohes Anse-
hen; die Bundeswehr genießt bei unseren Verbün-
deten hohes Ansehen. Die Bundeswehr ist hervorra-
gend ausgebildet, ist hervorragend ausgerüstet; sie 
ist ein Bestandteil unserer Gesellschaft insgesamt. 
Wir werden niemandem gestatten, zwischen der 
Bundeswehr und uns einen Graben aufzureißen. Wir 
stehen solidarisch zu den Soldaten in unserer Bun-
deswehr. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Mischnick. 

Mischnick (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Freien Demokraten 
haben die Vorgänge in Bremen sowohl durch die 
Vertreter der Bundespartei als auch durch unsere 
Kollegen in Bremen in aller Deutlichkeit verurteilt. 
Wir sind gegen Gewalt in der Politik, und wir wer-
den immer gegen Gewalt in der Politik sein; das galt 
früher, das gilt heute, das gilt morgen. Unser klares 
Bekenntnis zur Bundeswehr konnte zu keinem Zeit-
punkt in irgendeiner Weise in Zweifel gezogen wer-
den. 
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Was ich allerdings bedauere, ist, daß hier vom 

Kollegen Kohl so getan wird, als wäre Gewalt bei 
Demonstrationen eine Sache des Jahres 1980. Ich 
habe mich von dieser Stelle aus gegen Gewalt bei 
Demonstrationen zu einer Zeit gewandt, als Bundes-
kanzler Kiesinger hier der Regierungschef gewesen 
ist. Damals sind wir nicht auf die Idee gekommen, zu 
unterstellen, daß der Kanzler Kiesinger Gewalt ge-
sät hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
Ich bitte Sie dringend darum, hier nicht die Dinge zu 
verfälschen und damit Kluften und Gräben aufzurei-
ßen, die diesem jungen demokratischen Staat Scha-
den zufügen können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Daß wir gemeinsam gegen Gewaltanwendung sind, 
war so, ist so und wird so bleiben, und wer glaubt, 
Gewalt als politisches Kampfmittel benutzen zu sol-
len, wird sehr schnell merken, daß es gegen ihn 
selbst zurückschlägt. 

Der Herr Bundeskanzler hat sich hier eindeutig 
von der Anzeige distanziert. Auch wir hätten eine 
solche Anzeige nicht gebracht. Allerdings füge ich 
hinzu: Wir hätten auch nicht in der verbalen Form 
reagiert, wie es hier heute von der Union geschehen 
ist, was ja nur deutlich macht: Man schlägt den ei-
nen, um für sich Grund zu finden, in der gleichen 
Weise zu reagieren. Ich kann nur sagen: Ein besse-
res Beispiel dafür, wie gefährlich es für diesen demo-
kratischen Staat ist, wenn zwei hier allein aufeinan-
derschlagen, als das, was heute vormittag hier ge-
schehen ist, kann es nicht geben. 

(Beifall bei der FDP) 
Ich kann nur hoffen, daß die Wähler draußen sehr 
genau registrieren, welche Gefahr besteht, wenn 
dieses gegenseitige Anheizen, wie es von Herrn 
Strauß am Sonntag verkündet worden ist, allge-
meine Erscheinung dieses Wahlkampfes werden 
würde. 
Hier ist mit Recht darauf hingewiesen worden, 

daß alle bestrebt sind, den Frieden für unser Land zu 
sichern. Dies ist richtig. Aber wenn dann der Kol-
lege Kohl beklagt, daß ein Vergleich mit dem Jahr 
1914 nicht richtig sei, und sagt, eher sei ein Ver-
gleich mit dem Jahr 1938 angebracht, dann kann ich 
nur sagen: Welcher große Unterschied besteht denn 
dann? Denn auf das Jahr 1938 folgte natürlich eine 
kriegerische Auseinandersetzung. Dann erscheint 
es mir schon scheinheilig, wenn Vergleiche solcher 
Art  gezogen werden. Dann sollte man wenigstens 
ganz klar sagen und sich dazu bekennen: Jeder die-
ser Vergleiche ist eben problematisch. 
Wir sind der Meinung, daß die Sicherung des 

Friedens die entscheidende Aufgabe der nächsten 
Monate sein wird, nicht um Kriegsangst zu schüren, 
sondern um unseren Beitrag dazu zu leisten, daß die 
kriegerischen Auseinandersetzungen in anderen 
Teilen der Welt nicht auf Mitteleuropa übergrei-
fen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
Das ist der Sinn unserer Sorgen, die wir hier äu

-ßern. 

Der Herr Kollege Kohl hat darauf hingewiesen, 
wie wichtig die deutsch-französische Freundschaft, 
die Westverträge für unsere heutige Position sind, 
und das ist in diesem Haus unbest ritten. Aber zur Si-
cherung des Friedens gehörte auch, daß danach zur 
Ergänzung die Ostverträge kamen, um ein Geflecht 
zustande zu bringen, das in Mitteleuropa die heutige 
Situation geschaffen hat, die sicherer als die frühere 
ist. Es gibt keinen Zweifel daran, daß wir heute hier 
in Mitteleuropa, in Europa mit einer gewissen Be-
friedigung feststellen können, daß das Entspan-
nungskonzept, der Entspannungswille nach wie vor 
tragfähig sind. Dies ist ausschließlich der Tatsache 
zu verdanken, daß es uns gelungen ist, ein Geflecht 
von Verträgen und Vereinbarungen zu schaffen, die 
dies absichern. Dies zu erhalten und auszubauen ist 
unser gemeinsames Bemühen in der Bundesregie-
rung und der Koalition bei all dem, was der Bundes-
kanzler und der Bundesaußenminister in diesen Ta-
gen und Wochen tun. 
Deshalb ist mit Recht darauf hingewiesen worden, 

wie gefährlich die Töne von Kollegen aus den Uni-
onsfraktionen waren, beispielsweise den Einsatz der 
Bundeswehr auch außerhalb der NATO zu überle-
gen. Das ist von manchen Kollegen inzwischen Gott 
sei Dank wieder korrigiert worden. Aber der Tatbe-
stand ist nicht wegzuleugnen, daß diese Reaktionen 
in den ersten Tagen kamen, und das macht uns so 
sorgenvoll. Besteht morgen oder übermorgen nicht 
die gleiche Gefahr, wenn eine ähnliche oder sich 
weiterentwickelnde Situation entsteht, daß aus Ih-
ren Reihen sofort wieder solche Schnellschüsse aus 
der Hüfte kommen, die nicht den Frieden sichern, 
sondern die Gefahr beinhalten, daß mehr Kriegs-
angst geschürt wird? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
Natürlich nehmen wir gern zur Kenntnis, wenn 

hier aus Reisen in diese Gebiete bessere Erkennt-
nisse und bessere Überlegungen entstanden sind. 
Wir wissen aber auch, daß die Reaktionen in den 
ersten Tagen nach Afghanistan befürchten ließen, 
daß manches aus dem Ruder läuft und nicht mit Au-
genmaß und mit dem Blick für das Notwendige ge-
schieht. Wir sind als Bündnispartner ganz klar auf 
der Seite der Vereinigten Staaten, der NATO. Wir 
wissen aber auch, daß jedes Bündnis nur dann voll 
funktionsfähig ist, wenn jeder Partner von jedem 
Partner weiß, daß er dieses Bündnis nicht nur als ein 
Nachlaufen, sondern als eine Gemeinschaft betrach-
tet, die aus der Beurteilung der Situation zu gemein-
samen Entschlüssen kommt und nicht mit einsamen 
Entschlüssen operiert. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
Deshalb haben wir mahnend auf manche Entwick-
lungen hingewiesen, die hier geschehen sind. 
Lassen Sie mich als letzte Bemerkung nur noch 

folgendes zum Ausdruck bringen. Wenn die Bun-
deswehr in diesen Tagen in der Öffentlichkeit bei 
manchen in eine unnötige Auseinandersetzung ge-
raten ist, so ist die Mahnung berechtigt, daß wir alle 
dazu beizutragen haben, daß nicht zunächst viel-
leicht positiv gemeinte Dinge in ein falsches Fahr-
wasser kommen. Vorher zu überlegen, welche nega-
tiven Folgen vielleicht am Ende entstehen können, 
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gilt nicht nur für das, was bei dieser Demonstration 
geschehen ist, sondern das gilt für jede außen- und 
wehrpolitische Entscheidung, die wir in diesen Ta-
gen oder in den nächsten Wochen und Monaten zu 
fällen haben. Deshalb wäre es gut, wenn dieses The-
ma, wenn diese Punkte nicht als Mittel der verbalen 
Wahlkampfauseinandersetzung benutzt würden, 
sondern als Mittel, eine gemeinsame praktische Po-
litik zu betreiben, die auf der Basis unserer Vertrags-
politik, auf der Basis unserer Entspannungspolitik 
auch für die Zukunft sicherstellt, daß hier in Mittel-
europa nicht die Krisen entstehen, die wir in Afgha-
nistan beklagen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Weitere Wo rt
-meldungen liegen nicht vor. Dann schließe ich die 

Aussprache. 

Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 8/3726 
unter Nr. 1, den Gesetzentwurf auf Drucksache 
8/2677 abzulehnen. Ich nehme an, daß Einzelbera-
tung und Abstimmung in zweiter Beratung ge-
wünscht wird? — Wird nicht gewünscht. 

Dann können wir über diese Beschlußempfehlung 
abstimmen. Ich wiederhole: der Ausschuß empfiehlt 
auf Drucksache 8/3726 unter Nr. 1, den Gesetzent-
wurf der Fraktion der CDU/CSU zur Änderung des 
Versammlungsgesetzes und des Strafgesetzbuches 
auf Drucksache 8/2677 abzulehnen. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Die  Gegenprobe. — Enthaltungen? — Die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses ist mehrheitlich ange-
nommen. 

Wir treten jetzt in die Mittagspause ein. Ich unter-
breche unsere Sitzung bis 14 Uhr. 

(Unterbrechung von 12.46 bis 14.00 Uhr) 

Präsident Stücklen: Die unterbrochene Sitzung 
wird fortgesetzt. Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung 
auf: 

Fragestunde 
— Drucksachen 8/3981, 8/3986, 8/3991 — 

Wir kommen zunächst zu den Dringlichen Fragen 
aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers des 
Innern — Drucksache 8/3986 —. Zur Beantwortung 
der Fragen steht uns der Herr Staatssekretär Fröh-
lich zur Verfügung. 

Ich rufe die Dringliche Frage 1 des Herrn Abge-
ordneten Röhner auf: 

Welche Sofortmaßnahmen unternimmt die Bundesregierung ange-
sichts der vom Vertreter der PLO in Bonn, A. Franghi, im Saarländi-
schen Rundfunk in bezug auf die vom bayerischen Ministerpräsidenten 
Franz Josef Strauß in Israel gemachten Aussagen ausgesprochenen Dro-
hung ,,... die PLO werde dem nicht tatenlos zusehen, und wertet sie dies 
als Verlautbarung einer offiziellen Vertretung in Bonn? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Herr Abgeordneter, die Bundesre-
gierung hat auf ein Schreiben des Vorsitzenden der 
CSU-Landesgruppe im Deutschen Bundestag, Herrn 
Dr. Zimmermann, an den Bundeskanzler vom 8. Mai 
1980 noch am gleichen Abend in einem Gespräch 
mit Herrn Franghi von diesem die Erklärung erhal-
ten, eine persönliche Bedrohung von Herrn Mini-
sterpräsident Strauß durch die PLO sei gänzlich 

ausgeschlossen. Mit dem Satz — Zitat — „Wenn 
Herr Strauß z. B. diese feindliche Haltung gegen uns 
annimmt, dann muß er damit rechnen, daß die Palä-
stinenser nicht tatenlos zusehen" seien ausschließ-
lich politische Reaktionen gemeint gewesen. Eine 
gleichlautende Erklärung hat Herr Franghi im übri-
gen am Wochenende öffentlich wiederholt. 

Übereinstimmend damit hat eine sofort eingelei-
tete Recherche der Sicherheitsbehörden des Bundes 
ergeben, daß derzeit keine Hinweise auf eine Ge-
fährdung von Herrn Ministerpräsident Strauß durch 
die PLO vorliegen. 

Herrn Franghi ist in einem persönlichen Ge-
spräch im Auswärtigen Amt die Mißverständlich-
keit seiner Äußerungen deutlich gemacht worden. 

Angesichts der dargelegten Situation, Herr Abge-
ordneter, sieht die Bundesregierung keine Veranlas-
sung, den zuständigen Landesbehörden ausländer-
rechtliche Maßnahmen gegen Herrn Franghi zu 
empfehlen. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Röhner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung Erkenntnisse darüber, ob an ir-
gendeinem terroristischen Vorgang im Inland oder 
im Ausland der eben von Ihnen zitierte Herr 
Franghi in irgendeiner Weise direkt oder indirekt 
beteiligt war? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat ziemlich genaue Erkenntnisse über die Aktivitä-
ten des Herrn Franghi, die sich vorwiegend auf eine 
politisch-propagandistische Betätigung im Sinne 
der Palästinenser-Sache erstrecken. Die Bundesre-
gierung hat, jedenfalls aus neuerer Zeit, keine Er-
kenntnisse darüber, daß sich Herr Franghi entgegen 
seinen Erklärungen in der Bundesrepublik Deutsch-
land in irgendeinen Zusammenhang mit terroristi-
schen Aktivitäten begeben hat. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Röhner (CDU/CSU): Herr Staaatssekretär, wären 
Sie bereit, den Teil Ihrer Antwort „in neuerer Zeit" 
etwas zu präzisieren? Ist durch Ihre Aussage — darf 
ich es noch einmal konkretisieren, Herr Präsident? 
— z. B. auch der Zeitraum der Durchführung der 
Olympiade in München mit erfaßt oder nicht? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Diesen Zeitraum habe 
ich nicht mit erfaßt. 

Sie wissen, daß Herr Franghi, wie zahlreiche Palä-
stinenser, nach den Münchener Ereignissen ausge-
wiesen worden ist. Das beruhte damals nicht auf ei-
nem individuellen Nachweis einer Mitwirkung bei 
dem Terrorakt in München, sondern war eine allge-
meine Sicherheitsvorkehrung gegenüber Angehöri-
gen arabischer Staaten und Palästinensern. 

Herr Abgeordneter, bin ich objektiv nicht in der 
Lage, auf die Frage, die sich auf eine weit zurücklie-
gende Zeit bezieht, eine Auskunft zu geben. Unsin-
teressiert hier der Zeitraum der letzten Jahre. 
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Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Spranger. 

Spranger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß die PLO in der Ver-
gangenheit zahlreiche Terroranschläge auch als po-
litische Aktionen deklariert hat, und kann die Bun-
desregierung deswegen auf Grund der Aussage des 
Herrn Franghi in diesem Fall ausschließen, daß 
nicht doch Gewaltakte gegen Franz Josef Strauß ge-
plant sind? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Sie wissen, Herr Ab-
geordneter, daß die PLO in ihre, zugegebenermaßen, 
außerordentlich nachdrückliche Auseinanderset-
zung vor allem mit den Israelis selbstverständlich 
Gewaltanwendung einbezieht und daß sie insoweit 
den Begriff Terrorismus anders definiert, als wir das 
tun. 

Aber wir haben derzeit keine Informationen dar-
über, daß, entgegen Informationen, die uns vorlie-
gen und auf die wir uns bisher eigentlich verlassen 
konnten, solche Aktivitäten in der Bundesrepublik 
Deutschland stattfinden — jedenfalls nicht, soweit 
es die PLO betrifft. 

Präsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Kunz. 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie dem Hause mitteilen, wie — wie Sie sich 
angesichts der Mißverständlichkeit der Äußerun-
gen ausgedrückt haben — nachdrücklich die Bun-
desregierung auf die Mißverständlichkeit der Äuße-
rungen— um Ihren Terminus zu gebrauchen — hin-
gewiesen hat angesichts der terroristischen Aktivi-
tät der PLO in mehreren Regionen der Welt? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Auf verschiedenen 
Ebenen und in verschiedenen fachlichen Bereichen 
haben verschiedene Kontakte mit Herrn Franghi 
stattgefunden. Die offizielle oder, wenn Sie so wol-
len, offiziöse Schiene lief über den Beauftragten für 
Nah- und Mittel-Ost-Politik des Auswärtigen Amts. 
Herr Franghi ist zu einem Gespräch dorthin gebeten 
worden. Dieser Sachverhalt ist mit ihm eingehend 
durchgesprochen worden. 

Präsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Voss. 

Dr. Voss (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß in den öffentlichen 
Äußerungen des Herrn Franghi, die Sie eben zitiert 
haben, von legalen Widerstandsakten die Rede ist, 
und ist die Bundesregierung der Meinung, daß zu 
diesen legalen Widerstandsakten auch so etwas ge-
hört, was Herr Franghi in seiner Äußerung mit 
„nicht tatenlos zusehen" qualifiziert hat? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Mit Sicherheit gehört 
zu legalen Widerstandsakten nichts, Herr Abgeord-
neter, was auf Gewaltanwendung gegen Deutsche 
oder in der Bundesrepublik Deutschland hinaus-
läuft. Herr Franghi selber hat das so interpretiert. Er 
sagte, eine feindselige Haltung, wie er sie aus den 
Äußerungen des bayerischen Ministerpräsidenten 

entnehmen will, würde dazu führen, daß die arabi-
schen Staaten z. B. von Einladungen absehen oder 
politische Maßnahmen allgemeiner Art  ergreifen 
würden, um sich dagegen zu wehren. Dazu gehören 
sicher nicht Gewalt und Terror. 

Präsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Westphal. 

Westphal (SPD): Herr Staatssekretär, angesichts 
der Tatsache, daß sich der hier mehrfach erwähnte 
Herr Franghi als eine Art Sprecher einer Organisa-
tion bekennt und als solcher tätig sein zu müssen 
glaubt, die immer noch nicht weg ist von der Über-
nahme der Mitverantwortung für Terrorakte, frage 
ich Sie: Glauben Sie nicht, daß auch solche Äußerun-
gen, wie sie in dem hier in Rede stehenden Fall Herr 
Franghi getan hat, außerordentlich ernst zu nehmen 
sind und einer dringenden und gründlichen Prüfung 
bedürfen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
mit Sicherheit sind solche Äußerungen ernst zu 
nehmen. Das Auswärtige Amt, das in diesem Fall die 
Gespräche führt, nimmt sie ja auch ernst und hat mit 
allem Nachdruck auf eine Klarstellung gedrängt. 
Auf der anderen Seite wissen Sie, daß über Herrn 
Franghi bestimmte Gesprächskontakte laufen. Er ist 
zwar eine Privatperson, aber Interessen der Bundes-
republik Deutschland sprechen durchaus dafür, daß 
man sich diesen Gesprächsfaden erhält. 

Präsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind 
solche Drohungen eines Ausländers nicht eine 
schwere Einmischung in die freiheitliche Rechtsord-
nung der Bundesrepublik Deutschland? Und erfor-
dert es nicht ein entsprechendes Vorgehen der Bun-
desregierung, um diese unzulässige Einmischung 
abzuwenden? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
wenn ich davon ausgehe, daß mit dem von mir zitier-
ten Satz in der Tat gemeint war, daß die Palästinen-
ser auf solche, wie sie es ansehen, feindseligen Er-
klärungen politisch reagieren würden, dann nimmt 
Herr Franghi damit als Privatmann das Recht der 
freien Meinungsäußerung in Anspruch, das auch 
ihm als Ausländer so lange zusteht, als er nicht ge-
gen Strafgesetze verstößt. 

Präsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Müller. 

Dr. Müller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, liegen 
der Bundesregierung Erkenntnisse über das Zusam-
menwirken der PLO und deutschen Terroristen vor? 
Und welche Schlußfolgerungen können aus solchen 
vorliegenden Erkenntnissen auf Grund der Drohung 
des Herrn Franghi eventuell gezogen werden? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
es gibt aus einer zurückliegenden Zeit Erkenntnisse 
von der Art, die Sie ansprechen. Aber wir haben 
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gute Gründe für die Annahme, daß sich insoweit 
eine gewisse in unserem Interesse liegende Verän-
derung vollzogen hat. Wir haben derzeit keinen An-
laß, daran zu zweifeln, daß die PLO eine Zusage, sich 
in der Bundesrepublik Deutschland solcher Tätig-
keiten und eines Zusammenwirkens mit deutschen 
Terroristen zu enthalten, bis dato tatsächlich hono-
riert hat. 

Präsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Ey. 

Ey (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sieht die Bun-
desregierung trotz dieser Äußerungen gegenwärtig 
in der Tat keine Veranlassung zu verschärftem 
Schutz der Betroffenen oder Bedrohten, oder aber 
sieht sie keine Veranlassung zu verschärfter Beob-
achtung derer, die für. einen Täterkreis oder einen 
Kreis derjenigen, die Taten auslösen könnten, in 
Frage kommen? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich habe ausgeführt, daß wir zunächst einmal auf ge-
eignetem Wege festgestellt haben, ob aus dieser Er-
klärung entnommen werden kann, daß in der Tat 
von PLO-Seite mit einer Bedrohung, z. B. von Herrn 
Ministerpräsidenten Strauß, zu rechnen ist. Ich habe 
soeben ausgeführt, daß unsere Sicherheitsanalyse 
zu dem Ergebnis kommt: das ist nicht der Fall. 
Selbstverständlich wissen wir alle, daß Herr Mini-
sterpräsident Strauß wie zahlreiche andere Bundes-
und Landespolitiker zu dem Kreis von potentiell ge-
fährdeten Personen gehört. Es gibt hier einen Kon-
takt mit den bayerischen Sicherheitsbehörden. Wir 
haben diese Angelegenheit zum Anlaß genommen, 
beim bayerischen Innenministerium nachzufragen, 
ob irgendwelche Wünsche bestehen, daß wir uns 
einschalten sollen. Das bayerische Innenministe-
rium hat uns erklärt, es sei sehr wohl selber in der 
Lage, den Schutz des bayerischen Ministerpräsiden-
ten zu gewährleisten. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Riedl. 

Dr. Riedl (München) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, darf ich Sie wegen des Zusammenhangs zwi-
schen dem deutschen Terrorismus und dem der Pa-
lästinenser fragen, woher die 200 kg Sprengstoff 
stammen, die bei den jüngst in Paris verhafteten 
deutschen Terroristen gefunden worden sind? 

(Becker [Nienberge] [SPD]: Mein Gott, das 
hat doch mit  der  Frage nichts mehr zu 

tun!) 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
darauf könnte ich Ihnen keine Antwort geben, die 
Sie in der Vermutung bestärkt, daß Herr Franghi da-
mit etwas zu tun hat. 

(Dr. Riedl [München] [CDU/CSU]: Woher ist 
denn der Sprengstoff?) 

Präsident Stücklen: Einen Moment! Erstens bitte 
keine Zwischengespräche, und zweitens, Herr Ab-
geordneter Becker, entscheidet der Präsident. Und 

ich halte dies für im Zusammenhang mit der Frage 
stehend. 

Eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Dr. 
Linde. 

(Wehner [SPD]: Zwischenrufe verboten!) 

Dr. Linde (SPD): Herr Staatssekretär, unter Bezug-
nahme auf die Antwort, die Sie dem Kollegen Ey ge-
geben haben, möchte ich Sie fragen, ob die Bundes-
regierung eigentlich für den Schutz des Minister-
präsidenten des Freistaates Bayern, Herrn Strauß, 
zuständig ist? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Nein. Ich habe das, 
glaube ich, mindestens indirekt schon beantwortet, 
Herr Abgeordneter: Der persönliche Schutz des 
bayerischen Ministerpräsidenten ist Sache der zu-
ständigen bayerischen Landesbehörden und wird 
von diesen, wie ich nicht zweifle, effektiv wahrge-
nommen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Besch. 

Besch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich wollte 
Sie im Anschluß an die Antwort, die Sie dem Kolle-
gen Czaja gegeben haben, fragen, ob die Drohung, 
Gewalt anzuwenden, nicht das Strafrecht der Bun-
desrepublik Deutschland bricht und ein Tatbestand 
ist, der nach dem Strafgesetzbuch zu ahnden wäre. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Wenn eine solche 
Drohung ausgesprochen worden wäre, würde man 
darüber nachdenken müssen, Herr Abgeordneter. 
Aber der Satz, um den es hier geht, enthält ja keines-
wegs die Ankündigung einer Gewaltanwendung, 
sondern die Feststellung, man werde das nicht ta-
tenlos hinnehmen, und die Interpretation des Herrn 
Franghi, der sich darauf beruft, daß er als Ausländer 
sich nicht mit letzter Delikatesse auszudrücken ver-
mag, war eben die, daß damit eine rein politische 
Aktivität gemeint war, und das ist ihm nicht zu wi-
derlegen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage? — 
Frau Abgeordnete Dr. Balser, bitte. 

Frau Dr. Balser (SPD): Herr Staatssekretär, könn-
ten die Gespräche, von denen Sie gerade gesagt ha-
ben, sie seien für die Bundesrepublik Deutschland 
nützlich, nicht vielleicht auch mit einer anderen Pri-
vatperson geführt werden? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Frau Abgeordnete, es 
gibt verschiedene Gesprächskontakte mit verschie-
denen Personen, aber  es  gibt spezielle Sicherheitsin-
teressen, die es uns nützlich erscheinen lassen, diese 
spezielle Möglichkeit auszunützen, und das hat sich 
im Interesse der Sicherheit dieses Landes bisher, 
glaube ich, bezahlt gemacht. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 
Ich rufe die Dringliche Frage 2 des Herrn Abge-

ordneten Röhner auf: 
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Präsident Stücklen 
Sieht die Bundesregierung insbesondere angesichts dieser Gewaltan-

drohung gegen deutsche Politiker und Parteien die Notwendigkeit, dem 
Vertreter der PLO unverzüglich die Aufenthaltserlaubnis für die Bun-
desrepublik Deutschland zu entziehen? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich habe diese Frage, glaube ich, schon beantwortet. 
Bei dem von mir mitgeteilten Sachverhalt sieht die 
Bundesregierung keinen Anlaß, den zuständigen 
Landesbehörden ausländerrechtliche Maßnahmen 
zu empfehlen. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Röhner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden 
Sie in Vervollständigung Ihrer vorhin angedeuteten 
Antwort eine Aussage darüber machen, welche Auf-
gaben die Vertretung der PLO in Bonn wahrnimmt, 
welche Tätigkeiten sie ausübt, und liegen darüber 
der Bundesregierung umfassende Erkenntnisse 
vor? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ja, Herr Abgeordne-
ter, die Tätigkeit dieser Bonner Stelle vollzieht sich 
in aller Öffentlichkeit, und diese Stelle legt ja sogar 
Wert auf Öffentlichkeit, weil sie eine Institution zur 
Propagierung der palästinensischen Interessen ist. 

Das Büro der PLO ist, wie Sie wahrscheinlich wis-
sen, bei der „Informationsstelle Palästina" in Bonn 
untergebracht. Es ist mit sechs hauptamtlichen Mit-
arbeitern besetzt und entfaltet eine sehr rege propa-
gandistische Tätigkeit. Was sich hier vollzieht, ist 
für jedermann offenkundig, und auch die Interessen-
lage ist für jedermann offenkundig. 

Einen offiziellen Status — das darf ich vielleicht 
noch hinzufügen — hat diese Institution nicht. Herr 
Franghi als Leiter des Büros ist ein Privatmann, ob-
wohl wir natürlich wissen, in wessen Interesse er ar-
beitet und von wem er angeleitet wird. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Röhner (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf ich, 
einen Teil meiner Frage wiederholend, noch einmal 
um eine Präzisierung bitten. Liegen der Bundesre-
gierung Kenntnisse umfassender Art über die ge-
samte Tätigkeit dieser Einrichtung vor? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich bin davon über-
zeugt, daß die Bundesregierung einen befriedigen-
den Stand der Information über die Tätigkeit dieses 
Büros hat. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Spranger. 

Spranger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, woher 
nehmen Sie die Gewißheit, die Interpretation seiner 
Drohung durch Herrn Franghi sei dahin zu verste-
hen, daß seitens der PLO Terrorakte auf dem Boden 
der Bundesrepublik Deutschland nicht geplant sind, 
und ist damit auch  ausgeschlossen, daß deutsche 
Terroristen im Auftrage der PLO derartige Terror-
akte unternehmen? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Spranger, wir haben gute Gründe, diese Interpreta-
tion und auch die Absichtserklärung für glaubwür-
dig zu halten. Jetzt den Gesamtzusammenhang und 

die Umstände darzulegen, auf die wir diese relative 
Zuversicht stützen, würde, so glaube ich, den Rah

-men einer Fragestunde überschreiten, und es würde 
mich auch nötigen, Dinge offenzulegen, über die ich 
hier nicht sprechen will. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Voss. 

Dr. Voss (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist der 
Bundesregierung bekannt, daß Herr Franghi in dem 
Interview, das er dem „Südwestfunk" gegeben hat, 
die jüngsten Vorkommnisse in Hebron, die man ja 
nur als Terror- und Gewaltakte bezeichnen kann, als 
„Akte des Widerstands" bezeichnet hat, so daß es 
doch schwerfällt, Ihren Ausführungen dahin gehend 
zu folgen, daß darunter nur politische Aktionen zu 
verstehen wären? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
man muß hier einen deutlichen Unterschied ma-
chen: Die Einstellung, die Franghi und die PLO, de-
ren Sprachrohr er ja ist, zu dem vertreten, was sie als 
einen legitimen Kampf gegen den Staat Israel be-
trachten, ist uns bekannt. Da werden Dinge, die wir 
für schlimm und unmenschlich halten, nach unse-
rem Verständnis Terroreinsätze, in einem ganz an-
deren Zusammenhang gesehen. Wir haben uns im 
Augenblick nur Gedanken darüber gemacht, welche 
Sicherheitsbedrohung in unserem Land besteht. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem Sie bestätigt haben, daß auch nach Auffas-
sung der Bundesregierung die Äußerungen des 
Herrn Franghi, wie Sie sich ausgedrückt haben, miß-
verständlich sind, frage ich Sie: Kann nicht eine be-
wußt erzeugte Mißverständlichkeit solcher Äuße-
rungen eine Drohung und damit den strafrechtlich 
relevanten Tatbestand einer Nötigung darstellen, 
was dazu ausreichen könnte, um einem solchen 
Mann die Aufenthaltserlaubnis zu entziehen? 

(Dr. Linde [SPD]: Worin liegt denn die Dro

-

hung?) 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
ich muß Ihnen noch einmal den Satz vor Augen hal-
ten, um den es hier geht. Er hat gesagt, die Palästi-
nenser würden eine solche feindselige Haltung 
nicht tatenlos hinnehmen. Das Mißverständnis liegt, 
wenn Sie so wollen, also darin, daß man etwas her-
ausliest, was Franghi nicht gesagt hat und nicht ge-
sagt haben will. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Czaja 
[CDU/CSU]: Was heißt „nicht tatenlos zuse

-

hen''?) 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Westphal. 

Westphal (SPD): Herr Staatssekretär, da ich wohl 
davon ausgehen kann, daß die Bundesregierung 
nicht beabsichtigt, diese Organisation, für die Herr 
Franghi hier tätig ist, anzuerkennen, frage ich Sie: 
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Westphal 
Wie machen Sie es, daß Sie einem solchen Men-
schen, der hier privat als Ausländer als Mitglied ei-
ner Organisation tätig ist, offiziell und deutlich mit-
teilen, daß die Bundesregierung solche Äußerungen, 
wie sie hier gefallen sind, eigentlich für unsere Lage 
nicht erträglich findet? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Westphal, ich habe erläutert, wie das die Bundesre-
gierung gemacht hat. Das ist auf dem formellen Weg 
dadurch geschehen, daß Herr Franghi ins Auswär-
tige Amt gebeten worden ist und dort ein Gespräch 
mit dem Beauftragten für Nah- und Mittelostfragen 
des Auswärtigen Amts geführt hat. Das Auswärtige 
Amt hat, wenn ich dies hier in Parenthese sagen 
darf, Kontakte auch zu nichtoffiziellen und nichtoffi-
ziösen Organisationen verschiedener Art. Dazu ge-
hört auch ein gewisser Gesprächsfaden zu Herrn 
Franghi. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schäfer. 

Schäfer (Mainz) (FDP): Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht mit mir der Meinung, daß die Äußerungen 
des Herrn Minsterpräsidenten Strauß und die sich 
ergebenden Fragen an die Bundesregierung im Zu-
sammenhang mit „Terror" und „Palästinenser" nicht 
besser in eine außenpolitische Debatte statt in eine 
Fragestunde gehörten? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Einen Moment! — Welche 
Fragen in eine Fragestunde — Moment, Herr Staats-
sekretär! — gehören und welche nicht, gehört nicht 
in die Zuständigkeit des Staatssekretärs des Innern. 
Das unterliegt vielmehr der geschäftsordnungsmä-
ßigen Handhabung dieses Parlaments. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich würde es mir nie 
anmaßen, Herr Präsident, diese Zuständigkeit in 
Anspruch zu nehmen. 

Präsident Stücklen: Das habe ich damit auch nicht 
unterstellen wollen. 

Noch eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 
Jaeger. 

Dr. Jaeger (CDU/CSU): Herr Staatsekretär, seit 
wann besitzt der Herr Franghi eine Aufenthaltser-
laubnis, ist sie zeitlich begrenzt oder unbegrenzt, ist 
sie widerruflich oder unwiderruflich? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter 
Jaeger, Herr Franghi, der übrigens mit einer deut-
schen Staatsangehörigen verheiratet ist, was seinen 
aufenthaltsrechtlichen Status mit einer gewissen 
Besonderheit ausstattet, hat seit dem 30. November 
1962 Aufenthaltserlaubnis in der Bundesrepublik 
Deutschland. Er hat diese unter anderem auch des-
halb, weil eine Ausweisungsverfügung, die früher 
einmal ergangen ist — sie stand im Zusammenhang 
mit den Geschehnissen in München — von den Ver-
waltungsgerichten aufgehoben worden ist. Er hat 

eine Aufenthaltserlaubnis und lebt hier nicht auf 
Abruf. 

(Dr. Jaeger [CDU/CSU]: Unbefristet?) 

— Unbefristet. 

(Dr. Jaeger [CDU/CSU]: Aber widerruf

-

lich?) 

— Ich bitte, mich auf dieses ausländerrechtliche De-
tail nicht festzulegen. Ich werde es Ihnen gerne mit-
teilen, Herr Abgeordneter. Nachdem er aber mit ei-
ner deutschen Frau verheiratet ist, hat er hier ohne-
hin einen besonders gesicherten Aufenthaltssta-
tus. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kunz (Berlin). 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat 
die Bundesregierung Herrn Franghi für den Fall der 
Wiederholung dieser oder einer ähnlichen Äuße-
rung wenigstens den unmittelbaren Entzug der Auf-
enthaltserlaubnis angedroht? 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Die Bundesregierung 
könnte das deswegen nicht tun, weil eine solche 
Maßnahme von der zuständigen Landesbehörde 
verfügt werden müßte. Ich habe aber auf Grund mei-
nes Gesprächs mit dem zuständigen Kollegen im 
Auswärtigen Amt den Eindruck, daß die Wiederho-
lung einer solchen mißverständlichen Formulierung 
nicht befürchtet wird. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, Herr Abgeordne-
ter Becker. 

Becker (Nienberge) (SPD): Herr Staatssekretär, die 
ausgesprochene Drohung hieß, die PLO werde dem 
nicht tatenlos zusehen. In der zweiten Frage des 
Herrn Röhner heißt es „angesichts dieser Gewaltan-
drohung". Wären Sie nicht auch der Auffassung, 
wenn man dem Herrn Franghi anriete, er möge 
Herrn Strauß zur Klarstellung einen Brief schreiben, 
daß das auch eine Tat wäre, aber ohne Gewalt? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich werde diese Anre-
gung gerne weitergeben, Herr Abgeordneter. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, läßt 
die Formulierung „nicht tatenlos zusehen'' nicht alle 
Deutungen der Tat offen? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Herr Abgeordneter, 
sie läßt aber nicht die Interpretation zu, daß hier mit 
Gewaltanwendung gedroht ist. Sicher wäre Tatenlo-
sigkeit auch der Verzicht auf nur politische Aktio-
nen. Er will politisch agieren, so sagt er. 

(Zurufe von der SPD) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Dringliche Frage — Drucksache 
8/3991 — aus dem Geschäftsbereich des Bundesmi- 
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Präsident Stücklen 
nisters für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung der 
Fragen steht uns Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Grüner zu Verfügung. Herr Abgeordneter 
Böhm (Melsungen) hat diese Frage gestellt: 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu tragen, daß deutsche 
Bürger, die auf Grund der politischen Entwicklung ihre bei Reiseunter-
nehmen gebuchten Reisen zu den Olympischen Spielen in Moskau 
nicht antreten wollen und dieses bis zum Freitag, dem 16. Mai 1980, den 
Reiseunternehmen mitteilen müssen, eine Erstattung der ihnen ent-
standenen Kosten erhalten, wenn sie dies wünschen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege, die Bundesregierung 
hat bereits Anfang dieses Jahres darauf hingewie-
sen, daß nach ihrer Auffassung eine Teilnahme einer 
deutschen Olympiamannschaft an den Olympischen 
Spielen an bestimmte Voraussetzungen gebunden 
ist, die bisher nicht eingetreten sind. Daher haben 
der Deutsche Bundestag und die Bundesregierung 
dem NOK empfohlen, auf die Teilnahme einer 
Mannschaft der Bundesrepublik Deutschland an 
den Olympischen Spielen zu verzichten. Das Na-
tionale Olympische Komitee wird darüber am 
15. Mai 1980 entscheiden. 

Bei dieser Sachlage sieht die Bundesregierung 
keine rechtliche Verpflichtung, Bürgern, die ihre ge-
buchte Reise zu den Olympischen Spielen nicht 
antreten wollen, Kosten zu erstatten. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, darf ich davon ausgehen, daß die Bundesregie-
rung es begrüßen würde, daß die Bürger, die bisher 
eine Reise zu den Olympischen Spielen nach Mos-
kau unternehmen wollten, das nicht zu tun, und daß 
sie sich als loyale Staatsbürger verhalten, wenn sie 
auf diese geplante Reise verzichten? 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Böhm, 
nur bei großzügiger Auslegung kann diese Frage 
noch in unmittelbarem Zusammenhang mit der Aus-
gangsfrage stehen. 

(Böhm [Melsungen] [CDU/CSU]: Ich danke 
für Ihre Großzügigkeit, Herr Präsident!) 

Das hatten wir soeben auch gemacht. — Bitte, Herr 
Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich habe es nicht mit-
bekommen. Soll ich die Frage beantworten, Herr 
Präsident? 

Präsident Stücklen: Das steht in Ihrem Ermes-
sen. 

• 
Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, eine 

Entscheidung der Bürger, die Spiele nicht zu besu-
chen und gegebenenfalls auf eine Reise ganz zu ver-
zichten, läge ausschließlich in der Sphäre jedes ein-
zelnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
da Sie zwar als Vertreter des Wirtschaftsministers 
hier stehen, aber doch die ganze Bundesregierung 

vertreten und da außerdem der Kollege Böhme ne-
ben Ihnen sitzt, frage ich, ob die Bundesregierung 
den Verzicht eines Bürgers angesichts der Empfeh-
lung des Deutschen Bundestages zum jetzigen Zeit-
punkt für ein Opfer hält, das der Bürger der allge-
meinen politischen Grundauffassung der Bundesre-
publik bringt, so daß unter Umständen eine gewisse 
steuerliche Großzügigkeit in solchen Fällen bei 
schwereren Einbußen von seiten der Bundesregie-
rung den Landesbehörden empfohlen werden könn-
te. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe die Rechtslage dargelegt. Sie gibt keine Grund-
lage, auch nicht in diesem Bereich. Die Bundesregie-
rung hat nicht die Absicht, Schritte zu unternehmen, 
um eine etwaige Entschädigungserwartung durch 
Vorschläge an das Parlament rechtlich zu begrün-
den. Es ist eine andere Frage, ob das Parlament oder 
Teile des Parlaments etwa eine solche Initiative er-
greifen wollen. 

Präsident Stücklen: Herr Dr. Linde, bitte, noch 
eine Zusatzfrage. 

Dr. Linde (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß die von der Entscheidung, nach Mos-
kau zu reisen oder zu Hause zu bleiben, betroffenen 
Bürger nicht schutzlos ihrem Schicksal überlassen 
sind, sondern daß gerade die Bestimmungen des gel-
tenden Reisevertragsrechts, die ja in dieser Wahlpe-
riode erst neu geschaffen worden sind, die Rechts-
position des Bürgers hier außerordentlich verbes-
sert haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das ist richtig, Herr 
Kollege. Etwaige rechtliche Ansprüche, die natür-
lich in jedem Einzelfall sehr differenziert zu betrach-
ten sind, müßten auf der Grundlage des Reiseveran-
staltervertrags durch die ordentlichen Gerichte be-
urteilt werden. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
auf. 

Die Fragen 1 und 2 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Schneider werden auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für innerdeutsche Beziehungen auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns der Herr Parlamenta-
rische Staatssekretär Dr. Kreutzmann zur Verfü-
gung. 

Ich rufe die Frage 3 des Herrn Abgeordneten 
Besch auf: 

Hat das Bundeskanzleramt den Mitgliedern der SPD-Fraktion im 
Niedersächsischen Landtag, die auf Anträgen zur Einreise in die DDR 
ihre Staatsangehörigkeit mit „BRD" bezeichnet haben sollen, einen 
entsprechenden Rat, eine Empfehlung oder dergleichen gegeben, und 
wie bewertet die Bundesregierung gegebenenfalls diesen Vorgang? 

Dr. Kreutzmann, Pari. Staatssekretär beim Bundes-
minister für innerdeutsche Beziehungen: Herr Kol-
lege, das Bundeskanzleramt hat keinen entspre-
chenden Hinweis gegeben. Nachdem die von Ihnen 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 216. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Mai 1980 	17331 

Parl. Staatssekretär Dr. Kreutzmann 
erwähnte Angelegenheit der Bundesregierung be-
kanntgeworden ist, hat Bundesminister Franke in 
einem Schreiben an den Vorsitzenden der SPD-
Fraktion im Niedersächsischen Landtag, Herrn Bun-
desminister a. D. Ravens, noch einmal den Stand-
punkt der Bundesregierung erläutert. Der Grundla-
genvertrag hat Fragen der Staatsangehörigkeit of-
fengelassen, so daß die Ausfüllung der diesbezügli-
chen Spalte mit „deutsch" unserer Rechtsposition 
entspricht. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Besch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind also 
Pressemeldungen falsch, denenzufolge die SPD

-

Fraktion im Niedersächsischen Landtag sich vorher 
im Bundeskanzleramt abgesichert oder abgestimmt 
hat? 

(Zurufe von der SPD: Falsch!) 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Besch, dies ist die Auskunft, die mir seitens des Bun-
deskanzleramts zuteil geworden ist. Ich kann Ihnen 
keine andere Auskunft geben. 

Im übrigen kann ich darauf hinweisen, daß Herr 
Ravens in der Zwischenzeit erklärt hat, er bedaure, 
daß die ganze Geschichte in dieser Hinsicht nicht 
gründlicher vorbereitet worden sei. Ich glaube, er 
hat damit deutlich gemacht, daß er die Auseinander-
setzungen, die hier entstanden sind, bedauert, zumal 
sich in der Zwischenzeit angesichts der Steigerung 
der Reisen um mehr als 20 % in diesem Frühjahr ge-
zeigt hat, daß die Reisen im allgemeinen ziemlich 
reibungslos verlaufen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bit-
te! 

Besch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie in der Fragestunde am 25. April dankenswerter-
weise mitgeteilt haben, daß die Regierung der DDR 
erneut zugesagt hat, an der korrekten Bezeichnung 
„deutsche Staatsbürgerschaft" keinen Anstoß zu 
nehmen, frage ich Sie, ob Sie Erkenntnisse darüber 
haben, warum die SPD-Fraktion im Landtag von 
Niedersachsen eigentlich ohne jede Not und Veran-
lassung an dieser nicht korrekten Bezeichnung 
„BRD-Staatsbürgerschaft" festgehalten hat. 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Besch, die Reise ist über ein Reisebüro organisiert 
worden, und dieses hat die Formulare der Landtags-
fraktion zugeschickt. Die meisten Abgeordneten ha-
ben lediglich ihre Paß-Nummer angegeben, und die 
Formulare sind zum Teil von Sekretärinnen ausge-
füllt worden, so daß es dazu gekommen ist, daß ei-
nige Abgeordnete „deutsch" eingetragen haben und 
bei anderen die Bezeichnung „BRD" eingetragen 
wurde. 

(Zuruf bei der CDU/CSU: Die Abgeordne

-

ten haben das aber unterschrieben!) 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben in Ihrer ersten Antwort gesagt, daß der Grundla-
genvertrag die Staatsangehörigkeitsfrage offenlas-
se. Stimmen Sie mir also zu, daß die Bundesregie-
rung und alle Verfassungs- und Staatsorgane des-
halb an Art. 16 und 116 des Grundgesetzes und die 
verbindliche Auslegung durch das Bundesverfas-
sungsgericht gebunden sind? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Die Bundes-
regierung hat nie einen Zweifel daran gelassen, daß 
nach ihrer Meinung die Eintragung „deutsch" lauten 
muß und daß sie nur eine deutsche Staatsangehö-
rigkeit kennt. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
hat die Bundesregierung diesen Vorfall zum Anlaß 
genommen, um die davon betroffenen Personen dar-
auf hinzuweisen, daß sie sich künftig bei Reisen die-
ser Art, die ja erwünscht sind und die wir alle beja-
hen, korrekt an das halten mögen, was sowohl die 
Auffassung der Bundesregierung wie aller Parteien 
dieses Hauses ist? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jäger, ich habe bereits darauf hingewiesen, daß Herr 
Bundesminister Franke einen ausführlichen Brief in 
dieser Angelegenheit an den Vorsitzenden der nie-
dersächsischen Landtagsfraktion geschrieben hat, in 
dem er noch einmal ganz klar den Standpunkt der 
Bundestagsfraktion dargelegt hat. Die Reaktion von 
Herrn Ravens beweist ja, daß er das auch entspre-
chend verstanden hat. 

Präsident Stücklen: Sie meinten doch den Stand-
punkt der Bundesregierung, nicht der Fraktion? 

Dr. Kreutzmann, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Forschung und Technologie auf. Zur Beant-
wortung der Fragen steht uns der Parlamentarische 
Staatssekretär Stahl zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 6 des Abgeordneten Stockleben 
auf: 

Welche Forschungs- und Entwicklungsvorhaben fördert die Bundes-
regierung zur Verbesserung von Aufbereitungsverfahren für Schwer-
öl? 

Stahl, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Forschung und Technologie: 
Herr Kollege Stockleben, vom Bundesministerium 
für Forschung und Technologie werden zur Zeit 
sechs Forschungs-' und Entwicklungsvorhaben ge-
fördert, die im Zusammenhang mit der Aufberei-
tung von Schweröl, Schwerstöl und Bitumen ste-
hen: 

Erstens. Technische und wirtschaftliche Untersu-
chungen zur Durchführbarkeit der Aufarbeitung 
von stark schwefel-, metall- und asphalthaltigen 
Schwerstölen. 
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Zweitens. Durchführbarkeitsstudie über ein inte-

griertes System der Gewinnung und Verarbeitung 
von venezolanischem Schweröl. 

Drittens. Ermittlung der technischen Durchführ-
barkeit sowie Entwicklung eines Konzeptes für die 
Energieversorgung eines Gesamtsystems zur Förde-
rung und Aufarbeitung von Schwerölen. 

Viertens. Grundlagen des thermischen Hydro-
crackens von Kohlenwasserstoffen im Hinblick auf 
die Hydropyrolyse von Schwerölen. 

Fünftens. Hydropyrolyse von Modell- und 
Schwerölen mit Wärmezufuhr durch Teilverbren-
nung. 

Sechstens. Analytik von Schwerstölen aus vene-
zolanischen Ölsanden unter Berücksichtigung ihrer 
Verarbeitung durch Hydropyrolyse und Analytik 
der gewonnenen Produkte. 

Darüber hinaus wird sich das Bundesministerium 
für Forschung und Technologie finanziell am Auf-
bau eines Zentrums für die Gewinnung und Aufar-
beitung von Schweröl/Bitumen der VEBA-Öl-AG 
beteiligen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Stockleben (SPD): Herr Staatssekretär, im Rah-
men des Energieprogramms könnten sich interes-
sante Substitutionsmöglichkeiten im Hinblick auf 
den Treibstoffverbrauch und damit bezüglich des 
Energiemarktes ergeben. Wann rechnet die Bundes-
regierung damit, daß die ersten Anlagen ihren Be-
trieb aufnehmen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stockle-
ben,  wir haben Studien durchgeführt, und es werden 
Versuche gefahren. Wann diese Versuche im gro-
ßen Maßstab eingesetzt werden, ist terminlich der-
zeit nicht genau festlegbar. Wir gehen davon aus, 
daß z. B. die VEBA-Öl in den nächsten Jahren ein 
derartiges Projekt in der Bundesrepublik erstellt. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Stockleben (SPD): Herr Staatssekretär, von wel-
chen Wiederverwendungsmengen gehen die Stu-
dien aus? Man könnte auf diese Weise deutlich ma-
chen, welche Möglichkeiten der Weiterverwendung 
insgesamt bestehen. 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stockle-
ben, darauf kann ich Ihnen keine präzise Antwort 
geben. Wir haben zweierlei vor. Ich habe eben be-
reits das Land Venezuela und die dort vorhandenen 

Ölsande angesprochen. In diesem Zusammenhang 
ist es notwendig, dem deutschen Anlagenbau die 
Chance zu eröffnen, die Technologien für die ent-
sprechende Aufarbeitung der ölhaltigen Sande zu 
entwickeln. 

Der zweite Punkt betrifft das Inland. Hier versu-
chen wir, mittels der Forschung und, wie ich eben 
sagte, auch mit Hilfe von Versuchsanlagen einen 
Schritt zur Verwertung des Schweröls weiterzukom-
men. Über die Höhe der Substituierung, d. h. des Er

-

satzes von leichtem Erdöl kann ich hier keine Aus-
sage machen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 7 des Herrn Abgeordneten Stock-
leben auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung Möglichkeiten der Energiegewin-
nung aus dem Meer (Wellen, Unterschiede des Salzgehalts und der 
Temperatur), und welche Forschungs- und Entwicklungsvorhaben wer-
den von ihr gefördert? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stockle-
ben, die Bundesregierung untersucht im Rahmen 
des Programms „Energieforschung und Energietech-
nologien" auch die Möglichkeiten der Energiege-
winnung aus dem Meer. 
Die Nutzung der Gezeitenenergie an den deut-

schen Küsten ist unter anderem hauptsächlich we-
gen des geringen Tidenhubes und der topographi-
schen Gegebenheiten nicht sinnvoll; ebenso die 
Nutzung der Wellenenergie wegen der zu geringen 
nutzbaren Küstenlänge und der zu geringen durch-
schnittlichen Wellenhöhe. 

Unabhängig von dieser Gegebenheit im natio-
nalen Küstenbereich verfolgt die Bundesregierung 
die internationale Entwicklung der Nutzung der 
Meeresenergie, insbesondere der Wellenenergie, 
im Rahmen der Aktivitäten der Internationalen 
Energieagentur aufmerksam. In diesem Zusammen-
hang hat sie eine Systemstudie — Dornier-System, 
Kernforschungsanlage Jülich, TH Aachen, Gesell-
schaft für Kernenergieverwertung in Schiffbau und 
Schiffahrt, Geesthacht — durchführen lassen mit 
dem Ziel, die technischen und wirtschaftlichen 
Möglichkeiten der Wellenenergie des Meeres be-
sonders im Hinblick auf die dezentrale Energiever-
sorgung in Entwicklungsländern zu prüfen. Dieser 
Studie entsprechend werden Anlagenkonzepte un-
ter 100 KW für aussichtsreich gehalten für die Ener-
gieproduktion oder die Trink- und Brauchwasserge-
winnung durch Entsalzung. 

Der Nutzung -der Temperaturunterschiede wer-
den in warmen Meeren gute Realisierungschancen 
zugesprochen, während die Nutzung der Unter-
schiede im Salzgehalt noch unbestimmt ist. Die 
Nutzung der Salzgehaltsunterschiede ist an große 
Umsätze von Süß- und Brackwasser gebunden. Die 
Bundesregierung verfolgt diese Konzepte zur Zeit 
nur auf dem Wege der wissenschaftlichen Informa-
tion. Da die Nutzung von Temperaturunterschieden 
möglicherweise für Entwicklungsländer interessant 
werden könnte, ist für die Zukunft eventuell ein ge-
meinsames Projekt mit einem Entwicklungsland ge-
plant. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Stockleben' (SPD): Herr Staatssekretär, wenn 
diese Chance für die eigene nationale Energiever-
sorgung nicht zur Verfügung steht, sondern nur für 
andere Länder — beispielsweise für Entwicklungs-
länder —, und für uns dabei eigentlich nur der Anla-
genbau interessant ist: Mit wieviel Bundesmitteln 
fördert das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie diese Bereiche des Anlagenbaus und 
die Forschung im Haushaltsjahr 1980? . 
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Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stockle-
ben, ich habe eben von einer Studie gesprochen. Es 
wurden etwa 406 000 DM für diese Systemuntersu-
chung zum Thema „Technologie und Nutzung der 
Wellenenergie". ausgegeben. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzf rage, 
 Herr Abgeordneter Laufs. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, lassen 
sich die Kosten der Energiegewinnung aus Meeres-
wellen im Vergleich zu konventionellen Energieer-
zeugungsarten heute schon in etwa abschätzen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Laufs, sie 
lassen sich nicht präzise abschätzen. Es hängt von 
den jeweiligen Gegebenheiten ab. Auf Spekulatio-
nen möchte ich mich nicht einlassen. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 
Die Frage 8 der Abgeordneten Frau Simonis wird 

auf Wunsch der Fragestellerin schriftlich beantwor-
tet. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 9 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Laufs auf: 

Welche Nachweise wissenschaftlicher Qualifikation lagen der Ent-
scheidung der Bundesregierung zugrunde, dem Institut für Energie- und 
Umweltforschung e. V. Heidelberg (IFEU), vormals Tutorium Umwelt-
schutz, einen mit über 800 000 DM ausgestatteten Forschungsauftrag 
zum Thema Sekundärkreislaufemissionen von Druckwasserreaktoren 
zu erteilen? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. Laufs, 
die Bundesregierung ist nach wie vor bemüht, die öf-
fentliche Kernenergiediskussion zu versachlichen 
und zu entspannen. Ein Beitrag dazu kann ihrer Ein-
schätzung nach darin liegen, Wissenschaftler, die 
der Kernenergie gegenüber skeptisch eingestellt 
sind, an der Durchführung des Forschungspro-
gramms „Reaktorsicherheit" zu beteiligen. 

Das Vorhaben des Instituts für Energie- und Um-
weltforschung — IFEU — wird im übrigen nicht als 
Auftrag durchgeführt, wie von Ihnen angenommen, 
sondern im Rahmen einer Zuwendung gefördert. 
Die dafür eingeplanten finanziellen Mittel betragen 
800 000 DM. 

Im weiteren darf ich aus der Antwort an den Kol-
legen Dr. Riesenhuber vor diesem Hohen Hause 
vom 7. November 1979 nochmals in Erinnerung ru-
fen und zitieren: 

Bei der Vergabe von Forschungsaufträgen ach-
tet die Bundesregierung darauf, daß die techni-
schen und wissenschaftlichen Voraussetzungen 
für die sachgerechte Durchführung gegeben 
sind und somit ein erfolgreicher Abschluß des 
Auftrages erwartet werden kann. In dem hier 
vorliegenden Fall wurden diese Voraussetzun-
gen vom Projektträger GRS (Gesellschaft für 
Reaktorsicherheit GmbH) geprüft. Allerdings 
wurde hierbei die wissenschaftliche Qualifika-
tion jedes einzelnen Mitarbeiters des Instituts 
ebensowenig wie in vergleichbaren anderen 
Fällen untersucht. 

Die GRS hat die sicherheitstechnische Relevanz 
des Forschungsthemas bescheinigt und die 
Durchführung der beantragten Arbeiten emp-
fohlen. 

Das dreijährige Vorhaben wird vom Projektträ-
ger während der gesamten Laufzeit wissen-
schaftlich begleitet und die Forschungsergeb-
nisse ebenso kritisch hinsichtlich ihrer wissen-
schaftlichen Aussage geprüft, wie dies auch in 
anderen Fällen üblich ist. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung also nicht die Tatsache berück-
sichtigt, daß gerade die radioökologischen Gutach-
ten und Arbeiten von maßgeblichen IFEU-Mitar-
beitern in den vergangenen Jahren von Verwal-
tungsgerichten als unerheblich betrachtet und in 
Stellungnahmen von Universitätsinstituten, der 
Strahlenschutzkommission sowie Wissenschaftlern 
an Forschungsanlagen als Elaborate beurteilt wur-
den, die fachlich nicht haltbar sind, krasses Unwis-
sen offenbaren und gegen wissenschaftliche Regeln 
verstoßen? 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. Laufs, 
ich habe eben dargestellt, die Bundesregierung ist 
der Meinung, daß wir uns darum bemühen müssen, 
die öffentliche Kernenergiediskussion wesentlich 
zu versachlichen und zu entspannen. Ich habe dar-
auf aufmerksam gemacht, daß hier der Projektträger, 
die GRS, die Beurteilung vorgenommen hat. Der An-
trag wurde do rt  von dem in Rede stehenden Institut 
gestellt. Er paßte in den gesamten Rahmenkatalog, 
der für die Untersuchungen aufgestellt wurde. Das 
Vorhaben wurde uns dann in einer Sammelliste zur 
Zustimmung vorgelegt. Dies ist wie bei vergleichba-
ren Anträgen üblich. Hier haben vorher Fachleute 
ihr Urteil abgegeben. Wir glauben, daß das dann 
auch so in Ordnung ist. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Laufs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann 
ich dieser Ihrer Antwort entnehmen, daß es der 
Bundesregierung bei der Vergabe dieser For-
schungszuwendungen nicht um die zu erwartenden 
wissenschaftlichen Ergebnisse, sondern um die Be-
günstigung von Kernenergiegegnern ging? 

Stahl, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Laufs, das 
können Sie aus meiner Antwort nicht entnehmen. 
Ich verwahre mich gegen das, was Sie eben darge-
stellt haben. 

Sie wissen genausogut wie ich, daß der Minister-
präsident des Landes Niedersachsen in einem sehr 
großen, sehr offen geführten und meines Erachtens 
sehr verdienstvollen Hearing Befürworter und Kri-
tiker der Kernenergie hat zu Wo rt  kommen lassen. 
Wir glauben, daß es notwendig ist, z. B. auch in die-
sem Bereich so etwas durchzuführen. 

Was die wissenschaftliche Qualifikation des ein-
zelnen Wissenschaftlers des Instituts betrifft, Herr 
Dr. Laufs, habe ich ja soeben ausgeführt, daß bei ver-
gleichbaren Projekten eine Überprüfung nicht statt-
gefunden hat und auch in Zukunft nicht stattfinden 
wird. Hier hat der Projektträger die Prüfung des Zu- 
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wendungsempfängers im Auftrage des Bundesmini

-
sters für Forschung und Technologie durchgeführt. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Grüner zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 39 des Herrn Abgeordneten 
Heyenn auf: 

Hält die Bundesregierung die Ungleichbehandlung von Autofahrern 
mit gleicher Fahrvergangenheit durch Regionalklassen und Berufsgrup-
pentarife in der Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung für gerechtfertigt, 
und sieht sie gegebenenfalls Möglichkeiten, das Prinzip des sozialen 
Ausgleichs in einer solchen Pflichtversicherung durch Unterbindung 
von regionalen oder beruflichen Versichertengemeinschaften zu ge-
währleisten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Die regionale und berufsständische 
Gliederung der Tarife in der Kraftfahrzeug-Haft-
pflichtversicherung ergibt sich aus der Anwendung 
des Pflichtversicherungsgesetzes. Die Prämienun-
terschiede entsprechen den Unterschieden im Scha-
densbedarf der jeweiligen Berufsgruppen bzw. Regi-
onen. Der Schadensbedarf wird für alle Gruppen 
und Regionen nach den gleichen Grundsätzen er-
mittelt. 

Die individuelle Fahrvergangenheit wird bei allen 
Versicherungsnehmern einheitlich durch den Bei-
tragssatz berücksichtigt, der nach der Dauer der 
Schadensfreiheit gestaffelt ist. Die Prämienunter-
schiede führen daher nicht zu einer Ungleichbe-
handlung der Versicherungsnehmer. 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, das gel-
tende System der Tarife in der Kraftfahrzeug-Haft-
pflichtversicherung zu ändern. Nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 
des Pflichtversicherungsgesetzes soll in der Haft-
pflichtversicherung sichergestellt werden, daß der 
Versicherungsschutz zu einem angemessenen Bei-
trag gewährt wird. Es liegt im Interesse einer mög-
lichst gerechten, am Umfang des zu deckenden Risi-
kos ausgerichteten Prämiengestaltung, daß abgrenz-
baren Personengruppen mit einem nachweislich ge-
ringeren Schadensbedarf eine Deckung ihres Haft-
pflichtrisikos in besonderen Versichertengemein-
schaften gestattet wird. 

Diese Regelung widerspricht nicht dem Prinzip 
des sozialen Ausgleichs, weil jede abgrenzbare Per

-

sonengruppe, bei der solche Voraussetzungen vor-
liegen, von dieser Möglichkeit Gebrauch machen 
kann. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, hält es die 
Bundesregierung auf die Dauer für gerechtfertigt, 
wenn heute in der Bundesrepublik, je nachdem, in 
welcher Region der Betreffende seinen Wohnsitz 
hat, trotz gleichen Schadensanfalls und gleicher 
Fahrleistung Beitragsunterschiede von über 50 v. H. 
bestehen und wenn das gleiche auch für bestimmte 
Berufsgruppen gilt? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
möchte eigentlich nur noch einmal auf meine Ant

-

wort verweisen und betonen, daß wir dieses System 
für gerecht halten und daß es uns nicht möglich ist, 
ein gerechteres System zu entwickeln. Wir sind aber 
selbstverständlich auch jederzeit bereit, veränder-
ten Erkenntnisse Rechnung zu tragen, wenn sie auf 
einer entsprechend gesicherten Basis einer Neure-
gelung zugrunde gelegt werden könnten. Das ist im 
Augenblick nicht der Fall. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, wird sich die 
Bundesregierung selbst bemühen, entsprechende 
Basisdaten zu ermitteln, damit bundesweit Verglei-
che zwischen den einzelnen Regionen und den ein-
zelnen Berufsgruppen möglich werden? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Das geschieht. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, Frau Abgeord-
nete Martiny. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich verstehe, daß man am Ende einer Legislaturpe-
riode mit einer so heiklen Frage wie der Kfz-Versi-
cherung äußerst vorsichtig umgeht. Darf ich trotz-
dem versuchen, Sie etwas herauszufordern, und fra-
gen: Was machen Sie denn mit einer großen Gruppe 
von Kraftfahrern, nämlich den Frauen, bei denen die 
Schadenshäufigkeit erwiesenermaßen geringer ist 
als bei den Männern? Müßte man hier nicht eine be-
sondere Autoversicherung für Frauen einführen, die 
günstiger gestaltet ist als die für Männer? 

Präsident Stücklen: Frau Kollegin Martiny, ich 
habe gedacht, Sie streben die Gleichberechtigung 
an. 

(Frau Dr. Martiny-Glotz [SPD]: Aber wenn 
es ums Geld geht, Herr Stücklen ...!) 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, in mei-
ner Eigenschaft als Junggeselle würde ich Ihnen 
gern zustimmen, aber als Vertreter der Bundesre

-

gierung sehe ich keinen Ansatzpunkt dafür. 

(Heiterkeit) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe Frage 40 des Herrn Abgeordneten 
Heyenn auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Versicherungsunternehmen im 
Bereich der Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung Verwaltungskosten 
durch Risikoüberschüsse und Zinsgewinne aus Kapitalanlagen finanzie-
ren, und welche Möglichkeiten sieht sie, den Versicherten die ihnen zu-
stehenden Überschüsse zukommen zu lassen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Verwaltungsko-
sten der Versicherungsunternehmen werden im Be-
reich der Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung 
nicht durch Risikoüberschüsse und Zinsgewinne 
aus Kapitalanlagen finanziert. Die Versicherungs-
unternehmen sind nach der Verordnung über die 
Tarife in der Kraftfahrtversicherung verpflichtet, für 
jedes Kalenderjahr eine Gegenüberstellung ihrer 
Erträge und Aufwendungen der Genehmigungsbe-
hörde vorzulegen und einen sich daraus ergebenden 
technischen Überschuß, soweit er 3 v. H. der ver-
dienten Beiträge überschreitet, nach bestimmten 
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Modalitäten an die Versicherungsnehmer zurück-
zuvergüten. Bei der Ermittlung des technischen 
Überschusses oder Fehlbetrages dürfen keine höhe-
ren als die im Tarif kalkulierten Verwaltungskosten 
berücksichtigt werden. 

Die Versicherungsunternehmen sind in der Kraft-
fahrzeughaftpflichtversicherung bereits seit 1978 
nach der Tarif-Verordnung verpflichtet, bestimmte 
Reinzinserträge aus Schadensrückstellungen und 
Beitragsüberträgen an die Versicherungsnehmer 
auszuschütten. Auf Grund dieser Vorschriften ha-
ben die Versicherungsnehmer im Jahre 1979 von 
den Reinzinserträgen des Jahres 1978 insgesamt 122 
Millionen DM erhalten. Dieser Betrag ist bis auf 
Restbeträge an die Versicherungsnehmer ausge-
schüttet worden. Die Restbeträge werden bei den 
Versicherungsunternehmen für künftige Ausschüt-
tungen angesammelt. Die Verwendung der Zinser-
träge im einzelnen ist im Bundesanzeiger Nr. 38 
vom 23. Februar 1980 veröffentlicht. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Auffassung, daß das gegenwärtige Verfahren 
wenig transparent ist und daß es für den Versicher-
ten am Markt überschaubarer wäre, wenn es eine 
Trennung nach Dienstleistungskosten und nach 
wirklich benötigter Prämie für die eigentliche Versi-
cherung geben würde? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich meine, daß das 
Verfahren so transparent wie möglich gestaltet ist, 
daß es aber sehr kompliziert ist und daß deshalb für 
den einzelnen Versicherungsnehmer hinsichtlich 
der Transparenz sicherlich Probleme entstehen. Wir 
haben uns jedenfalls sehr darum bemüht, hier eine 
faire Regelung zu finden. Ich meine, sie ist damit ge-
funden worden. Auf die Spezialfrage, die Sie stellen, 
muß ich aus Mangel an detaillierter Kenntnis die 
Antwort schuldig bleiben. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Heyenn (SPD): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Auffassung, daß es richtig wäre, von seiten 
der Bundesregierung, die sehr um Markttranspa-
renz bemüht ist, entsprechende Überlegungen mit 
dem Ziel anzustellen, die Übersichtlichkeit für den 
Verbraucher, für den Kunden noch zu verbessern? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich werde diese 
Frage gern zum Anlaß nehmen, darüber im Ministe-
rium noch einmal zu sprechen. Ich werde Ihnen das 
Ergebnis unserer Überlegungen darüber, ob noch 
mehr Transparenz geschaffen werden kann, in einer 
Stellungnahme zugehen lassen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Frau Abge-
ordnete Martiny-Glotz, bitte. 

Frau Dr. Martiny-Glotz (SPD): Herr Staatssekretär, 
ist Ihnen bekannt, daß in Japan die Versicherungs-
prämien bei der Kraftfahrzeugversicherung in der 
Weise ausgewiesen werden, wie es der Kollege 
Heyenn hier angesprochen hat, und könnten Sie 
sich vorstellen, daß man diese Regelung vielleicht 

auch auf die Bundesrepublik Deutschland übertra-
gen kann? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Mir ist die japanische 
Regelung nicht bekannt, aber ich werde diese Infor-
mation ebenfalls im Ministerium untersuchen las-
sen. 

(Frau Dr. Martiny-Glotz [SPD]: Vielen 
Dank!) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 41 des Herrn Abgeordneten 
Czaja auf: 

Kann der Bundeswirtschaftsminister nach den Gesprächen mit dem 
Vizeministerpräsidenten der Volksrepublik Polen zu den Forderungen 
nach weiteren Kreditbürgschaften (Fragestunde 23. April 1980) versi-
chern, daß der Bürge vor Verlusten weiterhin gesichert ist, trotzdem die 
Volksrepublik Polen durch 40 Milliarden DM Auslandsschulden sowie 
einem 1980 fälligen Schuldendienst von mindestens 8 Milliarden DM 
überbelastet ist (Financial Times; ddp 24. April 1980), und hat er als Vor-
aussetzung für die schweren Risiken die von der Bundesregierung wie-
derholt in Aussicht gestellte und völkerrechtlich berechtigte Gewähr-
leistung des menschenrechtlichen Mindeststandards für Deutsche 
durch die polnische Verwaltung zugesichert erhalten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Der Bundesminister 
für Wirtschaft hat nach seinen Gesprächen mit Ver-
tretern der polnischen Regierung im März und 
April dieses Jahres keinen Anlaß, zu vermuten, daß 
Polen Kreditbürgschaften in Anspruch nehmen 
möchte, ohne den daraus erwachsenden Verpflich-
tungen nachkommen zu wollen und zu können. Im 
übrigen beziehen sich die von Ihnen genannten Zah-
len in erster Linie auf Kredite der Banken, die ohne 
Bürgschaften in eigener Verantwortung und nach 
gründlicher Abwägung des Risikos gewährt wer-
den. 

Über die im zweiten Teil Ihrer Frage angespro-
chene Problematik der Behandlung von Deutschen 
durch die polnische Administration hat der Bundes-
wirtschaftsminister bei seinem Treffen, bei dem es 
um Wirtschaftsfragen ging, nicht gesprochen. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, da es 
keinem Zweifel unterliegt, daß die Staatsbürgschaf-
ten der Bundesrepublik Deutschland für die Volks-
republik Polen bzw. die Banken, die Kredite geben, 4 
Milliarden DM übersteigen und andererseits der 
Schuldendienst der Volksrepublik Polen nach auch 
von Ihnen unwidersprochenen Darlegungen der „Fi-
nancial Times" im Jahre 1980 8 bis 14 Milliarden DM 
beträgt, frage ich Sie, ob das bei Umschuldungen 
nicht zu Kollisionen der Lieferungsverpflichtungen 
und zu Bankrottsituationen führt, deren Kosten 
über die Bürgschaften auch vom deutschen Steuer-
zahler bezahlt werden müssen. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann keine der Zahlen, die Sie hier genannt haben, 
bestätigen. Entnehmen Sie also meinem Schweigen 
nicht meine Zustimmung! Die wirtschaftliche Zu-
kunft Polens beurteilen wir trotz der gegenwärtigen 
Verschuldensprobleme mittelfristig gerade auf 
Grund des großen Rohstoffreichtums Polens positiv, 
und deshalb sehen wir bei Anlegung. des üblichen 
Maßstabes bei der Bürgschaftsgewährung für die 
von Ihnen geäußerten Befürchtungen keinen be- 
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gründeten Anlaß. Ich weise darauf hin, daß das 
Thema „Umschuldung" nicht zur Diskussion steht 
und auch nicht Gegenstand der Gespräche der pol

-nischen Regierung mit dem Bundeswirtschaftsmini-
ster war. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, zum 
zweiten Teil der Frage: Warum scheut sich die Bun-
desregierung, die nach internationalem Delikts-
recht zulässige und nach dem Grundgesetz gebo-
tene Nutzung des wirtschaftlichen Gewichts zugun-
sten des menschenrechtlichen . Mindeststandards 
Deutscher in die Waagschale zu werfen, angesichts 
der Schutzpflicht, die das Grundgesetz gebietet, und 
der Verpflichtung des Politischen Menschenrechts-
paktes? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Weil wir der Über-
zeugung sind, daß die Verknüpfung dieser Fragen 
uns wirtschaftliche Nachteile eintragen und trotz-
dem den Menschen nicht helfen würde. Wir haben 
ein eigenes großes Interesse an diesen wirtschaftli-
chen Beziehungen. Wir verfolgen unabhängig davon 
mit großem Nachdruck die humanitären Zielsetzun-
gen, die wir hier mehrfach dargelegt haben. 

Im übrigen verweise ich darauf, daß einige we-
sentliche andere Industrieländer der westlichen 
Welt hinsichtlich der Gewährung von Krediten an 
Polen der Zahl nach über uns liegen, daß also die Ri-
sikoeinschätzung auch in anderen Ländern ähnlich 
gesehen wird wie in der Bundesrepublik, nämlich 
mit der Zuversicht, daß Polen seine derzeitigen 
Schwierigkeiten überwinden wird und daß es sich 
um Schwierigkeiten handelt, die sich vor allem in 
den Jahren 1980 und 1981 konzentrieren werden, 
daß aber in der Zukunft mit einer Aufwärtsentwick-
lung zu rechnen ist, die sich in vielen Bereichen, ge-
rade auch im Handel mit der Bundesrepublik 
Deutschland, schon abzeichnet, nämlich Abbau des 
sehr hohen Handelsbilanzdefizites, das bisher die 
Beziehungen zu Polen gekennzeichnet hat. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Die Fragen 42, 43, 4 und 5 sollen auf Wunsch der 
Fragesteller schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir haben noch drei Minuten. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Innern auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns Herr Staatssekretär Fröhlich zur Verfü-
gung. 

Die Fragen 15, 18, 19, 24 und 25 sollen auf Wunsch 
der Fragesteller schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 10 — des Herrn Abgeordneten 
Bühling — auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Praxis zu überprüfen, wonach 
Staatsangehörige von Entwicklungsländern (nach den Einbürgerungs-
richtlinien z. B. auch Türken, Griechen, Jugoslawen oder Israelis) trotz 
Erfüllung aller übrigen Voraussetzungen dann nicht eingebürgert wer-
den können, wenn sie innerhalb von fünf Jahren nach Einreise eine Be-
rufsausbildung oder -weiterbildung aufgenommen haben? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär im Bundesministe-
rium des Innern: Herr Abgeordneter, ich bitte we-
gen des Sachzusammenhangs, beide Fragen zusam-
menfassend beantworten zu dürfen. 

Präsident Stücklen: Einverstanden? 
(Bühling [SPD]: Ja) 

Dann rufe ich auch Frage 11 auf: 
Wird die Bundesregierung dabei gegebenenfalls auch den Umstand 

berücksichtigen, daß die in Betracht kommenden Ausländer bei Kennt-
nis dieser Praxis fünf Jahre an einer Aus- oder Weiterbildung gehindert 
werden oder bei Unkenntnis dieser Praxis viele Jahre später durch Ver-
weigerung der Einbürgerung für ihren — g rundsätzlich anzuerkennen-
den und nützlichen — Willen zur beruflichen Qualifizierung und Wei-
terbildung „bestraft" werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Sie greifen mit Ihrer 
Frage aus dem sehr komplexen Bereich der Berück-
sichtigung entwicklungspolitischer Belange im Ein-
bürgerungsverfahren eine Detailregelung heraus, 
deren Verständnis die Darlegung des Gesamtzu-
sammenhangs erfordern würde. Das würde den Rah-
men dieser Fragestunde sprengen. Ich bin gerne be-
reit, Ihnen dazu eine schriftliche Gesamtinformation 
zustellen zu lassen. Ich beschränke mich auf die Dar-
stellung einiger grundsätzlicher Positionen. 

Herr Abgeordneter, die derzeitige Einbürge-
rungspraxis ist zwischen Bund und Ländern abge-
stimmt. Sie geht davon aus, daß der Einbürgerung 
von Angehörigen aus Entwicklungsländern ent-
wicklungspolitische Bedenken entgegenstehen, 
wenn diese hier im Rahmen der personellen Ent-
wicklungshilfe eine Aus- oder Weiterbildung erfah-
ren haben. 

Dieser Grundsatz gilt aber nicht in folgenden Fäl-
len: 1. für Angehörige der sogenannten zweiten 
Ausländergeneration, 2. für eine lediglich berufs-
begleitende Aus- oder Weiterbildung, 3. für Perso-
nen, die die Aus- oder Weiterbildung erst nach Hei-
rat mit einem Deutschen aufgenommen haben, und 
schließlich nicht für den Fall, daß die Aus- oder Wei-
terbildung nach fünfjährigem Aufenthalt im Bun-
desgebiet begonnen wurde. 

Durch die letztgenannte Regelung werden, wie er-
sichtlich, schon gar nicht die Angehörigen der 
zweiten Ausländergeneration, aber auch nicht die 
Angehörigen der ersten Generation aus den Ent-
wicklungsländern an der Aus- oder Weiterbildung 
gehindert. Allerdings ist die Inanspruchnahme von 
Aus- oder Fortbildungsplätzen gegenüber deut-
schen Mitbewerbern und nicht zuletzt auch gegen-
über den Entwicklungsländern selber nur dann zu 
rechtfertigen, wenn die Betreffenden entsprechend 
den Zielen der Entwicklungshilfe in ihre Heimatlän-
der zurückkehren. 

Wenn von diesen Grundsätzen nach einem fünf-
jährigen Aufenthalt im Bundesgebiet generell eine 
Ausnahme gemacht wird, kann hierin keine Bestra-
fung, sondern nur ein Entgegenkommen gegenüber 
dem betroffenen Personenkreis gesehen werden. 
Eine Änderung dieser Praxis hält die Bundesregie-
rung daher derzeit für nicht erforderlich. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 
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Bühling (SPD): Herr Staatssekretär, glauben Sie 
nicht — auch angesichts des komplexen Sachver-
halts, den Sie hervorheben —, daß es besser wäre, 
die Grundsätze, die Sie eben zum Teil vorgetragen 
haben, einmal im Zusammenhang zu veröffentli-
chen, damit sie nicht nur Abgeordnete verstehen, 
für die das offenbar schon schwierig ist, sondern 
auch die Betroffenen? 

Dr. Fröhlich, Staatssekretär: Ich halte das für eine 
dankenswerte Anregung, Herr Abgeordneter. Wir 
werden darüber nachdenken. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Dann schließe ich die Fragestunde. 

Meine Damen und Herren, bevor ich den Punkt 2 
der Tagesordnung aufrufe, muß ich zu Punkt 3 der 
Tagesordnung noch etwas nachholen. Am Schluß 
der Beratungen des Punktes 3 der Tagesordnung ist 
kein Beschluß über die Nr. 2 der Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses gefaßt worden. Darin emp-
fiehlt der Ausschuß, die zu dem Gesetzentwurf ein-
gegangenen Petitionen und Eingaben für erledigt zu 
erklären. Ich nehme an, daß das Haus damit einver-
standen ist. — Kein Widerspruch. Es ist also so be-
schlossen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

a) Zweite Beratung des von den Abgeordneten 
Pieroth, Vogt (Düren), Dr. Barzel, Dr. Bieden-
kopf, Dr. von Bismarck, Dr. Blüm, Breidbach, 
Dr. Dregger, Feinendegen, Dr. George, Hasin-
ger, von der Heydt Freiherr von Massenbach, 
Höpfinger, Katzer, Kraus, Dr. Kunz (Weiden), 
Link, Dr. Möller, Müller (Berlin), Müller (Rem-
scheid), Dr. Pinger, Prangenberg, Schmidhu-
ber, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. 
Sprung, Dr. Waffenschmidt, Frau Will-Feld, 
Dr. Zeitel, Wissmann und der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Förderung freiwilliger betriebli-
cher Gewinn- und Kapitalbeteiligung 
— Drucksache 8/1565 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 8/3916 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Löffler 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 8/3915 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Rapp (Göppingen) 
Pieroth 

(Erste Beratung 100. Sitzung) 

b) Zweite Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zum Ab

-bau steuerlicher Hemmnisse für die Vermö-
gensbeteiligung der Arbeitnehmer 
— Drucksache 8/1418 — 

a)  Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 8/3916 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Löffler 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Fi-
nanzausschusses (7. Ausschuß) 

— Drucksache 8/3915 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Rapp (Göppingen) 
Pieroth 

(Erste Beratung 100. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeordne-
ter Pieroth. 

Pieroth . (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der schriftliche Ausschußbericht 
bringt eine ausführliche Darstellung des Ergebnis-
ses der Beratungen der Ausschüsse. Der Verlauf der 
Beratungen, die in nicht unerheblichen Teilen 
grundsätzliche Kontroversen brachten, sowie die 
Position der Ausschußminderheit im Verlauf dieser 
Beratungen konnten naturgemäß im schriftlichen 
Ausschußbericht nicht ausführlich behandelt wer-
den. Ich möchte deshalb einige Ergänzungen dazu 
bringen. 

Der Ausschußminderheit war von der Ausschuß-
mehrheit ein eigener Gesetzentwurf angekündigt 
worden. Ursprünglich wurde die Vorlage der Aus-
schußminderheit mit dem Hinweis abgelehnt, man 
bereite eine bessere Alternative vor. Dazu ist es 
dann nicht gekommen. Zuletzt wurden die Gesetz-
entwürfe der Ausschußminderheit mit dem Argu-
ment abgelehnt, sie seien nicht finanzierbar — so im 
schriftlichen Auschußbericht. 

Dieser Auffassung hat sich die Minderheit nicht 
angeschlossen. Vielmehr — erklärte die Minderheit 
— wolle sie ihre Tradition der Eigentumspolitik 
fortführen und jetzt die Lücke schließen, die nach 
der Förderung des Geldsparens, des Bausparens und 
der Belegschaftsaktien noch zu schließen sei. Die 
Minderheit sieht es als die große Aufgabe an, durch 
Gewinn- und Kapitalbeteiligung, durch Vermögens-
bildung in Arbeitnehmerhand eine zweite Phase 
der Sozialen Marktwirtschaft zu beginnen. Nach 
Wohlstand für alle gehe es jetzt um Eigentum für je-
den. 

Die Minderheit hat immer wieder betont, daß so 
das sozial Erwünschte mit dem wirtschaftlich Not-
wendigen verbunden werden könne. Wirtschaftlich 
Notwendiges, das ist die Beseitigung — erstens — 
der  Benachteiligung der kleinen und mittleren Un- 
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ternehmen gegenüber den großen durch Ausdeh-
nung des Belegschaftsaktienprivilegs auch auf die 
mittleren und kleinen Unternehmen. Wirtschaftlich 
notwendig ist eine Verbesserung der Eigenkapital-
ausstattung und der Risikotragfähigkeit unserer Un-
ternehmen, also eine Stärkung des Wettbewerbs, 
der konjunkturellen Unempfindlichkeit und damit 
die Entschärfung der Verteilungskämpfe, d. h. eine 
Entlastung der Lohnpolitik, wie es der Sachverstän-
digenrat vorgeschlagen habe, mit der Folge größerer 
Sicherheit der Arbeitsplätze. 

Bezüglich des sozialpolitisch Gewünschten wurde 
gesagt, die Sozialpartnerschaft im Betrieb und die 
Sozialpartnerschaft zwischen den Tarifvertragspar-
teien könnten verbessert werden. Die Versuchung 
zu einem neuen Gegensatz zwischen Arbeit und Ka-
pital könne so abgewehrt werden. Die Interessen 
beider Seiten könnten zusammengeführt werden. Es 
gebe mehr Kapital für die Unternehmen, mehr Si-
cherheit für die Arbeitsplätze, zugleich mehr Ein-
kommen für die Arbeitnehmer. Im Rahmen einer 
solchen Partnerschaft könne der Vorteil des einen 
auch der Vorteil des anderen sein, und alle hätten 
am Ende mehr davon. 

Die Ausschußminderheit hat betont, daß grund-
sätzlich alle Arbeitnehmer in allen Unternehmen in 
möglichst allen gesellschaftsrechtlichen Formen be-
teiligt werden sollten, wenn auch nicht alle von 
heute auf morgen und nicht alle in gleichen Beträ-
gen. Es solle keinerlei Druck auf die Betriebsräte, 
die Unternehmensleitungen und die Tarifpartner 
ausgeübt werden. Vielmehr solle ein Suchprozeß 
verstärkt werden, den rund 800 Unternehmen mit 
über 800 000 Arbeitskräften mit großem Erfolg be-
reits beschritten hätten. 

Die Ausschußmehrheit hat im wesentlichen drei 
Einwände. Erstens bestünden ungelöste Bewer-
tungsprobleme bei den nicht börsennotierten Be-
teiligungen. Die Minderheit wies darauf hin, daß der 
Verkauf von Unternehmensanteilen am Markt seit 
Jahrzehnten problemlos laufe. Die Mehrheit im 
Ausschuß hat nicht vorgetragen, warum angesichts 
der steuerlichen Korrekturen, die die Minderheit 
vorgeschlagen hat, solche Bewe rtungen in Zukunft 
nicht auch für Arbeitnehmer möglich sein könnten. 
Die Ausschußmehrheit hat auch nicht vorgetragen, 
warum für die große Zahl der daraus entstehenden 
Fälle auf Dauer durch die Praxis keine Vereinfa-
chungen gefunden werden könnten. 

Die Ausschußminderheit kam dann der Mehrheit 
einen Schritt entgegen, indem sie vorschlug, die 
ganz wenigen strittigen Fälle aus der Initiative her-
auszunehmen und wenigstens die vielen unstritti-
gen Fälle zu verabschieden. Darauf war die Aus-
schußmehrheit nicht eingegangen. 

Der zweite Einwand, die Tariffähigkeit sei nicht 
gegeben, wurde von der Minderheit dadurch beant-
wortet, daß nach dem 624-DM-Gesetz schon heute 
grundsätzlich Tariffähigkeit gegeben sei, zumindest 
bezüglich Beteiligungen in Kapitalanlagegesell-
schaften. Solche Beteiligungen seien gemäß § 2 
Abs. 1 a des 624-DM-Gesetzes in Verbindung mit § 1 
Abs. 2 Nr. 2 des Sparprämiengesetzes bereits nach 

der heutigen Rechtslage förderungsfähig. Durch Be-
seitigung der steuerlichen Hürden und durch Auf-
nahme der stillen Beteiligungen anderer gesell-
schaftsrechtlicher Formen in den Katalog des 624-
DM-Gesetzes würde so der Spielraum für die Tarif-
vertragsparteien noch erweitert. 

Das werde, wie die Ausschußminderheit sagte, 
auch von den Tarifvertragsparteien so gesehen. Die 
Minderheit konnte deshalb darauf hinweisen, daß 
z. B. aus der Bauwirtschaft die Bereitschaft signali-
siert wurde, tarifvertragliche Rahmenvereinbarun-
gen zur Vermögensbildung zu treffen, wenn nur die 
entsprechenden rechtlichen Schritte im Sinne der 
Gesetzgebungsinitiative der Minderheit eingeleitet 
würden. 

Dagegen stand, wie von der Minderheit vorgetra-
gen, die konsequente Ablehnung dieser Gesetzes-
initiative der Minderheit durch eine andere Indu-
striegewerkschaft. Die Minderheit erklärte, nicht 
die fehlende Tariffähigkeit, sondern der fehlende 
Wille einer großen Industriegewerkschaft sei dafür 
verantwortlich, wenn es in dem vorliegenden 
schriftlichen Ausschußbericht heiße — ich zitiere 
—, „die Mehrheit strebe ein Alternativkonzept an, 
das den Belangen der Gewerkschaften Rechnung 
trage". 

Auf diesen Einwand hin mußte die Minderheit 
darauf hinweisen, daß das ein eigenartiges Parla-
mentsverständnis sei, daß das Parlament nicht den 
Belangen einer Gewerkschaft Rechnung zu tragen 
habe, zumal es keine einheitliche Gewerkschafts-
meinung gebe; das Parlament habe vielmehr die 
Aufgabe, den Willen des Volkes zu repräsentieren 
und die Wünsche der Bürger zu realisieren. Die 
Minderheit hob hervor, daß, wie eine Befragung er-
geben habe, 75 % der deutschen Arbeitnehmer sol-
che Beteiligungen, wie von der Minderheit vorge-
schlagen, wollten und daß dem deshalb Rechnung zu 
tragen sei. 

Die Minderheit hat auch vorgerechnet, daß allein 
in den zwei Jahren, in denen die Gesetzentwürfe der 
Minderheit hier im Hohen Hause beraten wurden, 
pro Arbeitnehmer im Durchschnitt 1 024 DM verlo-
rengegangen seien. 

Der dritte und letzte Einwand schließlich, der 
neue offizielle Hauptgrund für die Ablehnung, war 
das Schreiben des Finanzministers, die Vermögens-
bildung sei nicht finanzierbar. Damit hat die Mehr-
heit eindeutig klargestellt, wie die Minderheit in 
den Ausschußberatungen vorbrachte, daß die An-
kündigung der Regierungskoalition vom 16. Dezem-
ber 1976 nicht mehr realisiert werden könne. In die-
ser Regierungserklärung des Bundeskanzlers war 
angekündigt worden, man werde den Anlagekatalog 
des 624-DM-Gesetzes erweitern, „um verstärkt auch 
Beteiligungen an Unternehmen zu ermöglichen". 

Die Minderheit nannte die Berufung auf finan-
zielle Risiken eine Ausrede. Sie machte geltend, 
hier würde schließlich kein neuer Sozialtransfer ge-
schaffen, sondern nur eine neue notwendige Spar-
form unterstützt. Die Minderheit im Ausschuß trug 
vor, die Steuerausfälle blieben in Grenzen, wenn 
man berücksichtigt, daß allein die Firma Hoesch 
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in Dortmund einmalig die Hälfte des Betrages gege-
ben werde, den nach Berechnungen des Finanzmini-
sters diese Vermögensbildung in Arbeitnehmer-
hand in einem Jahr kosten würde. Außerdem wurde 
dargetan, daß die Sicherung der Arbeitsplätze durch 
Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand sinnvoller 
erscheine als eine regelmäßige Subvention von 
Großunternehmen. 

Die Minderheit hat klargestellt, daß die Belastun-
gen in Folge der Afghanistan-Krise kein stichhalti-
ger, Grund seien; die Vermögensbildung — so die 
Minderheit — sollte gerade jetzt die Leistungsfähig-
keit der Wirtschaft und die Sozialpartnerschaft stär-
ken und sei so ein Stück sozialer Friedenspolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Wünscht noch ein weiterer 
Berichterstatter das Wo rt. — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wo rt  hat 
Herr Abgeordneter von der Heydt. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/ 
CSU): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Das Fiasko der SPD/FDP-Regierung auf dem Ge-
biete der Vermögenspolitik ist nach meiner Erber-
zeugung in mehrfacher Hinsicht ein Skandal. Über 
Jahre — inzwischen ist es ein Jahrzehnt — hat man 
verbale Versprechungen, Ankündigungen, herzens-
erwärmende Bekenntnisse von sich gegeben, die 
heute, an diesem 13. Mai, nun zu Grabe getragen 
werden, und zwar in zweiter Lesung hier im Plenum 
vor schwach besetztem Hause; es sind fast mehr Zu-
schauer auf der Tribüne als Abgeordnete im Saal. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Wo ist denn 
der Oppositionsführer?) 

— Herr Kollege Kühbacher, ich bedaure, daß dieses 
wichtige Thema hier — — 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kühba-
cher war es nicht. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/

-

CSU): Wir haben Regierungserklärungen gehört, die 
ich hier nicht im einzelnen zitieren möchte, aber zi-
tieren könnte, ausgehend von der ersten Regie-
rungserklärung von Bundeskanzler Brandt 1969 bis 
zu der letzten Regierungserklärung von Bundes-
kanzler Schmidt am 16. Dezember 1976. Wir haben 
Koalitionsbeschlüsse gehört, wir haben etwas über 
Ressortgespräche erfahren, wir haben von Chef-
gesprächen gehört, wir haben Interviews gelesen, 
wir haben öffentliche Reden vor allen möglichen 
Gremien gehört, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Zehn Jahre 
lang!) 

und immer wieder ist zehn Jahre lang beteuert wor-
den: Wir werden das machen, wir brauchen eine 
Verbreiterung des Produktivkapitals in Arbeit-
nehmerhand, das ist eine sehr wichtige sozialpoliti

-sche Aufgabe. Und jetzt: nichts. Haben Sie uns, ha-
ben Sie sich selbst oder haben Sie alle miteinander 
getäuscht? Das ist die Frage. 

Die Vermögenspolitik ist nicht nur Sozialpolitik. 
Gute Sozialpolitik besteht eben auch nicht nur in 
staatlicher Transferpolitik, sondern besteht zu-
nächst einmal vor allem in einer guten Wirtschafts-, 
Finanz- und Sozialpolitik aus einer Hand, und das 
trifft ganz besonders für die Vermögenspolitik zu. 

Die Ziele der Vermögenspolitik sind: verbes-
serte Existenzsicherung, Erweiterung des individu-
ellen Freiheitsspielraums, Verbesserung der Le-
bensverhältnisse des einzelnen, größere soziale Ge-
rechtigkeit der Wirtschaftsordnung, damit sich je-
der Bürger mit dieser Gesellschaftsordnung zu iden-
tifizieren vermag. Sie bedeutet bessere Sicherung 
der Arbeitsplätze, bessere Investitionsfähigkeit so-
wie Steigerung der Produktivität und der Innova-
tionsbereitschaft. Dies sind im Grunde genau diesel-
ben Zielsetzungen, die auch als Argumente für den 
Ausbau des Netzes der sozialen Sicherung in unse-
rem Lande angeführt werden. 

Nun müssen wir Sie ja an Ihren Taten messen und 
können es nicht dabei bewenden lassen, uns an den 
schönen Worten zu ergötzen. Was sind — über das 
ganze Jahrzehnt — die Taten? Gesetz zur Änderung 
des Zweiten Gesetzes zur Förderung der Vermö-
gensbildung der Arbeitnehmer, 1970. Dann erhält 
das Zweite Gesetz die Bezeichnung „Drittes Gesetz", 
eine fabelhaft glorreiche Tat, eine große Reform. 
Dann: Einbeziehung der Versicherungssparer. Dann 
haben wir die Einführung von Einkommensgrenzen 
— 24 000 DM, 48 000 DM — gehabt, die seither un-
verändert geblieben sind. Dann haben wir die Besei-
tigung der früheren Steuerfreiheit der vermögens-
wirksamen Leistungen und statt dessen die Einfüh-
rung der Sparzulagen — „einen Akt der Gleichma-
cherei" — bekommen, und dann haben wir die Erhö-
hung der begünstigten Höchstbeträge auf 624 DM, 
wie auch von uns gefordert, bekommen. Letzteres 
war im Grunde die einzige vermögenspolitische Lei-
stung, die diese Regierung für sich in Anspruch neh-
men kann, eine Leistung, die im übrigen auch unbe-
stritten war. 

Weiter könnte ich aufführen: Einkommensteuer-
reformgesetz, Einführung der Einkommensgrenzen 
auch bei der Sparförderung und bei der Wohnungs-
bauprämie; dann 1974 Einführung der Kinderadditi-
ve, dann 1977 das Steueränderungsgesetz 1977 mit 
der Abkürzung der Festlegungsfristen bei Arbeitslo-
sigkeit; schließlich 1978 das Steueränderungsgesetz 
1979 mit der Halbteilung der Kinderadditive bei 
nicht intakten Familien. Das ist, gemessen an allen 
Ankündigungen dieser beiden Regierungen und ih-
rer Mitglieder zu den verschiedensten Zeiten, ein 
ganz schmähliches Ergebnis. 

Vergleichen Sie das einmal mit den gesetzgeberi-
schen Initiativen meiner Fraktion in dieser Zeit. 
Wir haben 1970 den Gesetzentwurf über den Beteili-
gungslohn eingebracht, ein umfassendes Gesetz, 
über das man zugegebenermaßen streiten kann, das 
aber ein wirklich konzeptionelles Angebot war, was 
auf diesem Gebiet an Schritten nach vorn hätte ge-
tan werden können. 1972: Entwurf eines Gesetzes 
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zur Förderung der Unternehmensbeteiligung, An-
trag betreffend betriebliche Gewinn- und Kapitalbe-
teiligung der Arbeitnehmer. 1975: Antrag betreffend 
Förderung der betrieblichen Gewinn- und Kapital-
beteiligung der Arbeitnehmer, ein weiterer Gesetz-
entwurf. Und jetzt werden auch diese beiden letzten 
Gesetzentwürfe meiner Fraktion und des Bundesra-
tes abgelehnt. 

Erst dann, wenn man einmal von den munteren 
Reden absieht und diese Taten miteinander ver-
gleicht, wird richtig deutlich, wie fundamental wir 
uns in diesen Dingen in Wahrheit voneinander un-
terscheiden. Ich glaube nicht, daß nur das Unvermö-
gen, sich zu einigen, bewirkt hat, daß die .Ankündi-
gungen der SPD/FDP-Regierung nicht verwirklicht 
worden sind. Ich glaube vielmehr, daß die Bundesre-
gierung nach ihrem jahrelangen Gackern nicht im-
stande war, ein Ei zu legen, weil sie einfach funda-
mentale Vorbehalte hat und sie von Anfang an hat-
te, sie sich aber nicht eingestanden hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Kühbacher? 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/

-

CSU): Herr Kühbacher, bitte. 

Kühbacher (SPD): Herr Kollege von der Heydt, 
würden Sie mir zustimmen, daß die Gesetzentwürfe, 
die Sie für die Opposition reklamie rt  haben, in je-
dem Fall Steuerausfälle für die öffentliche Hand — 
Bund, Länder und Gemeinden — zum Inhalt hatten, 
und würden Sie die Frage beantworten, warum die 
von Ihnen gewollte Beteiligung der Arbeitnehmer 
am Produktivvermögen immer zu Ausfällen bei der 
öffentlichen Hand führen muß, d. h. Umverteilung — 
eine halbe Milliarde DM — von Staatseinnahmen 
unter dem Etikett „Beteiligung am Produktivvermö-
gen" in Richtung Arbeitnehmer? Warum geht das 
nicht direkt zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer, indem die Arbeitgeber etwas abgeben und die 
Arbeitnehmer etwas bekommen, ohne daß der Staat 
hieran mit finanziellen Verlusten beteiligt werden 
muß? 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/

-

CSU): Herr Kühbacher, lassen Sie mich meine Aus-
führungen machen. Ich komme auf diese Frage zu 
sprechen. Ich glaube, daß Ihr Ansatz im Denken völ-
lig falsch ist. Das ist wahrscheinlich ein Grund dafür, 
warum Sie mit all diesen Konzepten nicht zu Potte 
kommen. Es geht nicht um Umverteilen, es geht 
nicht darum, Wohltaten auszustreuen, sondern es 
geht darum, eine andere Struktur anzulegen, die in 
sich produktiver ist. Ich bestreite Ihnen einfach, daß 
das, was Sie ausrechnen, was Herr Matthöfer angibt 
und was der Grund dafür sein soll, daß das jetzt nicht 
gemacht werden kann, weil es für die Bundeskasse 
zu teuer sei, tatsächlich stimmt. Wenn Sie tatsäch-
lich die Investitionsfähigkeit steigern, indem Sie die 
Eigenkapitalquote stärken, indem Sie dadurch auch 
den Einfluß der Banken auf die Unternehmen sen-
ken und damit eine Stärkung der Investitionsfähig-
keit bei den Unternehmen herbeiführen, die 

Arbeitsplätze sichern, dann werden Sie eine größere 
Wachstumsrate bekommen und wahrscheinlich 
auch sehr viel mehr Steuereinnahmen für den Staat. 
Sie können das nicht immer nur in der Primärwir-
kung rechnen, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

sondern Sie müssen das in der Auswirkung auf das 
volkswirtschaftliche Gesamtgeschehen sehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will hier im übrigen anfügen, weil Sie danach 
fragen: Es ist keine Sache von Wohltaten, es ist auch 
nicht etwas, was der Staat in erster Linie prämieren 
sollte. Unser Gesetzentwurf will nichts anderes als 
die Möglichkeit, daß zwischen Unternehmen und ih-
ren Belegschaftsmitgliedern, aber, wenn es recht ist, 
auch zwischen den Tarifparteien, freiwillig Regelun-
gen getroffen werden, die von beiden Seiten gewollt 
sind. Alle steuerlichen und sonstigen dagegen be-
stehenden rechtlichen Hindernisse sollen weg. Sie 
könnten dem doch auch in Frieden zustimmen, 
wenn Sie bei dem Konzept, in dessen Richtung, wie 
ich glaube, im Grunde auch Herr Rosenthal möchte, 
nicht fundamentale Machtprobleme auch mit ein-
zelnen Gewerkschaften hätten und wenn Sie das 
Ganze nicht durch die Brille betrachteten, wie es 
eben in Ihrer Frage durchgeklungen ist. 

(Pieroth [CDU/CSU]: Der Kanzler selbst hat 
es am 16. Dezember 1976 vorgeschlagen!) 

Ich bin davon überzeugt, daß Ihr Nein zu diesen 
beiden Gesetzentwürfen auch ein Nein zu funda-
mentalen Interessen der Arbeitnehmer ist. 

(Pieroth [CDU/CSU]: Ja!) 

Ich bin überhaupt nicht davon überzeugt, daß Sie 
diese Arbeitnehmerinteressen von denen der Wi rt

-schaft insgesamt und von ominösen Kapitalinteres-
sen trennen können. Wir trinken in dieser Hinsicht 
alle aus demselben Faß. Wir leben alle davon, daß 
wir eine florierende, vorwärtsgehende, innovative, 
investierende Wirtschaft haben, die Arbeitsplätze 
zur Verfügung stellt, die produktiv sind und die sich 
im nationalen und im internationalen Wettbewerb 
halten können. 

Wir leben davon, daß sich Arbeitnehmer soweit 
wie möglich mit ihrem Unternehmen identifizieren. 
Es gibt viele Beispiele dieser Art. Es gibt 800 Unter-
nehmen, in denen 800 000 Arbeitnehmer — außer-
halb der Aktiengesellschaften — freiwillig von der 
Möglichkeit Gebrauch gemacht haben, trotz all die-
ser Schwierigkeiten und Hindernisse, die das Steu-
ergesetz und andere rechtliche Normen dem entge-
genstellen. Wir möchten einfach, daß die Vorzüge 
der Belegschaftsaktionäre auch für die Arbeitneh-
mer gelten sollen, die in Unternehmen arbeiten, die 
eine andere Rechtsform haben. 

Der einzelne Arbeitnehmer soll nach Ihrer Vor-
stellung, dessen bin ich sicher, überhaupt kein Pro-
duktivvermögen bilden, über das er frei verfügen 
kann; deswegen ja auch die Ideen mit diesen ominö-
sen Fonds. Die Verbundenheit des Arbeitnehmers 
mit seinem Betrieb soll gar nicht gestärkt werden. 
Die SPD will vielmehr anonyme Fonds haben, auf 
die der einzelne Arbeitnehmer praktisch keinen 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 216. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Mai 1980 	17341 

von der Heydt Freiherr von Massenbach 
Einfluß hat. Er soll empfänglich bleiben für gewisse 
Parolen, die auf seine Solidarität zielen. Gleichzeitig 
soll ein Instrument geschaffen werden, mit dem man 
von außen noch stärker in die Betriebe hineinregie-
ren kann. Es soll ein Instrument geschaffen werden, 
durch das man dem alten Ziel der SPD, nämlich der 
zentralen Investitionslenkung, wieder ein Stück 
näherkommt. Der SPD geht es nur um dieses Ziel. 
Die Interessen der einzelnen Arbeitnehmer sind 
ihr hierbei gleichgültig, sie bleiben auch auf der 
Strecke. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das wird aus Erklärungen besonders deutlich, die 
ich gar nicht einmal hier aus der SPD-Fraktion, son-
dern von einem berühmten Mann namens Eugen 
Loderer gehört habe. Er hat die Pläne zur Vermö-
gensbildung der Arbeitnehmer ein „soziales Täu-
schungsmanöver'' genannt. Mein Kollege Wolfgang 
Vogt hat ihm darauf, wie ich finde, sehr richtig ge-
antwortet und sehr klar widersprochen mit dem 
Hinweis, daß abgesehen von dem diffamierenden 
Nebenton, der in dieser Äußerung liegt, die Behaup-
tung, die da aufgestellt wird, von einem bedauerli-
chen Mißverständnis der Bedeutung zeugt, die die 
Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivkapi-
tal für die gesellschaftliche Stellung des Arbeit-
nehmers und die wirtschaftliche Entwicklung ins-
gesamt in Wirklichkeit hat: 

Wohlstand, also hohes Einkommen und hohe Löh-
ne, sowie der Ausbau des Systems sozialer Siche-
rung setzen voraus, daß Kapital gebildet und pro-
duktiv investiert wird. Vollbeschäftigung setzt vor-
aus, daß genug Arbeitsplätze geschaffen werden. Ka-
pitalbildung und Investitionen sind hierfür die wirt-
schaftlichen Hebel. Die Bedingungen für eine brei-
tere Kapitalbeteiligung und Eigenkapitalausstat-
tung der Unternehmen müssen grundlegend verbes-
sert werden. Das erfordert zugleich eine echte Ver-
mögenspolitik, die zu mehr Beteiligung der Arbeit-
nehmer am Produktivkapital führt. Persönlich ver-
fügbares Eigentum erhöht zugleich die Freiheit und 
die Unabhängigkeit jedes einzelnen Arbeitneh-
mers. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Nun versucht man mit jedem Schritt auf dem Weg 
einer individuellen Beteiligung am Produktivvermö-
gen, das zu verhindern. Man weige rt  sich sogar, 
steuerliche Hemmnisse, die der individuellen Be-
teiligung der Arbeitnehmer an ihrem Unternehmen 
oder an ihrer Unternehmensgruppe im Wege ste-
hen, endlich zu beseitigen. 

Der Bundesrats-Entwurf und, in etwas weiterge-
hendem Maß, auch der Gesetzentwurf meiner Frak-
tion sind Versuche, auf dem bisherigen Weg einer 
individuellen Beteiligung am Produktivvermögen 
etwas weiterzukommen. Sie sind Versuche, diesen 
Weg von steuerlichen Dornen und von Hemmnis-
sen zu befreien. Zugegebenermaßen sind sie noch 
keine allumfassende Lösung. Aber sie sind ein 
Schritt auf dem richtigen Weg und in die richtige 
Richtung, der mit der Begünstigung der Beleg-
schaftsaktien von der CDU/CSU schon in den 50er 
Jahren — am 30. Dezember 1959 — gegen den Wi-
derstand der SPD beschritten wurde. Diesen Weg 

wollen wir — ich sagte es soeben schon — für alle 
Arbeitnehmer öffnen, zunächst einmal für die, die in 
wirtschaftlichen Unternehmen tätig sind, aber in der 
Hoffnung, das auf Bedienstete des öffentlichen 
Dienstes ausdehnen zu können, die etwa bei Was-
serwerken und sonstigen Unternehmen tätig sind, 
an deren Kapital man sich nicht beteiligen kann. 

Wir wären durchaus bereit gewesen, über weitere 
Verbesserungen der Gesetzentwürfe zu reden, etwa 
über die Einbeziehung von Investmentanteilen, wie 
sie von der FDP ins Gespräch gebracht worden ist. 
Wir wären auch bereit gewesen, über die Möglich-
keit von Investmentfonds zu sprechen, die auch in 
stillen Beteiligungen anlegen dürfen — wenngleich 
ich persönlich diesen Weg für problematisch halte. 
Damit hätte man dem Gedanken der Risikostreu-
ung Rechnung tragen können, der natürlich auch 
von uns gesehen wird. Wir haben in unserem Ge-
setzentwurf eine Risikoabsicherung der Arbeitneh-
mer ausdrücklich vorgesehen. 

Zeit genug wäre in der Tat gewesen. Mehr als ein-
einhalb Jahre liegen diese Gesetzentwürfe dem 
Bundestag vor. Immer wenn wir sie auf die Tages-
ordnung des Finanzausschusses gesetzt hatten, kam 
der Gegenvorschlag: Ach laßt das doch noch einmal 
ein bißchen; wir sind noch nicht soweit; aber in vier-
zehn Tagen; die Chefs treffen sich wieder ;  jetzt sind 
wir nahe dran; da gibt es nur noch ein ganz kleines 
Problemchen usw. Wir haben dadurch viel Zeit ver-
loren, auf der Ebene des Ausschusses die tatsächli-
chen technischen und sonstigen Probleme und Ver-
feinerungen so auszudiskutieren, wie es im Grund 
unsere Pflicht als deutsches Parlament wäre. Sie ha-
ben uns im Grund mit Ihren Ankündigungen hinters 
Licht geführt. Ich war immer davon überzeugt — 
viele von Ihnen wissen das; ich habe es Ihnen oft ge-
sagt —, daß Sie über den Einwand der IG-Metall in 
Wirklichkeit nicht hinwegkommen. 

(Pieroth [CDU/CSU]: Ja, das war der 
Grund!) 

Wir wären auch bereit gewesen, über die angeb-
lichen Bewertungsprobleme zu reden. Der Bericht-
erstatter, mein Freund Pieroth, hat vorhin davon ge-
sprochen, daß in der Praxis der Personengesell-
schaften ein Austausch von Kapitalanteilen unter 
Kommanditisten und stillen Gesellschaftern rei-
bungslos funktioniert. Es ist ein Scheinargument, 
wenn hier gesagt wird, daß das ein Grund sei, warum 
man das nicht machen könne. 

Ich sehe, das rote Licht leuchtet auf. Ich will Sie 
nicht länger mit meinen Ausführungen behelligen 
und zum Abschluß kommen. Ich will, Herr Präsident, 
wenn Sie mir ein oder zwei Abschlußsätze erlauben, 
noch eines abschließend sagen. 

Die Soziale Marktwirtschaft, die ein Maximum an 
individueller Betätigungs- und Engagementmög-
lichkeit jedes einzelnen, aber auch jeder organisier-
ten Gruppe ermöglicht, wird erst komplett, wenn wir 
auf dem Gebiete der Vermögenspolitik von unseren 
ewigen Reden wegkommen — damit meine ich ins-
besondere Sie hier auf der linken Seite des Hau-
ses — 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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und zu Taten übergehen, die sich an die Worte und 
Ankündigungen endlich anschließen: Wir werden 
nicht müde werden, dieses wichtige Thema, von 
dem wir glauben, daß es für alle Gruppen der Gesell-
schaft wichtig ist, weiter zu fördern, weiter Vor-
schläge zu machen und Sie aufzufordern, in dieser 
Frage endlich Farbe zu bekennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort  hat Herr Abgeord-
neter Rapp. 

Rapp (Göppingen) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte zunächst, Herr Kol-
lege von der Heydt, meiner Genugtuung darüber 
Ausdruck geben, daß Sie sich bei Ihrer Rede nicht 
von der Regieanweisung haben leiten lassen, die am 
Sonntagabend an Sie ergangen ist. Nach der Rede 
Ihres Fraktionsvorsitzenden heute früh hätte es 
auch anders kommen können. 

(Feinendegen [CDU/CSU]: Lesen Sie mal 
die Regieanweisung von Herrn Wehner!) 

Ihre Polemik war maßvoll, Ihre Kritik war sachlich, 
wenngleich kaum stichhaltig. Es lohnt, sich mit Ihrer 
Rede auseinanderzusetzen. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Sie wollen mir schaden, Herr 

Rapp!) 

Ehe ich mich den Gesetzentwürfen zuwende, 
möchte ich eine orientierende Vorbemerkung ma-
chen. 

Ich teile das Bedauern, daß wir die steuergesetzli-
che Flankierung der Produktivvermögensbildung 
der Arbeitnehmer im achten Bundestag nicht ge-
schafft haben. Einsehbare Gründe sprechen dafür; 
ich gehe nachher darauf ein. 

(Pieroth [CDU/CSU]: Herr Rapp, im siebten 
nicht, im achten nicht, das sind drei Bun

-

destage, wo Sie es nicht geschafft haben!) 

Wenn jedoch die Opposition — nicht Sie, Herr von 
der Heydt immer wieder so tut, als liege es am 
Gesetzgeber, Produktivvermögensbildung in Ar-
beitnehmerhand überhaupt erst zu ermöglichen, als 
habe der Gesetzgeber sie zu gewähren oder zu ver-
sagen, dann ist das als Unsinn zurückzuweisen. Der 
Gesetzgeber ist lediglich zur steuerpolitischen Flan-
kierung eines Vorgangs gefordert, der in der Tat ja 
stattfindet. Sie, Herr von der Heydt, haben die be-
merkenswerten Erfolgszahlen dazu genannt. 

Wer da meint, daß dieser Vorgang in noch größe-
rem Umfang stattfinden sollte — der Meinung bin 
ich auch —, der möge sich fragen, ob dem nicht viel-
leicht gewisse Strukturprobleme unseres Kapital-
markts — zum Beispiel die übermäßige Geldmarkt-
abhängigkeit unseres Kapitalmarkts — viel stärker 
hemmend entgegenstehen, als meinetwegen die 
Enge des § 8 des Kapitalerhöhungssteuergesetzes, 
von dem hier die Rede ist. Ich finde es schon etwas 
merkwürdig, daß in keiner der beiden Reden auf die-
sen Sachverhalt und auf diesen Gesichtspunkt ein-
gegangen worden ist. Wer über das Thema ange-
messen reden will, muß zum Beispiel die Kapital-
marktprobleme mit ansprechen. 

Die Gesetzentwürfe des Bundesrates und der Op-
position sind in einer ganzen Reihe von Punkten 
mangelhaft. 

Erstens. Aus den Erfahrungen mit der Sparförde-
rung wissen wir, daß nur tarifvertragsfähige Modelle 
breitenwirksam werden können. Die beiden Gesetz-
entwürfe von Opposition und Bundesrat bieten dazu 
keinen brauchbaren Ansatz. 

(Dr. Zeitel [CDU/CSU]: Bausparen nutzt 
auch nichts!) 

Wenn Sie für Ihr Modell Tarifvertragsfähigkeit be-
haupten, so kann es sich dabei nur um eine formale 
in dem Sinne handeln, daß Tarifverträge nicht gera-
dezu ausgeschlossen sind. Greifen wird das nicht, 
weil sich die Gesetzentwürfe — zweitens — auf For-
men betrieblicher Vermögensbeteiligung beschrän-
ken. Formale Tariffähigkeit wird nur dann von den 
Gewerkschaften als für sie attraktiv tatsächlich ge-
nutzt werden, wenn die Palette ein überzeugendes 
überbetriebliches Angebot enthält und damit echte 
Wahlmöglichkeit schafft. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Investmentanteile!) 

Drittens. Nur über überbetriebliche Lösungsan-
sätze ist zu verhindern, daß ausgerechnet solche Ar-
beitnehmer von der Förderung ausgeschlossen blei-
ben, die ohnehin schon in ertragsschwachen Bran-
chen und Firmen tätig sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Viertens muß die Kumulation von Arbeitsplatz- 
und Vermögensrisiko wirksamer begrenzt werden, 
als das in den beiden Gesetzentwürfen vorgesehen 
war. 

Fünftens sehen diese Gesetzentwürfe auch Zu-
wendungen von GmbH- und Kommanditanteilen 
vor. Da solche Zuwendungen Arbeitslohn sind, müs-
sen die Anteile wegen der enthaltenen stillen Re-
serven einkommensteuerlich bewertet werden. 
Beide Vorredner haben dazu langatmige Ausfüh-
rungen gemacht. Aber die Antwort auf die nahelie-
gende Frage, wie die Bewe rtung in einem Massen-
verfahren technisch machbar sein soll, sind sie 
schuldig geblieben. 

(Feinendegen [CDU/CSU]: Weil das klar 
ist!) 

Sechstens. Für unlösbar halten wir auch das Pro-
blem, das sich daraus ergibt, daß jeder Kommandi-
tist ist — folglich auch der Arbeitnehmerkommandi-
tist — aus seinen gesamten Einkünften Gewerbe-
steuer zahlen muß. Nähme man die Arbeitslöhne 
aus, käme es mit Sicherheit in all den vielen anderen 
Fällen zu Berufungen, in denen ein Kommanditist 
auf Grund besonderer Rechtsverhältnisse für die 
Gesellschaft besondere Leistungen erbringt. Wie 
wollte man verhindern, daß Bezüge sogenannter 
normaler Kommanditisten in Arbeitnehmerein-
künfte umfunktioniert werden? Es wäre dies gar 
nicht möglich. Vielleicht ist das Ganze als ein Um-
weg zu der auf direktem Weg nicht zu habenden Ab-
schaffung der Gewerbesteuer gedacht. 

Siebtens. Die Gesetzentwürfe sehen keine Ein-
kommensgrenze vor. Wenn die Sache vermögenspo- 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 216. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Mai 1980 	17343 

Rapp (Göppingen) 
litischen Sinn machen soll, müßten die knappen 
staatlichen Fördermittel auf die Bezieher Meiner 
und mittlerer Einkommen konzentriert werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Der Schlüsselbegriff zu verstärkter Produktivver-
mögensbildung der Arbeitnehmer aber heißt — ich 
wiederhole mich — Tarifvertragsfähigkeit. Um 
klipp und klar zur Sache zu kommen — Sie haben es 
mehrfach angesprochen —: Ob da überhaupt etwas 
läuft, hängt davon ab, wie sich die großen Gewerk-
schaften zur Produktivvermögensbildung der Ar-
beitnehmer stellen. Tarifvertragsfähigkeit heißt, daß 
zwei Unterschriften unter dem Vertrag stehen müs-
sen. 

(Abg. Pieroth [CDU/CSU] meldet sich zu ei- 
ner Zwischenfrage) 

— Herr Pieroth, ich denke, daß ich Ihre Frage — ich 
glaube sie zu kennen — im Laufe meiner Ausfüh-
rungen beantworten werde. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Rapp, 
sind Sie sicher, daß Herr Abgeordneter Pieroth das 
fragen wird, worauf Sie eingehen werden? 

Rapp (Göppingen) (SPD): Würden Sie noch ein 
bißchen warten, Herr Pieroth, vielleicht erübrigt es 
sich. 

Alles hängt davon ab, wie sich die Gewerkschaf-
ten zu dem Vorhaben einstellen. Daß sie gegen le-
diglich betriebsbezogene Modelle Vorbehalte ha-
ben, ist allgemein bekannt. Auch die anderen Ge-
werkschaften, die im Prinzip mitmachen, haben ge-
gen lediglich betriebsbezogene Modelle Einwen-
dungen. 

Der Abbau steuerlicher Hemmnisse, über den al-
lein hier gesprochen worden ist, ist eine Randfrage 
im Vergleich zu dem hier schlicht und einfach fest-
zuhaltenden Faktum, daß die Gewerkschaften den 
Verdacht nicht loswerden, betriebsbezogene Betei-
ligungsmodelle hätten auch oder gar in erster Linie 
die Funktion, gewerkschaftliches Engagement der 
Belegschaften zu schwächen. 
Man mag diese Befürchtung, diese Sorge für be-

rechtigt halten oder auch nicht: Wer die Bedeutung 
starker und selbstbewußter Gewerkschaften für un-
sere Sozialordnung und die Arbeitsbeziehungen 
kennt, wird sie jedenfalls nicht auf die leichte Schul-
ter nehmen. Die Aufarbeitung dieser Sorgen und Be-
fürchtungen ist die eigentliche Aufgabe, die zum 
Ziel der Tarifvertragsfähigkeit der Gewinn- und 
Vermögensbeteiligung noch zu leisten ist. Wir So-
zialdemokraten standen und stehen darüber mit den 
Gewerkschaften im Gespräch. Gerade darin läßt uns 
die Opposition leider im Stich. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Das stimmt doch nicht!) 

Es kommt noch schlimmer: Wer die Arbeitneh-
mer eines Betriebs durch die Statuierung einer 
eigenständigen Vertretung sogenannter leitender 
Angestellter — „sogenannt" bezieht sich auf die 
vorgesehenen Merkmale — auseinanderdividieren 
und so die gewerkschaftlich-solidarische Vertre-
tung aller Arbeitnehmer bewußt schwächen will, 

darf sich nicht wundern, wenn Gewerkschafter auch 
hinter der betrieblichen Gewinn- und Vermögens-
beteiligung, mit welchem inneren Recht auch im-
mer, letztlich die Absicht wittern, daß sich das 
Ganze gegen sie, die Gewerkschaften, richtet. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Das sind so

-

zialistische Schlagworte, sonst nichts!) 

Zum Abbau dieses Mißtrauens — die Grenzen 
zum Mißverständnis sind fließend — sind Sie mit 
aufgerufen. Dazu bedarf es eines rundum vertrau-
ensbildenden Verhaltens gegenüber den Gewerk-
schaften. Sprecherausschüsse in der Betriebsverfas-
sung oder auch ein gewisser bayerischer Gesetzent-
wurf der jüngsten Zeit sind nicht geeignet, dieses 
Vertrauen der Gewerkschaften z. B. auch in die be-
triebliche Vermögensbildung zu fördern. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Rapp, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Pieroth? 

Rapp (Göppingen) (SPD): Bitte schön. 

Pieroth (CDU/CSU): Herr Kollege Rapp, da Ihre 
prophetische Gabe, zu wissen, was ich fragen würde, 
Ihnen offensichtlich diesmal nicht Beistand gelei-
stet hat und Sie uns jetzt vorwerfen, wir hätten das 
Gespräch mit den Gewerkschaften nicht gesucht, 
obwohl Sie doch wissen, daß uns z. B. Rudi Sperner 
— ich leite die Frage ein, Herr Präsident; vielen 
Dank für Ihren Hinweis —, der Führer der Gewerk-
schaft Bau-Steine-Erden, gebeten hat, genau unsere 
Vorstellung durchzusetzen, damit endlich Tarif-
verträge auf der Grundlage unserer Gesetzesinitia-
tive durchgeführt werden können, frage ich Sie, ob 
nicht der Hauptgrund, weshalb Sie sich in der Koali-
tion nicht einigen konnten, der Hinweis der IG Me-
tall, verkündet im „Sozialdemokratischen Presse-
dienst" vom 7. Februar 1980, war, daß, selbst wenn 
solche Tarifverträge durchzusetzen wären, eine 
nicht ganz unbedeutende Gewerkschaft wie die IG 
Metall sie gar nicht wolle. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Rapp (Göppingen) (SPD): Herr Kollege Pieroth, 
alle Ihre Fragen habe ich eigentlich mitbeantwortet. 
Ich habe darauf hingewiesen, daß die großen Ge-
werkschaften dagegen sind, daß wir uns bemühen, 
Vertrauen zu bilden, so daß die Gewerkschaften die 
Sorge los werden, das richte sich im Grunde gegen 
sie. Wir haben auch mit den kleineren Gewerkschaf-
ten geredet. Auch die kleineren Gewerkschaften, 
die sehr wohl einen ersten Schritt wünschen, fügen 
hinzu: Uns wäre es lieber, wir hätten ein Gesamtan-
gebot, das auch das überbetriebliche Element ent-
hält. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Warum ma

-

chen Sie denn keines?) 

Das ist das, was wir im Gespräch gehört haben. Aber 
gegen die großen Gewerkschaften und deren einst- 
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weilen nicht überwundenen Vorbehalt läuft da 
nichts. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Gegen die Gewerkschaften 

sind Sie machtlos!?) 

— Wir bemühen uns wenigstens darum, diese Vor-
behalte abzubauen, während Sie Sprecheraus-
schüsse einrichten und damit jenes Mißtrauen ver-
stärken, das dort besteht. Darum handelt es sich. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Hier ist das Parlament! — Pie

-

roth [CDU/CSU]: Ohne IG Metall läuft hier 
nichts !) 

Zu den Gesetzentwürfen von Bundesrat und Op-
position abschließend noch einmal das Fazit: Wir 
müssen sie ablehnen. Wir können Ihnen deshalb 
nicht zustimmen, weil sie nicht den Kern des Pro-
blems erreichen, die Komplettierung des Angebots 
durch eine überbetriebliche Komponente. Zu die-
sem Kern des Problems sind wir Sozialdemokraten 
und die Freien Demokraten vorgestoßen, als wir uns 
einigten, gemeinsame Einrichtungen nach § 4 des 
Tarifvertragsgesetzes zur Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer in die steuerliche Förderung einzube-
ziehen. Es ist ja schon bezeichnend, daß gemeinsame 
Einrichtungen der Tarifvertragsparteien von Ihnen 
als kollektivistisch denunziert werden. 

Wohlgemerkt geht es uns dabei nicht um ein uni-
formes und ausschließliches Modell, sondern um die 
Anreicherung des Gesamtangebots um eben diese 
Komponente der überbetrieblichen Lösung. Die 
Eckwerte der Vorstellungen, die wir hierzu entwik-
keln und auf die sich die Koalition einigen konnte, 
sind die folgenden. Erstens. Der Katalog der geför-
derten Beteiligungsformen wird erweitert um An-
teile an eben diesen Sondervermögen. Im übrigen 
folgen wir hinsichtlich der zu fördernden Beteili-
gungsformen dem Bundesratsentwurf. 

Zweitens. Der Arbeitnehmer soll grundsätzlich 
die Wahlfreiheit zwischen betrieblichen und über-
betrieblichen Beteiligungsformen haben. Besteht 
eine Gemeinsame Einrichtung, soll das Angebot an 
die Arbeitnehmer immer auch diese Komponente 
mit enthalten. 

Drittens. Für Anteile an gemeinsamen Einrich-
tungen muß gesetzlicher Einlegerschutz bestehen. 
Es soll das Kapitalanlagegesetz gelten. Bei stillen 
Beteiligungen muß die Einlage des Arbeitnehmers 
in Höhe von 75 v. H. durch Bankbürgschaft gegen 
Insolvenz gesichert sein. 

Viertens. Die Förderung der Vermögensbeteili-
gung sollte auf Einkommensbezieher abstellen, die 
ohne staatliche Förderung nicht in der Lage sind, 
Beteiligungen am Produktivkapital zu erwerben. 
Das ist für uns unverzichtbar. Die Entscheidung 
über die Höhe der Einkommensgrenze muß nach 
Maßgabe der bei der Einführung gegebenen Haus-
haltslage und unter Berücksichtigung der Ergeb-
nisse der Einkommenstransferkommission getrof-
fen werden. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Rapp, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten von der Heydt? 

Rapp (Göppingen) (SPD): Bitte schön. 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/

-

CSU): Herr Rapp, ich bin völlig verwirrt; denn jetzt 
tragen Sie vor, was Sie unbedingt machen wollen. 
Aber Sie machen es ja nicht, weil es zu teuer ist. 
Warum haben Sie, Herr Rapp, diese Mittel, die den 
Hauhalt angeblich zu sehr belasten, nicht aus der ge-
samten Sparförderung zugunsten dieser wichtigen 
Sache umgeschichtet, bei der Sie so tun, als verträ-
ten Sie sie wirklich? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Rapp (Göppingen) (SPD): Weil uns daran liegt — 
ich wiederhole, was ich sagte —, eine Gesamtpalette 
vorlegen zu können, die von vornherein ein überbe-
triebliches Angebot mit enthält. Das und nur das 
kann die Akzeptanz im gewerkschaftlichen Lager 
erhöhen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Nun sind wir — ich gestehe es — mit der Konkre-
tisierung und Ausformulierung des Tariffondsmo-
dells nicht mehr so weit gekommen, daß wir im 
8. Bundestag gesetzgeberisch hätten tätig werden 
können. Wir arbeiten an diesen Modellvorstellun-
gen weiter. Wir hoffen, dabei die Befürchtung weiter 
abbauen zu können, die Produktivvermögensbeteili-
gung der Arbeitnehmer könnte oder müßte gar auf 
Kosten der Handlungsfähigkeit der Gewerkschaften 
gehen. Vielleicht bauen Sie, meine Damen und Her-
ren von der Opposition, mittlerweile die Vorbehalte 
auf der Unternehmensseite mit ab, die es ja gegen 
eine stärkere Demokratisierung der Eigentums-
struktur unserer Wi rtschaft dort auch gibt. 

(Feinendegen [CDU/CSU]: Was heißt „De

-

mokratisierung der Eigentumsstruktur"?) 

— Demokratisierung heißt breite Streuung auch in 
der Eigentumsstruktur unserer Wi rtschaft. Demo-
kratisierung erfolgt in der Kommandostruktur über 
die Mitbestimmung und in der Eigentumsstruktur 
durch die Vermögensbeteiligung. 

(Beifall bei der SPD — Pieroth [CDU/CSU]: 
Ist Demokratie nicht Volksherrschaft?) 

Ich wiederhole: Endlich gewinnen wir gemeinsam 
Zeit, vertieft auch über die kreislauftheoretischen 
Zusammenhänge nachzudenken, von denen in die-
ser Runde überhaupt nicht die Rede war. Alle Mo-
delle, bei denen die Ertrags- und Vermögensbeteili-
gung der Arbeitnehmer zusätzlich wie Lohnkosten 
in die Preise einkalkuliert wird, nehmen dem glei-
chen Arbeitnehmer wieder ab, was man ihm zuvor 
gegeben hat. Es geht darum, die interpersonale Ver-
teilung der als Resteinkommen bestimmten Ge-
winne zu organisieren und nicht ein neues Kosten-
element zu schaffen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Was Sie 
sagen, versteht jeder!) 
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Vertieft nachzudenken ist des weiteren über die 

Frage, wie sich künftig die staatliche Förderung der 
Geldvermögensbildung zu der der Produktivver-
mögensbildung der Arbeitnehmer verhalten soll. 
Beides in gleichem Umfang zu fördern würde die fi-
nanziellen Möglichkeiten bei weitem übersteigen. 
Eben deswegen müssen wir ja die Gesetzentwürfe 
von Bundesrat und Opposition auch aus finanzwirt-
schaftlichen Gründen ablehnen. Die daraus resultie-
renden Steuerausfälle allein des Bundes würden 
sich im Jahre 1981 auf 400 bis 500 Millionen DM be-
laufen; im Laufe der Jahre stiegen sie auf etwa 1,5 
Milliarden DM an. Das ist einfach zu viel Geld für zu 
wenig Effekt, für zu wenig Substanz. 

(Beifall bei der SPD) 

Herrn Pieroth blieb es vorbehalten, in den Aus-
schußbericht hineinzuschreiben, die von den Koali-
tionsfraktionen vorgebrachten Haushaltsgesichts-
punkte seien lediglich vorgeschoben. Wer unsere 
Einwendungen aus der Haushaltssituation kurzer-
hand unter dieser Rubrik wegsteckt, entwertet das 
sonst so großartig intonierte Thema von der Haus-
haltskonsolidierung zum bloß taktisch gemeinten 
Lamento. Die Opposition scheint bereit zu sein — 
genaues weiß man ja nicht —, vom Steuerentla-
stungsprogramm 1981 mit seinen steuertarifpoliti-
schen und seinen familienfördernden Maßnahmen 
starke Abstriche zu machen, aber die Förderung der 
Vermögensbeteiligung muß jetzt und nach Ihren 
Vorstellungen so sein. Meine Damen und Herren, 
die Arbeitnehmer setzen die Prioritäten anders, und 
wir setzen sie auch anders. Dabei bleiben wir be-
müht — wir bleiben darüber mit den Gewerkschaf-
ten im Gespräch —, eine Lösung dieses in der Tat 
der Lösung bedürftigen Problems zu erarbeiten, die 
dann auch ihr Geld, d. h. die Haushaltsbelastung, 
wert  sein wird. 

Den Gesetzentwürfen auf den Bundestagsdruck-
sachen 8/1418 und 8/1565 können wir nicht zustim-
men. 

(Beifall bei der SPD Pieroth [CDU/CSU]: 
Das ist schlimm! — von der Heydt Freiherr 
von Massenbach [CDU/CSU]: Schlecht ist 

das! Ganz schwach!) 

Präsident Stücklen: Das Wort  hat der Herr Abge-
ordnete Schleifenbaum. 

Schleifenbaum (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Daß ich momentan 
als einziger Liberaler hier im Plenum anwesend 
bin, 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Das ist ein Irrtum, der einzige 

FDP-Mann!) 

dürfen Sie natürlich nicht darauf zurückführen, daß 
uns das Landtagswahlergebnis dera rt  deprimiert 
hat, daß wir hier im Bundestag nicht mehr präsent 
sind. Wir bekennen bei diesem Thema hier selbst-
verständlich Farbe, und wir werden bei der Behand

-lung dieses Themas wahrscheinlich in der nächsten 
Legislaturperiode vermehrt präsent sein. 

(Beifall bei der SPD — Pieroth [CDU/CSU]: 
Herr Cronenberg mag aber nicht mehr zu 

diesem Thema reden!) 

Die Forderung nach der Beteiligung der Arbeit-
nehmer am Zuwachs des Produktivvermögens ist 
ein politisches Ziel, dem sich die FDP seit 1971, näm-
lich nach der Verfassung der Freiburger Thesen, 
verschrieben hat und das auf den sozial begründeten 
Liberalismus eines Friedrich Naumann und anderer 
zurückgeht. Der Weg dorthin führt über viele Hür-
den und an vielen Wegegabelungen vorbei. Deshalb 
obliegen dem Gesetzgeber eine große Sorgfalts-
pflicht und die Abwägung aller möglichen Folgen. 

Mögliche Irrwege wären meines Erachtens: Ver-
gesellschaftung und Sozialisierung, Staats- oder Ge-
werkschaftskapitalismus, Auszehrung des Eigenka-
pitals und der Liquidität der Unternehmen, Wettbe-
werbsverzerrungen zwischen anonymen Kapitalge-
sellschaften und personenbezogenen Unternehmen, 
Fremdbestimmung der Unternehmen, marktwirt-
schaftsfremde Strukturveränderungen im Hinblick 
auf Arbeits- und Kapitalintensität, Demobilisierung 
der Arbeitnehmer und Einschränkung der Disposi-
tionsfreiheit der Arbeitnehmer. 

Bei allem muß deshalb von folgendem Grundan-
satz ausgegangen werden. Es geht um die Identifi-
kation von Kapital und Arbeit auf ein gemeinsa-
mes Unternehmensziel. In dieser Beziehung hat 
das im übrigen bewährte System der Sozialen 
Marktwirtschaft ein Reformdefizit. Karl-Hermann 
Flach und Werner Maihofer haben in diesem Sinne 
von einer notwendigen Reform des Kapitalismus ge-
sprochen. 

Die Verteilungskämpfe sind in der Bundesrepu-
blik Deutschland bisher weitgehend glimpflich ab-
gelaufen. Es gab in einer stark wachsenden Wi rt

-schaft auch immer etwas zu verteilen; und es wurde 
meistens ein Zuwachs der realen Einkommen er-
reicht, was insbesondere durch den stetigen Produk-
tivitätszuwachs möglich war. Aber es gab auch be-
denkliche Signale, so z. B. unangemessene Arbeits-
kampfmethoden oder das vorübergehende Nachlas-
sen der Investitionsbereitschaft und der Investi-
tionsfähigkeit der Wirtschaft. 

Ich glaube, wir müssen in den 80er Jahren umden-
ken. Es ist durchaus denkbar, daß sich die Vertei-
lungskämpfe verschärfen: Wenn sich das Wachs-
tum unserer Wirtschaft weiter verlangsamt, wenn 
der Staat dem Bürger zur Finanzierung seiner Auf-
gaben mehr Opfer abverlangen muß. So könnte das 
Gezerre um den Unternehmensertrag Liquidität 
und Innovationskraft der Unternehmen lähmen und 
damit die Grundlagen unserer Wirtschafts- und Ge-
sellschaftsordnung in Frage stellen. Dem gilt es 
rechtzeitig vorzubeugen. 

Die Bundesrepublik Deutschland war bisher eine 
Oase der Stabilität und Quelle weltweiter Wettbe-
werbsfähigkeit. Dazu haben insbesondere die Tarif-
autonomie als Instrument und die Vernunft der Ta-
rifpartner als Talent beigetragen. Wir müssen aber 
etwas tun, um die Akzeptanz und Leistungsfähig- 



17346 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 216. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Mai 1980 

Schleifenbaum 
keit des Systems der Sozialen Marktwirtschaft 
auch in schwierigen Zeiten zu sichern. 

Die Beteiligung der Arbeitnehmer am Zuwachs 
des Produktivvermögens setzt einerseits voraus, daß 
dem Risikokapital eine angemessene Verzinsung 
zugebilligt wird, die sich z. B. aus Marktzins plus Ri-
sikozins plus Unternehmerlohn zusammensetzen 
kann; und sie setzt andererseits voraus, daß der Ar-
beitnehmer ein an der Produktivität der Unterneh-
men orientiertes, frei verfügbares Einkommen bean-
spruchen kann. 

Ein möglicherweise darüber hinaus verbleibender 
Unternehmensertrag ist meines Erachtens die Ma

-

növriermasse, aus der Gewinn- und Kapitalbeteili-
gungssysteme gespeist werden können. Meines Er-
achtens handelt es sich dabei aber in der Regel um 
Mittel, die dem Unternehmen nicht entzogen wer-
den dürfen, bzw. um im Unternehmen anzusam-
melndes Kapital, dessen Eigentums- und Ertragsan-
spruch zwischen Altkapitaleignern und Arbeitneh-
mern auszuhandeln sind. Eine in diese Richtung ge-
hende Reform der Kapital- und Bilanzstruktur der 
Unternehmen würde die in den Unternehmen zu-
sammenwirkenden und sich bedingenden Faktoren 
— Kapital, Disposition, Arbeit — mit größerer 
Selbstverständlichkeit und spannungsfreier als bis-
her auf den größtmöglichen Erfolg des Unterneh-
mens verpflichten. Hier setzt die Aufgabe des Ge-
setzgebers ein, die Verwirklichung solcher Modelle 
durch den Abbau bestehender steuerlicher 
Hemmnisse zu fördern. 

Ich mache diese grundsätzlichen Ausführungen, 
um zu verdeutlichen, daß die Lösung des Problems 
nicht für Schauanträge à la Pieroth und Partner ge-
eignet ist. Daß dies ein Schauantrag ist, möchte ich 
durch ein Zitat aus Ihren Reihen belegen. Ich zitiere 
mit Genehmigung des Präsidenten: „Beteiligung am 
Produktivvermögen, eine der dümmsten Vorstellun-
gen, die man haben kann, den Arbeitnehmer am Pro-
duktivkapital unbedingt beteiligen zu müssen." Das 
ist aus der Rede von Franz Josef Strauß in Sonthofen 
im November 1974. 

Eine gesetzliche Regelung mit dem Anspruch der 
Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivvermö-
gen darf weder den Makel eines „Lohnvorenthal-
tungsgesetzes" haben noch zur reinen „Sparförde-
rung" denaturieren. 

Eine gesetzliche Regelung dieser Art — mit die-
sem Anspruch — sollte im übrigen innerhalb aller 
gesellschaftlichen Gruppen konsensfähig gemacht 
werden. Zu einer knappen Mehrheitsentscheidung 
eignet sich so etwas nicht. Insbesondere ist natür-
lich gegenüber dem DGB noch erhebliche Überzeu-
gungsarbeit zu leisten. Die Beteiligung der Arbeit-
nehmer am Produktivvermögen wird ja aus innerer 
Logik heraus zu einer natürlichen Identifikation der 
Arbeitnehmer mit ihrem Unternehmen führen. Er-
kämpfte Mitbestimmung wird durch vereinbarte 
Mitverantwortung und Mithaftung abgelöst. Das 
wird beim DGB zu einer gewissen Änderung seines 
Selbst- und Rollenverständnisses führen müssen. 
Indessen scheint es noch lange nicht so weit zu sein. 
Denn der DGB plädiert für die Abschaffung des § 8 
des Kapitalerhöhungsgesetzes. Die Erweiterung des 

Anlagenkataloges dieses Gesetzes ist aber gerade 
der wichtigste Einstieg zur Beteiligung der Arbeit-
nehmer am Produktivvermögen. 

Die FDP widersteht aber auch der verführeri-
schen Versuchung der Opposition, den für uns zum 
großen Teil akzeptablen Vorschlägen zuzustim-
men. 

(Lachen bei der CDU/CSU — von der 
Heydt Freiherr von Massenbach [CDU/ 
CSU]: Eine herrliche Formulierung: „wider

-

steht der Versuchung, zuzustimmen „ !) 

— Daran ändert auch nichts das Gezwitscher eines 
Pirol im Wonnemonat Mai. 

(Heiterkeit bei der FDP) 

Denn es handelt sich eben nicht um den großen 
Wurf, der der Gesamtproblematik gerecht wird. Zur 
Konsensfähigkeit ist die Aufnahme von tariffähigen 
Lösungen erforderlich. Bedenken wegen Bewer-
tungsproblemen bei GmbH- und Kommanditan-
teilen sind nach wie vor nicht ausgeräumt. Im übri-
gen möchte ich nicht die weiteren Bedenken des 
Finanzausschusses aus der Drucksache 8/3915 vom 
18. April 1980, die ich teile, nachbeten. 

Die FDP hätte zusammen mit dem Koalitionspart-
ner SPD sehr wohl einen eigenen Gesetzentwurf 
vorlegen können. Die Vorarbeiten hierzu waren be-
reits sehr weit gediehen, wenngleich auch hier 
der Teufel im Detail steckt. Stichworte: Einkom-
mensgrenzen, Wahlfreiheit. Der Kollege Rapp hat 
aber die Eckwerte zutreffend wiedergegeben, auf 
die wir uns bisher einigen konnten. Auf Grund der 
Intervention des Finanzministers mußten unter 
Hinweis auf die Haushaltslage weitere Verhandlun-
gen gestoppt werden. Die FDP ist fest entschlossen, 
in der nächsten Legislaturperiode neue Initiativen 
zu ergreifen, 

(Feinendegen [CDU/CSU]: Fest entschlos

-

sen zu einem entschiedenen Vielleicht!) 

und wird — das ist in dieser Lage wichtig — entspre-
chende haushalts- und finanzpolitische Prioritäten 
befürworten. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Feinendegen 
[CDU/CSU]) 

— Sie befürworten ja alles. Sie suchen sich jede 
Gruppe der Gesellschaft aus, präsentieren ihr alles, 
was zu wünschen ist, und verlangen dann von der 
Regierung und der sie tragenden Koalition, alles das 
zu finanzieren, möglichst ohne Schulden zu machen. 
Deswegen geht es eben auch hier darum, Prioritäten 
zu setzen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die FDP wird sich überbetrieblichen und zwi-
schenbetrieblichen Modellen nicht verschließen. 
Priorität wird aber die Förderung der betrieblichen 
Gewinn- und Kapitalbeteiligung haben, und zwar 
wegen der Praktikabilität und wegen des verfolgten 
Grundanliegens. 

Die FDP begrüßt die Vielzahl bereits bestehender 
und geplanter betrieblicher Modelle. Die FDP wird 
sich dafür einsetzen, daß die damit gezeigten Eigen- 
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initiativen nicht durch den Gesetzgeber konterka-
riert werden. Die Arbeitnehmer in diesen Unterneh-
men und die Unternehmen selber können sich hier-
bei auf die FDP verlassen. 

(Beifall bei der FDP — Lachen bei der CDU/ 
CSU — Zuruf von der CDU/CSU: „Großes 

Gelächter bei der CDU/CSU"!) 

Präsident Stücklen: Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Böhme hat um das Wort gebeten. Ich 
bitte um Nachsicht, Herr Abgeordneter Kraus, Sie 
kommen unverzüglich nach dem Parlamentarischen 
Staatssekretär. 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich bitte, für die Bundes-
regierung eine kurze Stellungnahme abgeben zu 
dürfen. Ich bedanke mich, Herr Kollege Kraus. 

Die Bundesregierung lehnt, ebenso wie die Koali-
tionsfraktionen, die Gesetzentwürfe der Opposition 
zur Vermögensbildung ab. Diese Vorschläge der 
CDU/CSU sind überwiegend steuertechnisch un-
durchführbar, in der Beschränkung auf die reine be-
triebliche Vermögensbildung im Ansatz zu eng und 
dadurch in gleicher Weise ungerecht gegenüber Ar-
beitnehmern und Unternehmern, insbesondere mit-
telständischen Betrieben. 

Die Gründe für die Ablehnung der Entwürfe der 
Opposition brauche ich nicht mehr im einzelnen 
darzustellen. Herr Abgeordneter Rapp hat dies ge-
tan. 

Ich möchte hier nur das Stichwort aufnehmen, daß 
sich die Entwürfe der Opposition auf die reine be-
triebliche Vermögensbildung beschränken, damit 
keine tariffähige Lösung anbieten und deshalb die 
Erfahrungen mit dem 624-DM-Gesetz nicht nutzen, 
wonach allein der Tarifvertrag das eigentliche 
Schwungrad der Vermögensbildung ist. Heute 
sparen rund 18 Millionen Arbeitnehmer über Tarif-
vertrag nach diesem Gesetz, Herr Kollege von der 
Heydt, einem Gesetz der sozialliberalen Koalition 
— sicher ein großer Erfolg in der Geldvermögensbil-
dung. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wenn ähnliche Ergebnisse bei der Beteiligung am 
Produktivvermögen erreicht werden sollen, müssen 
überbetriebliche Beteiligungsformen ebenfalls in 
den staatlichen Förderungskatalog einbezogen wer-
den. Dies ist bei den Entwürfen der Opposition ge-
rade nicht der Fall. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Wir sind bereit, Investment

-

zertifikate einzuführen! Das haben wir im 
Ausschuß gesagt! Das wissen Sie doch, 

Herr Staatssekretär!) 

— Ich höre dies. Jedenfalls ist es nicht in Ihren Ent-
würfen enthalten. 

In Wahrheit hat somit die Opposition nach den 
hier vorgelegten und hier ausschließlich zu disku-
tierenden Entwürfen kein realistisches und erfolg

-versprechendes Konzept zur Vermögensbildung an-
zubieten. 

Eine Vermögensbildung, die diesen Namen echt 
verdient und es ernst mit der Sache meint, muß da-
her andere Wege gehen als die vorliegenden Ge-
setzentwürfe. Konkret heißt dies: Die Gewerkschaf-
ten und die Tarifpolitik dürfen dabei nicht außen 
vorgelassen werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Es ist unrichtig, wenn hier pauschal dargestellt wird, 
die Gewerkschaften würden eine derartige Lösung 
nicht mittragen. Es gibt Beschlüsse des DGB, die 
eine Vermögensbildung auf überbetrieblicher Basis 
nicht nur befürworten und unterstützen, sondern im 
Interesse der sozialen Gerechtigkeit und auch im In-
teresse einer modernen Tarifpolitik fordern. Das ist 
die Situation. Sie haben dies vorhin hier nicht richtig 
dargestellt. 

(Zustimmung bei der SPD — von der Heydt 
Freiherr von Massenbach [CDU/CSU]: Der 
Herr Rapp hat das nicht richtig darge

-

stellt!) 

(Vor s i t z: Vizepräsident Frau Renger) 

Wer also Vermögenspolitik an den Gewerkschaf-
ten vorbei oder gar gegen die Gewerkschaften be-
treiben will, wird keinen Erfolg haben. Zuletzt muß 
er sich fragen lassen, ob er es mit seinem Anliegen 
überhaupt ernst meint. Hier will ich klar sagen, daß 
die Entwürfe der Opposition Scheinlösungen bein-
halten, nicht realistisch und im Grunde deswegen 
auch nicht ernst zu nehmen sind. Eigentlich haben 
diese Entwürfe die Funktion, die Bundesregierung 
zu kritisieren. Es war auch typisch in der bisherigen 
Diskussion, daß viel mehr Zeit auf die Kritik an der 
Bundesregierung verwendet wurde als zur Begrün-
dung der eigenen Anträge. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Pieroth? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Bitte sehr. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte schön, Herr Ab-
geordneter. 

Pieroth (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir bestätigen, daß es falsch ist, einheitlich von 
den Gewerkschaften zu sprechen, daß Sie einerseits 
Schwierigkeiten, mit der IG Metall zurechtzukom-
men, haben, weil diese überhaupt keine solche Ver-
mögensbildung will, und daß andererseits die IG 
Bau-Steine-Erden genau das will, was wir im Gesetz-
entwurf vorschlagen, damit die IG Bau-Steine-Erden 
mit den Tarifpartnern abschließen kann, und kön-
nen Sie mir außerdem bestätigen, daß notfalls auch 
ein Überzeugungsprozeß im Blick auf die Gewerk-
schaften eingeleitet werden müßte, wenn 75 % der 
Arbeitnehmer die Vermögensbildung wollen, die 
wir wollen, da sich die Gewerkschaften, wenn sie für 
die Arbeitnehmer sind und die Vermögensbildung 
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wollen, nicht gegen die Vermögensbildung in Ar-
beitnehmerhand stellen dürfen? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Pieroth, ich weiß, 
daß Sie ein engagierter Vermögenspolitiker sind 

(Pieroth [CDU/CSU]: Das allein hilft 
nicht!) 

und will Ihre Frage so ernst nehmen, wie sie von Ih-
nen hier gestellt wird. Es ist richtig, daß die größte 
Einzelgewerkschaft, die IG Metall, starke Vorbe-
halte gegen die Vermögensbildung insgesamt hat. 
Genauso ist es richtig, daß es andere Einzelgewerk-
schaften gibt — ich könnte sie einzeln aufzählen —, 

welche diese Vorbehalte nicht haben, sondern große 
Befürworter der Vermögensbildung sind. Der Be-
schluß, den ich vorhin angesprochen habe, war ein 
Beschluß des DGB insgesamt. Dort gibt es ebenso 
wie bei den Parteien Bundeskongresse. Der Be-
schluß, den ich zitiert habe, war die Mehrheitsmei-
nung der Gewerkschaften, die in der Einheitsge-
werkschaft des DGB zusammengefaßt sind. Und die-
ses Votum ist positiv. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Bundesregierung hat eine Diskussion, wie wir 
sie hier kritisch und mit viel Berechtigung und Ver-
ständnis führen, nicht zu scheuen. Die Bundesregie-
rung hat inzwischen ein Konzept erarbeitet. Es ist 
richtig, daß die Ausarbeitung des Konzepts zur Ver-
mögensbeteiligung der Arbeitnehmer kein einfa-
ches Unterfangen war und ist. Es erforderte viel De-
tailarbeit und wird diese auch künftig noch erfor-
dern, z. B. bei der Regelung des Anlegerschutzes im 
bestehenden Investmentrecht. Die Arbeiten haben 
auch bisher mehr Zeit in Anspruch genommen, als 
ursprünglich erwartet worden war. Es kann und muß 
offen ausgesprochen werden, daß bei den Koali-
tionsfraktionen unterschiedliche Ausgangspositio-
nen bestanden haben und in puncto Einkommens-
grenzen — Herr Kollege Schleifenbaum hat das völ-
lig zu Recht dargestellt — noch bestehen. 

Schließlich ist — auch das wurde hier mit Recht 
von beiden Abgeordneten der Koalition hervorge-
hoben — in Kernpunkten eine Einigung zustande 
gekommen, welche in vielen Gesprächen, wie auch 
Sie, Herr Pieroth, wissen, mit Vertretern des DGB, 
der Einzelgewerkschaften und auch Verbandsver-
tretern, z. B. der Banken oder der Versicherungen, 
diskutiert und geprüft worden ist. Wir haben also 
nicht nur theoretisch, am Grünen Tisch, diskutiert, 
sondern unsere Vorstellungen mit den zuständigen 
Verbandsvertretern bereits erörtert. 

Dieses Konzept der Bundesregierung beabsichtigt 
einen breit angelegten Ausbau der Vermögensbetei-
ligung. Es soll eine Lösung sein, die sowohl betrieb-
liche als auch überbetriebliche Beteiligungsformen 
in die staatliche Förderung einbezieht. Die staatli-
che Förderung von Produktivkapitalbeteiligungen 
soll grundsätzlich allen Arbeitnehmern offenstehen. 
Diese Breitenwirkung wird eben nur dadurch er-
reicht, daß neben der betrieblichen Vermögensbil-
dung, die ihren Platz haben soll, auch überbetriebli-

che Beteiligungsformen in den Anlagekatalog ein-
bezogen werden sollen. Der staatliche Förderkata-
log soll daher auch überbetriebliche Beteiligungs-
formen wie die genannten Anteile an Sondervermö-
gen von gemeinsamen Einrichtungen der Tarifver-
tragsparteien, die der Vermögensbildung dienen, 
also Tariffonds, umfassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten von der Heydt Freiherr von Massen-
bach? 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/ 
CSU): Herr Staatssekretär, jetzt machen Sie schon 
wieder Zukunftsmusik. Uns interessiert doch eine 
ganz andere Frage. Daß es schwierig ist, wissen wir. 
Hat der Bundeskanzler am 16. Dezember 1976 nicht 
gewußt, daß das alles kompliziert und schwierig ist? 
Warum hat er angekündigt, daß in dieser Legislatur-
periode der Anlagekatalog des § 8 erweitert wird, 
daß etwas geschehen soll, daß die steuerlichen 
Hemmnisse wegkommen? Und warum ist das nicht 
geschehen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Das ist aus den Gründen, die ich 
eben darstelle, nicht geschehen. Zum einen mußte 
das Konzept erarbeitet werden. 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich schildere eben dieses Konzept. Ich werde 
noch speziell darauf zurückkommen. Am Schluß gab 
es fiskalische Gründe. Sie brauchen hier doch nicht 
zu lachen. In der nächsten Woche werden wir eine 
Diskussion darüber führen, welche Möglichkeiten 
der Staat hat, Steuerentlastungen zu finanzieren. Sie 
sind es doch, die bei jeder Diskussion sagen: Das ist 
zuviel, der Staat macht zuviel Schulden. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist es doch, was wir hier hören. Sie können hier 
doch nicht Einzelteile herausbrechen und Lippenbe-
kenntnisse zum Subventionsabbau ablegen, wäh-
rend Sie, wenn es um ein Gesetz geht, so tun, als 
wenn hier kein Zusammenhang bestünde. So ist 
doch der Sachverhalt. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten von der Heydt Freiherr von Massen-
bach? 

von der Heydt Freiherr von Massenbach (CDU/

-

CSU): Herr Staatssekretär, dies ist meine letzte Fra-
ge; das verspreche ich Ihnen. Wenn jetzt die fiskali-
schen Gründe die ausschlaggebenden Gründe sind 
und nicht die vielen Schwierigkeiten mit der IG Me-
tall usw., warum haben Sie — ich stelle Ihnen die 
gleiche Frage wie Herrn Rapp — dann nicht inner-
halb des Teiles „Sparförderung" eine Umschichtung 
vorgenommen, um sich so aus der Haushaltsproble-
matik herauszuwinden? 

• 
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Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Das ist eine sehr berechtigte Fra-
ge. Das ist nicht nur geprüft worden, sondern war 
auch Gegenstand der politischen Gespräche. Wir 
haben Modelle entwickelt und geprüft, welche Mög-
lichkeiten bestehen, hier zu einer zusätzlichen Fi-
nanzmasse zu kommen. Wir haben letztlich von 
Maßnahmen abgesehen, weil die Tatsache, daß hier 
in bestehende Verträge eingeschnitten werden müß-
te, uns im Moment nicht verantwortbar erschien. 
Deshalb haben wir gesagt: Wir suchen jetzt eine Lö-
sung, die nicht diesen Teil insgesamt beschränkt, 
sondern einen Ausbau darstellt. Das war letztlich 
die Grundsatzdebatte, die wir geführt haben. Wir 
haben gesagt: Wir wollen jetzt nicht in das Beste-
hende einschneiden, sondern wir wollen einen Aus-
bau, einen Schritt in die Produktivvermögensbil-
dung. Ich füge hinzu, daß wir jetzt, nachdem wir den 
ganzen Teil zurückstellen mußten, Zeit finden, über 
diese Frage weiter nachzudenken. Ich entnehme 
dieser Debatte hier, daß Sie offensichtlich in dieser 
Richtung denken. Ich hoffe nur, daß Sie dann auch 
entsprechende Vorschläge vortragen werden. Ab-
schließend zu diesem Punkt stelle ich fest, daß dies 
eine berechtigte Frage ist, daß Sie in Ihren Entwür-
fen aber nicht vorgesehen haben, durch eine Ein-
schränkung der Sparförderung Ihre Modelle, die 
auch erheblich teuer sind, zu finanzieren. Die Ant-
wort auf diese Frage sind Sie uns, der Bundesregie-
rung, schuldig. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Hätten Sie ein Konzept auf 
den Tisch gelegt, hätten wir einen Weg ge

-

funden!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Pieroth? 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Eigentlich möchte ich nur eine 
kurze Stellungnahme abgeben. Aber bitte, Herr Kol-
lege Pieroth. 

Pieroth (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wenn in 
den ersten drei Jahren nach der Regierungserklä-
rung des Bundeskanzlers vom 16. Dezember 1976 
technisch-politische Schwierigkeiten der Grund 
dafür waren, daß Sie keine Initiative vorgelegt ha-
ben, in den letzten drei Monaten jedoch plötzlich fi-
nanzielle Schwierigkeiten, wie konnte es dann ge-
schehen, daß am 14. März dieses Jahres, d. h. zwölf 
Wochen nach dem Einmarsch der Sowjets in Afgha-
nistan, der Finanzminister mitteilen konnte, es sei 
kein Geld mehr da, daß aber sechs Wochen nach 
dem Einmarsch in Afghanistan, am 6. Februar, der 
Finanzminister — zusammen mit dem Wirtschafts-
minister — erklärt hat: Wir haben uns jetzt geeinigt, 
und binnen zwei Wochen wird eine Gesetzesvorlage 
kommen? 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Daran können Sie das Rechen

-

tempo erkennen!) 

Dr. Böhme, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Pieroth, wir werden 
sicher Gelegenheit haben, über diese Aspekte der 

Finanzen und die verschiedenen Vorschläge aus 
diesem Hohen Hause in der nächsten Woche bei der 
großen Steuerdebatte zu diskutieren. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Ja, da ging es ja nicht nur um ein paar hundert 
Millionen, sondern um Milliarden. Wenn Sie sich 
recht erinnern: Wir, Bundesregierung und Koali-
tion, haben hier im Dezember eine  unpopuläre De-
batte geführt. Wir haben plädiert, die Entwürfe der 
Opposition auf Steuerentlastung in Höhe von gut 10 
Milliarden DM zurückzuweisen, weil wir schon da-
mals gewußt haben, daß außenpolitische Ereignisse 
anstanden, die außenwirtschaftliche und letztlich 
binnenwirtschaftliche Folgen haben werden, daß 
wir also vorsichtig agieren mußten. Deswegen ha-
ben wir, was unpopulär war, Ihre Forderung auf 
Steuerentlastung zum 1. Januar 1980 zurückgewie-
sen. Auf der gleichen vorsichtigen Linie liegt es 
doch jetzt, wenn die Bundesregierung Fiskalge-
sichtspunkte auch bei diesem Punkt geltend 
macht. 

Erlauben Sie bitte, daß ich noch kurz, um die 
Glaubwürdigkeit darzustellen, 

(Pieroth [CDU/CSU]: Das ist nicht mög

-

lich!) 

darauf eingehe, daß die Tariffonds, von denen ich 
gesprochen habe, in den Förderkatalog eingeführt 
werden sollen und daß ein Wahlrecht der Arbeit-
nehmer bestehen soll, für welche der einzelnen Be-
teiligungen sie sich entscheiden. Es war für mich 
und für uns in der Koalition ein wichtiger Grund-
satz, daß jeder Arbeitnehmer selbst entscheiden 
kann, ob er Anteile des Tariffonds oder eine Beteili-
gung am Betrieb oder an anderen überbetrieblichen 
Formen einer Beteiligung haben will. Diese Rege-
lungen sind viel liberaler als z. B. Ihre Gesetzent-
würfe, nach denen der Arbeitnehmer nur ja oder 
nein sagen kann; sagt er nein, bekommt er eben gar 
keine betriebliche Beteiligung. Bei uns bestand ein 
klares Einverständnis, dem Arbeitnehmer ein 
grundsätzliches Recht einzuräumen, zwischen meh-
reren Formen des Beteiligungsangebots zu wäh-
len. 

Entscheidend war, daß mit dem Eckpunkt der Ei-
nigung über diesen Tariffonds erreicht worden ist, 
daß dadurch das Instrument des Tarifvertrages zur 
Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivvermö-
gen eingesetzt werden und nur auf diesem Wege ein 
Durchbruch zur Vermögensbildung auf breiter 
Front erfolgen kann. Dies haben die Erfahrungen 
des 624-DM-Gesetzes gezeigt. Diese Erfahrungen 
gilt es zu nutzen. Die Bundesregierung will dies in 
ihrem Konzept tun. 

Ich sagte vorhin, daß wir in der Koalition in den 
Eckpunkten Einigung erzielt haben — außer in der 
Frage der Einkommensgrenze. Ich bin sicher, daß 
man auch über diesen Punkt hinweggekommen 
wäre, wenn nicht zusätzliche, nämlich finanzielle 
Gründe der Verwirklichung des Konzeptes in dieser 
Legislaturperiode entgegenstünden. 

Wenn Maßnahmen zur Verbesserung der Vermö-
gensbeteiligung in Angriff genommen werden, die 
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diesen Namen verdienen, wird das Geld kosten. Die 
öffentlichen Haushalte würden bereits im ersten 
Jahr des Anlaufens solcher Maßnahmen nach heuti-
gen Schätzungen mit etwa 500 Millionen DM bela-
stet, und es gäbe eine Tendenz zur schnellen Steige-
rung dieses Betrages. Solche zusätzlichen Ausgaben 
können wegen der bekannten Belastungen und 
Haushaltsrisiken, die die gegenwärtige Situation 
mit sich bringt und auch für die unmittelbare Zu-
kunft erkennen läßt, jetzt nicht in Kauf genommen 
werden. Der Bundesfinanzminister mußte und muß 
in den letzten Monaten leider oftmals diesen Stand-
punkt vertreten, daß nicht alles Wünschenswerte 
zugleich finanzierbar und machbar ist. Dieser Stand-
punkt muß auch gegenüber der Vermögensbildung 
und den dort anfallenden Kosten geltend gemacht 
werden. 

(Abg. Pieroth [CDU/CSU] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 

— Ich möchte zum Schluß kommen. 

Die Opposition müßte für diesen Standpunkt 
eigentlich Verständnis haben, da sie ständig von 
Ausgabenkürzungen und vom Abbau der Subventio-
nen spricht. Ich nehme aus dieser Debatte mit, daß 
Sie hier offensichtlich an eine Kürzung der Sparför-
derung im Austausch mit einer Vermögensbildung 
beim Produktivvermögen denken. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Und an Investmentzertifikate 

als überbetriebliche Komponente!) 

Offizielle und konkrete Vorschläge liegen noch 
nicht vor ;  wir warten ab, ob Sie sich tatsächlich zu 
diesen Vorschlägen bekennen. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Also regieren Sie doch ein

-

mal!) 

Meine Damen und Herren, die engagierten Ver-
mögenspolitiker, die es in allen Fraktionen gibt, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer denn bei Ih

-

nen?) 

werden sich durch dieses zeitliche Zurückstellen 
nicht entmutigen lassen. Ich hoffe es jedenfalls und 
bin auch sehr glücklich darüber, daß sich in dieser 
Debatte alle Sprecher klar für die Vermögensbil-
dung ausgesprochen haben. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Dafür reden und dagegen stim

-

men!) 

Ich bin davon überzeugt, daß die Vermögensbildung 
kommen wird, aus wirtschaftspolitischen Gründen, 
um Risikokapital zu mobilisieren und damit einen 
Beitrag zur Finanzierung der Kosten für eine Mo-
dernisierung unserer Volkswirtschaft in den näch-
sten Jahrzehnten zu leisten. Vor allem aber, meine 
Damen und Herren, bin ich davon überzeugt, daß 
aus verteilungspolitischen Gründen eine Vermö-
gensbildung am Produktivvermögen für Arbeit-
nehmer kommen muß. Die Vermögensbildung ist 
notwendig, um die ungleiche Verteilung des Pro-
duktivvermögens in der Bundesrepublik zu beseiti

-

gen und damit Gerechtigkeit und sozialen Frieden 
in unserem Lande zu erhalten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Nichts als Reden!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Kraus. 

Kraus (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Es war für mich durch-
aus beeindruckend, wie Herr Rapp von der SPD hier 
auf eine sehr lautstarke Art  und Weise sein Bedau-
ern darüber zum Ausdruck gebracht hat, daß es in 
dieser Legislaturperiode bisher nicht gelungen ist, 
etwas Positives in Richtung Vermögensbildung in 
Arbeitnehmerhand zu betreiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU)  

Herr Rapp, Sie gleichen damit aber einem Trauer-
gast, der zwar den Verblichenen laut beweint, aber 
zu dessen Lebzeiten überhaupt nichts getan hat, um 
ihm zu einem wirklichen Wohlergehen zu verhel-
fen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt überhaupt keinen Vorschlag von Ihnen, der 
in irgendeiner Weise weitergeholfen hätte, der etwa 
in dem von Ihnen vorgetragenen Sinne Änderungen 
unseres Antrages gebracht hätte. Sie haben sich in 
dieser Frage überhaupt nicht ernsthaft darum be-
müht, in dieser Legislaturperiode etwas zuwege zu 
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Rapp? 

Kraus (CDU/CSU): Ich habe nur zehn Minuten 
und möchte zunächst einmal anfangen, überhaupt 
etwas zu sagen. 

Vizepräsident Frau Renger: Also keine Zwischen-
frage, Herr Kollege. 

Kraus (CDU/CSU): Herr Rapp, zwar haben Sie hier 
auf eine sehr schulmeisterliche A rt  und Weise an 
unserem Gesetzentwurf herumgemäkelt, aber ich 
stelle fest, daß eben diese Mäkelei nicht dazu ge-
führt hat, rechtzeitig etwa Verbesserungsvorschläge 
vorzulegen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es war nur das 
schlechte Gewissen!) 

Wir wären in der Vergangenheit gerade hier bereit 
gewesen, um der Sache willen wirklich Kompro-
misse zu schließen. Wir wären etwa in der von Ihnen 
angesprochenen Frage der KG-Anteile bereit gewe-
sen, Ihren Ansichten entgegenzukommen, wenn 
auch nur die geringste Aussicht bestanden hätte, 
daß wir etwas weiterkommen. 

Grotesk wird Ihre Kritik an unserem Gesetzesvor-
schlag dann, wenn Sie uns einreden wollen daß die 
Gewerkschaften ihre Meinung geändert hätten, 
wenn wir nur rechtzeitig für den DGB genügend 
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Streicheleinheiten übrig gehabt hätten. Ich glaube 
nicht, daß die Mehrheit in der DGB-Spitze bereit ist, 
wegen kleiner Freundlichkeiten etwa grundsätzli-
che Positionen aufzugeben. 

Zum Kollegen von der FDP möchte ich nur sagen: 
Für mich war es geradezu peinlich, wie Sie am 
Schluß bei denen, die an einer Vermögensbildung 
interessiert sind, aus Ihrer Situation heraus noch um 
Vertrauen bitten wollten. Bis vor kurzem waren es 
gesetzestechnische und steuerrechtliche Bewer-
tungsfragen, die z. B. Ihre Partei, die FDP, daran hin-
derten, zusammen mit uns die steuerlichen und die 
rechtlichen Hemmnisse zu beseitigen, die einer 
breiten Beteiligung der Arbeitnehmer am Produk-
tivkapital entgegenstehen. Jetzt plötzlich, seit weni-
gen Wochen, sind diese Fragen überhaupt nicht 
mehr so wichtig. Nunmehr müssen unsere Vor-
schläge — Vorschläge übrigens, die seit Jahren fe-
ster  Bestandteil des Wahlkampfarsenals der FDP 
sind — der Afghanistan-Krise geopfert werden. Für 
Vermögensbildung ist plötzlich kein Geld mehr da. 
Diese Ausrede ist zu einfach. Sie kann deshalb nicht 
verfangen. Sie ist zu glatt, zu sehr auf die Tagespoli-
tik abgestimmt, und sie paßt einfach zu gut. 

Die Wahrheit ist vielmehr auch hier, daß sich die 
FDP gegenüber dem Koalitionspartner SPD nicht 
durchsetzen konnte, sich wieder einmal nicht durch-
setzen konnte. Wesentlich ehrlicher ist dabei die 
Haltung der Sozialdemokraten, die offensichtlich 
mit der Haltung der Mehrheit des DGB überein-
stimmt. Heinz Oskar Vetter sagt es schließlich ganz 
offen: Wir wollen ganz einfach keine Kleinkapitali-
sten. Auch der DGB-Nachrichtendienst aus dem 
Jahre 1978 sprach es ganz deutlich aus: nur eine 
überbetriebliche Beteiligung. Gemeint ist dabei: 
Nur ein DGB-kontrollierter Fonds ist für den DGB 
letztlich akzeptabel. Dabei hat man natürlich nicht 
das einzelne Gewerkschaftsmitglied und dessen 
Verfügungsfreiheit über seine Anteile im Auge, son-
dern derartige Fonds geben zunächst einmal dem 
Funktionärsapparat angesichts der zu erwartenden 
erheblichen Kapitalmittel den Hebel in die Hand, 
massiven Einfluß auf die Wirtschaft zu nehmen. Ich 
bin mir bewußt, daß das keineswegs für alle Gewerk-
schaften zutrifft, aber dort ist es eben die herr-
schende Meinung. 

Uns dagegen geht es darum, das Produktivvermö-
gen nicht nur in der Hand weniger Großkapitalisten 
zu wissen, sondern breit gestreut im Besitz vieler 
Kapitaleigner aus allen Schichten der Bevölkerung. 
„Eigentum für alle" ist ein alter Grundsatz der C-Par-
teien. Der Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion 
zur Förderung der Vermögensbildung stellt nichts 
anderes dar als die konsequente Weiterentwick-
lung eines der Hauptanliegen christlich-sozialer Po-
litik. Eine breit gestreute, individuell gestaltete 
Vermögensbildung ist in besonderem Maße eine 
wirtschafts-, gesellschafts- und staatspolitische Not-
wendigkeit unserer Zeit. Eine angemessene Teil-
habe der Arbeitnehmer und der freiberuflich Täti-
gen am neu entstehenden Vermögenszuwachs, ins-
besondere am Produktivkapital, hat auch nichts mit 
leistungsfeindlichen Nivellierungstendenzen, unbe-
gründeten Neidkomplexen, sozialistischen Enteig

-nungsbestrebungen oder karitativer Mildtätigkeit 
zu tun. Die Identifizierung christlich-sozialer Politik 
mit den Grundwerten der Würde des Menschen, der 
personalen Freiheit, der sozialen Gerechtigkeit und 
der freiheitlich-demokratischen Grundordnung er-
fordert eine angemessene Teilhabe aller Bürger am 
Privateigentum, vor allem auch am Produktivkapi-
tal. Erlebbares Eigentum ist die beste Garantie zur 
Stärkung der Unabhängigkeit und Ausweitung des 
Freiheitsraums der Bürger. Es bietet auch die Chan-
ce, die Eigeninitiative und Selbstverantwortung zu 
stärken, und wirkt kollektivistischen Tendenzen 
entgegen. Eigentum ermöglicht Partnerschaft und 
sichert den sozialen Frieden. Es führt zu einem ge-
rechten Interessenausgleich zwischen Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern und ist damit wesentli-
che Grundlage für eine vertrauensvolle Zusammen-
arbeit. Eigentum ist damit der beste Garant gegen 
alle Kräfte der Radikalisierung und Sozialisierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine Gesellschaft von Teilhabern und ein Volk von 
Eigentümern identifiziert sich in starkem Maße mit 
unserer freiheitlichen, gleichzeitig aber sozial ver-
pflichteten Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. 

Worum geht es in diesem Gesetzentwurf im we-
sentlichen? Nach bisher geltendem Recht genießt 
nur die sogenannte Belegschaftsaktie den Vorzug 
steuerlicher Förderung. Nach dem Willen der CDU/

-

CSU sollen in Zukunft auch andere Beteiligungsfor-
men, etwa die Anteile stiller Gesellschafter und 
Kommanditanteile, mit gleicher steuerlicher Präfe-
renz ausgestattet werden. Heute haben Arbeitneh-
mer, die in einem großen Betrieb, einer Aktienge-
sellschaft arbeiten, und die Möglichkeit haben, Be-
legschaftsaktien zu beziehen, einen echten Vorteil 
gegenüber ihren Kollegen aus anderen Betrieben. 
Das ist so nicht gerecht. Schon unter diesen Ge-
sichtspunkten der Gerechtigkeit und um der Gleich-
behandlung der Arbeitnehmer willen wäre es drin-
gend erforderlich gewesen, jetzt eine entsprechende 
Änderung durchzuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Beteiligungen sollen dabei auf den personen-
rechtlichen Komponenten des Arbeitsverhältnisses 
aufbauen, weil dies dem Partnerschaftsgedanken 
am besten entspricht, der nach Auffassung der 
CDU/CSU das Arbeitsleben beherrschen sollte. Ein 
Zwang zur Vermögensbeteiligung wird auf keine 
der beiden Seiten ausgeübt. Im Gegenteil. Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern wird ein breiter Spiel-
raum zur insbesondere tarifvertraglichen Gestal-
tung und Regelung der Beteiligungsverhältnisse 
eingeräumt. Klein- und Mittelbetrieben werden un-
ter bestimmten Voraussetzungen sogar direkte Fi-
nanzhilfen gewährt. Dem Argument des Doppelrisi-
kos — Arbeitsplätze- und Vermögenswagnis durch 
eine Beteiligung am arbeitgebenden Betrieb — wird 
durch die Einführung einer Insolvenzsicherung der 
Arbeitnehmerbeteiligung begegnet. Damit sind 
diese Beteiligungen letztlich sicherer als alle ande-
ren unternehmerischen Anlageformen und haben 
die Inhaber dennoch das gleiche Mitspracherecht 
wie alle anderen Kapitaleigner. Damit ist in hohem 
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Maß dem Gedanken einer unternehmensbezogenen 
Mitbestimmung Rechnung getragen. 

Viele erwarten für die kommenden Jahre eine 
Abschwächung der Konjunktur. Seit Jahren ver-
harrt die Jahresdurchschnittsarbeitslosigkeit bei ei-
ner Zahl um 1 Million. In den nächsten Jahren drän-
gen die geburtenstarken Jahrgänge in den Arbeits-
prozeß. Um beide Probleme bewältigen zu können, 
ist es notwendig, eine große Zahl neuer Arbeits-
plätze zu schaffen. Dafür sind ungeheure Summen 
aufzubringen. Der einzelne Arbeitsplatz kostet im-
mer mehr. Ohne die Beteiligung der Arbeitnehmer 
kann dieser Kapitalbedarf letztlich nicht gedeckt 
werden. Nach den heute erkennbaren Bedingungen 
ist eine hohe Beschäftigungslage nur zu erreichen 
und längerfristig zu sichern, wenn Jahr für Jahr ein 
stabiles Wachstum erzielt wird. Voraussetzung da-
für ist eine Steigerung der Nettoinvestitionen. An 
diesen Investitionen müssen die Arbeitnehmer be-
teiligt werden und sich beteiligen. 

(Pieroth [CDU/CSU]: Diesen Zusammen

-

hang versteht der Herr Staatssekretär 
nicht!) 

— Das ist zu vermuten, sonst wäre das Verhalten in 
der Vergangenheit wahrscheinlich etwas anders ge-
wesen. 

Der Abbau dieser Hemmnisse, von denen vorher 
die Rede war, die einer Vermögensbildung in Ar-
beitnehmerhand entgegenstehen, ist einer der Bei-
träge, die der Gesetzgeber leisten muß, und zwar 
jetzt leisten muß, um die für die Schaffung von 
Arbeitsplätzen notwendigen Investitionen zu er-
möglichen und zu fördern. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Die FDP bekennt sich nicht erst in ihren Freibur-
ger Thesen, sondern schon früher zur Vermögens-
bildung am Produktivkapital in Arbeitnehmerhand. 
In den Koalitionsverhandlungen wurde, wie schon 
gesagt, konkret die Absicht formuliert, zu einer Re-
gelung noch in dieser Wahlperiode zu kommen. 
Dem Wähler sind konkrete Versprechungen ge-
macht worden. Eingehalten wurden sie letztlich 
nicht. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Vermö

-

gensbetrug!) 

Ich muß zum Ende kommen. Wir sind der Mei-
nung, daß der Förderung der personenbezogenen 
Kapitalbeteiligung im Rahmen der gesellschafts-  
und sozialpolitischen Aufgaben eine entscheidende 
Rolle zukommt. Sie kann dazu beitragen, die Lei-
stungsfähigkeit unserer Wirtschaft zu stärken, 
Arbeitsplätze zu sichern und die bestehenden Span-
nungen zwischen den Tarifvertragsparteien abzu-
bauen. 

Die Realisierung unserer Vorstellungen ist gesell-
schaftspolitisch notwendig, um eine weitere Stabili-
sierung unserer Wirtschafts- und Gesellschaftsord-
nung zu erreichen. Sie sollen dazu beitragen, den 
Freiheitsraum des einzelnen zu erweitern und eine 
Entschärfung des Verteilungskampfs zu bringen. 
Die Arbeitnehmer sollen am Zuwachs des Produk-
tivkapitals teilhaben. Niemand soll dabei in seinen 

Rechten als Arbeitnehmer eingeschränkt werden. 
Unsere Vorschläge sind, so verstanden, vor allem 
ein Beitrag zu mehr sozialer Gerechtigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Spöri. 

Dr. Spörl (SPD): Frau Präsident! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der Verlauf dieser vermögenspoliti-
schen Debatte gibt Anlaß, aus der Sicht meiner 
Fraktion zu zwei Gesichtspunkten, die hier umstrit-
ten waren, noch einige Anmerkungen zu machen, 
vor allem vor dem Hintergrund der Äußerungen des 
Kollegen von der Heydt. Sie haben ja mit Begriffen 
wie Täuschung und Skandal operiert — ausnahms-
weise abweichend von ihrem sonstigen dezenten 
Stil. 

(Zuruf von der SPD: Verschärfung des 
Stils!) 

— Ach ja, gestern abend war ja die Kommandozen-
trale in Aktion. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Herr Rapp hat aber gesagt, daß 

es bei mir nicht geklappt hat!) 

— Ich habe es ein bißchen stärker nuanciert als der 
Herr Rapp aufgenommen, Herr Kollege von der 
Heydt. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Sie haben vielleicht genauer 

hingehört!) 

Ich will zunächst zum konkreten Konzept etwas 
sagen. Die Bundesregierung hat aus der Sicht unse-
rer Fraktion Grundzüge eines Konzepts entwickelt, 
die tragfähig und besser als das, was Sie heute vor-
gelegt haben, sind. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie durf

-

ten wegen der IG Metall nicht!) 

Dieser Gesetzentwurf ist nicht vorgelegt worden — 
das ist klar —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wegen der IG 
Metall!) 

und zwar aus einem haushaltspolitischen Grund, auf 
den ich in Punkt zwei meiner Ausführungen einge-
hen werde. 

(von der Heydt Freiherr von Massenbach 
[CDU/CSU]: Zeigen Sie doch dieses Kon

-

zept!) 

— Ich komme gleich darauf. Ein bißchen Geduld! 

Zunächst ist festzuhalten, daß dieses Grobkonzept 
der Regierung in dem zentralen Punkt für uns weit 
besser aussieht als Ihr Gesetzentwurf, weil es eine 
überbetriebliche Komponente beinhaltet und wir 
als SPD-Fraktion der Ansicht sind, daß man Vermö-
genspolitik und Vermögensbildung in Arbeitneh-
merhand nicht von der konkreten zufälligen be-
trieblichen Situation, von der konkreten Branchen-
situation abhängig machen kann. 

(Beifall bei der SPD) 
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Wir dürfen dieses wichtige gesellschaftspolitische 
Ziel der Vermögensbildung nicht zu einer Art Lotte-
riespiel machen, bei dem der Arbeitnehmer besser

-gestellt wird, der in einer strukturell guten Branche 
angesiedelt ist, und bei dem ein anderer, der in einer 
wachstumsschwachen, in einer fußkranken Branche 
angesiedelt ist, Nachteile erleidet. Deswegen hat in 
diesem Punkt Ihr Entwurf einen entscheidenden 
Nachteil gegenüber dem Konzept, das die Bundesre-
gierung entwickelt hat. Ich komme gleich noch dar-
auf, warum sie den Gesetzentwurf nicht vorgelegt 
hat. 

Sie haben auch recht, wenn Sie einwenden, daß 
zwischen den Koalitionspartnern über die Einkom-
mensgrenzen diskutiert worden ist. Wir Sozialde-
mokraten waren zu Beginn der Diskussion etwas an-
derer Auffassung. 

(Abg. Pieroth meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

— Bitte schön! 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Pieroth. 

Pieroth (CDU/CSU): Da Sie schildern, daß die ei-
nen Arbeitnehmer in fußkranken Branchen tätig 
sein würden, also Pech hätten, und die anderen in 
gut strukturierten, und ich befürchte, daß Sie so 
lange nach gleichen Ergebnissen suchen, bis Sie 
auch in 30 Jahren noch keine Vermögensbildung in 
Arbeitnehmerhand begonnen haben werden —  

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, seien Sie so nett, 
und stellen Sie Ihre Frage. 

Pieroth (CDU/CSU): Jetzt komme ich zu der Frage, 
Frau Präsidentin. — Ist Ihnen nicht bekannt, daß das 
jeweils nur Augenblicksaufnahmen sind, daß der 
eine in einem gewinnstarken, der anderen in einem 
gewinnlosen Betrieb ist? Ist es nicht so, daß nicht zu 
befürchten ist, daß ein Arbeitnehmer lebenslang 
Pech hat, weil sein Betrieb nichts verdient, weil ein 
Betrieb, der nichts verdient, nicht lange lebt? 

Dr. Spöri (SPD): Lieber Herr Kollege Pieroth, ich 
muß diese Frage kurz beantworten, weil wir nur 
zehn Minuten Redezeit zugebilligt bekommen ha-
ben. Über das, was Sie gesagt haben, daß einer über 
die Branchen hinweg oder zwischen den Betrieben 
wechseln würde, kann man lange spekulieren. Ich 
habe in letzter Zeit eine Statistik gelesen, nach der 
40 % der Arbeitnehmer im gleichen Betrieb bleiben. 
Auf diese Arbeitnehmer trifft jedenfalls Ihre Hypo-
these, Ihre Spekulation nicht zu, daß ein Risikoaus-
gleich im Zeitablauf sicher ist. Wahr ist, daß die 
Strukturentwicklung in unserer Volkswirtschaft so 
verläuft, daß über lange Zeiträume hinweg gewisse 
Branchen eine weit schlechtere Betriebs-, Gewinn- 
und Absatzsituation haben als andere Branchen. Das 
ist ein strukturelles Phänomen, das man nicht kurz-
fristig ausgleichen kann. Das ist ein Aspekt, den 
man hier länger diskutieren müßte, wofür wir aber 
keine Zeit haben. 

Lassen Sie mich noch auf die Einkommensgren-
zen eingehen. Hier war eine Dissonanz vorhanden; 
das ist ganz klar. Wir sind ja keine Einheitspartei in 

der Koalition. Das hat auch nie jemand behauptet. 
Wir haben Meinungsunterschiede; wahrscheinlich 
weniger als Sie in der Opposition. Wir hätten diese 
Differenz sicherlich gemeistert, wenn die haushalts-
politischen Bedenken ausgeräumt worden wären. 
Zu diesen haushaltspolitischen Bedenken möchte 
ich jetzt etwas sagen. 

Ich finde es wirklich atemberaubend, daß die Op-
position die Stirn hat, hier zu behaupten, wir würden 
haushaltspolitische Gründe vorschützen, weil wir 
nicht in der Lage seien, dieses vermögenspolitische 
Konzept vorzulegen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es! — Das 
ist Tatsache! — Pieroth [CDU/CSU]: Alle 
Zeitungen schreiben das, bis zur „Frankfur

-

ter Rundschau''!) 

— Herr Kollege Pieroth, Ihre Fraktion macht uns in 
diesem Hause permanent in jeder finanzpolitischen 
Debatte durch Ihren Sprecher, den Herrn Häfele, 
oder auch höher angesiedelt, durch den Kanzlerkan-
didaten, ein großes generöses Angebot, wir sollten 
uns alle versammeln, die Haushalte durchforsten 
und alle haushaltsrelevanten Entscheidungen in der 
Bundespolitik durchgehen, um sicherzustellen, daß 
die steigenden internationalen Belastungen aus der 
gegebenen Masse ohne Steigerung der Nettokredit-
aufnahme finanziert werden können. Dies ist die 
Lage. Wenn wir nun in einem konkreten Punkt mit 
dieser Haltung Ernst machen, nämlich in der Ver-
mögenspolitik, weil dies die Haushalte belasten 
würde, dann sagen Sie: April, April! So geht es wirk-
lich nicht. Das ist widersprüchlich. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Pieroth? 
Sie haben noch drei Minuten Redezeit, Herr Kolle-
ge. 

Dr. Spöri (SPD): Bitte sehr. 

Pieroth (CDU/CSU): Halten Sie es wirklich für 
teurer, wenige 100 Millionen DM — wie ausgerech-
net — für die Vermögensbildung in Arbeitnehmer-
hand zur Sicherung der Arbeitsplätze auszugeben, 
als viele Milliarden an Subventionen auszugeben, 
wenn allein die Hoesch-Subvention die Hälfte des-
sen ausgemacht hat, was die Vermögensbildung im 
ganzen Jahr ausgemacht hätte? 

(Lambinus [SPD]: Ausgerechnet Sie müssen 
das hier sagen! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Dr. Spöri (SPD): Wir sollten hier nicht in ein 
wachstumspolitisches und investitionspolitisches 
Seminar abgleiten; dazu haben wir nicht die Zeit. 
Der Finanzminister, Herr Kollege Pieroth, hat seine 
Haushalte nicht auf der Basis irgendwelcher Wachs-
tumsspekulationen oder von irgendwelchen volks-
wirtschaftlichen Theorien aufzubauen, die hier auch 
von dem Kollegen von der Heydt vorgetragen wur-
den, so etwa, daß man nur ein bißchen mehr Vermö-
genspolitik treiben müßte, dann würde die Kapital- 
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bildung stärker, dann würde das Wachstum stärker 
— so einfach ist das alles! —, 

(Pieroth [CDU/CSU]: Das ist nicht Theorie, 
das ist Praxis!) 

und anschließend würden die Steuerquellen munter 
plätschern. Das ist ein nationalökonomisches Sand-
kastenspiel. Der Finanzminister hat seriös die Bü-
cher dieser Nation zu führen. Auf solche Spekulatio-
nen kann er sich bei seiner Haushaltspolitik nicht 
verlassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
des Abg. von der Heydt Freiherr von Mas

-

senbach [CDU/CSU]) 

Sie haben uns ein Angebot gemacht, z. B. das Steu-
erpaket, das auf die Arbeitnehmer ausgerichtet ist, 
zusammenzustreichen oder zu vertagen. Für unsere 
Fraktion gilt folgendes: Für uns liegt eine ganz klare 
Priorität bei der Dämpfung der Progression für die 
Arbeitnehmer im nächsten Jahr. Wenn wir Mittel 
einsparen müssen, um die internationalen Zusatzbe-
lastungen abzudecken, dann gehen wir nicht an das 
Steuerpaket für die Arbeitnehmer heran, sondern 
dann durchforsten wir die anderen haushaltswirksa-
men Positionen. Das haben wir in diesem Fall seriös 
gemacht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Seit zehn Jahren ver

-

sprechen Sie die Vermögensbildung in Ar

-

beitnehmerhand!) 

Lieber Herr Kollege von der Heydt, wir werden 
uns daran gewöhnen müssen, auf Grund der aktuel-
len Lage vieles von dem abzuschminken oder kurz-
fristig zurückzustellen, 

(Pieroth [CDU/CSU]: Was Sie elf Jahre lang 
versprochen haben!) 

was wir geplant haben und was wir als notwendig er-
achtet haben. Natürlich haben wir länger zur Ent-
wicklung unserer Konzeption gebraucht als Sie. Sie 
sind immer schnell dabei, hier im Parlament An-
träge einzureichen. Dafür ist aber die Grundsatz-
konzeption der Bundesregierung weit besser und 
verteilungspolitisch gerechter. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der CDU/CSU: Wo ist sie denn? — Sie ist 

gar nicht da!) 

— Herr Staatssekretär Böhme hat eben vorgetragen, 
wie die Grundstrukturen dieses Konzepts aussehen. 
Wir haben eben darüber diskutiert, daß ein ganz 
entscheidender Vorteil darin liegt, daß wir eine 
überbetriebliche vermögenspolitische Komponente 
planen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: „Eine Kompo

-

nente"! — „Planen"!) 

Ich darf abschließend sagen: Wenn wir in der 
nächsten Legislaturperiode in diesem Parlament tat-
sächlich erfolgreich einen Entwurf verabschieden 
wollen, müssen wir uns den Stil hier abgewöhnen, 
mit Unterstellungen wie „Täuschung" oder „Skandal"  

zu argumentieren, wie Sie das heute gemacht haben, 
Herr von der Heydt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das ist ein 
Skandal, Herr Spöri!) 

Ihre Vorlage legitimiert Sie zu diesen Vorwürfen 
nicht, weil diese Vorlage technisch in der Bewer-
tungsfrage nicht praktikabel ist — dies wurde hier 
belegt — und weil sie politisch nicht vertretbar 
ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 8/3915 un-
ter Ziffer 1, die Gesetzentwürfe auf den Drucksa-
chen 8/1565 und 8/1418 abzulehnen. Können wir 
über diese Beschlußempfehlung abstimmen, oder 
wünschen Sie die Einzelabstimmung über Ihren An-
trag? — Wir können über die Beschlußempfehlung 
abstimmen. Wer der Beschlußempfehlung des Aus-
schusses zuzustimmen wünscht, den Entwurf der 
CDU/CSU-Fraktion sowie den des Bundesrates ab-
zulehnen, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Es ist so beschlos-
sen. 

Wir müssen jetzt noch die Petitionen für erledigt 
erklären. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch? — 
Dann  ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Broll, Spranger, Berger (Herne), Regenspur-
ger, Dr. Miltner, Schwarz, Krey, Dr. Laufs, Bie-
chele, Volmer, Dr. Langguth, Sauer (Salzgit-
ter), Ey, Metz, Löher, Hanz, Dr. Unland, de Ter-
ra, Dr. Hüsch, Dreyer, Dr. Hubrig, Erpenbeck, 
Dr.-Ing. Oldenstädt, Dr. Sp rung, Dr. George, 
Rühe, Francke (Hamburg), Dr. Stavenhagen, 
Dr. von Geldern, Pohlmann, Dr. Hoffacker 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Vereinfachung der Abgeltung besonderer 
Erschwernisse bei Polizeivollzugsbeamten 
im Wechselschichtdienst 
— Drucksache 8/3842 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Es ist eine Debatte mit jeweils einem Kurzbeitrag 
vereinbart worden. Das Wort zur Begründung und 
in der Aussprache hat der Abgeordnete Broll. 

Broil (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Länge des Titels, 
den vorzulesen selbst die Präsidentin bei anerkann-
ter Wortgewalt eben Schwierigkeiten hatte, deutet 
eigentlich darauf hin, daß ein umfangreiches Werk 
vorliegt. Sie dürfen sich aber nicht darüber hinweg-
täuschen, daß der Gesetzentwurf eine vergleichs-
weise belanglose Materie beinhaltet. 

Zugrunde liegt die Tatsache, daß allen öffentlich 
Bediensteten für Dienst zu ungünstigen Zeiten 
eine sogenannte Erschwerniszulage gegeben wird, 
die den fürstlichen Umfang von 75 Pf und zu ganz 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 216. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Mai 1980 	17355 

Broll 
besonders schwierigen Zeiten — sprich: an Feierta-
gen — von 1,25 DM hat. Nun wissen wir aus der 
Kommunalpolitik, daß der Eifer und die Akribie bei 
Politikern um so größer werden, je kleiner die Be-
träge sind, um die es sich jeweils handelt. Als ich 
mich in dieser Angelegenheit bei verschiedenen Be-
hörden umgesehen habe, war ich doch recht über-
rascht, zu sehen, daß auch in Behörden diese Unart 
weit verbreitet ist. 

Zweck dieses Gesetzentwurfes ist es nun, statt ei-
ner Einzelabrechnung für jeden Beamten, die z. B. 
in einem Polizeirevier mit etwa 70 bis 80 Beamten 
vom stellvertretenden Revierchef vollzogen werden 
muß — dort muß der Mann wirklich tagelang sitzen, 
um für jeden Beamten die einzelnen zu ungünstigen 
Zeiten geleisteten Stunden aufzulisten, und dabei 
noch nach den „steuerfreien Stunden" und den Stun-
den unterscheiden, die „als steuerpflichtig" zu be-
handeln sind —, eine Pauschalierung dieser Er-
schwerniszulage vorzunehmen. Pauschalierung be-
deutet in diesem Fall nicht, daß es sich um eine Er-
höhung der Erschwerniszulage handeln soll. Es geht 
wirklich nur darum, eine Pauschalierung vorzuneh-
men, um den Ablauf der Verwaltung zu erleich-
tern. 

Daß wir bei der Polizei angefangen haben, hat den 
Grund, daß die Dinge hier in zweifacher Hinsicht be-
sonders einfach zu regeln sind. Erstens gibt es die 
bekannte Polizeizulage, die eine echte Laufbahnzu-
lage ist. Ursprünglich ist sie allerdings auch aus ei-
ner Abgeltung bestimmter Erschwernisse hervorge-
gangen; zwar nicht solcher, die speziell zur Nacht-
zeit eintreten, sondern solcher, die allgemein mit 
dem Pólizeidienst verbunden sind. Welche Er-
schwernisse das sein können, haben wir ja jüngst 
wieder in Bremen erfahren müssen. Zweitens han-
delt es sich bei den Polizeibeamten zum allergröß-
ten Teil um solche, die im Wechselschichtdienst 
eingesetzt sind, d. h. um solche Beamte, die in der 
Regel alle die gleiche Zeit Dienst zu ungünstigen 
Zeiten zu leisten haben. 

Die pauschalierte Zulage, wie wir sie in dem Ge-
setzentwurf vorsehen, ist im Unterschied zu der bis-
herigen Abgeltung steuerpflichtig. Ich gebe zu, daß 
das ein Problem dieses Gesetzentwurfes und viel-
leicht nicht ganz systematisch , ist. Ich meine aber, 
wenn wir schon Bürokratie vereinfachen wollen, 
dann sollte auch die Abrechnung der einzelnen 75-
Pf-Beträge nach steuerpflichtig und nicht steuer-
pflichtig wegfallen. — Das vorneweg zu dem Ziel 
des Gesetzentwurfes. 

Es ist nicht — ich sage das noch einmal — das 
Ziel, eine Erhöhung der Erschwerniszulage zu errei-
chen. Das stände auch ganz im Gegensatz zu dem, 
was z. B. die Gewerkschaften im Augenblick bei ih-
rer Debatte über die Schichtarbeit wünschen. Sie 
wünschen ja nicht, daß jemand durch mehr Geld für 
Schichtdienst zusätzlich angereizt werden sollte, 
Schichtarbeit zu leisten, sie wünschen nur eine die 
gesundheitlichen Schäden berücksichtigende Be-
handlung dieser Angelegenheit durch den Dienst-
herrn. Nun bin ich allerdings der Meinung, daß sich 
durch noch so viele 75-Pf-Beträge, die im Monat her-
auskommen können — es handelt sich um zwischen 

60, 70 und maximal 80 Stunden —, d. h. durch ein 
paar Pfennig mehr oder weniger, kein Beamter be-
müßigt fühlen könnte, mehr Stunden zu leisten, als 
ihm ohnehin im Augenblick pflichtgemäß auferlegt 
werden. Dies alles wollen wir bei der Betrachtung 
also außer acht lassen. 

Der Zweck dieses Gesetzentwurfes ist es haupt-
sächlich, einen Anstoß dafür zu geben, daß auch in 
anderen Bereichen die Erschwerniszulagen pau-
schaliert, vereinfacht und ohne großen bürokra-
tischen Aufwand in den Dienststellen und bei den 
Abrechnungsstellen weitergegeben werden können. 
Ich erkläre schon hier, daß wir bei den Beratungen 
im Innenausschuß vom Innenministerium Hilfe er-
bitten werden, wie wir in anderen Bereichen die 
Pauschalierung der Erschwerniszulage vornehmen 
können. Es gäbe da ohne weiteres die Möglichkeit, 
diese Dinge in Form eines Stufenkataloges zu voll-
ziehen. Der eigentliche Zweck dieses Gesetzent-
wurfes ist es, eine Anregung zu geben. Denn bis zum 
Jahre 1973 haben einige Länder, z. B. Hamburg, 
diese Erschwerniszulage ohnehin nur pauschaliert 
ausgezahlt. Erst seit 1973 haben wir diese aus dem 
Befürfnis nach großer Gerechtigkeit und großer Für-
sorge des Dienstherrn geschaffene Einzelabrech-
nung. Wie so oft im sozialen Bereich sehen wir auch 
hier: Der Wille, übermäßig gerecht und übermäßig 
korrekt zu sein, schafft eine Menge von Verwal-
tungsaufwand, der den Staat im Endeffekt vielleicht 
mehr kostet, als für den einzelnen insgesamt heraus-
kommt. Das schafft auch dem einzelnen Beamten 
eine Belastung bei der Abrechnung, die wir ihm 
nicht zumuten wollen. 

Nun bin ich phantasiereich genug, um mir die Be-
denken vorzustellen, die von seiten der in diesen 
Dingen erfahrenen Bürokratie erhoben werden. 
Man wird sagen: Es geht doch nicht, daß wir in ei-
nem Bereich, etwa bei der Polizei, diese Pauschalie-
rung vornehmen, wenn wir es bei anderen Berei-
chen noch nicht können. — Es ist in gewissem Sinne 
eine Frage der politischen Philosophie, ob wir etwas 
Gutes tun können, auch wenn wir es nicht allen 
gleichzeitig geben können, die eventuell Anspruch 
darauf hätten. Ich meine, wir sollten beim Wechsel-
schichtdienst der Polizeivollzugsbeamten den An-
fang machen. Ich gebe aber zu — ich biete auch die 
Möglichkeit an —, daß es vielleicht sinnvoll wäre, 
die Pauschalierung nicht bei der Polizeizulage anzu-
hängen, sondern in der Erschwerniszulagenverord-
nung unterzubringen. Dann würden z. B. auch die Si-
cherungskräfte dieses Hauses aus einer Pauschalie-
rung Nutzen ziehen können, die sie nach diesem Ge-
setz noch nicht haben können, weil sie ja keine Poli-
zeizulage, sondern eine andere Zulage erhalten. 

Ich kann mir auch denken, daß die Ministerien 
Schwierigkeiten haben, die steuerliche Kompo-
nente zu berücksichtigen. Ziel müßte es für uns sein, 
die unterschiedliche Behandlung von Erschwernis-
zulagen — a) steuerpflichtig und b) steuerfrei — bei 
dieser Gelegenheit zu beseitigen. Wenn uns die Fi-
nanzpolitiker da eine Hilfe geben könnten, dann wä-
ren wir ein großes Stück weiter. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Be-
handlung dieses Themas im Innenausschuß wird 
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auch die Gelegenheit bieten, mit dem Blick auf an-
dere Bereiche wie Bahn und Post, Feuerwehr usw., 
das Problem der Schichtarbeit — speziell auch des 
Wechselschichtdienstes — einmal umfassend zu be-
handeln, und zwar nicht nur, weil sich im Augen-
blick die Verbände dieser Beamten besonders die-
ses Themas angenommen haben, sondern deswegen, 
weil wir sehen, daß in Zukunft allgemeine Verbesse-
rungen für den öffentlichen Dienst wahrscheinlich 
noch schwerer als bisher zu erreichen sein werden. 
Wenn man die finanziellen Aufgaben betrachtet, die 
auf uns — auf die Länder und auf den Bund — zu-
kommen, dann braucht man nicht viel Phantasie, um 
zu sagen: Wir werden von dem pauschalen Austei-
len von Vergünstigungen etwas wegkommen müs-
sen. Wir werden davon wegkommen müssen, daß 
sich die Verbände hauptsächlich nach den Interes-
sen der breiten Masse ihrer Mitglieder richten. Wir 
werden dazu kommen müssen, für die Bediensteten 
der öffentlichen Hand diejenigen Verbesserungen 
zu bewirken, die ihnen auf Grund besonderer Er-
schwernisse ihres Dienstes zustehen. Diese Er-
schwernisse — sowohl gesundheitlicher als auch fa-
miliärer 'Art  sind besonders bei den Beamten zu 
beachten, die Schichtdienst leisten. Dieses Gesetz 
wird auch der Anlaß dafür sein, daß wir, die für die 
öffentlichen Dienste zuständigen Politiker, uns im 
Innenausschuß mit dieser Problematik beschäftigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort  hat der Herr 
Abgeordnete Wittmann. 

Wittmann (Straubing) (SPD): Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der vorliegende 
Gesetzentwurf, ein Gruppenantrag von CDU/CSU

-

Abgeordneten, hätte zweifellos eine Vereinfachung 
zur Folge; denn Buchführung und Abrechnung für 
die Erschwerniszulage würden bei der Polizei ent-
fallen. Aber wer den Ausführungen des Kollegen 
Broll aufmerksam zugehört hat, wird gemerkt ha-
ben, warum sich die CDU-Fraktion nicht voll hinter 
den Antrag gestellt hat: weil zu viele Wenn und 
Aber hinter dieser Frage stehen. Ich meine, Sie ha-
ben richtig erkannt, daß mit Ihrem Antrag eine Viel-
zahl von Beamtengruppen vorerst ausgenommen 
werden. Sie haben ebenfalls erkannt, daß eine Ände-
rung der Erschwerniszulage in eine Polizeizulage — 
die  bisherige Erschwerniszulage ist steuerfrei, die 
Polizeizulage würde steuerpflichtig sein — bei un-
gleicher Ausgangssituation bedeuten würde, daß 
z. B. der Ledige bei gleicher Pauschalisierung weni-
ger als der Verheiratete erhalten würde, was sich 
entsprechend fortentwickeln würde. Das wären 
schon einige der Probleme, mit denen wir uns be-
schäftigen müssen. 

Dazu käme, daß das unterschiedliche Ausmaß, in 
dem der einzelne Beamte Schichtdienst leistet, mit 
der pauschalen Polizeizulage nicht berücksichtigt 
wird. Die Polizeigewerkschaft weist in ihrer Stel-
lungnahme zu dem Gesetzentwurf gerade auf diesen 
Punkt hin. Selbst wenn man aber Ihrer Begründung 
des Gesetzentwurfs folgen könnte, daß die einzel-
nen im Wechseldienst eingesetzten Beamten, von 
kleinen, zufälligen Schwankungen abgesehen, alle 

den gleichen Dienst leisten, blieben weitere Fragen 
offen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf folgen-
des hinweisen. Bei der Verabschiedung des § 47 des 
Bundesbesoldungsgesetzes, der Ermächtigung zum 
Erlaß der Erschwerniszulagenverordnung, haben wir 
durchaus gesehen, daß es vielfach gleiche und gleich-
bleibende Erschwernisse gibt. Wir waren der Auffas-
sung — dies ist in der Begründung zum Gesetzent-
wurf des Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts nachzule-
sen —, daß eine Erschwerniszulage systemgerecht 
auch in diesen Fällen zu zahlen ist. Genauer gesagt: 
Wir haben die Ermächtigungsvorschrift in diesem 
Gesetz ausdrücklich und in Abänderung der bis da-
hin geltenden Vorschrift auf diese Fälle gleichblei-
bender Erschwernisse ausgeweitet. Wir haben dar-
aus aber nicht den Schluß gezogen, daß eine unter-
schiedliche Abgeltungsweise für wechselnde Er-
schwernisse einerseits und im wesentlichen gleiche 
und gleichbleibende Erschwernisse andererseits vor-
genommen werden soll. Wenn wir eine derartige 
Differenzierung für sinnvoll halten sollten, müßten 
wir uns zunächst einmal über die tatsächliche Ab-
grenzung der Gruppen bemühen und uns möglicher-
weise auch über die Ermächtigungsvorschrift des 
§ 47 des Bundesbesoldungsgesetzes Gedanken ma-
chen. 

Hier und auch anderswo zeigt sich, daß die 
Rechtsvereinfachung meist auch zu einer Rechtsän-
derung führt, bei der Vor- und Nachteile sorgfältig 
abgewogen werden müssen. Wir werden die Frage 
im Ausschuß prüfen. Gegen den Gesetzentwurf in 
der bisherigen Fassung gibt es natürlich eine Menge 
von Bedenken. 

Lassen Sie mich eine allgemeine Bemerkung zum 
Wechseldienst anschließen. Wir wissen, daß der 
Wechseldienst bei der Polizei — wie anderswo im 
öffentlichen Dienst oder in der Wi rtschaft — mit er-
heblichen gesundheitlichen und sozialen Belastun-
gen verbunden ist. Wechseldienst gibt es im öffentli-
chen Dienst beim Bund vor allem im Bereich der 
Bundesbahn, der Bundespost, beim Bundesgrenz-
schutz und beim Zoll, in den Ländern und in den Ge-
meinden im Bereich des Gesundheitsdienstes, der 
inneren Sicherheit, der Polizei, der Feuerwehr und 
im Versorgungsbereich. 

Der Polizeidienst zum Schutze unserer Mitbürger 
muß notwendigerweise 24 Stunden am Tag aufrecht-
erhalten werden. Nur so kann die Polizei dem An-
spruch des Bürgers auf Gewährleistung der inneren 
Sicherheit gerecht werden. Schichtarbeit ist für die 
Polizei berufstypisch. Gerade im Schichtdienst muß 
sich der Polizeibeamte in ständig wechselnden Ein-
satzsituationen bewähren. Dem muß die Bewertung 
dieses Dienstes Rechnung tragen. 

Wir sind weiter der Auffassung, daß ein Schwer-
punkt zur Humanisierung des Arbeitslebens in der 
Minderung von Belastungen durch den Wechsel-
dienst liegen muß. Nicht das Entgelt darf im Vorder-
grund der Überlegungen stehen. Gesundheit kann 
nicht durch Geld aufgewogen werden. 

Es ist zu begrüßen, daß die mit dem Wechsel-
schichtdienst verbundenen gesundheitlichen und 
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sozialen Auswirkungen als Grundlage für Maßnah-
men zur Verringerung der Belastung derzeit umfas-
send untersucht werden. Wir haben heute noch ei-
nen weiteren Tagesordnungspunkt betreffend die 
Humanisierung des Arbeitslebens zu beraten, der 
sich sehr intensiv mit der Frage des Schichtdienstes 
beschäftigt. 

In diesem Monat werden die Verhandlungen über 
den Mantelvertrag für den öffentlichen Dienst auf-
genommen, bei denen die Fragen des Wechsel-
schichtdienstes von besonderem Gewicht sind. Im 
Interesse der Gleichbehandlung aller Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst müssen parallel Verbesse-
rungen auch für die Beamten angestrebt werden. 

Ich denke, daß wir gerade auch den Polizeibeam-
ten, die rund um die Uhr für unsere Sicherheit 
sorgen, die möglichen Verbesserungen ihrer 
Arbeitsbedingungen schulden. Mir kommt es jetzt 
darauf an, daß alle betroffenen Beamtengruppen 
gleich und gerecht behandelt werden. Darauf wer-
den wir bei der Beratung im Ausschuß entsprechend 
achten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Wolfgramm. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Herr 
Kollege Broll, ich glaube, nicht alle guten Absichten 
— die will ich Ihnen gerne unterstellen — führen 
auf den richtigen und begehbaren Weg. Ich habe 
den Eindruck, dies ist ein solcher Fall. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber gemeinsam 
würden wir es schaffen!) 

Es ist sicher nützlich, wenn man — das haben Sie in 
Ihrem Entwurf ausgeführt — bürokratische Positio-
nen abbauen kann, ein Zuviel an Formularen. Aber 
auf der anderen Seite führt Vereinfachung, führt 
Pauschalierung auch zur Ungerechtigkeit. Wir wis-
sen das aus der Steuerfrage. Ich meine, daß gerade 
das, was mit der Erschwerniszulage im Einzelfall ab-
gegolten werden soll, ein so wichtiger Punkt ist, daß 
die Frage der Pauschalierung sehr sorgfältig geprüft 
werden muß. Bei uns stehen eine Menge von Beden-
ken im Vordergrund. Einmal könnten wir die Pau-
schalierung nicht auf den Polizeivollzugsdienst be-
schränken. Kollege Wittmann hat das schon vorge-
tragen. Es gibt eine Fülle von Betriebsverwaltungen 
des Bundes und der Länder, die ebenfalls im Wech-
selschichtdienst arbeiten, und wir werden hier 
keine Differenzierung grundsätzlicher Natur vor-
nehmen können. 

Der zweite Punkt — das scheint wir ein sehr 
wichtiger zu sein — ist die Frage: Wird das von den 
Betroffenen selbst gewünscht? Ich meine, wenn wir 
Gesetze beraten und uns Verbesserungen vorstel-
len, müssen wir doch davon ausgehen, daß das eine 
etwas ist, was von den Betroffenen auch selbst ge-
wünscht wird. Ich höre und sehe aber, daß die Ge-
werkschaft der Polizei andere Vorstellungen hat, 
nämlich die, daß eine intensive gesundheitliche Be-
treuung im Vordergrund steht, eine Begrenzung des 

Schichtdienstes auf das 50. Lebensjahr, ein zusätzli-
cher Jahresurlaub, 

(Broll [CDU/CSU]: Das sind völlig verschie

-

dene Dinge!) 

eine allgemeine Verkürzung der Arbeitszeit und 
eine optimale Ausgestaltung der Arbeitsplätze. 

(Broll [CDU/CSU]: Das sind zwei völlig ver

-

schiedene Dinge!) 

— Lieber Kollege, Sie haben in Ihren Gesetzentwurf 
überhaupt nicht einbezogen, daß schon Überlegun-
gen im Gange sind, den Schichtdienst durch Zusatz-
urlaub und andere Verbesserungen abzugelten. Das 
ist ein Punkt, der in den Forderungen der GdP mit 
einbezogen ist. 

(Broll [CDU/CSU]: Die Zulagen bleiben 
doch!) 

Wir werden Ihren Antrag im Ausschuß sehr sorgfäl-
tig beraten. Das ist die Sache sicher we rt. Wir haben 
aber ernste Bedenken. Wir meinen, daß das Anlie-
gen in dieser Form nicht ausgegoren ist. Wir wollen 
die Lage der Polizeibeamten nicht verschlechtern; 
wir werden das Richtige und das Beste für die Poli-
zeibeamten tun. 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, dem Gesetzentwurf 
auf Drucksache 8/3842 zur federführenden Beratung 
an den Innenausschuß und zur Mitberatung und ge-
mäß § 96 der Geschäftsordnung an den Haushalts-
ausschuß zu überweisen. — Das Haus ist damit ein-
verstanden. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
das Verkehrszentralregister (Verkehrszen-
tralregistergesetz — VZRG) 
— Drucksache 8/3900 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen (feder-
führend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 

Von der Bundesregierung wird das Wo rt  nicht ge-
wünscht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist das Ver

-

kehrsministerium?) 

Ich eröffne die Aussprache. 

Das Wort  hat Herr Abgeordneter Dr. Schulte. 

Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd) (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Gesetz-
entwurf der Bundesregierung beruht in der Sache 
auf einem Antrag der CDU/CSU, der im Jahre 1977 
einstimmig von diesem Hause angenommen wurde. 
Bei der Beratung im Jahre 1977 hat Herr Kollege 
Daubertshäuser für die SPD-Fraktion erklärt, man 
arbeite an der Reform des Flensburger Punktekata-
logs bereits seit einem Dreivierteljahr. Für die FDP

-Fraktion erklärte der Abgeordnete Hoffie, dies alles 
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sei längst in Bearbeitung. So wörtlich. Alle vier Mo-
nate ging die Bundesregierung mit einer Presseer-
klärung an die Öffentlichkeit und verkündete Wohl-
taten für den Kraftfahrer. Sie lebte damit bis heute 
eigentlich ganz gut. Jetzt endlich hat sie einen Ge-
setzentwurf vorgelegt, der allerdings im Eilverfah-
ren durch das Parlament gehen muß. Würden wir 
uns, meine Damen und Herren, so viel Zeit lassen 
wie die Bundesregierung, dann würde die Bundes-
tagswahl nur alle acht Jahre stattfinden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Vielleicht wäre 
es gut!) 

Der Gesetzentwurf sieht eine Entschlackung in 
der Flensburger Kartei vor. Die CDU/CSU-Fraktion 
sagt dazu ja. Dies war auch ein wesentlicher Teil un-
seres Antrags aus dem Jahre 1977. Denn die Wahr-
scheinlichkeit des Führerscheinentzugs auf Grund 
eines Eintrags in Flensburg ist für den einmal Einge-
tragenen nur 1:1000. Allerdings hat die Bundesre-
gierung den angestrebten Entschlackungseffekt in-
nerhalb weniger Wochen von 45 % auf nunmehr 33 
korrigiert. Die Bundesregierung setzt beim Ausmaß 
der Entschlackung an. Dies ist für sie also der me-
thodische Ansatzpunkt, um das Punktesystem zu re-
formieren. Sie durchforstet allerdings den Punkte-
katalog in der Sache kaum, 

(Tillmann [CDU/CSU]: Eben!) 

und sie beachtet damit den einstimmigen Beschluß 
des Deutschen Bundestages aus dem Jahre 1977 
nicht, der gerade eine gründliche Durchforstung 
der einzelnen Verkehrsverstöße und ihrer Be-
punktung forderte. Das heißt, daß wir über den me-
thodischen Ansatzpunkt der Bundesregierung re-
den müssen. Wenn in Flensburg über die Geeignet-
heit eines Kraftfahrers mitentschieden wird, dann 
muß der Punktekatalog auch Punkt für Punkt durch-
gegangen werden. Nicht von ungefähr hat auch der 
Präsident der Deutschen Verkehrswacht erklärt, mit 
diesem Gesetzentwurf werde das Pferd von hinten 
aufgezäumt. 

Die erfreuliche Verringerung der Zahl der Ein-
träge in Flensburg, meine Damen und Herren, geht 
Hand in Hand mit einer Erhöhung von Bußgeldern. 
Fünf Deliktsfälle sind bereits im Gesetz vorgesehen. 
Hier muß die Bundesregierung noch sagen, um wie-
viel die Zahl der Einträge in Flensburg erhöht wer-
den wird, und sie muß auch sagen, um wieviel die 
Bußgeldeinnahmen der Verwaltung steigen werden. 
Allein im letzten Jahr gab es in Nordrhein-Westfa-
len fast 100 Millionen DM an Bußgeldern wegen 
Verkehrsverstöße. Wenn aber die Bußgelder er-
höht werden, dann ist dies das genaue Gegenteil von 
dem, was wir im Jahre 1977 vorhatten; wir wollten 
den Kraftfahrer entlasten und nicht belasten. 

Durch diesen methodischen Ansatzpunkt der 
Bundesregierung, daß man nur danach schaut, um 
wieviel Prozent man die Zahl der Einträge senken 
könnte, blieb es auch nicht aus, daß zusätzliche Vor-
schläge zur Erhöhung der Bußgelder kamen. Die 
Stellungnahme des Bundesrates ist dem Hause be-
kannt. Nur darf ich zur Aufhellung des Vorgangs 
noch sagen, daß die Stellungnahmen bei den voraus-
gegangenen Länderbesprechungen fast durchweg  

einstimmig beschlossen wurden. Es gab bei einigen 
Verkehrsverstößen jeweils nur eine Gegenstimme 
von Nordrhein-Westfalen oder von Schleswig-Hol-
stein oder von Rheinland-Pfalz. Dies ist im Protokoll 
vom 6. und 7. August des letzten Jahres nachzule-
sen. Ich sage dies deswegen, weil die Redner der Ko-
alition darauf sicher zu sprechen kommen werden. 

Meine Damen und Herren, diese Analyse beweist, 
daß der Gesetzentwurf der Bundesregierung mit 
heißer Nadel genäht wurde. Auf die simpelste Lö-
sung ist man nicht gekommen, nämlich über die Ein-
tragungswürdigkeit des Verkehrsverstoßes gleich 
im Gesetz zu entscheiden und den Eintrag gleich 
auf dem Bußgeldbescheid zu vermerken. Dadurch 
wäre es den Kraftfahrern erspart geblieben, daß sie 
erst in Flensburg anfragen müssen, wie ihr Konto-
stand aussieht. Es wäre ihnen erspart geblieben, daß 
sie erst einmal ihre Unterschrift beim Notar beglau-
bigen lassen müssen. 

Die CDU/CSU will deswegen ein Gesetz ohne 
Bußgelderhöhungen und eine Verwaltungsvereinfa-
chung. Gemessen an dem, was das Haus im Jahre 
1977 einmütig gefordert hat, fehlt im Gesetzentwurf 
auch die Berücksichtigung der Fahrleistung eines 
Kraftfahrers. Dies hat auch der Kollege Dauberts

-

häuser in seinem damaligen Redebeitrag ausdrück-
lich gefordert. Ich meine, hier müssen wir den Ge-
setzentwurf noch abändern. Er enthält Verbesserun-
gen bei der Tilgungsregelung, allerdings nicht in 
dem Ausmaß, wie wir es gerne hätten. Hier werden 
wir noch eine Nachbesserung vornehmen müssen. 
Auf die Vereinfachung des Verfahrens habe ich vor-
hin bereits hingewiesen. 

Auf dieser Grundlage forde rt  die CDU/CSU die 
Koalition auf, darüber nachzudenken, ob wir den 
Gesetzentwurf nicht noch so abändern können, daß 
wir zum Konsens des Jahres 1977 zurückkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger Das Wort hat der Ab-
geordnete Daubertshäuser. 

Daubertshäuser (SPD): Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Das von der Bundesregierung vor-
gelegte Gesetz über das Verkehrszentralregister hat 
nach Bekanntwerden eine sehr breite Zustimmung 
in der Öffentlichkeit erfahren. Kompetente Verbän-
de, wie jüngst der ADAC auf seiner Hauptversamm-
lung am 4. Mai, haben einmütig diesen Gesetzent-
wurf begrüßt und sehen in ihm ein wirksames Entla-
stungsinstrument für Verkehrsteilnehmer und Ver-
waltung, ohne die Verkehrssicherheit zu beein-
trächtigen. 

Bei der heutigen Flensburger Verkehrssünder-
kartei ist mittlerweile ein vernünftiges Verhältnis 
zwischen Aufwand und Erfolg nicht mehr vorhan-
den. So steht z. B. der Erfassung von fast 5 Millionen 
Bürgern und über 1,6 Millionen registrierten Unfäl-
len pro Jahr lediglich die Zahl von 5 400 Führer-
scheinentzügen durch die Verwaltungsbehörden 
auf Grund der Eintragungen im Verkehrszentralre-
gister gegenüber. Dies sind nur 3,3 % der insgesamt 
entzogenen Führerscheine, während ca. 90 % der 
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Entziehungen von den Gerichten vorgenommen 
werden. 

Daß . der ursprünglich beabsichtigte Abschrek-
kungseffekt hier nicht mehr vorhanden ist, sollte je-
dermann klar sein. Wenn ein Viertel der aktiven 
Verkehrsteilnehmer in Flensburg eingetragen sind, 
wird dies vom einzelnen nicht mehr als verkehrser-
zieherische Maßnahme gesehen, sondern als unver-
meidliches Pech beim „Flensburger Roulett". Der ge-
wünschte positive Einfluß auf das Verkehrsverhal-
ten ist mit der stetig steigenden Zahl der Eintragun-
gen geschwunden und ist einhergegangen mit ei-
nem ständig steigenden Verwaltungsaufwand, der 
letztlich auch wieder vom Steuerzahler finanziert 
werden muß. 

Die dringende Notwendigkeit einer Reform des 
Verkehrszentralregisters ist bereits vor gut zweiein-
halb Jahren in der Debatte über das Mehrfachtäter-
punktsystem von allen Fraktionen geäußert wor-
den. Ich habe damals darum gebeten, bei den Re-
formarbeiten nach dem Motto zu verfahren: Quali-
tät geht vor Schnelligkeit. 

Nach dem nun vorliegenden Gesetzentwurf der 
Bundesregierung können wir feststellen, daß diese 
damalige Hoffnung erfreulicherweise Gewißheit ge-
worden ist. Die Zahl der Eintragungen im Verkehrs-
zentralregister macht deutlich: Unsere Führer-
scheininhaber sind auf dem Wege, eine geschlos-
sene Gruppe von Straftätern zu werden. Damit ver-
liert die Flensburger Verkehrssünderkartei eben 
diesen Abschreckungseffekt, den sie im Interesse ei-
ner stärkeren Verkehrssicherheit benötigt. 

Durch das Registrieren von zu vielen Bagatellfäl-
len wird die Waffe Verkehrssünderkartei stumpf, 
und den Verkehrsteilnehmern in unserem Lande 
wird ein schlechteres Zeugnis ausgestellt, als sie in 
Wirklichkeit verdienen. Deshalb begrüßen wir es, 
daß die Bundesregierung die zunächst vorgesehene 
Überarbeitung des Punktsystems, von dem auch 
Herr Kollege Dr. Schulte gesprochen hat, zugunsten 
einer weitergehenden g rundlegenden Neugestal-
tung des Verkehrszentralregisters vorerst zurück-
gestellt hat und nunmehr mit dem heutigen Gesetz-
entwurf eine grundsätzliche Neuregelung der Ein-
tragung und Tilgung von Verkehrszuwiderhandlun-
gen im Flensburger Zentralregister vorlegt. 

Die Neuregelung des Verkehrszentralregisters 
hängt natürlich mit der Reform des Mehrfachtäter-
punktsystems und natürlich auch mit dem geänder-
ten Bußgeldkatalog eng zusammen. 

Wir begrüßen die Zusage der Bundesregierung, 
das gesamte Reformpaket frühzeitig vor der zweiten 
und dritten Lesung dieses Gesetzentwurfes für wei-
tere Beratungen zur Verfügung zu stellen. 

Ziel und Zweck des Verkehrszentralregisters ist 
vorrangig der Gedanke der Sicherung, das heißt 
Stärkung der Verkehrssicherheit durch rechtzei-
tiges Erkennen gefährlicher Verkehrsteilnehmer. 
Dies geschieht eben durch das Konzentrieren auf 
die wesentlichen, auf die unfallträchtigen Verkehrs-
verstöße. 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf wird 
nicht nur der Flensburger Amtsschimmel um ein 
Drittel abgespeckt, sondern das gesamte Verfahren 
wird auch für die Verkehrsteilnehmer überschauba-
rer. Damit wird eine wesentliche Voraussetzung ge-
schaffen, daß das Verkehrszentralregister stärker 
als bisher zu einem schlagkräftigen Mittel zur Ver-
besserung der allgemeinen Sicherheit ausgebaut 
werden kann. 

Nach fast fünfjährigen Erfahrungen mit dem alten 
System sind die in der Praxis gemachten Erfahrun-
gen nunmehr in eine Reihe von wesentlichen Ver-
besserungen umgesetzt worden, ohne daß die positi-
ven und auch von den kompetenten Interessenver-
bänden anerkannten Grundlinien des Mehrfachtä-
terpunktsystems verlassen worden wären. Es geht 
nach wie vor darum, eine bundesweite einheitliche 
Verwaltungspraxis bei der Entziehung der Fahrer-
laubnis und den vorausgehenden Maßnahmen zu er-
reichen. Deshalb haben wir es nicht nur mit einem 
technischen Durchforstungsvorgang im Flensburger 
Datendschungel zu tun, sondern hier wird auch der 
Verkehrssicherheit und der Vernunft eine neue 
Schneise geschlagen. Der Abbau und die Eindäm-
mung der Strafpunkteinflation schaffen wieder ein 
wirkungsvolles Verkehrssicherheitsinstrument. In 
diesem Zusammenhang werden wir bei den vor uns 
liegenden Beratungen auch darüber nachdenken 
müssen, wie man das Auskunftsverfahren der Flens-
burger Verkehrssünderkartei mit einem wirkungs-
vollen verkehrserzieherischen Effekt verbinden 
kann. 

Die unionsregierten Länder haben im Bundesrat 
dem vorliegenden Gesetzentwurf entgegengehal-
ten, er gefährde durch den Abbau des Registerbe-
standes die Verkehrssicherheit. Meine Damen und 
Herren, wer die Zahlen kennt, kann dieser Aussage 
nicht folgen. Es würde sich bei 1,6 Millionen be-
kanntgewordenen Unfällen und 5 400 sogenannten 
Vielfachtätern, die über Flensburg aus dem Verkehr 
gezogen wurden, unterstellt man, daß jeder dieser 
5 400 im Jahr einen Unfall verursacht hat — was ja 
nicht der Fall ist —, die Zahl der Unfälle gerade um 
0,3 % verringern. Ich glaube, allein an diesem Zah-
lenbeispiel wird veranschaulicht, daß durch den Ab-
bau des Registerbestandes die Verkehrssicherheit 
keinesfalls gefährdet wird. 

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die umfas-
sende neue Regelung der Tilgungsbestimmungen, 
die ebenfalls auf dem Grundgedanken der Bewäh-
rung beruhen. Für die Neuregelung der Tilgungsfri-
sten wurde durch eine Verkürzung und Vereinfa-
chung für die Bewährungszeit ein angemessener 
Zeitrahmen gefunden. Die Tilgungsbestimmungen 
und die Tilgungsfristen orientieren sich an den Prin-
zipien der Verkehrssicherheit. Dies ist gut so, denn 
wir wollen keine „Kriminalisierung" der Kraftfahrer, 
aber wir wollen auch keinen allzu durchlässigen 
„Schüttelrost" für unfähige Verkehrssünder. 

Der Gesetzentwurf berücksichtigt weiterhin un-
sere Auffassung, daß im Verkehrszentralregister 
eine Konzentration auf die Verkehrsverstöße erfol-
gen muß. Die wesentliche Frage in diesem Zusam-
menhang ist die Frage nach der Eignung des Kraft- 
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fahrers und somit die Bewertung nach dem Krite-
rium der Verkehrsgefährdung und der Verkehrs-
gefährlichkeit. Das heißt im Konkreten, daß z. B. bei 
fahrlässiger Körperverletzung oder Tötung als Folge 
eines Verkehrsverstoßes weniger auf Grund der be-
dauerlichen Folge bewertet als daß vielmehr der 
Verkehrsverstoß als solcher qualifiziert und dann 
natürlich auch bepunktet wird. 

Bereits bei der Debatte über das Mehrfachtäter-
punktsystem haben wir gefordert, bei den sogenann-
ten Halterverstößen statt verkehrsrechtliche Maß-
nahmen gewerberechtliche Lösungen anzustreben, 
die allerdings nach unserer Auffassung wirkungs-
voll genug sein müssen, um die Verkehrssicherheit 
zu stärken. In den weiteren Beratungen ist zu prü-
fen, ob die Anhebung des Bußgeldrahmens für Hal-
terverstöße von 1 000 DM auf 3 000 DM ausreichend 
ist, um die wirtschaftliche Bedeutung der einzelnen 
Verstöße zu erfassen. 

Die Verstöße gegen technische Vorschriften ma-
chen in Flensburg immerhin fast 10 % des Register-
bestandes aus, haben jedoch einen Unfallanteil von 
nur 1,5 %. In diesem Zusammenhang ist mir im übri-
gen völlig unverständlich, warum die Bundesrats-
mehrheit nur die Fahrer, nicht aber die Halter ein-
getragen haben will. Dies wäre doch eine völlige 
Verkennung der sozialen Wirklichkeit. Auf Grund 
seiner materiellen Abhängigkeit hat gerade der Be-
rufskraftfahrer keine Möglichkeit, gegen den Willen 
des Unternehmers auf den Zustand des Fahrzeugs 
Einfluß zu nehmen. Hier ist es doch der Halter, der 
die Verantwortung tragen muß. 

Die Bundesratsmehrheit sieht weiter die Anhe-
bung der Eintragungsgrenze auf nur 60 DM und 
die Hinzunahme 17 weiterer Verstöße in den Eintra-
gungskatalog vor. Damit — darüber muß man sich 
im klaren sein — wird der Reformeffekt gegen-
standslos. 

(Dr. Schulte [Schwäbisch Gmünd] [CDU/ 
CSU]: Sie kennen aber die einstimmigen 
Beschlüsse der Fachreferenten der Län

-

der!) 

— Herr Kollege Dr. Schulte, für uns ist immer noch 
das ausschlaggebend, was der Bundesrat in seiner 
Mehrheit festlegt. Dort sind die Mehrheitsverhält-
nisse mit 6 : 5 klar gewesen, unabhängig von dem, 
was vorher diskutiert wurde. Auch wir haben in den 
letzten zweieinhalb Jahren schon unterschiedlich 
diskutiert. Es ist sicher auch unbestritten, daß man 
dann eben nicht mehr von einem nennenswerten 
Abbau des Registerbestandes sprechen kann. 

Unser Ziel bei den parlamentarischen Beratungen 
wird es deshalb sein, Ideen zu entwickeln, die den 
Abbau der Eintragungen weiter vorantreiben. Des-
halb werden wir dem Votum der Bundesratsmehr-
heit nicht folgen. Wir wollen weniger Paragraphen 
und wir wollen mehr Selbstverantwortung. Es ist 
schon eigenartig: da werden sogenannte Entbüro-
kratisierungskongresse abgehalten, und wenn es 
dann zum Schwur kommt, wenn man wirklich ein-
mal Ernst machen könnte mit weniger Verwaltung 

und mehr Selbstverantwortung, dann kneift man 
oder schiebt fadenscheinige Ausreden vor. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich deshalb im 
Interesse der 28 Millionen Führerscheininhaber für 
eine schnelle Verabschiedung des Gesetzes ein. Wir 
appellieren jedoch an die Verkehrsteilnehmer, die 
Einschränkung der Verkehrssünderkartei nicht als 
Freibrief zu betrachten. 

(Dr. Schulte [Schwäbisch Gmünd] [CDU/ 
CSU]: Drei Jahre habt ihr geschlafen!) 

Die Anhebung der Eintragungsgrenze ist ein wei-
terer Vertrauensvorschuß, Herr Kollege Dr. Schulte, 
für die Kraftfahrer. Er sollte im Sinne der persönli-
chen Verantwortung genutzt werden. Wir jedenfalls 
werden bei den vor uns liegenden Ausschußbera-
tungen durch eine Reihe von Fragen und Anregun-
gen verdeutlichen, daß wir auf das Verantwortungs-
bewußtsein der Verkehrsteilnehmer setzen. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung ist ein 
großer Schritt in die richtige Richtung. Die Mehr-
heit des Bundesrates sollte im Interesse der Ver-
kehrsteilnehmer, die auf eine längst fällige Verbes-
serung und Vereinfachung hoffen, schleunigst ihren 
Widerstand aufgeben. Der von der Bundesregierung 
vorgelegte Gesetzentwurf ist für die SPD-Bundes-
tagsfraktion lediglich das Mindestmaß an Ein-
schränkungen bei den Flensburger Eintragungen. 
Wir wollen nicht, daß ein perfektionistisches 
System um seiner selbst willen und ohne erkenn-
bare verkehrserzieherische Wirkung eines Tages 
die Verkehrsteilnehmer stranguliert. Die Mehrheit 
des Bundesrates hat offensichtlich den Ehrgeiz, den 
Perfektionismus auf die Spitze zu treiben. 

(Dr. Schulte [Schwäbisch Gmünd] [CDU/ 
CSU]: Euch ist die Sache so wichtig, daß 
kein einziger von der Arbeitsgruppe Ver

-

kehr da ist!) 

Wir wollen nicht, daß jeder Deutsche in der Ver-
kehrssünderkartei steht, Herr Kollege Dr. Schulte. 
Das müssen Sie zur Kenntnis nehmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo sind die Kol

-

legen?) 

— Sie müssen mir zugeben, Qualität geht vor Quan-
tität, Herr Kollege. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Wo sind Ihre 
Kollegen? — Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/ 

CSU]: Wo sind sie denn?) 

Wir treten jedenfalls dafür ein, daß einige der 
lautlos aufgestellten „Geßler-Hüte" wieder von 
Deutschlands Straßen verschwinden sollen, Herr 
Pfeffermann. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was heißt „wir"? 
— Ist das Pluralis majestatis?) 

— Sie können doch bei den Ausschußberatungen 
alle Ihre Ideen einbringen. Ich kann Ihnen sagen, 
wir sind dankbar für jede Idee, die mithilft, 

(Dr. Schulte [Schwäbisch Gmünd] [CDU/ 
CSU]: Wie können Sie von „wir" reden?) 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 216. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Mai 1980 	17361 

Daubertshäuser 
daß wir zu weniger Eintragungen kommen. Ver-
schwenden Sie deshalb hier nicht Ihre Energie. Ich 
bin gespannt, was Sie im Ausschuß alles präsentie-
ren werden. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Nachdem Sie 
drei Jahre geschlafen haben!) 

— Herr Pfeffermann, das müssen Sie gerade sa-
gen. 

Wir werden auf jeden Fall bei diesen Ausschußbe-
ratungen versuchen, die Eintragungsgrenze do rt  zie-
hen zu lassen, wo z. B. Gerichte Tatbestände fixiert 
haben. Es ist doch sicher einmalig in der Bundesre-
publik, daß Bürger, deren Verstöße lediglich durch 
eine Verwaltungsinstanz festgestellt wurden, als Tä-
ter registriert wurden. Deshalb werden wir sehr 
ernsthaft die Möglichkeiten prüfen, diesem Zustand 
ein Ende zu bereiten. Dieser Gesetzentwurf und die 
noch von uns einzubringenden Anregungen werden 
auf jeden Fall eine schärfere Trennungslinie zwi-
schen den Verkehrsrowdies und dem Durch-
schnittsfahrer ziehen. Wir hoffen auf Ihre Mitarbeit 
und daß Sie sich gegen Ihre Freunde im Bundesrat 
durchsetzen können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Hoffie. 

Hoffie (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Es gibt sicher überhaupt 
keinen Zweifel: Die Reform des Verkehrszentralre-
gistergesetzes ist ein längst überfälliger Vorgang. 

Seit Jahren bereits fordern alle eine Liberalisie-
rung des Verkehrsstrafrechts und damit eine Verän-
derung des Registrierungssystems in Flensburg. 
Denn ein Verkehrszentralregister, in dem sich mitt-
lerweile jeder vie rte Kraftfahrer wiederfindet — es 
sind knapp 5 Millionen, und jedes Jahr kommen 
mehr als 300 000 hinzu — hat seinen Sinn verfehlt. 
Bei einer jährlichen Neueintragung von 1 Million 
Autofahrern und einer Löschung von jährlich 
700 000 kann sich eigentlich überhaupt kein Bürger 
mehr des Eindrucks erwehren, es handle sich dabei 
mehr um eine bürokratische Beschäftigungsthera-
pie. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Einwohnerkar

-

tei!) 

Freie Demokraten meinen es ernst, wenn sie sa-
gen: So wenig Bürokratie wie möglich, und statt des-
sen mehr Bürgernähe. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Das 
habt Ihr doch bei uns abgeschrieben!) 

Beides aber gilt nicht für jenes Massenregister, das 
von einem Amt geführt wird, das mittlerweile auf 
fast 1 000 Beamte und Angestellte gewachsen ist. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte Entwurf 
folgt in sehr wesentlichen Punkten den von der FDP 
seit langem vertretenen Forderungen. Er ist, von we-
nigen Änderungswünschen abgesehen, die richtige 
Lösung. 

Nun hat der Kollege Schulte gesagt: Auf das Ein-
fachste ist man nicht gekommen, weil man mit hei

-ßer Nadel genäht hat. Man drucke z. B. auf dem Buß-
geldbescheid nicht gleich aus, wie viele Punkte es 
ausmacht. Das ist natürlich eine hervorragende An-
regung. Bayern ist, glaube ich, dem Beispiel schon 
mal im Vorgriff gefolgt. Nur, wenn ich richtig unter-
richtet bin, hat eine Umfrage bei den Landesjustiz-
verwaltungen gezeigt, daß man — wohl bis auf Hes-
sen — ausgerechnet dort einem solchen sicher dis-
kutablen Vorschlag, Herr Kollege Schulte, nicht fol-
gen will. 

Wir sollten also im Ausschuß sehr besonnen, mit 
großem Ernst und auch im Schlagabtausch mit de-
nen, die das juristisch für nicht möglich halten, eine 
solche Möglichkeit durchaus prüfen. Wir jedenfalls 
sind dazu bereit. 

Eine Anhebung der Grenze für die Eintragung 
von Ordnungswidrigkeiten auf die Bußgeldhöhe 
von 100 DM hat zur Folge, daß die Zahl der eingetra-
genen Personen um mehr als 20 % und die Eintra-
gungen um mehr als ein Viertel und zudem die Ein-
tragung von Ordnungswidrigkeiten um fast die 
Hälfte gesenkt würden. Dies würde einen Stopp der 
Inflation der Eintragung von Verkehrsverstö-
ßen bedeuten. Sie hat bei der hohen Anzahl für den 
Bürger ohnehin kaum noch abschreckende Wir-
kung. Im Gegenteil, es besteht vielmehr die Gefahr, 
daß bei der hohen Wahrscheinlichkeit, in Flensburg 
zu landen, eine Eintragung mehr als unvermeidba-
res Pech angesehen wird. Wenn es aber soweit ge-
kommen ist, daß die Registrierung in Flensburg nur 
noch quasi als Kavaliersdelikt gewertet wird, ist der 
Sinn einer Zentralkartei verfehlt. Schon deshalb ist 
hier ein Umdenken erforderlich und eine Reform 
unvermeidlich. 

Hinzu kommt, daß ein Zusammenhang zwischen 
Eintragungszahl und Verkehrssicherheit nicht ohne 
weiteres gegeben ist. Denn während die Zahl der 
Eintragungen laufend zunimmt, sinkt die Zahl der 
Verkehrsunfälle. Die Zahl der Verkehrstoten ist in 
einem Jahr um mehr als 10 % zurückgegangen. Das 
ist ein Indiz dafür, daß der deutsche Autofahrer sich 
doch wohl verkehrssicherer verhält, als bei einem 
Blick in die Flensburger Kartei vermutet werden 
kann. 

Lassen Sie mich zu der Struktur der Eintragung 
und deren Auswirkungen auf das Verkehrsgesche-
hen nur einige Fakten nennen, die deutlich machen, 
daß der Sinn durch den jetzigen Zustand teilweise 
verfehlt wird. Im Zentralregister nehmen die Ver-
stöße gegen Vorschriften über den technischen 
Zustand der Fahrzeuge einen Raum von 10 % ein, 
obwohl der Anteil am Unfallgeschehen nur 1 % be-
trägt. Der Anteil der Führerscheinentzüge auf 
Grund der Eintragung in Flensburg beträgt etwas 
über 3 % der Geamtzahl. Das sind Beispiele, die sich 
für andere Bereiche beliebig fortsetzen ließen. 

Wenn der Bezug zwischen der Häufigkeit von 
Eintragungen und ursprünglich beabsichtigten Ver-
besserungen der Verkehrssicherheit aber nicht 
mehr gegeben ist, dann ist der Sinn verfehlt und 
eine Änderung in der Tat dringend notwendig. Die 
eindeutige Anhebung der Eintragungsgrenze von 
zur Zeit 40 DM auf vorgeschlagene 100 DM ist reali-
stisch und entspricht einer alten Forderung der 
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FDP-Bundestagsfraktion. Entkriminalisierung und 
Verwaltungsvereinfachung sind nach unserer Auf-
fassung nur durch eine drastische Erhöhung mög-
lich. 

Dabei bestreite ich nicht die Notwendigkeit, den 
Bußgeldkatalog zu aktualisieren und dem veränder-
ten Verkehrsverhalten anzupassen. Es kann zwar 
aus Vereinfachungsgründen eine gewisse Schemati-
sierung durchaus hingenommen werden, jedoch ge-
nerell die Bußgeldhöhe bei einigen Verstößen um 
bis zu 100 % anzuheben, um sie dadurch wieder ein-
tragungsfähig zu machen, hieße diese Reform ad ab-
surdum führen zu wollen. Hierdurch würde einem 
Teil der Verkehrssünder eine unverhältnismäßig 
hohe Geldbuße auferlegt. Ich befürchte, daß dies 
dann auch zu einer Zunahme der Einsprüche und 
damit zu einer noch stärkeren Belastung der Ge-
richte führen würde. Wenn Verkehrspolitik glaub-
haft bleiben soll, darf durch eine Änderung des 
Bußgeldkatalogs die durch die Reform des Mehr-
fachtäterpunktsystems beabsichtige Liberalisierung 
nicht im nächsten Atemzuge bereits wieder zu-
nichte gemacht werden. Doch dies droht zumindest 
bei einigen Überlegungen über die vorgesehene An-
hebung der Bußgeldsätze. Überproportionale Erhö-
hungen der Regelbußgelder dürfen kein fiskalisches 
Mittel von Ländern und Kommunen sein; denn sie 
dienen nicht der Verkehrssicherheit. 

Eine weitere Forderung der Freien Demokraten 
ist die flexiblere Regelung der Verjährung von  Re-
gistereintragungen. Wir sind seit längerem, wie Sie 
wissen, dafür eingetreten, die Eintragungen grund-
sätzlich spätestens nach fünf Jahren aus der Flens-
burger Kartei zu löschen, wobei Verkehrsstraftaten 
auszunehmen sind. Denn nur so kann verhindert 
werden, daß einige Verkehrsteilnehmer weiterhin 
zu Verkehrssündern auf Lebenszeit gestempelt und 
darüber hinaus neben Bußgeldstrafe und Punkten 
auch noch mit unbilligen wirtschaftlichen und sozia-
len Härten bestraft werden. 

Nach der gegenwärtig geltenden Vorschrift ist 
eine Tilgung von Bußgeldentscheidungen unmög-
lich, wenn während einer zweijährigen Frist weitere 
Ordnungswidrigkeiten oder Verkehrsstraftaten ein-
getragen werden. Damit besteht beim jetzigen Zu-
stand die Gefahr, daß selbst leichte Verkehrsverstö-

ße, wenn sie zum ungünstigen Zeitpunkt geschehen, 
zu einem Punktekonto führen können, das nur we-
nig über die tatsächliche Eignung zum Führen von 
Fahrzeugen aussagt. Ich halte die gegenwärtige Vor-
schrift auch deshalb für untragbar, weil insbeson-
dere Berufskraftfahrer und Vielfahrer schnell Ge-
fahr laufen, auf Grund der Verjährungshemmung 
durch neu hinzukommende sogenannte Bagatell-
punkte den für sie unentbehrlichen Führerschein zu 
verlieren. Das hat häufig dazu geführt, daß gerade 
der Personengruppe, die auf ihren Führerschein be-
sonders angewiesen ist, eine Berufsausübung un-
möglich wird. Das ist nach Auffassung meiner Frak-
tion eine unzumutbare Härte, weil sie tief in die Exi-
stenz des betroffenen Bürgers eingreift. 

Lassen Sie mich zu einem Punkt der Reform kom-
men, der nicht unsere Zustimmung findet. Es han-
delt sich um die zukünftige Behandlung der Halter

-

verstöße. So begrüßenswert auch die Tatsache ist, 
daß in Zukunft auf die Eintragung der Halterver-
stöße für das Verkehrsgewerbe in das Flensburger 
Verkehrszentralregister verzichtet wird, so wenig 
einsichtig ist die exorbitante Strafverschärfung, die 
nunmehr vorgenommen werden soll. Der Ausgangs-
punkt ist richtig. Technische Mängel, Überschrei-
tung der zulässigen Abmessung, Achslasten und 
Überladung sagen wenig oder gar nichts über die 
persönliche Fahreignung des Lkw-Halters aus. Aus 
diesem Grund ist es auch richtig, daß das Führen ei-
nes Fahrzeugs mit den genannten Mängeln nicht 
mehr in die Flensburger Kartei eingetragen wird. 
Nicht richtig erscheint nach unserer Auffassung 
aber die Absicht, auf der anderen Seite den Bußgeld-
rahmen für Halterverstöße von bislang 1 000 DM auf 
sage und schreibe 3 000 DM anzuheben. Auch die 
Begründung, daß im gewerblichen Bereich, der hier 
im wesentlichen angesprochen ist, die Fahrer auf 
Grund ihrer wirtschaftlichen Abhängigkeit oft nicht 
in voller Entscheidungsfreiheit handeln und somit 
die Gewerbetreibenden, d. h. die Halter, entspre-
chend mit wirtschaftlichen Sanktionen belegt wer-
den müssen, erscheint bei dieser immensen Steige-
rung nicht mehr einsichtig; denn nunmehr droht 
statt Führerscheinentzug dem Fahrzeughalter nicht 
nur ein dreifach höhers Bußgeld und somit gerade 
kleinen Unternehmen auch eine Gefährdung der 
wirtschaftlichen Existenz, weil die Zahlung von 
3 000 DM für manch kleines Unternehmen einen 
ganz schwerwiegenden Eingriff in die Liquidität be-
deuten muß, sondern es kommt hinzu, daß vorgese-
hen ist, die Halterverstöße festzuhalten und bei der 
gewerberechtlichen Zuverlässigkeitsprüfung zu be-
rücksichtigen. 

Ich bin der Auffassung, daß wir die vorgesehene 
Behandlung der Halterverstöße noch einmal sehr 
gründlich überdenken sollten mit dem Ziel, den 
Bußgeldrahmen für diese Verstöße gegenüber dem 
Entwurf zu verringern. 

Lassen Sie mich aber abschließend den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung zur Reform des Ver-
kehrszentralregistergesetzes insgesamt begrüßen. 
Es besteht nun die berechtigte Hoffnung, daß damit 
die längst fällige Reform bald Wirklichkeit wird. 
Wir sollten sie im Interesse unser aller Glaubwür-
digkeit jetzt trotz der gebotenen Gründlichkeit zü-
gig beraten. Die Bürger, insbesondere zahllose 
Kraftfahrer, warten zu Recht darauf. Ich hoffe, daß 
wir nicht nur im Verkehrsausschuß des Deutschen 
Bundestages, sondern auch bei der notwendigen Zu-
stimmung der Länder nicht vor vergeblichen Bemü-
hungen stehen werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung des Ge-
setzentwurfs zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen sowie zur Mitberatung an den Innen-
ausschuß und den Rechtsausschuß vor. — Dagegen 
erhebt sich kein Widerspruch. Es ist so beschlos-
sen. 
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Präsident Frau Renger 
Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes betref-
fend die Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung und anderer handelsrechtlicher 
Vorschriften 
— Drucksache 8/1347 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 8/3908 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Lambinus 
Helmrich 
Kleinert  

(Erste Beratung 75. Sitzung) 

Wünschen die Berichterstatter das Wo rt? — Das 
ist nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Lambinus. 

Lambinus (SPD): Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Reformüberlegun-
gen zum GmbH-Recht haben eine lange Tradition, 
wie man fast sagen kann. Das 1892 verkündete Ge-
setz über die Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
schuf die neue Rechtsform gleichsam aus dem 
Nichts. Sie hatte kein geschichtlich gewachsenes 
Vorbild. 

Rechtspolitische Leitlinie war die Schaffung einer 
Gesellschaftsform zwischen der neuen Aktienge-
sellschaft und den handelsrechtlichen Personenge-
sellschaften OHG und KG. Bei einer solchen Neu-
schöpfung zeigen sich erst bei der späteren Anwen-
dung Mängel der Regelung bzw. Lücken auf Gebie-
ten, die bei der Errichtung dieses Rechtsinstituts 
nicht vorhersehbar waren. 

Alle Reformüberlegungen, die teilweise bis in die 
30er Jahre zurückreichen, kamen nicht zum Ab-
schluß. Deswegen ist bisher ungeachtet der wirt-
schaftspolitischen und organisationsrechtlichen 
grundlegenden Wandlungen dieses Gesetz in sei-
nem Kern im wesentlichen unverände rt  geblieben. 
Eine seitens der Bundesregierung geplante umfas-
sende Reform des GmbH-Rechts konnte weder in 
der 6. noch in der 7. Legislaturperiode verwirklicht 
werden. 

Diesen Entwürfen mit jeweils 300 Paragraphen 
gegenüber nimmt sich der äußere Umfang der No-
velle zum GmbH-Gesetz und anderen handelsrecht-
lichen Vorschriften äußerst bescheiden aus. Es muß 
aber festgestellt werden, daß es uns gelungen ist, mit 
wenigen zentralen Änderungen die seit langem als 
notwendig angerkannten Anpassungen vorzuneh-
men und die Gesellschaftsform GmbH den heutigen 
Wirtschaftsverhältnissen entsprechend auszuge-
stalten. Unsere Bemühungen haben dazu geführt, 
daß die Rechtsform GmbH als Unternehmensform 
vorrangig des gewerblichen Mittelstandes nicht 
ausgehöhlt worden ist. 

Der Rechtsausschuß hat bei der Reform des 
GmbH-Rechts, wie ich meine, Fingerspitzengefühl 
bewiesen. Vor allem die Beschlüsse der Arbeits

-gruppe des Rechtsausschusses haben dazu geführt, 
daß die haftungsbeschränkende Organisationsform 
auch für kleinere Unternehmen und Gewerbetrei-
bende offengehalten wird. Aus diesem Grund haben 
wir auch während der Beratung eine sachlich nicht 
gebotene Anlehnung an das Aktienrecht abgelehnt. 
Andererseits war aber Sorge zu tragen, daß ein 
größtmöglicher Schutz Dritter gewährleistet wird. 

An dieser Stelle möchte ich meinen Kollegen Be-
richterstattern, Herrn Helmrich und Herrn Kleine rt , 
aber auch den Beamten im Justizministerium für die 
äußerst faire und am bestmöglichen Ergebnis orien-
tierte Mitarbeit sehr herzlich danken. 

Wir sind bei der Reform des GmbH-Rechtes zu 
Lösungen gekommen, die der Rechtswirklichkeit 
gerecht werden, ohne daß die GmbH ihre Elastizität 
— eines ihrer hervorstechendsten Merkmale — ein-
gebüßt hat. 

Mittelpunkt und Hauptanliegen des Änderungs-
gesetzes ist die Verbesserung des Gläubigerschut-
zes. Ferner wird die Stellung der Gesellschafter-
minderheiten wirksam gestärkt, indem einzelnen 
Gesellschaftern ein Auskunfts- und Einsichtsrecht 
gegeben wird. 

Die Verschmelzung von Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung wird künftig im Gesetz über die 
Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und über 
die Gewinn- und Verlustrechnung geregelt sein. 
Während bisher nur die Verschmelzung einer 
GmbH mit einer Aktiengesellschaft durch Auf-
nahme in die Aktiengesellschaft und die Verschmel-
zung mit der Kommanditgesellschaft auf Aktien 
durch Aufnahme in die KGaA geregelt ist, ergänzen 
die neuen Verschmelzungsvorschriften diese Rege-
lung entsprechend den Bedürfnissen der Praxis. Da-
bei wird entsprechend der aktienrechtlichen Lösung 
zwischen der Verschmelzung durch Aufnahme in 
eine bestehende Gesellschaft und der Verschmel-
zung durch Neubildung unterschieden. So kann eine 
GmbH in eine andere GmbH oder eine Aktienge-
sellschaft in eine GmbH aufgenommen werden. Die 
Verschmelzung durch Neubildung wird nur dann 
zugelassen, wenn sich zwei GmbH durch Neubil-
dung zu einer GmbH miteinander verbinden. 

Die Novelle geht insoweit über frühere Entwürfe 
hinaus, als die offenen Fragen bezüglich der Ein-
Mann-GmbH und der GmbH & Co KG normiert 
werden. 

Entsprechend ihrer bewährten Zielsetzung trifft 
die Novelle Schutzvorkehrungen zugunsten der Ge-
sellschaftsgläubiger bei der Gründung einer Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung, während ihres Be-
stehens und bei ihrem Zusammenbruch, also im 
Ernstfall des Konkurses. 

Jede Reformdiskussion zur Neugestaltung des 
GmbH-Rechts beginnt mit der Frage der richtigen 
Bemessung des Mindeststammkapitals; denn die 
GmbH begrenzt das persönliche Risiko der Gesell-
schafter auf das Stammkapital. Bisher reichte ein 
Mindestkapital von 20000 DM aus. Die Gesellschaft 
konnte mit einem Barvermögen von nur 5 000 DM 
ihren Geschäftsbetrieb aufnehmen. Die GmbH war 
damit in der Tat zu einer leicht zugänglichen Gesell- 
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schaftsform für jedermann geworden. Die geringe 
Kapitalausstattung der GmbH war daher ein we-
sentlicher Grund für den Siegeszug, den diese Ge-
sellschaftsform durch die ganze Welt angetreten 
hat. Tiber 20 Länder haben diese Rechtsform über-
nommen. 

Aber schon früh sind schwerwiegende Bedenken 
gegen die Zulassung der GmbH erhoben worden. 
Insbesondere wurde kritisiert, daß die Risikobegren-
zung auf 20 000 DM von vornherein zu einer Risiko-
abwälzung führe. So hat bereits bei der Schaffung 
der neuen Gesellschaftsform der berühmte Rechts-
gelehrte Bähr festgestellt — ich darf zitieren —: 
„Was sind denn unter. den heutigen Verhältnissen 
20 000 Mark" — es waren Goldmark gemeint — „von 
denen ohnehin nur 5 000 Mark eingezahlt zu sein 
brauchen." 

Die Diskussion ist seitdem nicht mehr verstummt. 
Hier ist es hochinteressant, daß bereits Klausing in 
seinem ersten Arbeitsbericht zur GmbH-Reform im 
Jahre 1938 ausführte, daß gerade Wirtschaftsprakti-
ker schon damals die Heraufsetzung des Mindest-
stammkapitals auf 70 000 RM forde rten, und darauf 
hinwies, daß es „durchaus nicht etwa sozial" sei und 
daß der Gesetzgeber dem kleinen Gewerbetreiben-
den keinen Dienst erweise, wenn die ungenügende 
finanzielle Erstausstattung beibehalten bleibe. Die-
sen Ausführungen ist an und für sich nichts hinzu-
zufügen. 

In unserer Rechtsordnung ist die Haftungsbe-
schränkung gegenüber der grundsätzlich unbe-
schränkten Haftung mit dem gesamten Vermögen 
eine privilegierte Ausnahme. Es ist daher die rechts- 
und wirtschaftspolitische Pflicht des Gesetzgebers, 
wie ich meine, eine Haftungsgrundlage zu schaffen, 
die so zu bemessen ist, daß sie eine Haftungsbe-
schränkung rechtfertigt. Ein erhöhtes Mindestkapi-
tal hat zum einen eine wichtige ordnungspolitische 
Aufgabe, nämlich das Haftungsprivileg soll nur der-
jenige in Anspruch nehmen können, der als Aus-
gleich einen fühlbaren Betrag aus seinem Vermögen 
einsetzt, sich sozusagen die Eintrittskarte in die 
Haftungsbeschränkung redlich erwirbt. Dadurch 
werden von vornherein unzureichend fundierte und 
wettbewerbsunfähige Gründungen verhindert. Das 
erzieherische Element einer spürbaren Anhebung 
des Mindestkapitals darf dabei nicht unterschätzt 
werden. 

Das bedeutet aber auch, daß das Mindeststamm-
kapital von 50000 DM, das die Novelle fordert, wo-
bei mindestens 25 000 DM Bar- und Sachvermögen 
zu leisten sind, eine wichtige Bedeutung für den 
Gläubigerschutz hat. Es wäre nur vordergründing 
argumentiert, wenn man allein auf den Mehrbetrag 
von 30 000 DM abstellen wollte. Bei einem durch-
schnittlichen Forderungsausfall je Konkurs einer 
GmbH von etwa 400 000 DM sind 30 000 DM nur der 
berühmte Tropfen auf den heißen Stein — das ist si-
cherlich richtig —; die Abwehrfunktion eines erhöh- 
ten Mindeststammkapitals wird aber mit dazu bei-
tragen, daß die Konkursanfälligkeit gerade kleine-
rer Gesellschaften mit beschränkter Haftung, die 
mit einem Stammkapital von weniger als 50 000 DM 
ausgestattet sind, erheblich reduziert wird. 

50 000 DM Mindestgarantie sind ein durchaus an-
gemessener Preis für die Haftungsbeschränkung. 
Wer also künftig das Haftungsprivileg in Anspruch 
nehmen will, weil er bei einem schlechtem Ge-
schäftsgang seine Gläubiger auf die beschränkte 
Haftungsmasse verweisen will — ich sage bewußt 
nicht: „schädigen will" —, der soll zumindest einen 
angemessenen Einsatz aus seinem eigenen Vermö-
gen leisten. Diese Regelung sichert de n'  Gläubigern 
also einen gewissen Mindestschutz, und die Gesell-
schafter werden an dem geschäftlichen Risiko der 
eigenen Unternehmung beteiligt. Auf Grund des er-
höhten Mindeststammkapitals wird das Haftungs-
privileg also in Zukunft nicht mehr dazu führen, daß 
das Betriebsrisiko von vornherein auf die Gläubiger 
überwälzt wird. 

Es ist ein grundlegender Einwand gegen die Erhö-
hung des Mindeststammkapitals auf 50 000 DM, daß 
eine große Anzahl von Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung existiert, für die typischerweise 
ein erhöhtes Stammkapital nicht erforderlich sei, 
z. B. für Verwaltungsgesellschaften, Beteiligungsge-
sellschaften, die die Haftung in der berühmten 
GmbH & Co. KG übernommen haben, und insbeson-
dere für die Gesellschaften mit ideellen oder ge-
meinnützigen bzw. kulturellen Zwecken. Dies 
scheint mir kein durchschlagendes Gegenargument 
zu sein. 

Was können diese Gesellschaften mit beschränk-
ter Haftung mit 20 000 DM tatsächlich anfangen? Ich 
möchte hier nur auf die 1961 erfolgte Gründung der 
Fernsehanstalt „Freies Fernsehen GmbH" hinwei-
sen, die mit einem Betriebskapital von 20 000 DM 
ausgestattet war. Gründer waren der damalige Bun-
deskanzler Konrad Adenauer für die Bundesrepu-
blik Deutschland und der damalige Bundesjustizmi-
nister Schäffer für die Länder. Diese GmbH wird 
wohl als kulturelles Unternehmen anzusehen sein. 
Nach Volleinzahlung und Registereintragung ließ 
sie sich jedoch einen Kredit von 120 000 Millionen 
DM einräumen. Ein plastisches Beispiel für ein ekla-
tantes Mißverhältnis zwischen Eigen- und Fremdka-
pital ist mir nicht bekannt. Ich glaube, es ist notwen-
dig, an dieser Stelle daran zu erinnern: Der Bund 
mußte aus Haushaltsmitteln gerade bei der Liqui-
dierung dieser GmbH 75 Millionen DM zur Abdek-
kung von Ausfällen übernehmen. 

Da aber die Erhöhung des Mindeststammkapitals 
nur dann den gewünschten Erfolg hat, wenn auch 
die Aufbringung des Kapitals gesichert ist, sieht die 
Novelle über das geltende Recht hinausgehende 
Schutzvorschriften bei Sachgründungen vor. Die 
Arbeitsgruppe des Rechtsausschusses war der An-
sicht, daß Sachgründungen auch weiterhin zulässig 
sein sollten. Es bestand aber Einvernehmen darüber, 
daß die Gesellschaften ihre Einlagen in der Regel in 
bar leisten sollten. Damit Sacheinlagen nicht durch 
eine falsche Bewe rtung zu einer Umgehung der 
Mindestgarantie führen können, sind die Gesell-
schafter verpflichtet, einen Sachgründungsbericht 
und Unterlagen über die angemessene Bewertung 
der Einlagen bei der Anmeldung vorzulegen, für de-
ren Richtigkeit die Gesellschafter und Geschäfts-
führer gesamtschuldnerisch haften. 
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Die Redezeit geht zu Ende; aber ich möchte in die-

sem Zusammenhang noch darauf hinweisen, daß wir 
in der Novelle die Ein-Mann-GmbH legalisiert ha-
ben, was allerdings durch eine verschärfte Regelung 
für das aufzubringende Stammkapital abgesichert 
wird. 

Die sozialdemokratische Fraktion stimmt dem 
Gesetzentwurf zu und ist der Auffassung, daß mit 
dieser — wenn auch klein geratenen — Reform die 
wesentlichen Anliegen, die Anlaß zu dieser Reform 
waren, erfüllt sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Helmrich. 

Helmrich (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Reform des 
GmbH-Gesetzes. Über  wenige Reformgesetze ist so 
lange gesprochen worden wie über die Reform die-
ses Gesetzes. Ich darf zunächst, ehe ich zu Einzelhei-
ten komme, Herrn Kollegen Lambinus den Dank zu-
rückerstatten, ebenso an den Kollegen Kleinert und 
an die Damen und Herren aus den Ministerien, die 
in unserer Arbeitsgruppe mit uns über ein Jahr lang 
diskutiert und gerungen und, wie ich glaube, ge-
meinsam ein Ergebnis gefunden haben, das sich se-
hen lassen kann. 

In einer Zeitschrift wurde in der letzten Woche 
dieses Ergebnis als „kümmerliche Reste" apostro-
phiert. Aber gerade deshalb glauben wir, daß unsere 
Beratungen von Erfolg gekrönt waren. Wir haben 
nämlich von den vorgeschlagenen 1 138 Zeilen im-
merhin zwei Drittel gestrichen und nur 380 stehen-
gelassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vielleicht wäre es manchem lieber gewesen, wir 
hätten einen großen Baum aufgerichtet mit vielen 
kleinen Ästen, und an jedem dritten Ast eine gesetz-
geberische Stilblüte. Aber wir haben uns großer Zu-
rückhaltung befleißigt. Wir haben versucht, die 
Grundstruktur des GmbH-Gesetzes zu erhalten. 
Deshalb sind zwei Drittel der in dem Entwurf der 
Novelle enthaltenen Vorschläge von uns nicht ins 
Gesetz aufgenommen worden. 

Zunächst kurz eine Zusammenstellung dessen, 
was wir stehengelassen haben: 

Das erste und vielleicht auch Bekannteste drau-
ßen im Lande: Das Stammkapital wird von 20 000 
auf 50000 angehoben. Die schon bestehenden Ge-
sellschaften, die ein Stammkapital von weniger als 
50 000 DM haben, müssen dies in einer Fünf-Jahre-
Frist bis zum 31. Dezember 1985 aufstocken. Die 
Mindesteinzahlung beträgt künftig 25 000 DM ge-
genüber bisher 5 000 DM. 

Zweitens. Künftig wird auch schon bei der Grün-
dung die Ein-Mann-GmbH zugelassen. Ich glaube, 
das war eine längst überfällige Notwendigkeit. Al-
lerdings verkennen wir nicht, daß wir damit in man-
chen Fragen in rechtssystematische Schwierigkei-
ten geraten. Das Bedürfnis der Praxis haben wir hier 
aber höher eingeschätzt als die rechtssystemati-
schen Schwierigkeiten. 

Drittens. Personen, die wegen Konkursdelikts 
bestraft oder mit einem Berufsverbot belegt worden 
sind, werden jetzt durch das Gesetz für eine be-
stimmte Zeit von der Geschäftsführung in einer 
GmbH ausgeschlossen. Auch das ist eine notwen-
dige Regelung. Es hat draußen immer wieder zu Un-
ruhe geführt, daß jemand, der Geschäftsführer einer 
Pleite-GmbH war, möglicherweise sogar betrügeri-
schen Konkurs gemacht hat, morgen wieder Ge-
schäftsführer bei einer Ersatz-GmbH werden konn-
te. 

(Vor s i t z: Vizepräsident Dr. von Weiz

-

säcker) 

Viertens. Bei Sachgründungen soll es künftig ei-
nen Sachgründungsbericht geben. Beim Gericht sol-
len ferner Unterlagen über die Bewertung der ein-
gebrachten Sachen eingereicht werden. Das Regi-
stergericht hat die Ordnungsgemäßheit dieser An-
meldungen und dieser Sachgründungen zu prüfen. 

Fünftens. Die Haftung und die Strafbarkeit für fal-
sche Angaben gegenüber dem Gericht sind ver-
schärft worden. 

Sechstens. Kapitalersetzende Gesellschafterdar-
lehen werden in Zukunft im Konkursfalle wie haf-
tendes Kapital behandelt. Teilweise war das nach 
der Rechtsprechung bisher schon der Fall. Insbeson-
dere sollen aber auch Umgehungsgeschäfte für die-
jenigen, die einen Konkursbetrug begehen wollen 
oder sich selber besserstellen wollen als andere 
Gläubiger, unmöglich gemacht werden; diese Leute 
sollen sich nicht mehr hinter einem Gesellschafter-
darlehen verkriechen können. 

Siebentens. Auskunfts- und Informationsrechte 
der einzelnen Gesellschafter sind jetzt erstmals ge-
setzlich geregelt. 

Achtens. Die Verschmelzungen von Gesellschaf-
ten mit beschränkter Haftung mit anderen Gesell-
schaften, auf die Herr Lambinus schon hingewiesen 
hat, sind künftig auch geregelt. Allerdings haben wir 
das nicht ins GmbH-Gesetz hineingenommen, son-
dern es wird in einem anderen Gesetz stehen. 

Was ist nicht ins Gesetz gekommen? Was haben 
wir aus den Vorschlägen, die die Regierung gemacht 
hat, herausgestrichen? Das waren erstens die Prü-
fungsverfahren bei Sachgründungen, zweitens An-
meldungsformalitäten gegenüber dem Gericht, drit-
tens die Nachgründungsvorschriften, die den Prü-
fungsvorschriften bei Sachgründungen entsprechen, 
viertens Verfahren bei Streitigkeiten über das Aus-
kunftsrecht — hier haben wir auf ein Verfahren ver-
wiesen, das im Aktiengesetz schon vorhanden ist. 
Fünftens haben wir das Sonderprüfungsverfahren in 
den §§ 51 c, 51 d und 51 e gestrichen. An anderen 
Stellen haben wir erheblich gekürzt. 

Sie sehen daraus, was wir weggelassen haben: 
Prüfungsverfahren, Anmeldeformalitäten und 
Kontrollvorschriften. 

Wir haben uns bei jeder Regelung — und das ist 
vielleicht die Besonderheit bei unseren Bemühun-
gen in diesem Gesetzgebungsverfahren gewesen — 
zwei Fragen, die an sich selbstverständlich sind, 
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noch einmal ganz ernst gestellt: Erstens. Was muß 
zwingend in das Gesetz hinein? Zweitens. Wie muß 
es hineingeschrieben werden? 

Zur ersten Frage, was zwingend in ein Gesetz hin-
ein muß, ein Beispiel: Bei dem Gründungsprüfungs-
verfahren sollte festgelegt werden, daß die Grün-
dungsprüfer durch das Gericht bestellt werden, daß, 
wenn Buchführungsfragen geprüft werden müssen, 
Buchprüfer bestellt werden sollen, die darin ausrei-
chend vorgebildet und erfahren sein sollen. Sie soll-
ten ihren Bericht schriftlich machen, der Bericht 
sollte bestimmten Personen zugehen. Bei Meinungs-
verschiedenheiten sollte ein Gericht entscheiden. 
Die Prüfer sollten Anspruch auf Ersatz haben. 
Meine Damen und Herren, das alles ist im Gesetz 
zum Teil schon geregelt, zum Teil ist es selbstver-
ständlich. Deswegen brauchte eine erneute Rege-
lung nicht zu erfolgen. Daher haben wir gesagt: Es 
ist schlicht überflüssig. Die Beispiele dafür ließen 
sich vermehren. 

Bei der ersten Frage, was zwingend in ein Gesetz 
hinein muß, haben wir nach dem Grundsatz gehan-
delt: Was nicht unbedingt hinein muß, soll auch un-
bedingt draußen bleiben. Nur so kann garantiert 
werden, daß wir nicht ständig längere und detaillier-
tere Gesetze bekommen. 

Zu der Frage: Wie muß es ins Gesetz hineinge-
schrieben werden? Hier wird am meisten gesündigt. 
Hier ist es sicherlich auch besonders schwierig. Das 
Problem ist bekannt: schlechte Formulierungen, zu 
lange Paragraphen, zu lange Absätze, zu lange Sätze. 
Wir haben uns an den § 35 Abs. 1 der Gemeinsamen 
Geschäftsordnung der Bundesministerien gehalten, 
wo es heißt — ich zitiere —: 

Gesetze müssen sprachlich einwandfrei und so-
weit wie möglich für jedermann verständlich 
gefaßt sein. 

Wir haben — so ungewöhnlich das in diesem Hause 
auch sein mag — versucht, diese Grundsätze ernst 
zu nehmen. Wir haben dabei erfreulicherweise eine 
alte Regel wiederentdeckt: Den Stil verbessern 
heißt, den Gedanken verbessern. Lange Schachtel-
sätze,, häufige Bezugnahmen auf andere Absätze und 
Paragraphen machen ein Gesetz unleserlich und 
schwer verständlich, etwa der vorgeschlagene § 32 a 
Abs. 1 mit seinen 35 Zeilen. Er ist völlig unleserlich 
und gesetzgeberisch für unsere Begriffe, so haben 
wir in der Arbeitsgruppe gemeint, eine Mißgeburt. 

Wir haben hier nach einer Faustregel gearbeitet. 
Sie ist sicher nicht immer einzuhalten. Aber wir ha-
ben zunächst einmal den Versuch gemacht, festzu-
stellen, welche Paragraphen wir so zusammenstrei-
chen könnten. Wir haben gesagt: Kein Paragraph 
mehr als drei Absätze; kein Absatz mehr als drei 
Sätze und kein Satz mehr als drei Zeilen. Kürze 
zwingt zur Klarheit. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. Em

-

merlich [SPD]: Kein Satz mehr als drei Wör

-

ter! — Heiterkeit) 

— Das liegt an der Länge der Zeile, Herr Kollege 
Emmerlich. 

Aber warum rede ich hier über solche Selbstver-
ständlichkeiten? 

(Kolb [CDU/CSU]: Sind sie das?) 

— Es freut mich, daß Sie das fragen. Es müßten je-
denfalls Selbstverständlichkeiten sein. Ich nehme 
dieses Gesetz zum Anlaß, darüber zu reden, weil 
diese Dinge in diesem Hause keine Selbstverständ-
lichkeiten mehr sind, ja, weil sie hier im Hause gera-
dezu mit Füßen getreten werden, während wir drau-
ßen nicht mehr verstanden werden. Alle Welt redet 
über Bürokratisierung, über zu viele Gesetze, zu 
lange Gesetze, zu komplizierte Gesetze. Aber wir 
sind diejenigen, die sie machen. Die Hauptverant-
wortlichen sind Gesetzgeber, Verwaltung und Ge-
richte. In diesem Hause wird letztendlich entschie-
den, ob wir uns mehr und mehr in einem Paragra-
phengestrüpp verirren oder ob es uns gelingt, wie-
der einfachere und bessere Gesetze zu machen. 

Lassen Sie mich nach draußen noch folgendes sa-
gen: Wir werden in diesem Bemühen sowohl von 
der Presse als auch von Verbänden, als auch von der 
Wissenschaft nur unzureichend unterstützt. Die 
meisten Stellungnahmen zu Gesetzen, die wir be-
kommen, sagen zu derartigen Fragen fast nichts. 

Schwierig ist es natürlich, nach dem Grundsatz zu 
handeln, daß Gesetze möglichst für jedermann ver-
ständlich gefaßt sein sollen. Ich weiß, daß wir in der 
Begriffsjurisprudenz, wie Professor Wiacker einmal 
sagte, dem Zwang der Hauptwörterei unterliegen. 
Dennoch müssen wir den Versuch machen, und 
zwar bei jedem Gesetz immer wieder, nicht die 
eigene Gesetzes- oder Juristensprache, nicht die 
Sprache der Verwaltung, nicht die Sprache der Privi-
legierten Oberhand gewinnen zu lassen, sondern 
wir müssen zurück zu einer Sprache, die für alle ver-
ständlich wird. 

Deshalb lassen Sie mich Luther, der auch gegen 
die Gelehrtensprache kämpfte, aus seinem Send-
brief vom Dolmetschen zitieren. Dort hat er ge-
schrieben: 

Denn man muß nicht die Buchstaben fragen, wie 
man deutsch reden soll, sondern man muß die 
Mutter im Hause und die Kinder auf der Gasse 
und den gemeinen Mann auf dem Markt darum 
fragen und ihnen auf das Maul sehen, wie sie re-
den, und danach übersetzen und dann verste-
hen sie es auch, und merken, daß man deutsch 
mit ihnen redet. 

Sie können bei Luther nachlesen, wie er manchmal 
um Worte und Ausdrücke mit seinen Freunden 14 
Tage lang gerungen hat, um eine klare Sprache zu 
sprechen. 

Hier im Hause wird manchmal Monate gefeilscht, 
um in faulen Kompromissen Begriffe und Formulie-
rungen zu finden, die mehr verschleiern als klären. 
Ich sage das nicht als Träumer, weil ich auf schnelle 
Besserung hoffe, sondern ich sage es deshalb, weil 
ich hier immer wieder erlebt habe, daß wir den 
Adressaten unserer Gesetze aus den Augen verlie

-

ren. Die Männer und Frauen draußen in unseren 
Wahlkreisen und die Jugendlichen als heranwach-
sende Staatsbürger sind die Adressaten unserer Ge-
setze. Ich verlange auch von einem GmbH-Gesetz, 
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daß ein Maurer, ein Polier und ein Meister, die sich 
zusammentun und selbständig machen und eine 
GmbH gründen wollen, zumindest sprachlich Zu-
gang zu diesem Gesetz haben und zweitens nicht 
von der Kompliziertheit der Regelungen abge-
schreckt werden. 

In diesem Sinne soll unsere Arbeit an diesem Ge-
setz ein bescheidener Versuch sein, den Verwal-
tungsmoloch Staat in erträglichen Grenzen zu hal-
ten, der sich als Leistungs- und Kontrollinstanz mit-
lerweile für alles Verantwortung anmaßt, sich in al-
les einmischt und dann auch noch staunt, wenn alle 
immer gleich nach dem Staat rufen. Ich hoffe, daß 
uns bei dieser Gesetzgebung einiges in diesem 
Sinne gelungen ist. Für Kritik und weitere Anregun-
gen auf diesem Wege wären wir dankbar. — Ich 
danke Ihnen, aber wenn noch eine Zwischenfrage 
ist, bitte. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Kollege Helmrich, kön-
nen Sie mir erklären, was die Sprache eines Geset-
zes mit den Kompetenzen, die es staatlichen Orga-
nen verleiht, zu tun hat? 

Heimrich (CDU/CSU): Sprache ist — das sollten 
Sie wissen — ein Mittel von Herrschaft. Je kompli-
zierter und undurchsichtiger Sprache ist, desto 
leichter ist es, an der Bevölkerung vorbeizuregieren. 
Das haben Sprachen, Gesetze und Regieren gegen-
über der Bevölkerung miteinander zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
der Abgeordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen! Meine Herren! Ich weiß nicht, ob uns die 
Formulierung so gelungen ist, Herr Helmrich, wie 
Luther es gerne gehabt hätte, und ich glaube, auch 
wenn man sich noch soviel Mühe gibt, lassen sich 
die modernen Sachverhalte so nicht regeln. Ich be-
danke mich, wie Sie auch, bei Herrn Lambinus und 
bei Herrn Helmrich als Mitberichterstattern für die 
angenehme Art einer von Hause aus ja gar nicht so 
angenehmen Zusammenarbeit. Ich bedanke mich 
genauso herzlich bei den Damen und Herren des 
Bundesministeriums der Justiz und auch des Sekre-
tariats des Rechtsausschusses für die gute Zusam-
menarbeit, die wir hier gehabt haben. 

Tatsächlich halte auch ich für das Wesentliche bei 
dieser Arbeit — und so hat es der Rechtsausschuß ja 
auch gesehen — nicht das, was hier an materiellen 
Regelungen zustande gekommen ist. Ich behaupte 
im Gegensatz zu der eben schon angesprochenen 
Zeitung — ich meine, es wäre so eine Art Maga-
zin —, daß der Regelungsgehalt der Regierungsvor-
lage in vollem Umfang erhalten geblieben ist. All 
das, was im Interesse der Bürger, der Gläubiger, der 
Partner einer GmbH hier von der Regierung für re-
gelungswürdig gehalten worden ist, ist erhalten ge-
blieben. Wir haben aber mit einem nicht ganz uner-
heblichen Zeit- und Arbeitsaufwand — in welcher 
Reihenfolge auch immer — versucht, diesen Rege-
lungsinhalt auf die kleinstmögliche sprachliche 
Form zu bringen. Wir haben das nicht deshalb ge

-tan, weil das gerade bei dem GmbH-Gesetz so wich-
tig wäre, sondern weil in der Arbeitsgruppe ganz 
grundsätzlich die Meinung war, man müsse das ein-
mal versuchen und richtig bis in die letzte Einzelheit 
durchexerzieren, um damit auch für andere Gesetze 
ein Beispiel zu geben. 

Wir haben hier im Hause im Jahre 1969 einen 
Entwurf mit etwa 300 Paragraphen gehabt. Wir ha-
ben jetzt einen viel weniger umfangreichen Entwurf 
mit immerhin noch 44 zusätzlichen Paragraphen ge-
habt; davon haben wir 14 wieder gestrichen. Das ist 
nur das äußere Gerüst des Gesetzes. Zum Sprachli-
chen und dem, was das für den Umfang des Gesetzes 
ausmacht, hat Herr Helmrich hier schon Zahlen ge-
nannt, die meiner Meinung nach eindrucksvoll 
sind. 

Nun sollte man nicht in die Manie verfallen, Zei-
len schinden zu wollen, wenn es darum geht, ver-
ständliche Gesetze zu machen. Dabei können auch 
manche nützliche Hinweise in einem Gesetz auf der 
Strecke bleiben, die an sich für die Rechtsanwen-
dung, z. B. durch den Richter, nicht erforderlich wä-
ren. Wir meinen allerdings, daß wir und auch unsere 
Vorgänger in diesem Hause bei dem Bemühen, im-
mer weitere Hinweise zu geben und immer mehr 
Detailregelungen zu schaffen, damit ja niemand 
auch nur einen Millimeter vom Willen des jeweili-
gen Gesetzgebers abweicht, zu weit gegangen sind 
und daß hier nicht nur Einhalt, sondern Umkehr ge-
boten ist. Wir können uns das ganze Gerede an 
Sonntagen in der breiteren Öffentlichkeit über die 
Gesetzesflut schenken, wenn wir nicht an Einzelfäl-
len vormachen, wie es statt dessen sein soll. 

(Beifall) 

Wenn wir dann so mißverstanden werden wie in 
der letzten Woche in der erwähnten Zeitung, dann 
ist das sehr bedauerlich. Es sind doch die gleichen 
Journalisten, die von uns mehr Knappheit und Klar-
heit verlangen, sich aber nicht die Mühe nehmen, 
das Ergebnis einer solchen Arbeit in einem Einzel-
fall — wie ich fürchte, sogar in einem Ausnahmefall 
— so weit zur Kenntnis zu nehmen, daß sie sich 
dann nicht einfach enttäuscht darüber äußern und 
sagen, es sei so wenig geworden. Wir sind — wie-
derum im Gegensatz zu jener Berichterstattung — 
der Meinung, jetzt alles Regelungsbedürftige gere-
gelt und nicht nur einfach eine Zwischenregelung 
getroffen zu haben, der alsbald eine weitere folgen 
muß. Das einzige, was ausgenommen werden mußte, 
sind die Regelungen, die auf europäischer Ebene 
von uns verlangt werden, denen wir nicht vorgreifen 
und die wir zu gegebener Zeit nachvollziehen wer-
den müssen. Alles andere ist unserer Auffassung 
nach aufgearbeitet. 

Auf die Einzelheiten brauche ich nach dem, was 
die Herren Kollegen ausgeführt haben, nicht weiter 
einzugehen. Ich möchte nur noch nachtragen, daß es 
bei der Frage der Kapitalausstattung auch eine 
wichtige Rolle gespielt hat, daß Darlehen der Gesell-
schafter im Konkursfall wie Eigenkapital zu behan-
deln sind, wenn sie vernünftigerweise von soliden 
Geschäftsleuten als Eigenkapital gegeben worden 
wären, so daß eine unterkapitalisierte Gesellschaft 
nicht über Darlehen lange Zeit scheinbar gesund er- 
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halten werden kann und im Konkursfall die Gesell-
schafter selbst als erste auf Grund irgendwelcher Si-
cherungen dieses Geld den Gläubigern vor der Nase 
weg zurückziehen können. Das halte ich vom Wert 
der Gesellschaft und vom Zugriffswert der Gesell-
schaft her für eine wichtigere Regelung als die ge-
schilderte Erhöhung des Stammkapitals. Mit dieser 
Erhöhung des Stammkapitals werden im wesentli-
chen wohl mehr die Verantwortung der Gründer — 
ihr Verantwortungsbewußtsein — angesprochen 
und weniger eine tatsächliche Grundlage für ein flo-
rierendes Unternehmen im Sinne einer Haftungs-
grundlage geschaffen. 

Wir haben im übrigen auch § 7 des Regierungs-
entwurfs entfallen lassen — das möchte ich am 
Rande noch anmerken —, der sich mit der Kom-
manditgesellschaft auf Aktien befaßte, weil wir 
eine solche Regelung nicht für nötig hielten. 

Das Entscheidende aber, meine Damen und Her-
ren, ist — ich komme darauf noch einmal zurück, 
weil es wirklich der Kern unserer Bemühungen 
war —: Wir hoffen, daß diejenigen, die sich über-
haupt mit Gesetzgebung und Gesetzgebungstechnik 
befassen, wenn sie dieses und jenes nachlesen und 
sich die synoptische Darstellung dieser Bundestags-
drucksache vor Augen führen, sehen, daß es doch 
möglich ist, mit weit weniger Worten — und damit 
von Hause aus verständlicher — auszukommen, als 
man das gemeinhin glaubt. 

Ich war immer der Meinung, daß das Aktienge-
setz in seiner letzten umfangreichen und in einem 
sehr großen Reformvorhaben dieses Hauses gefun-
denen Gestalt ein gutes Recht wäre. Ich bin nach un-
serer Befassung mit diesem GmbH-Gesetz nicht 
mehr so ungeschränkt dieser Meinung. Ich habe 
nämlich festgestellt, daß man sich dort auf dem Hö-
hepunkt einer gesetzgebungstechnischen Welle be-
fand, bei der man glaubte, lieber etwas noch klarer, 
noch deutlicher und deshalb auch ausführlicher dar-
stellen zu müssen, damit ja kein Zweifel entstehen 
kann, als etwas, was an sich nach der Gesetzesspra-
che mindestens für den Richter klar ist, so auch dem 
Richter anheimzugeben. Dieses Bemühen hat, wie 
ich mir habe erzählen lassen, dazu geführt, daß tat-
sächlich weniger Firmen in den letzten Jahren die 
Form der Aktiengesellschaft gewählt haben, als es 
vielleicht Firmen getan hätten, wenn das Aktien-
recht etwas einfacher und überschaubarer geblieben 
wäre. Wir haben uns deshalb sehr bewußt von der 
Vorlage des Aktiengesetzes losgelöst, die ursprüng-
lich einmal bei den früheren GmbH-Gesetzesnovel-
len ganz deutlich Pate gestanden hatte, und haben 
gemeint, diese Form der einfachen anonymen Ge-
sellschaft, der anonymen Gesellschaft für den klei-
neren Unternehmer, so überschaubar, wie es heute 
nur irgend möglich ist, erhalten zu müssen. 

Die Dinge haben auch verwaltungstechnische 
Komponenten; ich darf das noch anfügen. - Die mo-
derne Technik ist etwas ganz Schlimmes; ich kann 
aus dieser Uhr hier überhaupt nichts mehr erse-
hen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie läuft rück

-

wärts!) 

Früher konnte man erkennen, wie weit die Zeit ab-
gelaufen war. 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Herr Abgeord-
neter, Ihre Redezeit beträgt noch 5 Minuten und 20 
Sekunden. 

Kleinert  (FDP): Herzlichen Dank! Sie scheinen ein 
besseres Instrument zu haben, Herr Präsident. 

(Kolb [CDU/CSU]: Diese Uhr zählt rück

-

wärts! Sie läuft im Krebsgang!) 

Jedenfalls werde ich diese fünf Minuten Ihnen allen 
zuliebe, die Sie die Liebenswürdigkeit hatten, sich 
ausgerechnet zur Beratung dieser Materie hier ein-
zufinden, nicht mehr voll in Anspruch nehmen. 

Ich möchte nur noch folgendes sagen. Wenn man 
schon an die Beratung eines solchen Gesetzes geht, 
sollte man sich auch einmal überlegen, wie Verwal-
tungsabläufe aussehen, die durch ein solches Ge-
setz hervorgerufen werden, und zwar nicht nur un-
ter dem Gesichtspunkt, der uns rein formal auf allen 
Bundestagsdrucksachen begegnet. Meistens steht 
hier: „Kosten — keine." Es gibt überhaupt nichts auf 
der Welt, das irgendeine Bedeutung hat, was nichts 
kostet. Insofern handelt es sich bei dieser Angabe 
auf den Vorblättern von Bundestagsdrucksachen 
mit Sicherheit in aller Regel um eine Gedankenlo-
sigkeit oder um mangelndes volkswirtschaftliches 
Vorstellungsvermögen. Denn die Tatsache, daß der 
Bund keine Kosten hat, ist ja für den Steuerzahler 
und die sonst von einem Gesetz Betroffenen völlig 
uninteressant. Es interessiert, welche volkswirt-
schaftlichen Kosten irgendwo in diesem Land ent-
stehen, wenn ein solches Gesetz gemacht wird. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die werden immer ver

-

schwiegen!) 

Darauf sollte man bei jedem Gesetz achten. 

Wir haben im Laufe unserer Beratungen nur ei-
nige Kleinigkeiten ausgeräumt und sind dabei z. B. 
in Widerspruch zum Finanzausschuß dieses Hohen 
Hauses geraten. Ich darf einmal ein Beispiel nennen, 
weil es mir als Praktiker wirklich Freude macht. Es 
gibt eine Unbedenklichkeitsbescheinigung des Fi-
nanzamtes, die Voraussetzung dafür ist, daß eine 
GmbH vom Richter überhaupt in das Handelsregi-
ster eingetragen werden darf. Diese gibt es seit al-
tersher; darum hat wahrscheinlich auch niemand 
mehr darüber nachgedacht. Diese Unbedenklich-
keitsbescheinigung hat keinen anderen Zweck als 
den, die Zahlung der Gesellschaftssteuer, die nach 
heutigem Recht in aller Regel 125 DM beträgt und in 
Zukunft 500 DM betragen wird, zu sichern. Das ist 
also sozusagen eine qualifizierte Quittung des Fi-
nanzamtes, die aber die Eintragung einer Gesell-
schaft, zu der sich Kaufleute nach langen Erwägun-
gen und Beratungen entschlossen haben, weil sie 
ein Unternehmen betreiben wollen, weil sie etwas 
unternehmen wollen, im Durchschnitt um minde-
stens vier Wochen verzögert. 

Wenn nun jemand, der sich entschlossen hat, et-
was zu unternehmen, gleich zu Beginn sieht, was der 
Staat darunter versteht, etwas zu unternehmen, et-
was zu tun und darauf zu drängen, daß etwas ge-
schieht, indem er vier Wochen auf diese qualifi- 
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zierte Quittung wartet, dann ist ihm bei der Grün-
dung seiner Gesellschaft die Hälfte des Unterneh-
mergeistes schon wieder abhandengekommen, 

(Kolb [CDU/CSU]: So ist es!) 

und das wegen 500 DM. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Deshalb haben wir gesagt: Dann wollen wir das doch 
einfach einmal streichen. Daraufhin hat der Finanz-
ausschuß — vom Bundesfinanzministerium offenbar 
trefflich beraten — gesagt: Von dieser Streichung 
raten wir ab, denn es gibt ja keine Zeitverzöge-
rung. 

Auch das ist ein reiner Formularbescheid ohne je-
des Nachdenken. Sie werden in diesem Lande kei-
nen Notar finden, der diese Behauptung nicht für ab-
wegig hält, weil er es aus der Praxis besser weiß. Er-
fahrung ist offenbar doch etwas sehr Wichtiges. Dies 
gilt am Rande auch für die Zusammensetzung des 
Parlaments. 

(Heiterkeit) 

Gegen einen weiteren Punkt haben wir auch sehr 
starke Einwendungen von einem anderen Hause als 
dem Bundesministerium der Justiz entgegenneh-
men müssen. Es handelt sich dabei nämlich darum, 
daß die Aufsichtsräte, die bei GmbHs gebildet wer-
den können, aber keineswegs gebildet werden müs-
sen, im Gegensatz zu allen anderen Aufsichtsräten 
von GmbHs das Recht haben sollen, ihre Verschwie-
genheitspflicht, die nach diesem Gesetz statuiert ist, 
dann zu durchbrechen, wenn sie von öffentlichen 
Händen entsandt worden sind. Dies konnten wir al-
lerdings nicht einsehen. Eine solche Sondervor-
schrift ist von Hause aus unsinnig. Wenn die öffent-
liche Hand meint — aus sehr unterschiedlichen 
Gründen —, sich privatrechtlicher Formen bedienen 
zu müssen, dann soll sie sich so behandeln lassen 
wie jeder andere Bürger auch. 

(Rawe [CDU/CSU]: So ist das!) 

Wenn es Komplikationen geben sollte, dann kann 
ich nur empfehlen, die paar Tagegelder der Auf-
sichtsräte dranzugeben, die Aufsichtsräte wegzulas-
sen und sich den Geschäftsführer bei Gelegenheit 
ins Haus zu zitieren, wo der Anteilseigner sitzt. 
Dann spart man noch viel mehr Aufwand. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
der Herr Bundesminister der Justiz. 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi-
dentl Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die 
GmbH hat sich als Gesellschaftsform bewährt; sie ist 
fast 90 Jahre alt. Ihre Beliebtheit wächst ständig. Die 
Zahl der Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
hat sich in den letzten zehn Jahren mehr als verdrei-
facht. Sie beträgt jetzt 225 000. Ihre Vorzüge sind 
auch im Ausland anerkannt. Viele ausländische 
Rechtsordnungen haben die deutsche GmbH — in 
mäßig abgewandelter Form — übernommen. 

Das, was wir heute verabschieden, ist nicht die 
große Reform, die im 6. Deutschen Bundestag ein- 

mal in Angriff genommen worden ist. Eine solche 
Reform würde die Lösung unternehmensverfas-
sungsrechtlicher Fragen voraussetzen. Deren Dis-
kussion hat aber, gestützt auf den Bericht der Unter-
nehmensrechtskommission, in der Öffentlichkeit 
jetzt überhaupt erst begonnen. 

Das, was diese Novelle bietet, sind Verbesserun-
gen, die erläutert worden sind. Es sind dies eine 
Verstärkung des Gläubigerschutzes sowie eine Ver-
stärkung des Individualschutzes, der einzelnen Ge

-

sellschafter. Bestimmte wi rtschaftliche Bedürfnisse 
werden befriedigt. Die Ein-Mann-GmbH — eine 
Entwicklung der Rechtsprechung — wird im Gesetz 
nunmehr förmlich geregelt; die Verschmelzung ist 
erwähnt worden. Schließlich wird bei der immer 
wieder ein bißchen in den Nebel geratenen GmbH 
und Co. der Gläubigerschutz durch eine Reihe von 
Bestimmungen verbessert. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
habe in erster Linie den drei Mitgliedern der 
Arbeitsgruppe des Rechtsausschusses, die mit mei-
nen drei Vorrednern identisch ist, für die große 
Mühe und Intensität zu danken, mit der sie in der 
Tat eine wesentliche Vereinfachung und eine we-
sentliche Verkürzung des Textes erreicht haben. 
Dies setzte allerdings ein bewundernswe rtes und in 
diesem Umfang sonst wahrscheinlich gar nicht mög-
liches zeitliches Engagement voraus. Ich habe den 
Herren meines Ministeriums dafür zu danken, daß 
sie nicht in verliebtem Autorenstolz jeden Satz bis 
zur letzten Möglichkeit verteidigt, sondern in einer 
Arbeitsgemeinschaft mit den Abgeordneten einen 
Beitrag zu eben diesem Ergebnis geleistet haben, 
das wir jetzt erreicht haben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Hier war von vorbildlicher Gesetzgebungstechnik 
die Rede. Dabei wurden sogar Luther und die „Herr-
schaft der Worte" zitiert, ein Begriff, den Hannah 
Arendt ganz besonders stark unterstrichen hat. Et-
was bescheidener würde ich sagen: Die Chance, dies 
zu leisten, hängt ganz entscheidend davon ab, daß je-
der, der daran beteiligt ist, nicht meint, das, was er 
erstmals zu Papier gebracht hat, sei mit seinem per-
sönlichen Prestige und mit seiner persönlichen An-
erkennung unlösbar verbunden. 

Ich hoffe sehr, daß das, was dazu gesagt wurde, 
nun auch beim zweiten Durchgang durch den Bun-
desrat Bestand hat. Denn es — dies wird insbeson-
dere den Kollegen von der Opposition interessieren 
— zeichnet sich bereits wieder ab — ich würde fast 
sagen: leider —, daß die vereinfachten Formulierun-
gen im Unterausschuß des Rechtsausschusses des 
Bundesrates in Frage gestellt werden und neuer-
dings durch die komplizierteren Fassungen ersetzt 
werden sollen, über die unsere gemeinsame Arbeit 
bereits hinweggeschritten war. Ich werde mir erlau-
ben, dem Bundesrat Auszüge aus dem heutigen Pro-
tokoll zur Verfügung zu stellen, und zwar bereits 
dem Rechtsausschuß, und hoffe, daß die Überzeu-
gungskraft, die sich hier Bahn gebrochen hat, ihren 
Eindruck auch im Bundesrat — quer durch die elf 
Länder und quer durch die jeweiligen Stimmführer 
— nicht verfehlt. 
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Ich bitte um einstimmige Billigung dieser Vorlage. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Vizepräsident von Weizsäcker: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor; 
dann schließe ich die Aussprache. Wir kommen zur 
Einzelberatung und Abstimmung in zweiter Bera-
tung. 

Ich rufe auf die Art. 1 bis 5, die Art. 5 a bis 5 f, die 
Art. 6 und 7, Einleitung und Überschrift in der Aus-
schußfassung. Wer den aufgerufenen Vorschriften 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Bitte die Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Das Gesetz ist in zweiter Beratung einstimmig 
angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 
Wird das Wo rt  gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 
Dann kommen wir zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich vom Platz zu erheben. — Vielen Dank. Bitte 
die Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist 
damit in dritter Beratung einstimmig angenom-
men. 

Wir haben noch über eine Beschlußempfehlung 
des Ausschusses abzustimmen. Der Ausschuß emp-
fiehlt auf Drucksache 8/3908 unter Nr. 2, die zu dem 
Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für erle-
digt zu erklären. Ist das Haus damit einverstanden? 
— Kein Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 7: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Siebzehnten Strafrechtsänderungsgesetzes 
(17. StrÄndG) 

— Drucksache 8/3218 — 
Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 8/3857 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Hartmann 
Lambinus 
(Erste Beratung 181. Sitzung) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wo rt? — 
Das ist nicht der Fall. 

Dann eröffne ich die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat der Abgeordnete Ha rtmann. 

Hartmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst 
möchte ich mich einem Petitum des Kollegen Klei-
nert anschließen, was diese Uhr hier betrifft. Das 
schöne, runde, altertümliche Ding war etwas sehr 
Übersichtliches und Einprägsames. Diese digitale 
Technik entspricht dem bei weitem nicht. Deshalb 
wäre ich mit dem Kollegen Kleine rt  dankbar, wenn 
die alte Uhr wieder installiert werden könnte. 

Meine verehrten Damen und Herren! Ich möchte 
nochmals ins Gedächtnis zurückrufen, daß der vor-
liegende Gesetzentwurf im Prinzip, nicht in seiner 

letztlichen Ausgestaltung, auf einem verfassungsge-
richtlichen Auftrag beruht. In seinem Urteil zur 
Vereinbarkeit der lebenslangen Freiheitsstrafe 
mit dem Grundgesetz vom 21. Juni 1977 hat der 
Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts unter 
anderem entschieden, daß zu den Voraussetzungen 
eines menschenwürdigen Strafvollzugs gehört, daß 
dem zu lebenslanger Freiheitsstrafe Verurteilten 
grundsätzlich eine Chance verbleibt, je wieder der 
Freiheit teilhaftig zu werden. Die Möglichkeit der 
Begnadigung allein sei nicht ausreichend. Vielmehr 
gebiete das Rechtsstaatsprinzip, die Voraussetzun-
gen, unter denen die Vollstreckung einer lebenslan-
gen Freiheitsstrafe ausgesetzt werden kann, und das 
dabei anzuwendende Verfahren gesetzlich zu re-
geln. 

Die von der Koalitionsmehrheit beschlossene 
Ausschußfassung des Gesetzentwurfes der Bundes-
regierung nimmt nun diesen verfassungsgerichtli-
chen Auftrag zum Anlaß, die lebenslange Freiheits-
strafe in ihrer Sühne- und Abschreckungswirkung 
zu entwerten und eine Entlassungsautomatik zu 
programmieren. 

(Lambinus [SPD]: Das ist doch nicht wahr! — 
Dürr [SPD]: Nicht übertreiben, Herr Kolle

-

ge!) 

Dies geschieht dadurch, daß die Mindestverbü-
ßungsdauer einer verhängten lebenslangen Frei-
heitsstrafe lediglich 15 Jahre betragen soll und daß 
als weitere Voraussetzung für die Aussetzung des 
Restes einer lebenslangen Freiheitsstrafe zur Be-
währung lediglich vorgesehen ist — neben einigen 
anderen Voraussetzungen, die unstreitig sind —, 

daß verantwortet werden kann, zu erproben, ob der 
Verurteilte außerhalb des Strafvollzugs keine Straf-
taten mehr begehen wird. Beide Voraussetzungen 
laufen darauf hinaus, daß die lebenslange Freiheits-
strafe künftig nicht mehr länger dauert und unter 
den gleichen Voraussetzungen ausgesetzt werden 
kann, wie die längste zeitige Freiheitsstrafe von 
15 Jahren. 

Meine Fraktion hat im Rechtsausschuß demge-
genüber beantragt, eine Mindestverbüßungsdauer 
von 20 Jahren festzusetzen und die materiellen Vor-
aussetzungen der Strafrestaussetzung durch eine 
bessere Prognoseklausel zu verschärfen. Dabei sind 
wir soweit gegangen, daß wir uns sogar einen Vor-
schlag des Kollegen Engelhard von der FDP zu 
eigen gemacht haben. Das Wort „sogar" bezieht sich 
nicht auf Ihre Person, Herr Engelhard, sondern auf 
den Umstand, daß der Kollege Engelhard gewiß 
nicht in dem Verdacht steht, uns unangemessen 
weit entgegenzukommen. 

Leider kam es nicht zu diesem Kompromiß, da 
eine Einigung schon an der Frage der Mindestver-
büßungsdauer scheiterte. Die Koalition war nicht 
bereit, sich unseren Vorstellungen anzunähern. 

(Dürr [SPD]: Und wie sieht es mit der Bereit

-

schaft Ihrer Seite aus?) 

— Ich brauche jetzt nicht alles aufzublättern, was wir 
in schöner Vertraulichkeit beraten haben. Daß es 
diese Vertraulichkeit gibt, ist etwas, was wir uns in 
diesem Parlament auch in diesen turbulenten Zeiten 
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bewahren sollten. Ich will nicht alles ausbreiten, 
aber Sie wissen genau, wo und wieweit wir noch aus-
einander waren. 

Die 20 Jahre, die auch der Bundesrat forde rt, ha-
ben wir uns ja nicht aus den Fingern gesogen. Sie 
sind der Mittelwert der tatsächlichen Verbüßungs-
zeiten, wie sie das Bundesverfassungsgericht in sei-
nem Urteil mitgeteilt hat. 

Dagegen wurde vorgebracht, daß sich die durch-
schnittlichen Verbüßungszeiten seit 1977, seit dem 
Zeitpunkt dieses Urteils, weiter verringert hätten. 
Es wurden auch ausländische Beispiele für gerin-
gere Verbüßungszeiten angeführt. 

Meine Damen und Herren, solche statistischen 
Ermittlungen — das haben wir im Rechtsausschuß 
immer wieder gesagt — können aber kein verbindli-
cher Maßstab für die hier zu treffende Regelung 
sein; denn entscheidend ist der Gedanke, daß die 
Mindestverbüßungsdauer der lebenslänglichen 
Freiheitsstrafe sich deutlich und nicht nur marginal 
vom Höchstmaß der zeitigen Freiheitsstrafe abhe-
ben muß, 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Warum ist dies ent

-

scheidend?) 

um die Abschreckungskraft der lebenslangen Frei-
heitsstrafe nicht zu entwerten, nicht herabzustufen, 
um das bisher in der Praxis zugrunde gelegte Straf-
gefüge nicht insgesamt ins Wanken zu bringen. 

Herr Bundesminister Dr. Vogel, ich habe hier 
schon die Presseerklärung über Ihre Rede. Sie war 
dankenswerterweise bereits heute nachmittag in 
den Fächern. Als Sperrfrist ist der Redebeginn ange-
geben. Wenn Sie sich an diese Presseerklärung über 
Ihre zu haltende Rede halten, werden Sie auf eine 
Entschließung des Ministerkomitees des Europarats 
von 1976 verweisen, nach der die Möglichkeit einer 
Aussetzung der lebenslangen Freiheitsstrafe späte-
stens nach einer Haftzeit von 14 Jahren geprüft wer-
den sollte. Dazu ist im Hinblick auf das von mir zi-
tierte Strafgefüge zu sagen, daß in anderen Staaten 
ein anderes Strafgefüge herrscht und daß diese Re-
lation nicht so synchron und parallel zu bewe rten 
ist, wie Sie das in Ihrer Argumentation tun. 

Ferner werden Sie vermutlich sagen — wenn man 
dem hier in direkter Rede Zitierten folgen will: 

Oder will man wirklich glauben, daß unsere 
deutsche Bevölkerung einer stärkeren Ab-
schreckung durch die Strafrechtspflege bedarf 
als unsere westeuropäischen Nachbarn? 

Sie werden ferner auf die Kriminalstatistik verwei-
sen, nach der für 1978 gegenüber 1974 eine Ab-
nahme der Mordfälle um 20,6 % ausgewiesen ist. Al-
lein gegenüber 1976 sei die Zahl der bekanntgewor-
denen Mordfälle innerhalb eines Jahres um 6,7 % zu-
rückgegangen. Da muß ich etwas sarkastisch wer-
den: Sie können ja auch eine Hochrechnung vorneh-
men und sich ausrechnen, wann Mord überhaupt 
nicht mehr stattfindet und wann Sie den § 211 StGB 
ganz abschaffen können. 

Wir bleiben deshalb bei einer Mindestverbü-
ßungsdauer von 20 Jahren, und wir fordern weiter-
hin eine strengere Prognoseklausel, als sie die Ver

-antwortungsklausel des Regierungsentwurfs dar-
stellt. Es ist bei einem zu lebenslänglicher Freiheits-
strafe Verurteilten zuwenig, daß lediglich verant-
wortet werden kann, zu erproben, ob der Verurteilte 
außerhalb des Strafvollzugs keine Straftaten mehr 
begehen wird. Eine solche Erprobung ist einfach zu 
riskant für die Allgemeinheit, und zwar auch in den-
jenigen Fällen, in denen — wie es der Regierungs-
entwurf immerhin vorsieht — nicht ohnehin die be-
sondere Schwere der Schuld des Verurteilten die 
weitere Vollstreckung gebietet. 

Der Mainzer Ordinarius für Soziologie, Professor 
Helmut Schoeck, hat nach einem Bericht der „Stutt-
garter Nachrichten" vom 19. März dieses Jahres von 
der Gefahr gesprochen, die von vorzeitig aus dem 
Strafvollzug entlassenen Gewalttätern ausgehen 
und diese zu „menschlichen Zeitbomben" werden 
lassen kann. 

Aus diesem Grunde muß, wenn man schon keine 
Gewährleistungsklausel vorsieht, wie sie der Bun-
desrat vorgeschlagen hat, zumindest eine Erwar-
tensklausel in das Gesetz eingefügt werden. 

Welche Lösung wir diesbezüglich für angemessen 
halten, haben wir in dem vorliegenden Änderungs-
antrag zur zweiten Beratung formuliert. Danach soll 
das Gericht die Vollstreckung des Restes einer le-
benslangen Freiheitsstrafe zur Bewährung nur aus-
setzen dürfen, wenn neben einer Mindestverbü-
ßungsdauer von 20 Jahren und den übrigen mate-
riellen Voraussetzungen, wie sie in der Ausschuß-
fassung enthalten sind, bei sorgfältiger Würdigung 
der Persönlichkeit des Verurteilten, seines Vorle-
bens, der Umstände seiner Tat, seines Verhaltens im 
Vollzug und seiner Lebensverhältnisse mit hoher 
Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, daß er in Zu-
kunft ein gesetzmäßiges und geordnetes Leben füh-
ren wird. Eine De-facto-Probezeit, bei deren Nicht-
bestehen, etwa wegen eines neuerlichen Mordes, 
die Strafaussetzung eben zu widerrufen sei, lehnen 
wir als eine unangemessene Vergünstigung mit zu 
hohem Risiko für potentielle weitere Verbrechens-
opfer ab. 

Beides zusammen, die zu geringe Mindestverbü-
ßungsdauer und die zu schwache Prognoseklausel, 
führt nach unserer Auffassung, die im übrigen vom 
Deutschen Richterbund geteilt wird, zu einer Entlas-
sungsautomatik, welche die lebenslängliche Frei-
heitsstrafe in rechtspolitisch unerträglicher Weise 
entwertet. Die Höchststrafe für das schwerste aller 
Verbrechen darf nicht zum zeitlich kalkulierbaren 
Risiko herabgestuft werden. 

Koalition und Bundesregierung lassen im übrigen 
auch außer acht, was das Bundesverfassungsgericht 
in dem zitierten Urteil hauptsächlich entschieden 
hat. Es ist ein wichtiger Rechtsgedanke, der in dem 
Urteil enthalten ist, nämlich daß nach dem gegen-
wärtigen Stand der Erkenntnisse nicht festgestellt 
werden kann, ob der Vollzug der lebenslangen 
Freiheitsstrafe gemäß den Vorschriften des Straf-
vollzugsgesetzes und unter Berücksichtigung der 
seitherigen Gnadenpraxis zwangsläufig zu irrepa-
rablen Schäden psychischer und physischer Art 
führt, welche die Würde des Menschen, wie sie 
Art. 1 des Grundgesetzes schützt, verletzen wür- 



17372 	Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 216. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Mai 1980 

Hartmann 
den. Das Bundesverfassungsgericht weist ausdrück-
lich darauf hin, daß die Verfassungsgrundsätze der 
Würde und der Eigenverantwortlichkeit des Men-
schen auch das Schuldprinzip beinhalten. Tatbe-
stand und Rechtsfolge müssen, gemessen an der 
Idee der Gerechtigkeit, sachgerecht aufeinander ab-
gestimmt sein. 

Die lebenslange Freiheitsstrafe steht an der 
Spitze des Strafenkatalogs unseres Strafrechts. Als 
relativ schwerste Strafe soll sie nicht nur de jure, 
sondern auch de facto der Verletzung des höchsten 
Rechtsgutes, des Lebens, entsprechen. 

In Ansehnung aller von der Rechtsprechung er-
kannten Abgrenzungsprobleme gilt im übrigen die 
Erfahrung, daß der Richter im allgemeinen milder 
als der Gesetzgeber ist. Auch diese Erkenntnis teilt 
das Bundesverfassungsgericht in den Gründen sei-
ner Entscheidung mit. Ich habe bereits einmal dar-
auf hingewiesen, daß die Gerichte in stetig geringer 
werdendem Umfang auf die lebenslängliche Frei-
heitsstrafe erkennen. Diese Erfahrungstatsache 
wird sich auch bei der richterlichen Entscheidung 
über die Aussetzung einer lebenslangen Freiheits-
strafe bestätigen. 

Wir müssen auch bedenken: Der Richter befindet 
sich ja in einer ganz anderen Entscheidungssitua-
tion als der bisherige sogenannte „Gnadenherr", 
nämlich der politisch verantwortliche Ministerprä-
sident, dessen Entscheidung irreversibel war und ist. 
Gnadenentscheidungen — wir wissen das alle, die 
wir damit jemals praktisch zu tun hatten — sind 
wohl die ausgereiftesten und bestvorbereiteten Ent-
scheidungen im Rechtswesen. Nicht von ungefähr 
dauern Gnadenverfahren so lange. 

Der Richer kann sich demgegenüber der Nach-
prüfung und Nachprüfbarkeit seiner Entscheidung 
durch eine obere Instanz — wenn auch nicht ad infi-
nitum — sicher sein. Er entscheidet gewissermaßen 
über dem Netz der Rechtsmittelinstanz, mit dem 
eine mögliche Fehlentscheidung aufgefangen wer-
den kann. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
nichts liegt mir ferner, als unseren Richtern Ober-
flächlichkeit zu unterstellen, aber auch unsere 
Richter sind — wie wir alle — nur Menschen. Es ent-
scheidet sich eben leichter, wenn man weiß, daß 
noch eine Korrektur im Rahmen des rechtlich ge-
ordneten, gesetzlich vorgeschriebenen Gesamtver-
fahrens vorgenommen werden kann. 

Ich darf Sie, meine verehrten Damen und Herren 
Kollegen, bitten, unserem Änderungsantrag zuzu-
stimmen. Er stellt einen vernünftigeren und ausge-
wogeneren Kompromiß zwischen dem Resozialisie-
rungsgedanken, dem Sühnegedanken und dem 
Schutzgedanken unseres Strafrechts dar als der Re-
gierungsentwurf, auch in der Ausschußfassung. 

Noch ein weiterer Punkt unseres Änderungsan-
trages: Unser Änderungsantrag greift -den im 
Rechtsausschuß abgelehnten Antrag des Herrn Kol-
legen Erhard wieder auf, den § 152 der Strafprozeß-
ordnung durch eine Opportunitätsregelung zu er-
gänzen. Danach soll die Staatsanwaltschaft von der 
Erhebung der Anklage mit Zustimmung des Ober

-

landesgerichts absehen können, wenn erstens seit 
Begehung der Tat 20 Jahre verstrichen sind und die 
Strafverfolgung nicht gehemmt war, zweitens das 
seitherige Verhalten des Beschuldigten mit hoher 
Wahrscheinlichkeit erwarten läßt, daß er keine 
Straftat mehr begehen wird, und drittens nicht die 
Schuld des Beschuldigten, soweit dies nach dem Er-
gebnis der Ermittlungen anzunehmen ist, die Straf-
verfolgung gebietet. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Das ist ein Wider

-

spruch zu der Mindestverbüßungsdauer 
von 20 Jahren, die Sie festsetzen wollen!) 

— Verehrter Herr Kollege Emmerlich, lassen Sie 
mich doch ausreden. Sie sind doch im Rechtsaus-
schuß ein so geduldiger Dialogpartner; wir hören Ih-
nen doch auch geduldig zu. Bitte lassen Sie mich 
doch ausreden. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Zwischenrufe müs

-

sen Sie doch noch zulassen!) 

Diese Opportunitätsregelung ist hauptsächlich 
deshalb von der Ausschußmehrheit abgelehnt wor-
den, weil sie angeblich nicht in unmittelbarem Zu-
sammenhang mit der Frage der Aussetzung der le-
benslangen Freiheitsstrafe stehe. Dieses Argument 
halten wir nicht für zutreffend. Ich erinnere in die-
sem Zusammenhang daran, daß bei der Festlegung 
der materiellen Voraussetzungen der Aussetzung 
des Strafrestes das Merkmal der Verteidigung der 
Rechtsordnung mehrheitlich gestrichen worden ist, 
weil es nicht eine Bestimmung geben dürfe, auf die 
sich zu irgendeinem Zeitpunkt jemand berufen kön-
ne, um etwa — um mit Herrn Kollegen Engelhard zu 
sprechen — einem in die Terrorszene geratenen 
Verurteilten nach Ablauf der gesetzlichen Mindest-
verbüßungsdauer einer lebenslangen Freiheits-
strafe zu sagen: Du bist aber einer gewesen, der un-
seren Staat von links her mit Terrormitteln unter-
laufen wollte; du kommst deswegen nicht mehr aus 
dem Gefängnis heraus. — Originalton Engelhard. 
Meine Damen und Herren, exakt diesem Gedanken, 
welchem sich die Ausschußmehrheit angeschlossen 
hat, entspricht der Vorschlag des Herrn Kollegen 
Erhard, nach Ablauf von 20 Jahren seit Begehung 
der Tat und bei Vorliegen der genannten weiteren 
Voraussetzungen eine Opportunitätsregelung zu er-
möglichen, wie sie bereits nach geltendem Recht bei 
Staatsschutzdelikten besteht. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir hoffen, 
daß unser Änderungsantrag insgesamt die Zustim-
mung des Hauses findet, weil wir bei seiner totalen 
Ablehnung dem vorliegenden Regierungsentwurf 
auch in der Ausschußfassung unsere Zustimmung 
versagen müßten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
der Abgeordnete Lambinus. 

Lambinus (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Das von der Bundesre-
gierung eingebrachte 19. Strafrechtsänderungsge-
setz soll die Voraussetzungen, unter denen eine le-
benslage Freiheitsstrafe zur Bewährung ausgesetzt 
werden kann — und das in einem aufwendigen Ver- 
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fahren —, künftig regeln. Der Rechtsausschuß hat 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen von SPD 
und FDP gegen die Stimmen der oppositionellen 
CDU/CSU-Fraktion die Annahme dieses Gesetzent-
wurfes in der im Rechtsausschuß vorgeschlagenen 
geänderten Fassung empfohlen. 

Bisher kann die lebenslange Freiheitsstrafe nur 
im Gnadenweg gemildert werden. Gerichte können 
sie nicht zur Bewährung aussetzen; dies ist nach 
dem geltenden Strafrecht nur für zeitige Freiheits-
strafen möglich. Wegen der uneinheitlichen und un-
gleichmäßigen Handhabung des Begnadigungs-
rechts in den Bundesländern war die Gnadenpraxis 
in den vergangenen Jahren häufiger Gegenstand 
der Kritik. Schon vor vielen Jahren haben immer 
wieder namhafte Wissenschaftler und Praktiker des 
Strafvollzugs auf eine notwendige gesetzliche Rege-
lung der Strafaussetzung zur Bewährung bei lebens-
langer Freiheitsstrafe hingewiesen. 

Schließlich hat der Erste Senat das Bundesverfas-
sungsgerichts mit seiner Entscheidung vom 21. Juni 
1977 zur lebenslangen Freiheitsstrafe einen wei-
teren, zwingend zu beachtenden Anstoß gegeben, 
die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Strafaus-
setzung zur Bewährung in diesem Bereich zu schaf-
fen. Das Bundesverfassungsgericht hat unter Zif-
fer 3 seiner Leitsätze zum Urteil ausgeführt — ich 
darf zitieren —: 

Zu den Voraussetzungen eines menschenwür-
digen Strafvollzugs gehört, daß dem zu lebens-
langer Freiheitsstrafe Verurteilten grundsätz-
lich eine Chance verbleibt, je wieder der Frei-
heit teilhaftig zu werden. Die Möglichkeit der 
Begnadigung alleine ist nicht ausreichend; viel-
mehr gebietet das Rechtsstaatsprinzip, die Vor-
aussetzungen, unter denen die Vollstreckung 
einer lebenslangen Freiheitsstrafe ausgesetzt 
werden kann, und das dabei anzuwendende 
Verfahren gesetzlich zu regeln . 

Soweit das Bundesverfassungsgericht. 

Als Gewinn an Rechtsstaatlichkeit ist es deshalb 
anzusehen, daß nach dem vorliegenden Gesetzent-
wurf nunmehr die Gerichte in einem rechtlich über-
prüfbaren Verfahren über die Strafaussetzung zur 
Bewährung bei Lebenslänglichen zu entscheiden 
haben. Die lebenslange Freiheitsstrafe darf kein 
„Schrecken ohne Ende" sein, sondern sie muß in ei-
ner demokratischen und humanen Gesellschaft, die 
nach ihrer Verfassung die Menschenwürde in den 
Mittelpunkt stellt, ihre notwendige Ergänzung in ei-
nem sinnvollen Behandlungsvollzug finden. Dies 
gilt auch für Lebenslängliche. Auch für sie muß der 
Vollzug auf ihre Resozialisierung hinwirken, sie le-
benstüchtig erhalten und schädlichen Auswirkun-
gen des Freiheitsentzugs und damit auch deformie-
renden Persönlichkeitsveränderungen entgegen-
wirken. Für Lebenslängliche muß, wenngleich auch 
nach langer Strafverbüßung, die Aussicht bestehen, 
sich auf ein Leben in Freiheit einrichten zu müssen 
und zu können. 

Das seit langem kritisierte Gnadenverfahren ist 
den Ansprüchen, die ein demokratischer Rechts-
staat stellt, nicht gerecht geworden. Ich möchte 

nicht darauf verweisen, daß Begnadigungen durch 
politische Instanzen mit ihren häufig vorhandenen 
Abhängigkeiten getroffen werden. Begnadigungen 
unterliegen keiner gerichtlichen Kontrolle, und sie 
erfolgen vertraulich. Die Gutachter haben sich kei-
ner Kritik zu stellen. 

Nicht nur für die Verurteilten in den einzelnen 
Bundesländern war es wenig einsehbar, daß die un-
terschiedliche Gnadenpraxis zu unterschiedlich 
langen Verbüßungszeiten geführt hat, bevor die 
Verurteilten mit einer gnadenweisen Entlassung 
aus dem Freiheitsentzug rechnen konnten. Die 
durchschnittliche Vollzugsdauer lag in Hamburg bei 
ungefähr 16 Jahren, in Bremen bei 17,5 Jahren, in Ba-
den-Württemberg bei 18 Jahren, im Saarland und in 
Schleswig-Holstein zwischen 20 und 21 Jahren und 
in Rheinland-Pfalz bei etwas über 22 Jahren. Eine 
solche Ungleichheit erweckt zumal bei den stärk-
sten Eingriffen, die es in die Freiheitssphäre einer 
Person gibt, größte rechtsstaatliche Bedenken, wie 
ich meine. Vor allem für diejenigen Gefangenen, die, 
aus verschiedenen Bundesländern kommend, in ei-
ner gemeinsamen Haftanstalt untergebracht sind, 
müssen Zweifel an der Gerechtigkeit aufkommen, 
wenn die Haftdauer erkennbar unterschiedlich lang 
ist. Deshalb kann nur durch eine Verrechtlichung 
und Vereinheitlichung der Entlassungspraxis 
dem Gerechtigkeitsanspruch, den auch der Lebens-
lange hat, Genüge getan werden. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung trägt 
dieser Erkenntnis Rechnung und hat zum Inhalt, das 
künftig die Strafvollstreckungskammer beim Land-
gericht die Vollstreckung des Restes einer lebens-
langen Freiheitsstrafe zur Bewährung aussetzt, 
wenn erstens mindestens 15 Jahre der Strafe ver-
büßt sind, zweitens nicht die besondere Schwere der 
Schuld des Verurteilten eine weitere Vollstreckung 
gebietet, drittens verantwortet werden kann, zu er-
proben, ob der Verurteilte außerhalb des Strafvoll-
zugs keine Straftaten mehr begehen wird, und vier-
tens der Verurteilte einwilligt. 

Dieser Entwurf für einen § 57 a des Strafgesetzbu-
ches ist vom Rechtsausschuß gegen die Stimmen der 
Opposition — bis auf eine Veränderung — gutge-
heißen worden. Nach Ansicht der Mehrheit der Mit-
glieder im Rechtsausschuß reicht es aus, wenn die 
besonders schwere Schuld des Verurteilten eine 
weitere Vollstreckung gebietet. 

Auf den Gesichtspunkt der Verteidigung der 
Rechtsordnung sollte nach Meinung der Mehrheit 
des Rechtsausschusses verzichtet werden. Es ergibt 
sich quasi von selbst, daß die Gerichte bei der zu 
treffenden Sozialprognose, aber auch bei der Prü-
fung der besonderen Schwere der Schuld ebenfalls 
den Gesichtspunkt der Verteidigung unserer 
Rechtsordnung im Auge haben. 

Der Rechtsausschuß hat zusätzlich empfohlen, die 
Widerrufsvoraussetzungen der Bewährungsausset-
zung nach § 56 f Abs. 2 zu ändern. Dadurch soll eine 
Verlängerung der Bewährungszeit über die Dauer 
von fünf Jahren hinaus zugelassen werden, damit 
Spannungen zur Strafaussetzung bei zeitigen Frei-
heitsstrafen vermieden werden. 
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Es hat uns nicht überrascht, daß die Opposition 

diesem Reformvorhaben ablehnend gegenübersteht. 
Wenig überraschend sind auch die Form und der In-
halt ihrer ablehnenden Ansicht. Es wird von einer 
Aushöhlung der lebenslangen Freiheitsstrafe und, 
Herr Kollege Hartmann, von einer „Regelentlassung 
von Lebenslänglichen nach 15 Jahren" geredet. 

(Hartmann [CDU/CSU]: Das Wo rt  habe ich 
überhaupt nicht gebraucht!) 

Sie befürchtet Schaden für die Abschreckungswir-
kung der lebenslangen Freiheitsstrafe. All dies sind 
keine stichhaltigen Argumente, wie ich meine. 
Denn zunächst bleibt der Strafrahmen der lebens-
langen Freiheitsstrafe für bestimmte Delikte weiter-
hin bestehen. Es geht allerdings darum, ob an Stelle 
der Begnadigungspraxis künftig feste Rechtsgrund-
lagen für eine Strafaussetzung und damit ein Mehr 
an Rechtssicherheit und Rechtsstaatlichkeit ge-
schaffen werden soll. 

Im einzelnen sehen die Voraussetzungen der Be-
währungsaussetzung folgende Sicherungen vor. 
Erstens. Eine Aussetzung kommt nicht in Betracht, 
solange der Allgemeinheit eine Gefahr von seiten 
des Verurteilten droht. Es muß vielmehr eine posi-
tive Sozialprognose für ihn erstellt werden. Zu die-
sem Zweck hat die zuständige Strafvollzugskammer 
ein Sachverständigengutachten über den Verurteil-
ten einzuholen. In diesem ist über die Persönlichkeit 
des Täters Auskunft zu geben. Ferner muß dazu 
Stellung genommen werden, ob zu erwarten ist, daß 
er nach der Entlassung auf Bewährung keine wei-
teren Straftaten mehr begehen wird. 

Zweitens. Zu einer automatischen Entlassung des 
Gefangenen führt auch eine günstige Sozialpro-
gnose nicht. Denn daneben muß festgestellt werden, 
ob die besondere Schwere der Schuld des Verur-
teilten eine weitere Vollstreckung gebietet. Diese 
Regulative soll jede Art  von Entlassungsautomatik 
ausschließen. 

Drittens. Die Bewährungszeit soll fünf Jahre be-
tragen und verlängert werden können. Die überwie-
gende Mehrheit der zu lebenslangen Freiheitsstra-
fen Verurteilten wird im übrigen auch heute schon 
mit Gnadenerweisen bedingt entlassen. Dies ist 
nicht etwas grundsätzlich Neues, sondern es geht 
um die oben geschilderte rechtsstaatliche Ausfor-
mung des Verfahrens. Der Vorschlag des Bundesra-
tes — wir finden ihn im Änderungsantrag der Oppo-
sition wieder —, als Mindestverbüßungszeit 20 
Jahre vorzusehen, und auch die Anregung der CDU/

-

CSU-Bundestagsfraktion, eine wesentlich über 15 
Jahre liegende Zeitdauer einzuführen, mußten im 
Rechtsausschuß zurückgewiesen werden. Insbeson-
dere der Vorschlag des Bundesrates beinhaltet eine 
Verschärfung des Vollzugs gegenüber der bisheri-
gen Gnadenpraxis, weil in einigen Ländern bereits 
wesentlich früher der Gnadenerweis erteilt wird. 

Ich habe im Eingang schon darauf hingewiesen: 
Die durchschnittliche Verbüßungsdauer bei lebens-
langer Freiheitsstrafe beträgt derzeit 17,8 Jahre. 

Ein Blick über unsere nationalen Grenzen hin-
weg, den zu werfen häufig ein Vorteil ist, weil er die 
„juristischen Horizonte" erweitert, zeigt, daß in unse

-

ren Nachbarländern die Strafaussetzung nach ei-
ner viel kürzeren Mindestverbüßungszeit vorge-
nommen werden kann: Belgien: 10 Jahre, Großbri-
tannien: 11 Jahre, Norwegen: 12 Jahre, Osterreich 
und Schweiz: 15 Jahre, Dänemark: durchschnittlich 
13 Jahre. 

Es ist deshalb auch nicht verwunderlich, daß das 
Ministerkomitee des Europarates in seiner Ent-
schließung vom Februar 1976 den Mitgliedstaaten 
empfohlen hat, spätestens nach einer Haftzeit von 8 
bis 14 Jahren zu prüfen, ob der Lebenslängliche be-
dingt entlassen werden kann. Ob Täter, insbeson-
dere Konflikttäter, ohne zwingenden Grund weitere 
Jahre im Strafvollzug gehalten werden sollen, wird 
in diesen europäischen Nachbarländern möglicher-
weise verantwortungsbewußter gewertet. Auch des-
halb muß sich die Opposition, die viel von der Ab-
schreckungskraft des Strafrechts und des Strafvoll-
zugs hält, fragen lassen, ob unsere Straftäter einer 
stärkeren Abschreckung bedürfen als etwa die in 
den westeuropäischen Nachbarländern. 

Die Opposition hat im Rechtsausschuß eine en-
gere Fassung für die Voraussetzungen einer gün-
stigen Sozialprognose vorgeschlagen. Danach 
sollte eine Aussetzung zur Bewährung nur in Be-
tracht kommen, wenn nicht zu befürchten ist, daß 
die durch die Tat angezeigte Gefährlichkeit fortbe-
steht und auch sonst verantwortet werden kann, zu 
erproben, ob der Verurteilte außerhalb des Strafvoll-
zugs keine Straftaten mehr begehen wird. Diese vor-
geschlagene Fassung wurde von der Koalition abge-
lehnt; denn sie würde in der Praxis wegen der be

-reits festen Rechtsprechung zur Aussetzung auf Be-
währung im Zusammenhang mit anderen Straftaten 
zu Schwierigkeiten führen. Die enge Fassung der 
vorgeschlagenen Prognoseklausel hätte es den Ge-
richten auch schwerlich möglich machen können, 
eine Aussetzung auf Bewährung guten Gewissens 
vorzunehmen. Wir hätten somit den Spruch des 
Bundesverfassungsgerichts unterlaufen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat im übrigen im 
Laufe des Gesetzgebungsverfahrens, auch außerhalb 
des Parlaments, stets an Zustimmung hinzugewon-
nen. So haben sich nach einer vom Kommissariat 
der deutschen Bischöfe verbreiteten Erklärung 
auch die katholischen Geistlichen bei den Justiz-
vollzugsanstalten der Bundesrepublik Deutschland 
auf ihrer Konferenz im Frühjahr dieses Jahres posi-
tiv zum Gesetzgebungsvorhaben ausgesprochen. 
Die katholischen Geistlichen begrüßen nach ihrer 
Presseverlautbarung vom 3. Januar 1980 wörtlich 
den Entwurf der Bundesregierung und schließen 
sich — ich zitiere —

voll der Auffassung an, daß nach 15 Jahren 
überprüft werden soll, ob verantwortet werden 
kann, zu erproben, ob der Verurteilte außerhalb 
des Strafvollzugs keine Straftaten mehr bege-
hen wird. Auch vom Gedanken der Sühne her, 
den wir als Seelsorger niemals aus dem Auge 
verlieren dürfen, scheint uns der Zeitraum von 
15 Jahren als angemessen und vertretbar. 

Weiter heißt es in der Presseerklärung — und 
dies sollte nicht unterschlagen werden —: 
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Die Schwere der Schuld soll in angemessener 
Weise berücksichtigt werden. Bei günstiger So-
zialprognose und fortgeschrittenem Alter soll 
aber jedem Lebenslänglichen die Chance, die 
Freiheit zu erhalten, offenstehen. Es wider-
spricht der Würde des Menschen, nur wegen 
der Verteidigung der Rechtsordnung eine Be-
währung für immer zu versagen. 

In gleicher Weise wird der Gesetzentwurf auch 
von der Katholischen Arbeitsgemeinschaft für Straf-
fälligenhilfe, der der Deutsche Caritasverband und 
der Sozialdienst katholischer Männer und Frauen 
angehören, begrüßt. Die CDU/CSU-Opposition teilt 
anscheinend diese humane und rechtsstaatliche Po-
sition der katholischen Kirche nicht. Die CDU/CSU

-

Opposition bewegt sich offensichtlich, gefangen in 
ihrem konservativen Denken, in den üblichen altte-
stamentarischen Strickmustern: Auge um Auge, 
Zahn um Zahn. 

Von einer solchen Strafrechtspolitik sind meine 
Fraktion, die Fraktion der Sozialdemokraten, und 
auch die Fraktion der FDP weit entfernt. Wir emp-
fehlen daher die unveränderte Annahme des vorlie-
genden Regierungsentwurfs in der Ausschußfas-
sung. 

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung zu dem 
Änderungsantrag auf Drucksache 8/3997 machen. 
Zu Ziffer 1 habe ich bereits das Notwendige ausge-
führt. Zu Ziffer 2 wäre zu sagen, daß das Gesetz, das 
wir heute verabschieden werden, keine Gelgenheit 
bietet, erneut in eine Diskussion einzutreten, wie 
wir sie über die Problematik der Unverjährbarkeit 
des Mordes geführt haben. Was zu Ziffer 2 zu sagen 
war, ist bei der damaligen Debatte gesagt worden. Es 
erübrigt sich deshalb, heute dazu noch einmal Stel-
lung zu nehmen. 

Ich bitte deshalb sehr herzlich darum, den Ände-
rungsantrag der Fraktion der CDU/CSU abzulehnen 
und den Gesetzentwurf der Bundesregierung in der 
Ausschußfassung anzunehmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
Herr Abgeordneter Engelhard. 

Engelhard (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der vorliegende Gesetzentwurf dient 
der Erfüllung des Gebots des Bundesverfassungsge-
richts in seinem Urteil vom 21. Juni 1977. Ich habe 
bei der ersten Lesung am 19. Oktober des vergange-
nen Jahres dazu eine ganze Reihe grundsätzlicher 
Ausführungen gemacht, die ich hier nicht zu wieder-
holen brauche. Zu den Einzelheiten, wie wir sie bei 
den Beratungen im Rechtsausschuß festgelegt ha-
ben, hat soeben Herr Kollege Lambinus eingehende 
Ausführungen gemacht. 

Ich beschränke mich deshalb auf die beiden we-
sentlichen Voraussetzungen, die vorliegen müssen, 
damit das Gericht den Rest einer lebenslangen Frei- 
heitsstrafe zur Bewährung aussetzen kann. Diese 
beiden Kernbestimmungen, nämlich erstens die Be-
stimmung über die Zeitdauer der mindestens zu ver-
büßenden Strafe und zum zweiten die Formulierung 

der Sozialprognose, sind, wie ich meine, völlig über-
flüssigerweise kontrovers geblieben. 

Über die Mindestverbüßungsdauer konnte in-
haltlich keine Einigung erzielt werden. Ganz anders 
war es bei der Sozialprognose, wo wir uns interfrak-
tionell auf eine gemeinsame Formulierung geeinigt 
hatten. Nur ist der Kompromiß letztlich daran ge-
scheitert, daß die Opposition in Verkennung der Si-
tuation glaubte, einen Gesamtkompromiß damit be-
lasten zu können, daß sie bei der Bemessung der 
Mindestverbüßungsdauer in ihrem Antrag weit 
über das hinausgegangen ist, was für uns diskus-
sionswürdig ist. 

Ich habe bei der ersten Lesung darauf hingewie-
sen, daß eine Mindestverbüßungsdauer von 15 Jah-
ren für die Beratungen ein vernünftiger und sachge-
rechter Ausgangspunkt ist. Ich meine, die Beratun-
gen haben auch ergeben, daß dies richtig war. Ich 
räume ja durchaus ein, daß es sich dogmatisch nicht 
festlegen lassen wird, ob nun 14 oder 16 oder die hier 
gewählten 15 Jahre Mindestverbüßungsdauer das 
einzig und allein richtige Ergebnis ist. 

Nur, eines ist für mich klar: 20 Jahre, Herr Kollege 
Hartmann, wie sie der Bundesrat bereits in seiner 
Gegenäußerung vorgeschlagen hatte und wie Sie sie 
im Ausschuß und auch heute in Ihrem Änderungs-
antrag wieder übernommen haben, sind unangemes-
sen und völlig überzogen; denn die Umfrage bei den 
Landesjustizministern hat ja ergeben, daß heute die 
durchschnittliche Verbüßungsdauer 17,8 Jahre be-
trägt. Kann es der Sinn einer neu zu schaffenden 
Aussetzungsregelung sein, daß auch künftig Gnade 
vor Recht ergehen wird? Ich meine nicht Gnade vor 
Recht wie bisher: weil wir die rechtliche Regelung 
nicht hatten — nur die Gnadenregelung —, sondern 
ich meine Gnade vor Recht, zeitlich gesprochen. 
Stellen Sie sich vor, daß die Gnadeninstanz auch 
künftig genötigt wäre, das zu ihrer Korrektur ge-
schaffene förmliche Rechtsverfahren nun ihrerseits 
zu korrigieren, weil längst, zu einem Zeitpunkt, wo 
nach Ihrem Votum überhaupt noch nicht begonnen 
werden dürfte, nachzudenken, ob in einem rechts-
förmlichen Verfahren Strafaussetzung zur Bewäh-
rung zu gewähren wäre, Gnadenerwägungen ange-
stellt worden sind. Ich meine, das wäre ein fatales 
Ergebnis. Das kann nicht der Sinn sein, und das ent-
spricht ganz sicherlich nicht dem, was das Bundes-
verfassungsgericht uns in seiner Entscheidung zu 
tun aufgegeben hat. 

Es ist auch nicht richtig, wenn Sie sagen, hier 
werde die lebenslange Freiheitsstrafe in unzulässi-
ger Weise auf das Höchstmaß der zeitigen Freiheits-
strafe verkürzt. Sie vergleichen ganz einfach Unver-
gleichbares. Es ist nicht möglich, die voll verbüßte 
zeitige Höchststrafe von 15 Jahren gleichzusetzen 
oder zu vergleichen mit der lebenslangen Freiheits-
strafe, bei der erstmals nach 15 Jahren die Prüfung 
einsetzen kann, ob Strafaussetzung zu gewähren 
ist. 

Ich gehe einen Schritt weiter und sage: Es grenzt 
fast schon an einen Taschenspielertrick, den Ver-
such zu unternehmen, einen zum Höchstmaß der 
zeitigen Freiheitsstrafe von 15 Jahren Verurteilten, 
für den eine schlechte Sozialprognose gilt, zu ver- 
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gleichen mit einem Lebenslänglichen mit guter Pro-
gnose, bei dem nach 15 Jahren die Prüfung auf eine 
bedingte Entlassung einzusetzen hat. 

Ich habe bei der ersten Lesung darauf hingewie-
sen, daß mir eine vernünftige und gute und an der 
Sache orientierte Formulierung der Prognoseklau-
sel weit wichtiger erscheint. Wir waren uns klar dar-
über, daß das, was der Bundesrat angeboten hat, 
nicht Gesetz werden sollte, denn dieser Vorschlag 
ist undifferenziert. Er unterscheidet nicht zwischen 
der Fülle aller möglichen Straftaten; die ein Entlas-
sener nach der Entlassung begehen könnte, und 
dem, was die Öffentlichkeit im Kern zunächst inter-
essiert, ob nämlich auch nur im mindesten die Ge-
fahr besteht, daß sich ein solcher Entlassener er-
neut eines Tötungsdelikts schuldig macht. 

Die Bundesregierung hat demgegenüber die gel-
tende Prognoseklausel für die zeitige Freiheitsstrafe 
übernommen, und ganz sicherlich hat sich diese Re-
gelung in der bisherigen Praxis auch bewährt. Es ist 
auch ganz klar und wird zu Recht im Bericht des 
Rechtsausschusses hervorgehoben, daß bei der Prü-
fung, ob ein zu lebenslanger Freiheitsstrafe Verur-
teilter bedingt entlassen werden kann, von den Ge-
richten ein schärferer Maßstab als in anderen Fällen 
angelegt werden wird. 

Trotzdem halte ich an dem, was ich in der ersten 
Lesung ausgeführt habe, fest. Mir erschiene es bes-
ser, dies auch im Text des Gesetzes zum Ausdruck 
zu bringen, also hier zwischen der Tat, wegen der die 
Verurteilung zu lebenslanger Freiheitsstrafe erfolgt 
ist, oder einem Tötungsdelikt anderer Art und allen 
übrigen Straftaten, für die gleichfalls vom Gericht 
die Sozialprognose gestellt werden muß, zu differen-
zieren. 

Bei den Beratungen habe ich mich dementspre-
chend um eine Formulierung bemüht. Eine große 
Hilfe war dabei der Vorschlag des Deutschen Rich-
terbundes, der nur insoweit auf Widerspruch sto

-ßen mußte, als er auch mit dem Begriff des Gewähr-
leistens arbeitet. Und gewährleisten wird keiner 
können; das ist ganz einfach eine Überforderung je-
des Gerichts, das hierzu eine Entscheidung zu tref-
fen hat. 

Ich habe schließlich vorgeschlagen, wie folgt zu 
formulieren: 

Strafaussetzung zur Bewährung erfolgt, wenn 
nicht zu befürchten ist, daß die durch die Tat an-
gezeigte Gefährlichkeit fortbesteht, und auch 
sonst verantwortet werden kann, zu erproben, 
ob der Verurteilte außerhalb des Strafvollzugs 
keine Straftaten mehr begehen wird. 

Auf diesen Vorschlag haben sich, wie erwähnt, 
alle drei Fraktionen zunächst verständigt. Der Vor-
schlag ist, wenn ich es richtig deute, auch heute 
noch allgemeine und übereinstimmende Meinung; 
jedenfalls galt das, bis ich Ihren Änderungsantrag 
gesehen habe. Nur ist mein Vorschlag im Ausschuß 
nicht zum Gegenstand eines Mehrheitsvotums ge-
worden, und ich habe bereits angedeutet, warum 
dies nicht geschehen ist: weil Sie den Gesamtkom-
promiß durch Ihr völlig verstiegenes Begehren, auf 

einer Mindestverbüßungsdauer von 20 Jahren zu 
beharren, zerstört und unmöglich gemacht haben. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Sehr wahr! 
— Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 

Gestatten Sie eine Zwischenfrage?) 

— Ich möchte dies — ich bitte um Verständnis, Herr 
Kollege — gern zu Ende bringen, weil ich weiß — 
und auch Sie wissen das aus Ihrer Praxis nur allzu

-

gut —, daß dies ein Muster- und Lehrbeispiel dafür 
ist, daß man die im Ausschuß vorhandenen Kom-
promißmöglichkeiten nicht ausschöpft, wohl wis-
send, daß es qua Bundesrat einen Vermittlungsaus-
schuß gibt, von dem man meint, man könne ihm die 
gesamte Arbeit aufhalsen und aufbürden. 

(Dürr [SPD]: Richtig!) 

Dies ist auch Politik, dies ist auch ein Weg. Ich mei-
ne, es ist manchmal ein allzu bequemer Weg, den 
man nicht gehen sollte. Vielmehr sollte man sich der 
Möglichkeiten, die im Ausschuß selbst vorhanden 
sind, bedienen und sollte versuchen, zu Ergebnissen 
zu kommen. Dies wäre bei vernünftiger Betrachtung 
von allen Seiten her durchaus möglich gewesen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Sie 
haben doch gegen Ihren eigenen Vorschlag 

gestimmt!) 

Es ist nicht üblich, Herr Kollege, daß man über 
künftige gesetzgeberische Ereignisse eine Prognose 
abgibt. Ich habe aber nach dem Abschluß der Bera-
tungen im Rechtsausschuß diesen Grundsatz einmal 
durchbrochen und habe folgendes erklärt — und ich 
will dies heute hier wiederholen —: Es ist ja wohl 
voraussehbar, daß im Bundesgesetzblatt I nach 
Durchführung des Vermittlungsverfahrens die Pro-
gnoseklausel nach meinem Vorschlag, keinesfalls 
aber die von Ihnen gewünschte Mindestverbü-
ßungsdauer von 20 Jahren ihren Platz finden wird. 
Ich will diese Prognose einmal wagen, um auch Ih-
nen noch einmal deutlich zu machen, wie gut es viel-
leicht gewesen wäre — kräftesparend und im Sinne 
der Beschleunigung der Sache —, wenn man sich be-
reits im Ausschuß zusammengefunden hätte. 

Aber jetzt lesen wir zur großen Überraschung, daß 
Sie eine neue Formulierung für die Prognoseklausel 
gefunden haben, die niemals Gegenstand der Bera-
tung im Ausschuß war. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Ich will es mir wirklich ersparen, allzu boshaft zu 
werden. Aber was haben Sie sich eigentlich gedacht, 
wenn Sie formulieren, daß „mit hoher Wahrschein-
lichkeit" zu erwarten sein muß, daß künftig ein ge-
setzmäßiges Leben geführt wird? Das gilt ja nun 
nicht nur für die ganze Fülle der Delikte, die einem 
Entlassenen in die Quere kommen und über die er 
stolpern kann, sondern nach Ihrer undifferenzierten 
Betrachtung auch für Mord und andere Tötungsde-
likte. Und hier verlangen Sie nur die Schwelle einer 
hohen Wahrscheinlichkeit! Ich glaube, es zeigt, daß 
Sie diese Dinge nicht zu Ende gedacht haben. 

Wir werden diesem Gesetzentwurf in der Fassung 
des Rechtsausschusses zustimmen und die weitere 
Entwicklung des Gesetzgebungsverfahrens in Ruhe 
abwarten. Im übrigen werden wir Ihren Änderungs- 
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antrag ablehnen, auch soweit er sich mit den Fragen 
einer Änderung der Strafprozeßordnung befaßt, weil 
wir der Meinung sind, daß diese sicherlich wichtige 
Frage nicht so beiläufig gelegentlich dieses Ent-
wurfs erledigt werden sollte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
der Herr Bundesminister der Justiz. 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Herr Kollege Hartmann hat liebenswürdigerweise 
als teilzeitfreiwilliger Helfer der Bundesregierung 
bereits Teile aus meinen vorbereiteten Notizen ver-
lesen. Ich hoffe, daß ihm diese Unterstützung der 
Bundesregierung zu Hause keine Schwierigkeiten 
bereitet. Ich bin deswegen in der Lage, meine Aus-
führungen abzukürzen. 

Es ist einmal mehr der Eindruck entstanden oder 
auch erweckt worden, als wenn in den hier zur Ent-
scheidung stehenden Fragen unüberwindliche, fast 
antagonistische Gegensätze bestünden. Davon kann 
jedoch im Ernst keine Rede sein. In allen wesentli-
chen Punkten stimmt die Opposition mit der Vor-
lage der Regierung überein. Es gibt einen wesentli-
chen Streitpunkt. Ferner ist ein zweiter Streitpunkt 
geblieben, der allerdings gerade nach den Ausfüh-
rungen von Herrn Kollegen Engelhard, meinem 
Vorredner, nicht als der zentrale, nicht noch zu 
überwindende Punkt angesehen werden kann. Der 
wichtige Streitpunkt ist der, ob die Prüfung der 
Aussetzung zur Bewährung, nicht die Aussetzung 
selbst — dies ist eine mißverständliche Verkürzung 
der Darstellung, der wir immer wieder begegnen —, 
nach 15 oder nach 20 Jahren erfolgen soll. 

Herr Kollege Hartmann, unter Verweisung auf 
Ihre Vorlesertätigkeit für die Bundesregierung darf 
ich mich jetzt beschränken — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nein, ich finde es wirklich chevaleresk. Wir soll-
ten dies gegenseitig in einem noch zu vereinbaren-
den Verfahren festlegen. Es würde unheimlich viel 
Zeit sparen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich würde dann gerne gelegentlich auch einmal Pas-
sagen aus Ihren Ausführungen übernehmen. Wir 
hätten dann vielleicht in der ersten und zweiten 
Runde immer nur noch einen Sprecher, der dies, ge-
wandt nach dieser oder jener Seite, verliest. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Einen so

-

genannten integrierten Gesamtsprecher! — 
Heiterkeit) 

— Da hätten Sie aber Schwierigkeiten wegen der 
Wortwahl mit Herrn Kollegen Helmrich. Er hat ge-
rade an Luther erinnert. Das sind keine Lutherwor-
te. Sie waren beim letzten Punkt, glaube ich, vor-
übergehend nicht da, Herr Kollege Lenz. 

Aber zurück zur Sache. Ich beschränke mich auf 
den Hinweis, Herr Kollege Hartmann, daß die 
Schweiz und auch Österreich nach 15 Jahren prü

-

fen und entlassen. Sie können doch wirklich nicht 

im Ernst behaupten, daß für die Bundesrepublik kri-
minalpolitisch etwas anderes als für Osterreich und 
die Schweiz notwendig sei. Ihre Behauptung 

(Zuruf des Abg. Hartmann [CDU/CSU]) 

— langsam, Herr Kollege Hartmann; ich will Sie vor 
einem Irrtum bewahren —, es hänge mit der Syste-
matik der Strafen zusammen, ist doch ganz falsch. 
Osterreich und die Schweiz haben zeitliche Höchst-
strafen von 20 Jahren. Dennoch prüfen und entlas-
sen sie nach 15 Jahren, aus zwingenden logischen 
Gründen: weil Sie doch nicht den günstigsten Fall 
bei günstiger Sozialprognose mit dem ungünstig-
sten Fall bei ungünstiger Sozialprognose gleichset-
zen können. 

Sie müssen sich also die Frage gefallen lassen, die 
Sie ganz zutreffend hier schon verlesen haben, 
warum eigentlich Ihre Partei glaubt, daß ausgerech-
net die Menschen in der Bundesrepublik stärkerer 
Abschreckung als die Menschen in der Schweiz und 
die Menschen in Osterreich bedürfen. Auf diese 
schlüssige Frage sind Sie, weil Sie leider bei mir 
nicht weitergelesen haben, die Antwort schuldig ge-
blieben. 

Nun kommt ein Punkt, den ich nicht so humorvoll 
finde. Wenn hier sachlich und mit aller Ruhe festge-
stellt werden kann, daß die Mordkriminalität seit 
1974 um 20,6 % gesunken ist — 1974 waren es 1 306 
Morde, 1978 waren es 1 037 —, was einen Rückgang 
um 269 Fälle im Jahr bedeutet, dann, Herr Kollege 
Hartmann, verstehe ich nicht, daß Sie leichthin die 
Bemerkung anknüpfen, man könne ja Hochrechnun-
gen — dieses Wort ist Ihnen offenbar in den letzten 
48 Stunden noch geläufiger geworden — veranstal-
ten, die dann bei der Mordquote Null enden. Lieber 
Herr Kollege Hartmann, ich will jetzt nicht pathe-
tisch werden. Aber hier geht es um Menschenleben. 
Wenn die Mordquote um 20 % sinkt, bedeutet das 
eben, daß 269 Menschen leben, die bei gleicher Kri-
minalitätsrate und Mordrate tot wären. 

(Hartmann [CDU/CSU]: Sagen Sie bloß, das 
sei das Ergebnis Ihrer Rechtspolitik!) 

— Herr Kollege Ha rtmann, wenn ich Mitglied der 
CSU wäre, würde ich mich einer so einfachen und 
schlichten Argumentation bedienen. Ich tue dies 
nicht. Ich trete nur der planmäßigen Darstellung 
entgegen, als ob Mord und Todschlag seit 1969 von 
Jahr zu Jahr zunehmen würden und es immer 
schlimmer würde. Das Gegenteil ist richtig. 

(Hartmann [CDU/CSU]: Sie bauen immer 
einen Pappkameraden auf und dann schie

-

ßen Sie darauf!) 

— Aber, lieber Herr Kollege Ha rtmann: Erstens bin 
ich überhaupt kein Freund von Schießen. Und wenn 
ich Sie so vor mir sehe, würde ich den Begriff „Papp-
kamerad" bei Ihrem äußeren Erscheinungsbild für 
unangemessen halten. 

(Heiterkeit bei der SPD und der FDP) 

Aber zurück zum Kernpunkt. Ich weiß nicht, 
warum eigentlich dieses Haus nicht quer durch die 
Parteien ohne Zwischenrufe dieser A rt, die das eine 
oder das andere akzentuieren wollen, seiner Befrie-
digung darüber Ausdruck geben kann, daß in der 
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Bundesrepublik Deutschland die Mordrate seit Jah-
ren kontinuierlich sinkt. Das ist doch eigentlich ein 
Grund, daß alle zufrieden sein können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Selbst die Opposition, glaube ich, ist doch im Grund 
zufrieden, das dies so ist. 

Vor diesem Hintergrund ermangelt Ihre Beweis-
führung, wir bräuchten eine schärfere Abschrek-
kung als die Osterreicher und die Schweizer, der in-
neren Rechtfertigung, selbst wenn man es von der 
Statistik her betrachtet. 

Ich meine, man darf nicht nur bei feierlichen Gele-
genheiten von Europa reden, Herr Kollege Hart-
mann. Wenn sich der Europarat auf gewisse Emp-
fehlungen einigt und vorschlägt: zwischen 8 und 14 
Jahren — so lautet ja die Empfehlung —, dann kann 
man doch nicht mit einer Handbewegung sagen: 
Europa ist für uns in diesem Punkt völlig unmaßgeb-
lich; wir sind der Meinung: 20 Jahre. 

Jetzt kommt der zweite Punkt. Das ist die Frage 
der Prognoseklausel. Die Regierung hatte diesel-
ben Klauseln vorgeschlagen, die jetzt beispielsweise 
bei Totschlag gilt. Wenn einer wegen zweier Ver-
brechen des Totschlags 15 Jahre bekommen hat, 
dann gilt die gleiche Klausel. Man hat im Ausschuß 
verhandelt. Ich verhehle nicht, daß, wenn man noch 
einmal in eine Diskussion eintritt, mir dann immer 
noch die Klausel, die Herr Kollege Engelhard ge-
rade noch einmal vorgetragen hat, systemgerechter 
erscheint, weil sie auf die allgemeine Klausel auf-
baut und an sie anschließt und die weggefallene Ge-
fährlichkeit besonders betont, als das, was Sie ma-
chen. Ihre Klausel ist gar nicht neu. Sie haben ein-
fach — wenn ich dies in aller Ehrerbietung sagen 
darf — die Klausel des § 26 alter Fassung, der jetzt 
durch § 57 abgelöst ist, abgeschrieben und wieder 
hervorgezogen. Dies führt doch nun wirklich zu 
MiBinterpretationen. Ich bitte Sie, sich noch einmal 
zu überlegen, ob dies eine Lösung ist, die tatsächlich 
weiterführt und mit der die Gerichte arbeiten kön-
nen. 

Ob es verantwortet werden kann zu erproben, 
hängt doch jeweils von der Schwere der Straftat ab. 
Es kann unter Umständen verantwortet werden, zu 
erproben, ob der Be treffende ein Straßenverkehrs-
vergehen begeht. Es kann aber absolut nicht verant-
wortet werden — das ist die einheitliche Rechtspre-
chung —, zu erproben, ob er neuerdings einen Men-
schen tötet. 

In diesem Zusammenhang noch einen Hinweis. 
Draußen wird manchmal mit den Sorgen und Be-
fürchtungen der Menschen nicht ganz korrekt um-
gegangen. Ich verstehe jeden, der die Sorge hat, daß 
ein so Entlassener neuerdings straffällig wird. Aber 
es würde, glaube ich, manche Sorge mindern, wenn 
wir uns aus dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts, Seite 22, noch einmal vor Augen führten, daß 
von den 702, die bis zum 31. Dezember 1975 von den 
Ministerpräsidenten begnadigt wurden, ganze vier 
wegen eines Tötungsdeliktes rückfällig geworden 
sind; ein Mord und drei andere Tötungsdelikte, wo-
bei in einem Fall die Beweislage noch offen ist. Je-
der Mord ist zuviel. Aber bei einer Verhältniszahl  

von 702 : 1 bzw. 702 : 4 ist es meiner Ansicht nach 
nicht vertretbar, in den Menschen Angst zu wecken, 
Sorgen hervorzurufen, die mit der Realität nicht in 
Einklang stehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch die Ministerpräsidenten haben den Vorwurf, 
der darin steckt, sie hätten von den Möglichkeiten 
einen übertriebenen Gebrauch gemacht, nicht ver-
dient. 

(Hartmann [CDU/CSU]: Jetzt quantifizieren 
Sie das Leben doch, was Sie mir vorhin vor

-

geworfen haben!) 

— Entschuldigung, ich habe doch gerade gesagt: Je-
der einzelne ist zuviel. 

(Hartmann [CDU/CSU]: Na also!) 

— Herr Kollege, Sie werden aber auch keine Formel 
wählen oder vorschlagen können, bei der das Ergeb-
nis 702 : 0 lautet. Sie haben ja die Ministerpräsiden-
tenlösung gerade selber als eine gute und vertre-
tenswürdige dargestellt. 

Der letzte Punkt, auf den ich nur kurz eingehe, ist 
der in Ihrem Antrag noch einmal aufgegriffene Ge-
danke aus der Verjährungsdebatte, dem O 152 der 
Strafprozeßordnung einen Abs. 3 anzufügen. 
Meine Damen und Herren, es kann hier nicht auf die 
Fragen der juristischen Systematik ankommen. Je-
der weiß, daß wir im Grunde die Verjährungsde-
batte in der Sache ein zweitesmal führen würden. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Nein!) 

— In der Sache ein zweitesmal führen würden! Da-
für spricht ja schon, Herr Kollege Erhard, daß wir ge-
nau den gleichen Gedanken im Rechtsausschuß bei 
der Debatte über die Aufhebung der Verjährung ta-
gelang auf das sorgfältigste behandelt haben. Natür-
lich ist es eine Wiederholung. 

Zum zweiten — dies sage ich aber nur mit aller 
Vorsicht —: Mich wundert ein bißchen, Herr Kol-
lege Erhard, daß engagierte Anhänger des Legali-
tätsprinzips, die etwa bei den Drogensüchtigen 
schon leichte Durchbrechungen des Legalitätsprin-
zips für außerordentlich bedenklich erklären und 
sich nur mit Mühe entschließen können, hier einen 
Schritt zu tun — Sie gehören dazu, Herr Kollege Er-
hard —, beim schwersten Verbrechen, nämlich bei 
Mord, die Durchbrechung des Legalitätsprinzips 
selber in Vorschlag bringen und zum Antrag erhe-
ben. Hier scheint mir eine noch nicht ausdiskutierte 
Widersprüchlichkeit zu liegen, und auch dies recht-
fertigt es, dem Antrag keine Folge zu leisten. 

Ich wäre dankbar, wenn der Vorlage in der Fas-
sung der Ausschußberatung unter Ablehnung der 
Änderungsanträge die Zustimmung gegeben würde. 
Ich glaube, es ist ein rechtspolitischer Fortschritt. Es 
ist ein weiterer Schritt auf dem Weg, den uns das 
Grundgesetz für unsere Kriminalpolitik und unsere 
Strafpolitik, für unseren Umgang mit den Menschen, 
die wir zu schützen haben, aber auch für unseren 
Umgang mit den Menschen, die schuldig geworden 
sind, gewiesen hat. Ich bitte im Zustimmung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
der Abgeordnete Erhard. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Herr Minister, ei-
niges von dem, was Sie gesagt haben, kann man 
nicht unwidersprochen „im Raum stehenlassen'', wie 
man  zu sagen pflegt. 

Erstens. Sie haben mit der gesunkenen Mord-
quote nach der Kriminalstatistik argumentiert. Sie 
wissen aber doch, daß Totschlag oder Tötung oder 
schwere Körperverletzung mit Todesfolge in der 
Kriminalstatistik mit dem gleichbehandelt wird, was 
juridisch nachher im Ergebnis Mord sein könnte. 
Schauen Sie sich doch bitte einmal die Kriminalsta-
tistik an  und fragen Sie die Kriminalbeamten, wie 
das aussieht! Die einen registrieren etwas als Kör-
perverletzung mit Todesfolge und die anderen als 
Mord. Das wird in der Kriminalstatistik nicht unter-
schieden. Diesen Fehler sollte man nicht begehen. 
Es sind nicht weniger Tötungen erfolgt, sondern we-
niger nach Meinung der Kriminalpolizei als Mord 
qualifizierte. 

Zweitens. Sie sagen: Das Gericht prüft erst nach 
15 Jahren. — Nein, das Ge richt darf bereits nach 
13 Jahren oder sogar schon vorher prüfen. Das 
schreibt der Gesetzentwurf auch vor. Außerdem ist 
das Gericht nicht nur zur Prüfung da, sondern der 
Gesetzentwurf besagt ausdrücklich: Das Gericht 
setzt die Strafe aus. Das Gericht ist also dazu ver-
pflichtet, wenn die Voraussetzungen in den drei 
oder vier Punkten vorliegen. Hier ist kein Spielraum 
mehr. Das ist der große Unterschied zur Gnade. 

Drittens. Wir haben den Antrag II vorgelegt, weil 
wir der Auffassung sind, daß das Recht in sich stim-
mig bleiben sollte, wenn es irgend geht. Das ist der 
Problemkreis mit einem gewissen Durchbrechen 
des Legalitätsprinzips, was wir im übrigen bei den 
Staatsschutzdelikten längst haben, wie Sie auch 
ganz genau wissen. 

Ein Letztes. Herr Kollege Engelhard, jetzt soll die 
CDU auch noch daran schuld sein, daß Sie im 
Rechtsausschuß bei der Prognoseklausel gegen Ih-
ren eigenen Antrag gestimmt haben! Wir hatten 
doch die Prognoseklausel verabschieden können, 
wenn Sie nur Ihrem eigenen Antrag zugestimmt 
hätten. Das haben Sie aber nicht getan, weil Sie ge-
dacht haben, Sie könnten dann Druck auf die vorher 
abgestimmte Frage 20 oder 15 Jahre ausüben. Das 
ist die Quadratur des Kreises, die Sie noch irgend je-
mandem klarmachen müssen, nämlich warum Sie im 
Rechtsausschuß gegen Ihren eigenen Antrag, dem 
wir zugestimmt haben, gestimmt haben. Sie waren 
derjenige, der im Vermittlungsausschuß etwas zu er-
reichen sucht, nicht wir. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Bundesminister der Justiz. 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Herr Kol-
lege Erhard, die gegenseitige Hochachtung ver-
pflichtet zu einer sofortigen Anwort. Sie haben, 
wenn ich es richtig sehe, in einem Punkt recht — das 
konzediere ich —, in zweien allerdings nicht. 

Nicht recht haben Sie mit der Behauptung, daß die 
Kriminalstatistik keinen Unterschied zwischen 
Mord, Tötungshandlungen und Körperverletzungen 
mit Todesfolge kenne. Das Gegenteil ist richtig. Ih-
nen wird nachher ein Exemplar der Kriminalstati-
stik zugestellt werden. Natürlich kennt die Statistik 
diese Unterscheidung. Was die Tötungsdelikte ins-
gesamt, nicht nur den Mord, be trifft, so gilt der 
Rückgang auch für Mord, Totschlag und Kindestö-
tung. Hier beträgt er beispielsweise im Jahre 1978 
gegenüber dem Jahr 1977 3 %. Also auch wenn man 
sich auf Ihre Grundlage stellt, nimmt die Zahl ab. 

Im übrigen ist es eine logische Operation, Herr 
Kollege Erhard: Wenn die Statistik eine Unbe-
stimmtheit enthält, dann gilt das natürlich für jedes 
Jahr; dann ist sie in der Relation genau gleich. Sie 
können doch nicht sagen, daß sich die Polizeibeam-
ten jetzt häufiger irrten als in der Vergangenheit. 

Im zweiten Punkt haben Sie recht; es ist wahr, das 
Gericht beginnt mit der Prüfung nach 13 Jahren. 
Ich bleibe bei der altmodischen Übung, einen sol-
chen Irrtum oder Fehler sofort, auf der Stelle, einzu-
räumen. 

Im dritten Punkt haben Sie natürlich nicht recht, 
Herr Kollege Erhard; denn eine Durchbrechung 
des Legalitätsprinzips für Mord oder auch für meh-
rere Morde beispielsweise, wie Sie sie vorschlagen, 
gibt es im geltenden Recht nicht. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Das 
weiß ich!) 

— Ja, gut! Dies ist das Novum, und das war meine 
Sorge, der Sie zu Unrecht widersprochen haben. Ich 
bleibe dabei: Eine so massive Durchbrechung des 
Legalitätsprinzips, über die m an  reden kann, wun-
dert mich bei denjenigen, die bei kleineren Delikten 
und kleineren Zuwiderhandlungen das Legalitäts-
prinzip sehr hochhalten. Wir werden bei der De-
batte über das Betäubungsmittelgesetz darauf zu-
rückkommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Meine Damen 
und Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Dann schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 1 und 2 in der Ausschußfassung 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Die aufgerufenen 
Vorschriften sind mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Art. 1 Nr. 3 auf. Hierzu liegt in der Druck-
sache 8/3997 unter Ziffer 1 ein Änderungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU vor. Wer dem Änderungsan-
trag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Der  Änderungsantrag ist mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer Art. 1 Nr. 3 in der Ausschußfassung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Art. 1 Nr. 3 ist in 
der Ausschußfassung mit Mehrheit angenommen. 
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Ich rufe Art. 1 Nr. 4 in der Ausschußfassung auf. 

Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Die  aufgerufene Vorschrift ist mit Mehrheit ange-
nommen. 

Ich rufe Art. 2 auf. Hier liegt auf Drucksache 
8/3997 unter Ziffer 2 ebenfalls ein Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU/CSU vor. Wer dem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Der Änderungsantrag ist mit Mehrheit abge-
lehnt. 

Wer Art. 2 in der Ausschußfassung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Art. 2 ist damit in der 
Ausschußfassung mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe die Art. 3 bis 8, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Die aufgerufenen Vorschriften sind einstim-
mig angenommen. 

Damit ist das Gesetz in zweiter Beratung ange-
nommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wort  gewünscht? Das ist nicht der 
Fall. 

Dann kommen wir zur Schlußabstimmung. Wer 
dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich vom Platz zu erheben. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Das Gesetz ist mit Mehrheit an-
genommen. 

Meine Damen und Herren, es ist noch über eine 
Beschlußempfehlung des Ausschusses abzustim-
men. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 8/

-

3857 unter Ziffer 2, die zu dem Gesetzentwurf einge-
gangenen Petitionen für erledigt zu erklären. Ist das 
Haus damit einverstanden? — Kein Widerspruch. 
Dann ist so beschlossen. 

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 8 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Ersten Gesetzes zur Fortentwicklung des 
Strafvollzugs — Erstes Strafvollzugs-Fort-
entwicklungsgesetz (1. StVo11zFG) 

— Drucksache 8/3335 — 

a)  Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 8/4003 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Westphal 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 8/3958 —  

Berichterstatter: 
Abgeordnete Hartmann 
Heyenn 

(Erste Beratung 189. Sitzung) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wo rt? — 
Das ist nicht der Fall. 

Für die Aussprache ist interfraktionell je Fraktion 
ein Kurzbeitrag vereinbart worden. Ich eröffne die 
allgemeine Aussprache. Das Wo rt  hat der Abgeord-
nete Hartmann. 

Hartmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich kann es innerhalb der verein-
barten Kurzdebatte noch kürzer als kurz machen. 

Erstens. Die kriminal-, sozial- und familienpoliti-
schen Zielsetzungen des Gesetzentwurfs, nämlich 
die Verbesserung der sozialen Situation der Gefan-
genen und ihrer Familien durch Erhöhung des 
Arbeitsentgelts und durch die Einbeziehung in die 
gesetzliche Kranken- und Rentenversicherung im 
Hinblick auf die Resozialisierung, werden von mei-
ner Fraktion uneingeschränkt bejaht. Unter diesen 
Aspekten werden wir zustimmen. Im übrigen ent-
spricht dies dem einstimmigen Petitum des mitbera-
tenden Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung. 
Dies sind die Kriterien, die wir als Bundesgesetzge-
ber zu beachten haben. 

Zweitens. Im Gesetzentwurf und im Ausschußbe-
richt hierzu findet sich der schlichte Satz: 

Der Bund wird durch die Ausführung dieses Ge-
setzes mit Kosten nicht belastet. 

Es handelt sich also um eine Reform auf Kosten der 
Länder. Deren Belastung — Sie können sie im ein-
zelnen aus dem Bericht des Haushaltsausschusses 
entnehmen — wird in der Gesetzesbegründung lapi-
dar wie folgt in Ansatz gebracht: 

Für die Länder entstehen laufende Mehrausga

-

ben, die, bezogen auf 1981, mit etwa 109 Millio-
nen DM und, bezogen auf 1986, mit weiteren 
etwa 236 Millionen DM zu veranschlagen 
sind. 

In Wahrheit sind diese „weiteren 236 Millionen DM" 
etwa schon ab 1985 zu veranschlagen, weil die Aus-
schußmehrheit den Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
einschlägigen Vorschriften um ein Jahr vorverlegt 
hat. Es ist Sache der Bundesländer, meine Damen 
und Herren, die Kostenfrage im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren aufzugreifen und über ein eventuel-
les Vermittlungsverfahren einer befriedigenden Re-
gelung zuzuführen. 

Die Länder halten mehrheitlich nur eine Erhö-
hung des Arbeitsentgelts auf 7 v. H. der Bemes-
sungsgrundlage, nämlich des durchschnittlichen 
Arbeitsentgelts, für finanzierbar. Die Einbeziehung 
der Gefangenen in die gesetzliche Krankenversi-
cherung akzeptieren sie, hingegen halten sie die 
Einbeziehung M die Rentenversicherung zum vor-
gesehenen Zeitpunkt nicht für finanzierbar. Wir ha-
ben im Rechtsausschuß vergebens versucht, diese fi-
nanzwirtschaftlichen Bedenken des Bundesrates 
durchzusetzen und schon in diesem Stadium die 
Kompromißmöglichkeiten zwischen Bund und Län- 
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dern auszuschöpfen. — Herr Kollege Engelhard, Sie 
haben uns bei dem vorhergehenden Tagesordnungs-
punkt vorgeworfen, wir hätten die Kompromißmög-
lichkeiten im Ausschuß nicht ausgeschöpft. Diesen 
Vorwurf gebe ich Ihnen hiermit in diesem anderen 
Zusammenhang zurück. 

Drittens. In der Gegenäußerung der Bundesregie-
rung zu der Stellungnahme des Bundesrates findet 
sich der wirklich schöne Satz — er ist direkt lyrisch, 
so schön ist er —: 

Finanzielle Erwägungen dürfen in unserem so-
zialen Rechtsstaat nicht dazu führen, daß ver-
büßte Freiheitsstrafen lebenslange soziale Be-
nachteiligungen für den Betroffenen und seine 
Familie nach sich ziehen. 

Wie wahr! Man schreibe diesen Grundsatz — jetzt 
einmal losgelöst von dem Bezug auf die Gefangenen 
— sinngemäß auch über das Kapitel „Anrechnung 
von Erziehungsjahren als Beitragszeiten in der Ren-
tenversicherung", oder man denke an die Benachtei-
ligung ehemaliger Kriegsteilnehmer und Kriegsge-
fangener durch gewisse Pauschalierungen zu ihren 
Lasten bei der Rentenberechnung! 

Als mein Kollege Biehle die Bundesregierung da-
nach fragte, wie man es denn mit dem Gebot der so-
zialen Gerechtigkeit gegenüber ehemaligen Kriegs-
teilnehmern und Kriegsgefangenen im Vergleich zu 
den vorgesehenen Regelungen dieses Strafvollzugs-
Fortentwicklungsgesetzes halte, erhielt er die Ant-
wort  — ich zitiere auszugsweise —: 

Die Frage, auf welche Weise Nachteile in Ein-
zelfällen vermieden werden können, ist in den 
letzten Jahren sehr eingehend diskutiert wor-
den. Dabei hat sich eine realisierbare Möglich-
keit zur Lösung dieser Frage im Bereich der 
Rentenversicherung — auch wegen deren Fi-
nanzlage — nicht gezeigt. 

Wie wahr! 

Es besteht daher Anlaß, meine Damen und Her-
ren Kollegen, die Bundesregierung — unbeschadet 
unserer signalisierten Zustimmung — nicht nur an 
ihre finanzwirtschaftliche Verantwortung gegen-
über den Ländern zu erinnern, sondern auch an das 
Gebot der sozialen Gerechtigkeit gegenüber allen 
Bevölkerungsgruppen. Der schöne Satz, daß fi-
nanzwirtschaftliche Erwägungen in unserem sozia-
len Rechtsstaat nicht zu sozialen Benachteiligungen 
führen dürfen, darf nicht nur auf die Strafgefange-
nen, welche immerhin gegen Gesetze verstoßen ha-
ben, angewendet werden, sondern muß genauso für 
alle anderen sozial benachteiligten Bürger und ihre 
Familien gelten, vor allem, wenn sie ohne ihr 
eigenes Zutun Nachteile erlitten haben, wie die ehe-
maligen Kriegsteilnehmer und Kriegsgefangenen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
der Herr Abgeordnete Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich sehe in der Ankündigung der CDU/

-

CSU, hier heute im Gegensatz zum Ausschuß zu-
stimmen zu wollen, bereits einen Fortschritt. Viel

-leicht ist dies ein Stufenplan, der den Bundesrat ver-
anlassen wird, seine Bedenken ebenfalls fallenzulas-
sen. 

(Hartmann [CDU/CSU]: Nehmen Sie es zur 
Kenntnis, ohne uns anzupflaumen, Herr 

Kollege!) 

Herr Kollege Hartmann, aber eines muß ich Ihnen 
sagen: Sie wollen offenkundig mit der sozialen Si-
cherheit der Strafgefangenen erst dann beginnen, 
wenn Sie jede kleine Lücke in unserem so dicht ge-
spannten sozialen Netz insgesamt geschlossen ha-
ben. Mit sozialer Gerechtigkeit hat das für mich 
nichts zu tun. Wir müssen das soziale Netz ausbau-
en, aber nicht mit so illusionären Forderungen wie 
der nach der Anrechnung von fünf oder sechs Jah-
ren Zeiten der Kindererziehung. Wenn Sie schon 
diesen bedenklichen Vergleich anstellen, muß ich 
Ihnen sagen: Ein Jahr Kindererziehung für alle wird 
3,5 Milliarden DM kosten, und das wird der Bund 
zahlen. Die Einbeziehung der Strafgefangenen in die 
Rentenversicherung wird 236 Millionen DM kosten, 
und das wollen die Länder nicht zahlen. Das halte 
ich in der Tat für beschämend. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Zeiten des Kriegsdienstes werden in der Ren-
tenversicherung angerechnet. Es gibt besondere 
Leistungen für Spätheimkehrer, und für die Strafge-
fangenen gibt es überhaupt noch keine Rentenversi-
cherung. Ich glaube, Herr Kollege Ha rtmann, Sie 
wollen mit Ihren Vergleichen an gewisse Emotionen 
appellieren, Sie wollen gewisse Vorbehalte gegen 
die Strafgefangenen wieder hervorholen. Ich kann 
es mir nicht anders vorstellen. Ich habe den Ein-
druck, Sie wollen auch diejenigen desavouieren, die 
sich aufopferungsvoll lange Zeit beharrlich für mehr 
Verständnis für die Strafgefangenen eingesetzt ha-
ben. Ihr Vergleich hat meines Erachtens — lassen 
Sie mich das sagen — mit dem „C" im Namen Ihrer 
Partei nicht viel zu tun. 

(Hartmann [CDU/CSU]: Stimmen wir zu, ist 
es nicht recht, stimmen wir nicht zu, ist es 
auch nicht recht! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Der Bundestag und die Bundesregierung hatten 
den Auftrag, das Arbeitsentgelt für die Strafgefan-
genen bis 1980 zu überprüfen. Demzufolge sieht der 
Entwurf der Bundesregierung eine Erhöhung von 5 
auf 10 v. H. vor. Das bedeutet in der Praxis eine 
durchschnittliche Erhöhung von 5 auf 10 DM pro 
Arbeitstag. Gleichzeitig sollen die Strafgefangenen 
in die Kranken- und Rentenversicherung einbezo-
gen werden. Von 5 auf 10 % ist ein kleiner Schritt, 
von 5 auf 7 %, wie es der Bundesrat möchte, das ist 
noch nicht einmal so, als ob man einen Fuß direkt 
vor den anderen setzt. Arbeitsentgelt für Strafgefan-
gene ist für uns ein Instrument zur Wiedereinglie-
derung, und Wiedereingliederung ist vordringliche 
Aufgabe des Strafvollzuges. Wenn es stimmt, daß 
Reformen Prozeßcharakter haben, daß sie einen 
Weg öffnen, dann liegt die Verfahrensdauer des Pro-
zesses der Fortentwicklung des Strafvollzuges we-
sentlich über den häufig schon zu langen Verfahren 
unserer Justiz. Es wird ein Prozeß ohne erkennbares 
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Ende in diesem Jahrtausend, wenn wir den Vorstel-
lungen der CDU/CSU-Mehrheit im Bundesrat fol-
gen. 

Wir wollen mit der Erhöhung des Arbeitsentgel-
tes die Stärkung der Selbstverantwortlichkeit. Wir 
wollen die Möglichkeit für die Strafgefangenen, et-
was für den Unterhalt ihrer Familien zu tun, und wir 
wollen ihnen die Möglichkeit geben, zumindest teil-
weise das wiedergutzumachen, was sie an ihren Op-
fern angerichtet haben. 

Der Strafgefangene soll im Vollzug befähigt wer-
den, künftig ein Leben in sozialer Verantwortung 
ohne Straftaten zu führen. Dazu gehört auch, daß er 
stärker als bisher in die Lage versetzt wird, Geld ins-
besondere zur Überbrückung der ersten Zeit nach 
der Entlassung, die häufig mit Wohnungs- und 
Arbeitsplatzsuche verbunden ist, anzusparen. Die 
Kosten von 56 Millionen DM sind tragbar. Die Fo rt

-entwicklung des Strafvollzuges kann nicht, wie beim 
Kollegen Hartmann geschehen, nur Lippenbekennt-
nisse zur Resozialisierung und dann Verweigerung 
der erforderlichen Mittel bedeuten. 

Eine Senkung der Rückfallquote um 10 v. H., die 
gegenwärtig bei über 60 v. H. liegt, bedeutet im übri-
gen mindestens 10 000 mittelschwere oder schwere 
Straftaten weniger. Eine Rückfalltat kostet die Ge-
sellschaft zwischen 50 000 und 250 000 DM. Diese 
Zahlen geben zu denken. Wir knüpfen an diese Ver-
besserung der Erhöhung des Arbeitsentgeltes von 5 
auf 10 % die Hoffnung, daß der häufig fatale Kreis-
lauf eines Gefangenen, der erneut straffällig wird, 
weil ihm nur geringe finanzielle Mittel zur Verfü-
gung stehen, leichter durchbrochen wird. 

Über die Einbeziehung der Strafgefangenen in die 
Krankenversicherung will ich nicht reden. Hier 
herrscht Einvernehmen zwischen allen Parteien 
und auch mit dem Bundesrat. 

Die Öffnung der Rentenversicherung für die 
Strafgefangenen beseitigt große Ungerechtigkei-
ten, insbesondere für Frauen und Kinder der Straf-
gefangenen. Wir haben keinerlei Verständnis für 
die Haltung der CDU-Mehrheit im Bundesrat, die 
aus finanziellen Gründen die Rentenversicherung 
für Strafgefangene auf den Sankt-Nimmerleins-Tag 
verschieben will. Im Vollzug wird gearbeitet, und 
dafür müssen Beitragszeiten angerechnet werden. 

Nicht unerheblich handelt es sich um eine Um-
schichtung von Leistungen aus der Sozialhilfe, die 
die angegebenen Kosten im Anfangsstadium um 
jährlich mindestens 10 Millionen DM verringert. 

Das Verfassungsgericht hat wiederholt betont, 
daß das im Grundgesetz verankerte Sozialstaats-
prinzip Vor- und Fürsorge für Gruppen der Gesell-
schaft verlangt, die auf Grund persönlicher Schwä-
che, Schuld, Unfähigkeit oder gesellschaftlicher Be-
nachteiligung in ihrer persönlichen oder sozialen 
Entfaltung behindert sind. Das Gericht hat aus-
drücklich festgesetellt, daß dazu auch die Strafge-
fangenen gehören, deren Resozialisierung dem 
Schutz der Gemeinschaft selber dient. Entscheidend 
für den Strafvollzug darf nicht der von den Ländern 
angeführte erheblich eingeengte finanzpolitische 
Spielraum sein. Die Verwirklichung des Sozial

-

Staatsprinzips im Strafvollzug sollte bei den angege-
benen Kosten Vorrang haben. Die Glaubwürdigkeit 
unserer Sozialpolitik darf nicht vor den Gefäng-
nistoren halt machen. 

Wir berücksichtigen — lassen Sie mich das ab-
schließend sagen — im übrigen die finanzielle Situa-
tion der Länder, indem wir eine Erhöhung des 
Arbeitsentgelts von 5 auf 10 % des Durchschnitts-
verdienstes aller Versicherten vornehmen und die 
Einbeziehung in die Rentenversicherung erst zum 
1. Januar 1985 vorsehen. Wir appellieren an den 
Bundesrat, sich seiner Verantwortung bewußt zu 
sein.  

Ich bitte um Zustimmung zu diesem Gesetz. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort  hat 
der Abgeordnete Engelhard. 

Engelhard (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bei der sich abzeichnenden Einigkeit 
im Hause kann ich mich auf wenige Bemerkungen 
beschränken. 

Die große Strafrechtsreform hat am Schuldprinzip 
festgehalten, hat aber gleichzeitig Gesichtspunkte 
der Resozialisierung entscheidend mit in den Vor-
dergrund gerückt. Das Bemühen um Resozialisie-
rung mußte unvollständig bleiben, bis das Strafvoll-
zugsgesetz vom 16. März 1976 verabschiedet werden 
konnte. Dieses Gesetz ist am 1. Januar 1977 in Kraft 
getreten. Wir wissen, daß es heute zwangsläufig 
noch Stückwerk ist, weil wichtige Teile dieses Ge-
setzes in einem Stufenplan erst durch weitere Bun-
desgesetze ausgestaltet und in Kraft gesetzt wer-
den. 

Das vorliegende erste Gesetz zur Fortentwick-
lung des Strafvollzugs ist ein wichtiger Schritt auf 
diesem Wege, den Absichten des Strafvollzugsge-
setzes Rechnung zu tragen und diese Absichten vom 
Papier stärker in die Tat umzusetzen. Es ist ein 
Kernpunkt des Strafvollzugsgesetzes, daß der Ge-
fangene für sich und seine Familie durch Zahlung ei-
nes angemessenen Arbeitsentgelts und durch Ein-
beziehung in Kranken- und Rentenversicherung so-
zial abgesichert werden soll. Ihm soll weiterhin die 
Eingliederung nach der Entlassung erleichtert wer-
den, einschließlich der Möglichkeit der Schadens-
wiedergutmachung. Wir wissen alle, daß wir hier 
erst am Anfang stehen. Um so unverständlicher er-
scheint es mir, daß sich der Bundesrat bereits diesen 
Anfangsschritten widersetzt. 

Es ist nicht zu verkennen, daß diese Regelung die 
Länder eine Menge Geld kosten wird. Aber diese 
Belastungen waren absehbar, und das Strafvollzugs-
gesetz ist mit Zustimmung des Bundesrates verab-
schiedet worden. 

Was wir, wenn wir dieses Gesetz heute verab-
schieden, verlangen, ist nicht unbillig; denn — ich 
darf daran erinnern — kurzfristig sind die Länder 
schon ehedem durch Zurückdrängung der kurzzeiti-
gen Freiheitsstrafe finanziell erheblich entlastet 
worden, und längerfristig wird man sehen müssen, 
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daß den heute anstehenden Ausgaben erhebliche 
Einsparungen gegenüberstehen werden. 

Wir werden deswegen dem vorliegenden Gesetz-
entwurf zustimmen. 

(Vor s i t z: Vizepräsident Wurbs) 

Den Weg des Bundesrates, die Realisierung des 
Strafvollzugsgesetzes auf die lange Bank vieler, vie-
ler Jahre schieben zu wollen, können wir nicht gut-
heißen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. — Verzeihung, das Wo rt  hat Herr 
Minister Dr. Vogel. 

Dr. Vogel, Bundesminister der Jusitz: Herr Vize-
präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! In aller Kürze: Ich glaube, wir alle sind einig, 
daß die — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: „Vize"? — Dr. 
Jenninger [CDU/CSU]: Er ist amtierender 

Präsident!) 

— Es ist immer besser, wenn man gebeten wird, den 
Titel etwas zu mildern, als wenn man aufgefordert 
wird, noch ein paar Silben hinzuzufügen, Herr Kol-
lege parlamentarischer Sekretär der Oppositions-
fraktion. Ich hoffe, es war korrekt. 

(Heiterkeit bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das hat Herr Wurbs nicht ver

-

dient!) 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Bun-
desminister, ich darf hier vielleicht eine Bemerkung 
machen: Der Herr Bundesminister war hier nicht als 
Redner angemeldet. Es ist also nicht mein Verse-
hen. 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Nein, ich 
habe es auch nachgeholt, Herr Präsident. 

Ich schlage vor, daß wir trotz der fortgeschritte-
nen Stunde zur Beratung zurückkehren. Ich glaube, 
wir sind uns alle einig, daß die Wiedereingliederung 
eines straffällig Gewordenen den wirksamsten 
Schutz gegen künftige Straftaten darstellt. 

Die Divergenz, die tatsächlich besteht, ist eine Di-
vergenz um einen Millionenbetrag. Das, was Herr 
Kollege Hartmann vertritt, würde allen elf Ländern 
im Jahre 1981 29 Millionen DM sparen. Ich bitte, zu 
überlegen, ob diese Ersparnis von 29 Millionen DM 
tatsächlich der entscheidende Gesichtspunkt sein 
kann. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Gerne. 

Hartmann (CDU/CSU): Würden Sie bitte davon ab-
sehen, mir hier, wie schon bei einem früheren Tages-
ordnungspunkt, Äußerungen — eine Richtung — zu 
unterstellen, die ich gar nicht gebraucht habe? Sie 
haben mir soeben unterstellt, ich hätte irgend etwas 
vertreten. Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, daß ich 

die Zustimmung meiner Fraktion signalisiert habe. 
Aber scheinbar stimmt Ihr Feindbild immer dann 
nicht, wenn wir bei irgend etwas zustimmen. 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Herr Kolle-
ge, dann bitte ich ausdrücklich um Entschuldigung. 
Dann stehe ich noch unter dem Eindruck der Be-
schlußfassung im Bundesrat. 

(Zuruf des Abg. Hartmann [CDU/CSU] — 
Dr.  Jenninger [CDU/CSU]: Jetzt muß ich Sie 
langsam zum Konfusionsrat ernennen!) 

— Meine Damen und Herren, ich gebe Ihnen ein 
zweites Mal die Möglichkeit, von mir die Erklärung 
entgegenzunehmen, daß ich mich getäuscht habe. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich begrüße ausdrücklich Ihre Zustimmung. Ich be-
grüße die Einstimmigkeit und hoffe, daß Sie im Bun-
desrat dahin wirken können, die Einstimmigkeit 
auch dort sicherzustellen. 

(Beifall bei der SPD) 

In diesem Sinne freue ich mich, daß die Vorlage 
der Bundesregierung die einstimmige Billigung die-
ses Hauses bekommt, und hoffe, allen denen ein 
freundliches Gefühl verschafft zu haben, die sich 
gerne darüber ergötzen, daß sich ein hier redendes 
Mitglied der Bundesregierung geirrt hat und dies 
zugibt. Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Lampersbach [CDU/-
CSU]: Sehr gut!) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung. Ich rufe die Art. 1 bis 5, 
Einleitung und Überschrift in der Ausschußfassung 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Gesetzent-
wurf ist in zweiter Beratung angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wo rt  gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Der Gesetzentwurf ist angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, es ist noch über eine 
Beschlußempfehlung des Ausschusses abzustim-
men. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
8/3958 unter Ziffer 2, die zu dem Gesetzentwurf ein-
gegangenen Petitionen für erledigt zu erklären. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 9 der Tagesordnung 
auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
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Zweiten Gesetzes zur Änderung des Deut-
schen Richtergesetzes 
— Drucksache 8/3301 — 

aa) Bericht 	des 	Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 

— Drucksache 8/4004 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Westphal 

bb) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 8/3972 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Emmerlich 
Dr. Bötsch 

(Erste Beratung 183. Sitzung) 

b) Zweite Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Deutschen Richtergesetzes 
— Drucksache 8/3312 — 

aa) Bericht 	des 	Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 

— Drucksache 8/4004 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Westphal 

bb) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 8/3972 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Emmerlich 
Dr. Bötsch 

(Erste Beratung 183. Sitzung) 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wo rt? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wo rt 
 hat Herr Abgeordneter Dr. Bötsch. 

Dr. Bötsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wenn wir heute bei den beiden Ih-
nen auf den genannten Drucksachen vorliegenden 
Gesetzenwürfen in der  zweiten und dritten Lesung 
in diesem Hause voraussichtlich zu einer streitigen 
Abstimmung kommen, so muß das auch auf seiten 
der CDU/CSU-Fraktion bedauert werden, und zwar 
deshalb, weil wir in den Ausschußberatungen einem 
Kompromiß sehr nahe gewesen zu sein schienen, 
der jedoch, wie ich am Ende erläutern werde, daran 
scheiterte, daß die Bundesregierung zum wiederhol-
ten Mal versucht hat, nachdem schon in den letzten 
Jahren erhebliche Kompetenzerweiterungen zu La-
sten der Länder durch viele Gesetze zu verzeichnen 
waren, auch hier eine Änderung in der Weise einzu-
führen, daß Zuständigkeiten von den Ländern auf 
den Bund ohne Notwendigkeit verlagert werden 
sollten. 

Der Entwurf der Bundesregierung zur Änderung 
des Deutschen Richtergesetzes enthält im wesentli-
chen, kurzgefaßt, eine Verlängerung der sogenann-
ten Experimentierklausel um fünf Jahre. Die Bun-
desregierung und nach den Ausschußberatungen 
auch die Koalitionsfraktionen sind der Auffassung, 
daß die bisherige zehnjährige Erprobungszeit für 
eine Änderung der herkömmlichen zweistufigen Ju-
ristenausbildung nicht ausreiche und deshalb eine 
fünfjährige Verlängerung geboten sei. 

Die Skepsis, die ich schon in der ersten Lesung 
des vorliegenden Gesetzentwurfs im November 
1979 geäußert habe, konnte durch die Ausschußbe-
ratungen nicht entkräftet werden, insbesondere be-
züglich der Vorlage, wie sie heute zur Abstimmung 
steht, wonach nämlich die Experimentierklausel um 
ganze fünf Jahre verlängert werden soll. Das von al-
len hier im Hause verbal angestrebte Ziel, möglichst 
bald wieder zu einer einheitlichen Juristenausbil-
dung zurückzukehren, wird auf jeden Fall bei einer 
Verlängerung um fünf Jahre um genau diesen Zeit-
raum hinausgeschoben. Dieses Hinausschieben ist 
nicht notwendig, da zum Hauptanliegen des § 5 b des 
Deutschen Richtergesetzes, der engeren Verbin-
dung von Studium und praktischer Ausbildung, hin-
reichende Erfahrungen vorliegen. 

Ohne im Detail hier auf die Inhalte der Ausbil-
dung bzw. einer neuen Ausbildungsordnung einge-
hen zu wollen — dies muß einer späteren Beratung 
vorbehalten bleiben —, kann festgestellt werden, 
daß aussagekräftige Gesamtvergleiche zwischen 
den Kenntnissen und Fähigkeiten des herkömmlich 
Ausgebildeten und des im Experiment ausgebilde-
ten Juristen über das bereits heute erkennbare Maß 
hinaus kaum zu erwarten sind. Ohne gemeinsame 
Leistungsbewertung werden Qualitätsvergleiche 
zwischen den herkömmlich und den einstufig ausge-
bildeten Juristen im Hinblick auf die unterschiedli-
chen Ausbildungsziele auch nach einer Verlänge-
rung der Experimentierphase nur sehr bedingt mög-
lich sein. Zu sonstigen bedeutenden Fragen in die-
sem Bereich wie Lehrinhalte, Curricula, Spezialisie-
rung, Stoffentlastung, Konzentration und Beschleu-
nigung sind in den vergangenen Jahren umfangrei-
che und auswertungsfähige Erfahrungen gemacht 
worden, und zwar sowohl in den Experimentiermo-
dellen als auch in der herkömmlichen Ausbildung. 
Verbesserungen in diesen Bereichen sind eine stän-
dige Aufgabe aller Beteiligten und rechtfertigen 
keine Verlängerung der Experimentierphase. Das 
von uns angeregte Hearing hat insoweit auch keine 
neuen Erkenntnisse gebracht; dort wurde sowohl 
für als auch gegen die Verlängerung argumentiert. 
Wir lehnen deshalb den von der Bundesregierung 
vorgelegten und von der Mehrheit des Rechtsaus-
schusses beschlossenen Entwurf ab. 

Auf der anderen Seite bitten wir Sie, dem Gesetz-
entwurf des Bundesrates zuzustimmen. Diese Zu-
stimmung erbitte ich auch unter der Voraussetzung, 
daß die Experimentierphase verlängert wird; denn 
die Erfahrungen sprechen bei der herkömmlichen 
Ausbildung eindeutig für eine Verlängerung des 
Vorbereitungsdienstes. Der verlängerte Vorberei-
tungsdienst ist nicht nur im Interesse größerer Be-
rufsfertigkeit erforderlich, sondern eine notwendige 
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Ergänzung der theoretischen Ausbildung. Die Reali-
tät des Rechts, die Schwierigkeiten seiner Anwen-
dung, seine praktische Brauchbarkeit, sein gesell-
schaftlicher Kontext und seine Auswirkungen auf 
das Rechts- und Sozialleben können nur durch prak-
tische Anschauung in Ergänzung der theoretischen 
Ausbildung, und zwar durch ausreichende prakti-
sche Ausbildung, erfahren werden. 

Die derzeitige Lage ist durch ein erhebliches Defi-
zit an praktischer Ausbildung gekennzeichnet, wäh-
rend früher beide Ausbildungsstadien jedenfalls 
zeitlich gleichwertig waren. Bedenken, daß eine we-
sentliche Frage der späteren — gleichgültig, ob mit 
oder ohne Experimentierphase — neuen Ordnung 
präjudiziert werde, bestehen unseres Erachtens 
nicht; denn eine Verlängerung der praktischen Aus-
bildung ist bei einer jeden, wie auch immer gestalte-
ten Neuordnung unumgänglich. 

Auch das Anliegen des Bundesrats, eine Anrech-
nung von Noten für Leistungen im Vorbereitungs-
dienst auf die Gesamtnote der zweiten Prüfung aus-
zuschließen, zumindest rechnerisch, halten wir für 
dringend geboten. Die unterschiedliche Handha-
bung dieser sogenannten Vorstellungsnoten führt 
zu einer Verzerrung des Leistungsgedankens in die-
sem Bereich, die unseres Erachtens nicht länger hin-
genommen werden kann. Die Statistik über die Er-
gebnisse der zweiten juristischen Staatsprüfung 
weist aus, daß sich die Noten in den Bundesländern 
in den vergangenen Jahren erheblich, zum Teil so-
gar in extremer Weise, auseinanderentwickelt ha-
ben. Daß manche Länder dann sogar dazu überge-
gangen sind, die Examensnoten nochmals nach ih-
ren eigenen Methoden durchzuschütteln und nur 
solche Bewerber in den Staatsdienst in ihrem Land 
aufzunehmen, die den eigenen Prüfungsanforderun-
gen entsprechen, ist ein aus der Sicht dieser Länder 
notwendiger Notbehelf. Es ist aber sicherlich nicht 
im Sinne der Chancengleichheit und einer Ausbil-
dung von einheitlichen Bewertungsmaßstäben. 

Auch sollte der Anteil der mündlichen Prü-
fungsleistungen an der Gesamtnote tatsächlich auf 
40 v. H., wie es der Bundesratsentwurf vorsieht, be-
grenzt werden. Wie soll eigentlich eine objektive 
Lösung gefunden werden, wenn die mündliche Note 
noch mehr zählt als diese 40 %? Kommt es denn 
eigentlich im Endergebnis darauf an, ob einer vor 
oder in der Prüfung freundlich grüßt oder sich viel-
leicht auch nur gewandter ausdrücken kann, wäh-
rend derjenige, der diese Gewandtheit im mündli-
chen Ausdruck vielleicht nicht in gleicher Weise 
hat, aber die weitaus besseren Rechtskenntnisse be-
sitzt, vielleicht benachteiligt wird? 

Ich habe eingangs meiner Ausführungen erwähnt, 
daß während der Beratung des Rechtsausschusses 
auch ein Kompromiß in der Form erörtert wurde, 
daß Teile des Regierungsentwurfs und Teile des 
Bundesrats-Entwurfs zu einem Gesetz zusammen-
gefaßt werden sollten, um möglicherweise ein ein-
stimmiges Ergebnis zu erzielen. In diesem Kompro-
mißvorschlag war allerdings vorgesehen, daß im 
Hinblick auf die Prüfungen eine Ermächtigung zu-
gunsten des Bundesministers der Justiz ausgespro-
chen werden sollte, das Nähere durch Rechtsverord

-

nung mit Zustimmung des Bundesrates zu regeln. 
Dadurch wären ganz erhebliche Kompetenzen der 
Länder auf den Bund übertragen worden, weshalb 
wir nicht zustimmen konnten. Ohne Bedeutung ist 
es dabei, ob der Bund dann sofort oder erst zu einem 
späteren Zeitpunkt von der Ermächtigung Gebrauch 
gemacht hätte. 

Aus diesem Grunde bittet die CDU/CSU-Fraktion 
jetzt darum, dem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung in der Fassung der Ausschußvorlage nicht zu-
zustimmen und dem Gesetzentwurf des Bundesra-
tes die Zustimmung zu erteilen. 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Gestatten Sie eine all-
gemeine Bemerkung vorweg. Die herkömmliche Ju-
ristenausbildung ist dadurch gekennzeichnet, daß 
sich der theoretische Teil der Ausbildung vorab und 
getrennt vom praktischen Ausbildungsteil vollzieht. 
Seit den 60er Jahren ist es allgemeine Überzeugung, 
daß diese herkömmliche Juristenausbildung in ho-
hem Maße reformbedürftig ist und daß es dabei ins-
besondere darauf ankommt, zu einer Verzahnung 
zwischen theoretischen und praktischen Ausbil-
dungsteilen zu kommen. Das würde eine Steigerung 
der Effektivität der Ausbildung und auch einer Ver-
kürzung bringen. 

Im übrigen kommt es bei der Juristenausbildung 
nicht nur darauf an, den Juristen bloße juristische 
Technik, pure Juristerei zu vermitteln. Worauf Wert 
gelegt werden muß, ist, daß Juristen in der Lage sind, 
zu erfassen, aus welchen Motiven und mit welchen 
Zielen eine Rechtsnorm gesetzt worden ist, und daß 
Juristen abschätzen können und bei der Rechtsan-
wendung berücksichtigen können, welche Auswir-
kungen sich bei einer bestimmten Gesetzesausle-
gung und Rechtsanwendung auf die soziale Wirk-
lichkeit ergeben. Auch das gehört zu den Zielvor-
stellungen der Reform. 

Um eine bessere Ausgangsbasis für die Reform 
der Juristenausbildung zu gewinnen, ist es den Län-
dern 1971 für die Dauer von zehn Jahren ermöglicht 
worden, einstufige Ausbildungsmodelle, die diese 
Verzahnung von theoretischen und praktischen 
Ausbildungsteilen vorsehen, zu erproben. Von die-
ser Möglichkeit ist Gebrauch gemacht worden, von 
den meisten Ländern allerdings bedauerlicherweise 
nicht unmittelbar nach Erlaß dieser sogenannten 
Experimentierklausel, sondern erst im weiteren 
Verlauf der Jahre. In Bayreuth z. B. ist mit solchen 
neuen Ausbildungsmodellen erst 1977 begonnen 
worden. Das hat zur Folge, daß nur wenige Jahr-
gänge diese einstufigen Ausbildungsmodelle durch-
laufen haben, daß infolgedessen keine hinreichen-
den Erfahrungen mit diesen neuen Ausbildungsmo-
dellen vorliegen und diese Erfahrungen infolgedes-
sen auch noch nicht ausgewertet sind. Selbst Herr 
Bötsch hat von „auswertungsfähigen" Erfahrungen 
gesprochen; das bedeutet, eine Auswertung selbst 
liegt nach seiner eigenen Auffassung nicht vor. Es 
ist aber, wenn wir eine neue Juristenausbildung 
konzipieren wollen, unerläßlich, daß wir die Erfah- 
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rangen und die Bewe rtung dieser Erprobungsmo-
delle berücksichtigen. Diese Erfahrungen und ihre 
Bewertung müssen — das ist unverzichtbar — in die 
neue Juristenausbildung einfließen. 

Um Mißverständnissen von vornherein entgegen-
zutreten, füge ich hier hinzu: Es gibt keine einheitli-
che Juristenausbildung, wenn hinter dieser Forde-
rung das Bestreben steht, zur traditionellen, zur her-
kömmlichen Juristenausbildung zurückzukehren. 

Die Nichtverlängerung, die die Opposition für die 
Experimentierklausel vorschlägt, bedeutet, daß ab 
Wintersemester 1981 keine neuen Studienanfänger 
die reformierten Ausbildungsgänge beginnen könn-
ten und daß dann an den Universitäten mit refor-
mierter Juristenausbildung in herkömmlicher 
Weise ausgebildet werden müßte. Dies halten wir 
für unakzeptabel. Es ist für die Reformuniversitäten 
unzumutbar, für wenige Jahre — bis zur neuen Juri-
stenausbildung — in die traditionellen Ausbildungs-
gänge zurückzufallen. Nach Einführung der neuen 
Juristenausbildung würden dann an diesen Univer-
sitäten drei verschiedene Ausbildungen nebenein-
ander angeboten werden müssen. Das übersteigt die 
Leistungsfähigkeit dieser Universitäten bei weitem. 
Eine Nichtverlängerung der Experimentierklausel 
— das ist der entscheidende Punkt — in der gegen-
wärtigen Situation würde als Abschied von der re-
formierten Juristenausbildung verstanden werden. 
Das würde allen, die sich in diesem Bereich enga-
giert haben, den Mut und die Motivation nehmen 
und der neuen, der endgültig reformierten Juristen-
ausbildung den Dampf, der erforderlich ist, damit sie 
in diesem Lande überhaupt zustande kommt. 

Nun zu den Vorschlägen des Bundesrates. Der 
erste Vorschlag betrifft die Verlängerung des Vor-
bereitungsdienstes. Wenn 1986/87 eine neue Juri-
stenausbildung zu erwarten ist, dann ist es unzweck-
mäßig, punktuell vorab Änderungen vorzunehmen, 
insbesondere dann, wenn es sich um einen zentralen 
Punkt handelt, nämlich das Verhältnis zwischen 
theoretischer und praktischer Ausbildungszeit. 
Diese Verlängerung der Referendarzeit wäre im Er-
gebnis eine Vorabentscheidung zur Reform der Ju-
ristenausbildung. Sie kommt aus unserer Sicht auch 
deshalb nicht in Betracht, weil eine solche Ände-
rung erst nach längerer Übergangszeit praktisch 
wirksam werden könnte. Hinzu kommt, daß die Län-
der uns nicht sagen können, wofür sie diese zusätzli-
chen sechs Monate verwenden wollen. Es ist nicht 
gewährleistet, daß diese sechs Monate in solchen 
Ausbildungsstationen verwandt werden, die zu ei-
ner wirklichen Qualitätsverbesserung der Referen-
darausbildung führen. Ihre Verlängerung würde 
ferner eine weitere Divergenz in bezug auf die Aus-
bildungszeit zwischen herkömmlichen und refor-
mierten Ausbildungsgängen zur Folge haben. 

Der zweite Vorschlag des Bundesrates betrifft die 
Nichtanrechnung der Ausbildungsnote auf die 
Examensnote, allerdings kombiniert damit, daß jede 
einzelne Prüfungskommission nach ihrem pflichtge-
mäßen, man könnte auch sagen, freien Ermessen 
von der sich aus den einzelnen Prüfungsnoten erge-
benden Gesamtnote abweichen und dabei die Aus-
bildungsleistungen heranziehen kann. Dieser Vor

-

schlag des Bundesrates wird bezeichnenderweise 
unter der Überschrift „Einheitlichkeit der Prüfungs-
anforderungen und der Leistungsbewertung" einge-
bracht. Zwischen dieser Überschrift und dem, was 
vorgeschlagen ist, klafft ein unübersehbarer Wider-
spruch. 

Im übrigen ist es so, daß jedes Examen naturge-
mäß nur eine Momentaufnahme des Leistungsstan-
des ergibt mit allen Unsicherheiten, die darin liegen. 
Es ist deshalb richtig und vernünftig, daß man eine 
Korrekturmöglichkeit schafft, die diese Momentauf-
nahme in Richtung auf mehr Urteilssicherheit korri-
gieren kann. Was gibt es besseres als Korrekturmög-
lichkeit als die Leistungen während der Ausbil-
dung! 

Ich bedaure, daß unser gemeinsamer Versuch, zu 
einem für alle Seiten — Koalition, Opposition und 
Bundesrat — tragfähigen Kompromiß zu gelangen, 
nicht gelungen ist. Das hat nicht an der Mehrheit — 
jetzt spreche ich nicht nur von der Koalition — des 
Rechtsausschusses gelegen, sondern das kam aus 
Süddeutschland, um das hier einmal ganz klar fest-
zustellen. Ich fürchte, daß diejenigen, die den Kom-
promiß zum Scheitern gebracht haben, das noch be-
dauern werden. Ich glaube nicht, daß mehr als dieser 
Kompromiß erzielbar sein wird. Sie werden mögli-
cherweise in den nächsten Wochen noch bemerken, 
welcher Fehler gemacht wurde. 

Zum Schluß möchte ich noch einmal herausstel-
len: Wir sind zutiefst davon überzeugt, daß es erfor-
derlich ist, so schnell wie möglich zu einer einheitli-
chen Juristenausbildung zurückzukehren. Derje-
nige — ich wiederhole mich da bewußt noch einmal 
— täuscht sich, der glaubt, unsere Zustimmung dazu 
gewinnen zu können, daß diese einheitliche Juri-
stenausbildung dann die traditionelle Juristenaus-
bildung sein wird. Ein Zurück zu ihr wird es nicht 
geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kleinert. 

Kleinert (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen! Meine Herren! Zum sachlichen Inhalt 
der scheinbar kontroversen Vorschläge ist hier 
schon das Wesentliche gesagt worden. Das Merk-
würdigste, glaube ich, ist heute das Verfahren. Ich 
halte es für etwas eigentümlich und für etwas Be-
sonderes, daß wir ausgerechnet bei der Frage der Ju-
ristenausbildung ein Lehrstück darüber exerzieren, 
wie man den normalen Gang der Gesetzgebung aus 
mancherlei taktischen Erwägungen, Hoffnungen 
und Befürchtungen konterkarieren kann, und dies 
alles sozusagen ausbildungshalber. Denn klar ist ja, 
daß sich hier eine breite Mehrheit gefunden hatte, 
um im Sinn dessen, was die beiden Herren Vorred-
ner im Kern als wünschenswert herausgestellt ha-
ben, zu einem Kompromiß zu kommen, und daß dies 
dann an Einflüssen gescheitert ist, auf die Herr Em-
merlich schon mit dem zarten Hinweis auf den Sü-
den der Bundesrepublik hingedeutet hat. Ich 
möchte sagen: Das kam eindeutig aus Bayern. Ich 
frage mich, wie lange Sie, meine sehr verehrten Da- 
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men und Herren von der CDU, dieses Interregnum 
noch dulden wollen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordne-
ten Erhard? 

Kleinert  (FDP): Gern. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Herr Kol-
lege Kleinert, könnten Sie uns verdeutlichen, was 
Sie und die Mehrheit hier in diesem Haus daran hin-
dert, das, was Sie für besser halten, in Form eines 
Gesetzes zu verabschieden? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das, ist aber 
schwierig!) 

Kleinert  (FDP): Nein, das ist so schwierig nicht. 
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung geht ledig-
lich darauf aus, für die, die heute studieren — das ist 
das Wichtigere —, und die, die lehren — das ist das 
Zweitwichtige —, Sicherheit über Ihre tägliche Ar-
beit zu schaffen. Wenn wir hier alle zusammen im 
Jahr 1971 diese Experimentierklausel eröffnet, es 
aber bis zum heutigen Tag nicht geschafft haben, die 
erhofften Auswertungen zustande zu bringen — 
und das gilt wohl für alle Seiten des Hauses —, dann 
haben wir zunächst einmal die Pflicht, denen die 
sich in einem verhältnismäßig kurzen Zeitabstand, 
nämlich im nächsten Jahr, vor einem Zustand abso-
luter Unsicherheit über den weiteren Gang ihrer 
Ausbildung oder ihrer beruflichen Tätigkeit sehen, 
wieder Klarheit zu verschaffen. Denn die Studieren-
den und die Lehrenden haben es nicht zu verantwor-
ten, daß wir hier noch nicht so rasch, wie wir es alle 
gehofft hatten, zu Konsequenzen aus dieser Experi-
mentierklausel, nämlich zu einer neuen, einheitli-
chen und moderneren Juristenausbildung gekom-
men sind. 

Das ist der Vorschlag der Bundesregierung. Da-
hinter verbirgt sich, Herr Erhard, bei den Koalitions-
fraktionen genauso wie bei Ihrer Fraktion die Unfä-
higkeit, zu entscheiden und ausformulierte Ent-
würfe vorzulegen, bevor diese Auswertung stattge-
funden hat. Herr Bötsch hat es doch ausgeführt, und 
auch Herr Emmerlich hat schon darauf hingewiesen, 
daß auswertungsfähige Ergebnisse jetzt vielleicht 
vorliegen, daß sie aber noch nicht ausgewertet sind 
und noch nicht ausgewertet werden konnten. Es 
wäre ja hochgradig unseriös, wenn wir jetzt einen 
Gesetzentwurf vorlegen würden, der die neue ein-
heitliche Juristenausbildung total vorsieht, ohne 
daß wir die entsprechenden Untersuchungen ange-
stellt haben. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Da

-

nach habe ich auch nicht gefragt!) 

Herr Erhard, Sie wissen das genausogut wie ich. 
Deshalb unterhalten wir beide uns hier nicht so sehr 
persönlich, sondern Sie versuchen nur, uns etwas 
madig zu machen. Wir haben lange über die Dinge 
vernünftig verhandelt und waren dicht davor, den 
allein vernünftigen Kompromiß aus der gegebenen 
Situation zu finden, nämlich eine kürzere als die von 
der Bundesregierung vorgesehene Frist zu nehmen, 
damit Druck auf der Entwicklung eines neuen ein

-

heitlichen Ausbildungssystems liegt, dann gleich-
zeitig diese Frist mit konkreten Absichten und Pla-
nungen auszufüllen, was in dieser Zeit zu geschehen 
hat, damit man am Ende nicht wieder mit leeren 
Händen dasteht, was wiederum die Frist relativiert. 
Denn wenn ich hier von fünf Jahren spreche und bin 
nach fünf Jahren wirklich mit einem längst verab-
schiedeten Gesetzentwurf zur Stelle und inzwischen 
haben die Länder diesen Gesetzentwurf umgesetzt, 
dann sind fünf Jahre nicht sehr viel. Wenn ich aber 
heute nur rein deklamatorisch eine dreijährige Frist 
vorlege und am Ende dieser Dreijahresfrist mit 
Uberlegungen beginne, dann kann ich leicht bei acht 
Jahren landen. Insofern kann man hier mit den Zah-
len kräftig hin und her jonglieren. 

Deshalb haben wir versucht, uns gemeinsam auf 
eine kürzere Frist und auf den in dieser Zeit zu er-
bringenden Inhalt zu verständigen. Ich hatte das Ge-
fühl, daß die Opposition in diesem Hause auf die Er-
wägungen durchaus sachlich eingegangen ist — wir 
sind auch dankbar dafür —, und ich hatte weiter das 
Gefühl — darauf habe ich vorhin verwiesen; im 
Grunde stehen wir immer noch an dem Punkt —, 
daß schließlich aus Bayern der Hinweis gekommen 
ist, man solle nun auch an dieser Stelle mal zeigen, 
was eine Harke ist und sagen: „Jetzt machen wir erst 
mal irgendwie ein halbes Jahr länger." Vorschläge 
dazu liegen übrigens nicht vor. Wenn Sie mich nach 
Konkretisierung fragen, dann darf ich Sie fragen, 
was Ihre Freunde in der Mehrheit des Bundesrates 
sich unter diesem halben Jahr vorgestellt haben. Da-
von ist hier keine Rede gewesen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Lenz? 

Kleinert  (FDP): Bitte sehr, Herr Lenz. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU): Kollege Klei-
nert, was hindert Sie und die Koalitionsparteien 
eigentlich daran, den von Ihnen hier in den höch-
sten Tönen gelobten Kompromißantrag in Form ei-
nes Änderungsantrags dem Bundestag zur An-
nahme vorzulegen? 

Kleinert  (FDP): Das, Herr Lenz, hätte ich als Frage 
von Ihnen nicht erwartet, weil ich immer davon aus-
gegangen bin, daß Sie es schon wußten; 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Ist 
das ein verfassungsänderndes Gesetz, brau-
chen Sie die Zustimmung der CDU/CSU?) 

denn es ist ganz offensichtlich, daß sich inzwischen 
die Dinge so eigentümlich entwickelt haben, daß je-
der auf den bisher nicht erwähnten Vermittlungs-
ausschuß peilt, statt die Auseinandersetzung da zu 
Ende zu führen, wo sie hingehört, nämlich im Bun-
destag. Deshalb haben wir zum Schluß im Rechts-
ausschuß streitig abgestimmt, und nun denkt jeder, 
er hätte im Vermittlungsausschuß den längeren He-
bel. Ich bin der Meinung, diejenigen, die über den 
Vermittlungsausschuß als Obergesetzgeber mit 
Recht — gelinde gesagt — nachdenkliche Erwägun-
gen anstellen, die sollten diesen Weg nicht gehen, 
sondern sie sollten an dem, was hier weitestgehend 
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vereinbart war und an dem, was möglich ist, auch 
festhalten. Da Herr Lenz das alles weiß, ist es wirk-
lich eine zusätzliche Freundlichkeit, daß er mich das 
auch noch mal ausdrücklich fragt. 

Im übrigen bin ich zum Inhalt der Meinung, daß 
allerdings eine Verlängerung der Referendarzeit 
geboten ist. Ich möchte sie aber lieber sehen — mög-
lichst bald jedenfalls — als Verlängerung einer ein-
phasigen Ausbildung, weil ich ein Anhänger einer 
praxisdurchdrungenen theoretischen Ausbildung 
bin. 

An dieser Stelle möchte ich wiederholen, was ich 
heute morgen beim Deutschen Richterbund gesagt 
habe: Leider ist diese Debatte in der Öffentlichkeit 
sehr zu Unrecht mit der Idee belastet, einstufig wäre 
links und zweistufig wäre rechts. Das ist eine Idee, 
die nur aus der Berufungspraxis an einigen wenigen 
ausbildenden Einrichtungen zu erklären ist, die ich 
allerdings auch für bedauerlich halte, weil sie dem 
vernünftigen Gedanken mindestens zu schaden ge-
eignet war. Das ist aber eine Idee, die zum Beispiel 
durch das Institut in Augsburg, wie Herr Bötsch so-
fort  freudig zugeben wird, glänzend widerlegt wird, 
so daß wir uns in Zukunft auch insofern unbelastet 
über eine mehr praxisbezogene, vernünftigere und 
möglichst schnellere Juristenausbildung unterhal-
ten können. 

Bei der Anhörung im Rechtsausschuß hat mich 
insbesondere gewundert, daß die Fachleute aus den 
Ländern, die wir eingeladen hatten, ohne Rücksicht 
auf die jeweils in den Ländern regierende Partei 
nicht so recht wußten, was sie mit einem zusätzli-
chen Halbjahr überhaupt anfangen sollten. Ich wies 
auf Grund Ihrer freundlichen Frage, Herr Erhard, 
vorhin schon einmal darauf hin. Ich wüßte ganz ge-
nau, was man damit anfangen sollte; denn ich bin 
der Meinung, daß ein Kernwissen in der Rechtswis-
senschaft das Wichtigste ist, was dem zukünftigen 
Volljuristen vermittelt werden soll, daß die korrekte 
und genaue Rechtsanwendung am besten im bürger-
lich-rechtlichen Bereich erlernt werden kann und 
daß hierzu insbesondere die leider in den meisten 
Ländern weggefallene oder nur noch fakultativ ge-
gebene OLG-Station wertvoll ist. Deshalb wäre ich 
nicht so sehr wie die Fachleute aus den Ländern ins 
Zögern gekommen, wenn man mich gefragt hätte, 
was man eigentlich mit dem zu gewinnenden Halb-
jahr anfangen will. 

Vizepräsident Wurbs: Ich bitte, zum Schluß zu 
kommen. 

KleInert (FDP): Ja, Herr Präsident. 

Nur dann, wenn der zukünftige Jurist erst einmal 
gelernt hat, das Recht, das nun einmal gesetzt ist 
und um das wir uns in diesem Hause mit mehr und 
gelegentlich leider auch mit weniger Erfolg bemü-
hen, korrekt anzuwenden, wird die richtige Teilung 
zwischen der rechtsetzenden und der rechtspre-
chenden Gewalt wieder deutlich. Dann ersparen wir 
uns eine immer mehr und bedrohlicher ansteigende 
Zahl von Fällen, in denen diese Verantwortung sehr 

zum Nachteil des rechtsuchenden Bürgers leider 
verwischt ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort  hat der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Justiz: Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich habe zum Schluß nur 
noch ein Dreifaches zu sagen. 

Erstens. Ich habe den Mitgliedern des Rechtsaus-
schusses, insonderheit den Berichterstattern, für die 
doch recht gründliche Diskussion zu danken. 

Zweitens. Ich kann erfreut zu einem wichtigen 
Punkt etwas Gemeinsames feststellen, nämlich daß 
eigentlich alle eine baldige vereinheitlichte Juri-
stenausbildung wollen und dies für die nächste Le-
gislaturperiode anstreben. 

Drittens. Seinerzeit hat der Rechtsausschuß in sei-
nem Bericht einmütig folgendes ausgeführt: 

Nach Ablauf dieser zehn Jahre muß entweder 
die Experimentierzeit verlängert oder eine bun-
deseinheitliche Ausbildungsordnung für Juri-
sten verabschiedet sein. 

Ich kann nicht finden, daß diese Aussage heute 
falsch ist. Wir haben nichts verabschiedet und über-
dies bricht man eine Experimentierphase nur ab, 
wenn man entweder weiß, die Sache ist hundertpro-
zentig gescheitert, oder weiß, daß man wirklich 
nichts hinzulernen kann. Weil dem nicht so ist und 
weil wir leider zu einem Kompromiß nicht gekom-
men sind, bitte ich, der Regierungsvorlage zu fol-
gen. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und bei Abge-
ordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. Wir 
kommen zur Einzelberatung und Abstimmung in 
zweiter Beratung über den von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Deutschen Richtergesetzes auf 
Drucksache 8/3301. Ich rufe die A rt. 1 bis 4, Einlei-
tung und Überschrift auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist in zweiter Beratung ange-
nommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Meine Damen und Herren, der Ausschuß emp-
fiehlt auf Drucksache 8/3972 unter Ziffer 2, den Ge-
setzentwurf des Bundesrates zur Änderung des 
Deutschen Richtergesetzes auf Drucksache 8/3312 
abzulehnen. Können wir über die Beschlußempfeh-
lung abstimmen, oder wird Einzelberatung und Ab- 
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stimmung in zweiter Beratung gewünscht? — Wir 
können also über die Beschlußempfehlung abstim-
men. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Die Beschlußempfehlung des Ausschusses ist an-
genommen. 

Wir haben noch über eine Beschlußempfehlung 
des Ausschusses abzustimmen. Der Ausschuß emp-
fiehlt auf Drucksache 8/3972 unter Ziffer 3, die zu 
den Gesetzentwürfen eingegangenen Petitionen für 
erledigt zu erklären. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
SPD und FDP eingebrachten Entwurfs eines 
... Strafrechtsänderungsgesetzes 
(... StrÄndG) 

— Drucksache 8/3911 
—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

Auch hier wurde interfraktionell für die Ausspra-
che ein Kurzbeitrag für jede Fraktion vereinbart. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wo rt 
 hat Herr Abgeordneter Hartmann. 

Hartmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da

-

men und Herren! Ich kann mir angesichts der Reak-
tion des Herrn Bundesministers der Justiz zu einem 
vorhergehenden Tagesordnungspunkt zunächst 
nicht die Vorbemerkung verkneifen, daß er immer 
dann in Irritation und Konfusion verfällt, wenn wir 
einmal einer Regierungsvorlage zustimmen, obwohl 
wir gewagt haben, vorher bei den Ausschußberatun-
gen eine kritische Meinung dazu zu vertreten. Da 
gerät sein Feindbild durcheinander, wie ich vorhin 
schon in einer Zwischenfrage feststellte. Nun, in die-
ser Sache will ich gerne dafür sorgen, daß das Feind-
bild wieder stimmt. 

§ 88 a ist durch das 14. Strafrechtsänderungsge-
setz, das am 1. Mai -1976 in Kraft getreten ist, einge-
fügt worden. Das entsprach einem Vorschlag der 
Ständigen Konferenz der Innenminister der Länder 
vom Juni 1972, der damit begründet worden war, daß 
eine zunehmende Radikalisierung der Meinungen 
und eine wachsende Verwilderung der Methoden 
politischer Auseinandersetzungen festzustellen sei 
— das ist  ein Zitat —, die einen Mißbrauch der 
grundgesetzlich garantierten Meinungs- und Rede-
freiheit darstellten und im Interesse des öffentli-
chen Friedens zusätzliche Strafbestimmungen erf or-
derlich machten. Ich will einmal aufblättern, was da-
nach strafbar ist: wenn Gewaltverbrechen wie Mord, 
Totschlag, Völkermord, Geiselnahme, Luftpiraterie, 
schwerer Landfriedensbruch, beabsichtigte schwere 
Körperverletzung, Raub oder räuberische Erpres-
sung, Störung öffentlicher Verkehrseinrichtungen 
und Versorgungsanlagen oder schwere Brandstif-
tung propagiert werden, um die Bereitschaft anderer 

zu fördern, sich durch die Begehung solcher Verbre-
chen für Bestrebungen gegen den Bestand oder die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder 
gegen Verfassungsgrundsätze einzusetzen. 

In der seinerzeitigen Gesetzesbegründung heißt 
es wörtlich: „Der Grund der Vorschrift liegt ... in 
der Gefährdung der Allgemeinheit durch die Schaf-
fung eines psychischen Klimas, in dem schwere Ge-
walttaten gedeihen und nachgeahmt werden." Diese 
seinerzeit vom Bundestag einstimmig beschlossene 
Strafvorschrift soll nunmehr vier Jahre nach ihrem 
Inkrafttreten wieder beseitigt werden. Treibende 
Kraft hierfür war anfangs die FDP; die SPD zog 
nach. 

Als Gründe für die als Liberalisierungsmaßnahme 
verkaufte Streichungsabsicht werden angeführt: 
§ 88 a habe sein kriminalpolitisches Ziel verfehlt. Er 
sei eine Gefahr für die Meinungsfreiheit und führe 
zur Quasi-Zensur. Auch gebe es Schwierigkeiten im 
Zusammenhang mit Durchsuchungs- und Beschlag-
nahmemaßnahmen. Man reibt sich die Augen. Vor 
fast genau — oder auch: vor nur — einem Jahr, in 
der Fragestunde am 9. Mai 1979, hat der Parlamenta-
rische Staatssekretär beim Bundesminister der Ju-
stiz die Frage der Frau Kollegin Matthäus-Maier 
nach den Erkenntnissen der Bundesregierung über 
die Erfahrungen nach Einführung des § 88 a mit der 
Auskunft beantwortet — Zitat —: „Bisher haben sich 
keine Erkenntnisse ergeben, nach denen die Vor-
schrift gestrichen werden sollte.'' 

Das Protokoll der Fragestunde — ich habe es da-
bei — für die Beantwortung dieser Fragen umfaßt 
drei Druckseiten. Darauf ist festgehalten, daß sich 
Herr Staatssekretär de With durch noch so hartnäk-
kige Fragen und Zusatzfragen sowohl der Fragestel-
lerin wie auch der Kollegen Gansel, Thüsing, Han-
sen und Meinike nicht von seiner ursprünglichen 
Antwort, die er mehrfach stereotyp wiederholt hat, 
hat abbringen lassen. Ich zitiere: 

Ich kann nicht sehen, daß die Meinungsfreiheit 
durch diese Vorschrift beeinträchtigt worden 
ist. 

Und: 

Bisher liegen keine Erkenntnisse vor, die an-
ders lauteten als die, die damals galten, als diese 
Vorschrift vornehmlich auf Vorstellung der In-
nenministerkonferenz vom Deutschen Bundes-
tag beschlossen wurde. 

Zwischenkommentar meinerseits: Gibt es denn 
heute solche Erkenntnisse, ein Jahr danach? — Und 
wieder wörtliches Zitat: 

Der Wert einer Vorschrift liegt auch darin, daß 
sie eine gewisse Abschreckungswirkung hat. 
Von Zeit zu Zeit ist das daran ersichtlich, daß 
entsprechende Delikte abnehmen. 

Meine Damen und Herren, quod erat demonstran-
dum, denn Sie begründen doch Ihr Streichungsbe-
gehren auch damit, daß angeblich zu wenig Strafver-
fahren angefallen seien. Das spricht doch meines Er-
achtens eher dafür, daß eine Abschreckungswir-
kung stattgefunden hat, als für das Gegenteil. 
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Dann geht es weiter — wieder wörtliches Zitat 

aus der Fragestunde —: 

Ich sagte schon und betone nochmals: Bisher 
liegen auch von seiten der Innenministerkonfe-
renz, die in erster Linie der Initiator dieser Vor-
schrift war — keine Erkenntnisse vor, die es 
rechtfertigen, diese Vorschrift zu streichen. 

Noch einmal: 

Ich wiederhole mich — mir bleibt nichts ande-
res übrig —, indem ich Ihnen sage, daß bisher 
keine Erkenntnisse vorliegen, die es rechtferti-
gen, diese Vorschrift aus den genannten Grün-
den zu streichen. Ich kann jedenfalls bei den 
Strafverfolgungsbehörden nicht feststellen, daß 
sie diese Vorschrift falsch anwendeten oder 
nicht verstünden. 

Meine Damen und Herren, damit nicht genug. In 
der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktionen der SPD und der FDP nach 
den Auswirkungen gesetzgeberischer Maßnahmen 
zur Bekämpfung des Terrorismus führt die Bundes-
regierung zu § 88 a aus, und zwar im Januar 1980: 

Zu den Erfahrungen mit der Anwendung dieser 
Bestimmung hat sich die Bundesregierung 
mehrfach, zuletzt bei der Beantwortung der 
Mündlichen Anfrage der Abgeordneten Frau 
Matthäus-Maier am 9. Mai 1979, geäußert. An 
dem dort geschilderten Sachstand haben sich 
seitdem keine wesentlichen Änderungen erge-
ben. 

Weiter bestätigt die Bundesregierung in dieser Ant-
wort, daß nach einer Entscheidung des Bundesge-
richtshofs der § 88 a nicht gegen das Bestimmtheits-
gebot des Art. 103 Abs. 2 des Grundgesetzes ver-
stößt, die Meinungsfreiheit nicht unzulässig ein-
schränkt und auch nicht zu einer Verwirkung von 
Grundrechten führt. Der Bundesgerichtshof habe 
damit die Auffassung der Bundesregierung, § 88 a 
sei verfassungskonform, bestätigt. 

Dann, verehrte Damen und Herren Kollegen, 
kriegt die Bundesregierung die Kurve zur FDP. Der 
Bundesminister des Innern, nicht der der Justiz, sei 
der Auffassung, daß sich die seinerzeit gehegten Er-
wartungen nicht erfüllt hätten, und spreche sich 
deshalb für eine Streichung des § 88 a aus. Und dann 
die gequälte, gewundene, geradezu schmerzhafte 
Schlußfolgerung: Unter Abwägung der genannten 
Gesichtspunkte erhebe die Bundesregierung gegen 
eine Streichung der Vorschrift keine Bedenken. 

Meine Damen und Herren, das muß man sich 
wirklich auf der Zunge zergehen lassen. Fürwahr die 
richtige Begleitmusik zu den Bremer Krawallen. 
Wie hieß es doch in der seinerzeitigen Gesetzesbe-
gründung — ich habe bereits daran erinnert —: 

Der Grund der Vorschrift liegt ... in der Gefähr-
dung der Allgemeinheit durch die Schaffung ei-
nes psychischen Klimas, in dem schwere Ge-
walttaten gedeihen und nachgeahmt werden. 

Meine Damen und Herren, Strafvorschriften ge-
gen die Auswüchse des Freiheitsmißbrauchs dür-
fen nach unserer Auffassung keine rechtspoliti-
schen Eintagsfliegen sein. Sie bringen ja auch das 

Unwerturteil des Staates über ein bestimmtes Ver-
halten zum Ausdruck, welches nicht nach dem Mot-
to: „Rein in die Kartoffeln — raus aus denselben" zur 
ständigen opportunistischen Disposition gestellt 
werden darf. 

Welche Wertmaßstäbe sind das eigentlich, nach 
welchen die ungestrafte Gewaltbefürwortung ein 
höherwertiges Rechtsgut ist als der innere Frieden 
in unserem Land oder der Schutz von Personen, die 
von Gewalt bedroht sind? 

Die Streichung des § 88 a wäre auf alle Fälle ein 
Freibrief für die Drahtzieher und geistigen Wegbe-
reiter hinter und vor den Chaoten a la Bremen. Die 
straflose verfassungsfeindliche Befürwortung von 
Straftaten ist ein Stück Demontage unseres inneren 
Friedens. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Pfui Teu-
fel!) 

Der Bundeskanzler hat heute das bösartige Wo rt 
 von der Unfähigkeit zum Frieden auf uns gemünzt. 

Unfähig zur Bewahrung des inneren Friedens sind 
auf alle Fälle diejenigen, welche dem Freiheitsmiß-
brauch nicht entgegentreten, sondern ihm in falsch 
verstandener Liberalität auch noch Vorschub lei-
sten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wehner [SPD]: 
Das war eine Glanzrolle!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Linde. 

Dr. Linde (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Ha rtmann, nun wollen wir doch ein-
mal die Kirche im Dorf lassen. Außerdem wollen wir 
auch nicht die Debatte von heute morgen auf dem 
Felde des Strafrechts wieder eröffnen. Hier geht es 
um die exakten Regeln des Strafrechts. 

Ein Drittes wollte ich Ihnen gerne sagen. Sie ha-
ben hier Herrn Dr. de With lang und breit zitiert. 
Bloß: das Ganze stammt vom 9. Mai 1979, und Sie ha-
ben vergessen, das zu erwähnen, was Herr Dr. de 
With in der Fragestunde des Deutschen Bundesta-
ges ausdrücklich gesagt hat, nämlich daß die Unter-
suchungen laufen. Sie sind dann erst auf Grund der 
Kleinen Anfrage richtig in Gang gekommen. Die Er-
gebnisse dieser Untersuchungen sehen anders aus. 
Ein Ergebnis lautet, daß § 88a, wie Sie der Antwort 
auf die Kleine Anfrage entnommen haben, seinen 
Zweck nicht erfüllt hat. 

Nun will ich noch etwas sehr deutlich sagen. Die 
Bundesregierung und diese Koalition haben sehr 
große Anstrengungen darauf verwandt, alles rechts-
staatlich Erforderliche zur Gewährleistung der inne-
ren Sicherheit zu tun, nicht mehr, aber auch nicht 
weniger. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. Em-
merlich [SPD]: Bravo! — Erhard [Bad 
Schwalbach] [CDU/CSU]: Warum wollt ihr 
denn mit diesem Antrag die Wahl gewin-

nen?) 

Die Praxis — auf diese müssen wir, Herr Kollege 
Erhard, auch einmal ein bißchen abheben; darauf le- 
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gen Sie ja im Ausschuß immer sehr großen Wert — 
hat  gezeigt, daß sich § 88 a auf die Strafverfolgung 
nicht nennenswert ausgewirkt hat. So steht es 
auch in der Antwort der Regierung. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Nicht nennenswert! Das ist klar! Wenn wir 
ein Rudel von Tätern hätten, wären wir arm 

dran!) 

Daraus haben wir die parlamentarische Konsequenz 
gezogen. 

Da sich Herr Hartmann in der Zeit Mai 1979 be-
wegte, will ich mich einmal in die Zeit Mai 1980 be-
geben und ein bißchen aus der Kleinen Anfrage zi-
tieren. Bitte, das ist doch die Bilanz: gegen 111 Per-
sonen sind wegen des Verdachts einer verfassungs-
feindlichen Befürwortung von Straftaten Ermitt-
lungsverfahren eingeleitet worden. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Bis 
jetzt!) 

Gegen elf Personen ist Anklage erhoben worden. 
Sechs Angeklagte sind zu Freiheitsstrafen verurteilt 
worden. Davon erging ein Urteil nach § 140 StGB, 
nur eine Verurteilung ist rechtskräftig, und drei 
Verfahren sind noch anhängig. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Und 
wie viele Ermittlungsverfahren sind end

-

gültig abgeschlossen?) 

— Drei Ermittlungsverfahren sind noch anhängig. 
Das Bild wird erst richtig vollständig — das hat mich 
sehr beeindruckt, Herr Kollege Erhard —, wenn 
man bedenkt, daß davon 92 Verfahren auch wegen 
des Verdachts einer Straftat nach § 129 a und neun 
weitere wegen anderer Delikte betrieben worden 
sind. Das sind zusammen 101 Verfahren, für die der 
§ 88 a  — das muß man ganz nüchtern feststellen — 
nicht benötigt worden wäre. Darauf heben wir ab. 

Alle Verfahren — es wird noch schlimmer — be-
trafen im übrigen Zeitschriften, Broschüren und Bü-
cher, also § 88 a Abs. 1, und in keinem Fall die münd-
liche öffentliche Befürwortung von Gewalt, also 
§ 88a Abs. 2. 

Die Gründe für den Aufhebungsvorschlag möchte 
ich kurz nennen; es sind drei. 

Erstens. In der Mehrzahl der Fälle decken andere 
Straftatbestände die eingeleiteten Ermittlungsver-
fahren ab. Das habe ich soeben schon erläutert. 

Zweitens. Es gab Anwendungsschwierigkeiten 
besonders im Zusammenhang mit Durchsuchungen 
und Beschlagnahmen. 

Drittens — hier haben Sie, Herr Kollege Hart-
mann, recht — hat insbesondere der Bundesinnen-
minister zusätzlich auf die durch die Strafvorschrift 
entstandene Rechtsunsicherheit verwiesen. Das 
können wir uns von dieser Seite auch einmal zu 
eigen machen. 

Die Vorschrift war von Anfang an — das brauchen 
wir gar nicht zu leugnen; das weiß jeder; ich erin-
nere z. B. an die Diskussionen auf dem Parteitag 
meiner Partei 1975 in Mannheim abends um elf — 
heftig umstritten, aber nicht nur in unseren Reihen. 

Sie ist danach — auch wenn das sachlich nicht zu-
trifft, so müssen wir doch die negativen und über 
den Zweck hinausgehenden Wirkungen in Rech-
nung stellen — zum Symbol für die Einschränkung 
der Meinungsfreiheit insbesondere im Bereich von 
Kunst und Wissenschaft sowie der Publizistik in be-
zug auf Geschichte und Zeitgeschehen geworden; 
nicht die Vorschrift selbst, aber das, was in der öf-
fentlichen Meinung mit dieser Vorschrift passiert 
ist. 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Lenz? 

Dr. Linde (SPD): Nein, ich möchte jetzt keine Zwi-
schenfrage zulassen. Ich bitte um Entschuldigung, 
Herr Dr. Lenz. 

Die Aufhebung der Vorschrift wird die strafrecht-
liche Bekämpfung der Gewaltbefürwortung — das 
ist unsere Überzeugung — nicht behindern, weil da-
für nämlich, wie die Praxis gezeigt hat, ganz andere 
Vorschriften zur Verfügung stehen. § 111 StGB — 
öffentliche Aufforderung zu Straftaten —, § 126 — 
Störung des öffentlichen Friedens durch Androhung 
von Straftaten —, § 131 — Verherrlichung von Ge-
walt —, § 140 — Billigung von Straftaten —, § 241 — 
Bedrohung — und zusätzlich geschaffene Spezial-
vorschriften, nämlich § 21 i. V. m. § 6 des Jugend-
schutzgesetzes und § 53 Abs. 1 Nr. 5 des Waffenge-
setzes, eine Spezialregelung gegen die Herstellung 
von sogenannten Molotow-Cocktails. Bei sämtli-
chen Delikten — daß muß einen Juristen ja auch be-
treffen — handelt es sich um Äußerungsdelikte in 
Idealkonkurrenz zu § 88 a StGB. 

Die Anwendungsschwierigkeiten, von denen ich 
gesprochen habe, beziehen sich darauf, daß in mehr 
als 90% der Fälle Ermittlungsverfahren — ganz an-
ders als im sonstigen Strafrecht — ins Leere gegan-
gen sind, also nicht zur Anklage geführt haben, und 
nur ein Täter verurteilt wurde. Das ist ein so niedri-
ger Prozentsatz, daß man ihn unter kriminologi-
schen und rechtspolitischen Gesichtspunkten eben 
doch sehr mit in die Betrachtung einbeziehen muß. 
Derartige Mißverhältnisse sind in der klassischen 
Kriminalität ja unbekannt. Bei der Erfolgskontrolle 
unserer eigenen Arbeit müssen wir uns solche Pro-
zentzahlen wohl sehr zu Herzen nehmen. Was soll 
im übrigen — das muß man sich rein praktisch fra-
gen — die Durchsuchung eines Buchladens, in dem 
man Gewaltliteratur vermutet oder das sogar weiß, 
wenn sich der Händler dann hinstellt und sagt, er 
kenne die Bücher nicht und billige auch deren In-
halt nicht? Dann ist das Ermittlungsverfahren zwar 
in Gang, aber das Strafverfahren platzt aus subjekti-
ven Gründen. 

Befürchtungen hinsichtlich der jetzt entstande-
nen Rechtsunsicherheit hat es schon im Gesetzge-
bungsverfahren gegeben. Das liegt insbesondere an 
dem Tatbestandsmerkmal „befürworten", das neu 
hinzugekommen ist. Ein weiterer Grund liegt darin, 
daß das Kunstprivileg des § 86 Abs. 3 Schwierigkei-
ten gebracht hat. Wenn man nämlich Läden durch-
sucht und sich dann die Bücher genauer angeguckt 
hat, dann hat man festgestellt, daß das Kunst, Litera-
tur, Geschichte oder Zeitgeschehen war. Und auch 
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Dr. Linde 
dann wiederum war das Ermittlungsverfahren ge-
platzt. Aber die große Verärgerung war da, weil die 
Leute gesagt haben: Die Staatsorgane schnüffeln in 
normaler Literatur herum. Und eben diese Verunsi-
cherung wollen wir nicht. Nicht das gesetzgeberi-
sche Ziel — das war gut gemeint —, wohl aber die 
Praxis — das ist leider zu beklagen — hat zur Ver-
schlechterung des Meinungsklimas und dazu ge-
führt, daß andere Maßnahmen der Terrorismusbe-
kämpfung — völlig zu Unrecht — wegen dieses Ne-
gativsymbols § 88a nicht in ausreichendem Maße in 
der breiten, sehr breiten Öffentlichkeit akzeptiert 
wurden. Die Übereinstimmung möglichst aller Bür-
ger, meine Damen und Herren, ist aber notwendig. 
Sie ist auch für den weiteren Erfolg der Terrorismus-
bekämpfung wichtig. Um das Übel Gewalt an der 
Wurzel zu packen, ist § 88 a StGB wirklich nicht er-
forderlich. Es wäre gut, wenn der Aufhebungsvor-
schlag der Koalition eine möglichst breite Zustim-
mung finden könnte. Darum bitte ich, und darum 
werden wir uns auch in der Diskussion im Rechts-
ausschuß bemühen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kleinert. 

Kleinert  (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen! Meine Herren! Herr Linde hat eigent-
lich ganz zutreffend das Wesentliche dessen ge-
schildert, was uns zu diesem gemeinsamen Antrag 
bewegt hat. Ich habe dem nur wenig hinzuzufü-
gen. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß wir Freien De-
mokraten im Laufe der letzten drei Legislaturperio-
den größten Wert darauf gelegt haben, neue Er-
scheinungsformen des Verbrechens, insbesondere 
des angeblich politisch motivierten Verbrechens, 
die unter dem Schlagwort „Terrorismus" zusammen-
gefaßt werden, mit zusätzlichen gesetzlichen Maß-
nahmen nur dann zu bekämpfen, wenn es unbedingt 
erforderlich ist. 

Vizepräsident Wurbs: Verzeihen Sie, Herr Abge-
ordneter. Gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Hartmann? 

Kleinert (FDP): Bitte schön. 

Hartmann (CDU/CSU): Herr Kollege Kleinert, da 
Sie Herrn Linde bereits mit Ihrem ersten Satz reich-
lich beigepflichtet haben, frage ich Sie, ob Sie seine 

Kleinert  (FDP): Konnten Sie das vorhin nicht los-
werden? 

Hartmann (CDU/CSU): Der hat ja keine Fragen zu-
gelassen. — Herr Kollege Kleinert, pflichten Sie ihm 
auch insoweit bei, als er behauptet hat, zwischen 
dem 9. Mai 1979 und der Beantwortung der Kleinen 
Anfrage hätten sich wesentliche neue Erkenntnisse 
ergeben? Wie verträgt sich dies mit der Auskunft 
der Bundesregierung — ich zitiere wörtlich —: „Zu 
den Erfahrungen mit der Anwendbarkeit der Be-
stimmung — 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich bit-
te, eine Frage zu stellen. 

(Wehner [SPD]: Sie haben doch heute schon 
das Wort  gehabt! Warum noch einmal?) 

Hartmann (CDU/CSU): Unterstreichen Sie dies an-
gesichts der Antwort der Bundesregierung, an dem 
dort geschilderten Sachstand hätten sich keine we-
sentlichen Änderungen ergeben? 

Kleinert  (FDP): Ich wollte diese abendliche Sitzung 
gar nicht so sehr aufhalten, sondern nur einige Be-
merkungen machen, die mir wichtig erscheinen. 
Hätten Sie noch ein bißchen abgewartet, dann wäre 
Ihre Frage wahrscheinlich beantwortet gewesen. 

Ich habe gesagt: Wir als Freie Demokraten — und 
das festzustellen, ist in diesem Falle besonders wich-
tig für mich — haben immer versucht, zusätzliche 
Vorschriften im engstmöglichen Rahmen zu halten 
und jede auch nur irgendwie entbehrliche Vor-
schrift nicht — auch nicht unter dem Eindruck noch 
so schrecklicher Vorfälle — in unser Strafrecht ge-
langen zu lassen. Das haben wir in den letzten Jah-
ren an Hand wichtigerer Vorschriften als dieser 
sehr oft sehr gründlich miteinander diskutiert. 

Die Opposition war im Zweifel immer dafür, noch 
irgendwo ein paar Strafvorschriften oder Strafver-
fahrensvorschriften dazuzulegen, um ja das Äußer-
ste zu tun. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Die 
Bundesregierung auch!) 

Die Opposition hat damit unserer Ansicht nach et-
was Falsches getan; denn der Rechtsstaat kann sich 
nur wirksam und glaubwürdig verteidigen — auch 
für die nachwachsenden Generationen —, wenn er 
sich an das äußerste rechtsstaatliche Prinzip, die 
Selbstbeschränkung des Staates, hält. 

Weil wir so an die Dinge herangegangen sind, hat 
uns dieser § 88 a — wie übrigens auch noch einige 
andere Bestimmungen, die heute nicht zur Debatte 
stehen — nie gefallen. Wir haben ihn im Zusammen-
hang mit anderen Bestimmungen verabschiedet, ob-
wohl wir von seiner Nützlichkeit keineswegs über-
zeugt waren. Schließlich muß man an irgendeiner 
Stelle einmal nachgeben, um in größerem Zusam-
menhang Gesetze zustande bringen zu können. Wir 
hatten dabei aus der Grundhaltung heraus, die dar-
zulegen ich eben versucht habe, mit Sicherheit die 
Absicht, die Wirksamkeit dieser Vorschrift in der 
Praxis ständig zu überprüfen und sie bei der erst-
möglichen Gelegenheit wieder zu beseitigen. Diese 
Vorschrift gehört in einen größeren Rahmen ande-
rer Vorschriften. Sie mögen sich wahrscheinlich 
selbst gar nicht mehr gerne daran erinnern, was al-
les z. B. im Bereich der sogenannten Pornographie 
von Ihnen in diesem Hause angesichts von Strafvor-
schriften, die wir gegen Ihren erbitterten Wider-
stand gestrichen haben, gesagt worden ist. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Das ist 
dermaßen makaber, wie Sie die Aufforde-
rung zu verfassungsfeindlichen Gewaltta-
ten mit pornographischen Schriften über-
haupt nur in Zusammenhang bringen kön-

nen!) 
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Kleinert 
— Herr Dr. Lenz, es gibt — und das wissen Sie wie-
derum ganz genau — in beiden Fällen ein Binde-
glied, nämlich daß sich Richter unterschiedlichster 
Geschmacksrichtung, Provenienz und Bildung — 
strafrechtlich mögen sie gleich gebildet sein; das 
will ich noch unterstellen — unter anderen mit der 
für uns ganz wichtigen Frage, was in diesem Lande 
Kunst ist, befassen sollen. Wir haben eine Fülle von 
Urteilen in dem von mir genannten Bereich der Por-
nographie — und darum habe ich ihn genannt —, die 
gesagt haben: Gerade das, was hier für strafwürdig 
erklärt worden ist, ist nach höherer gerichtlicher 
Einsicht eben nicht strafwürdig. 

Genau auf dieses Gebiet haben wir uns in einem 
anderen strafrechtlichen Zusammenhang — ich 
habe das keineswegs verkannt — begeben, als wir 
diesen § 88 a eingeführt haben, wobei die Frage nach 
der Kunst genauso wie auf dem anderen Sektor auf-
taucht. In beiden Fällen sind Sie geneigt, die Beden-
ken hinsichtlich der Freiheit von Kunst und Wissen-
schaft zurückzustellen, wenn es darum geht, vor-
sichtshalber noch einige Strafvorschriften, noch ei-
nige Zugriffsmöglichkeiten bereitzuhalten. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Wer 
hat sie denn geschaffen?) 

Dazu sind wir nach unserer Grundeinstellung eben 
nicht geneigt. 

Deshalb — und da kommt die Antwort auf die 
Frage von Herrn Hartmann ganz zwangsläufig — 
haben wit die Sache verfolgt. Es gibt heute umfang-
reichere Statistiken als noch im Mai vergangenen 
Jahres zur Zeit der Beantwortung Ihrer Frage durch 
Herrn Staatssekretär de With. Diese Statistiken 
weisen aber im wesentlichen dieselben Zahlen aus. 
Es sind nämlich immerhin knapp über hundert Ver-
fahren eingeleitet. Davon sind heute noch drei Er-
mittlungsverfahren übriggeblieben. Dabei ist es 
nicht zu der geringsten Verurteilung gekommen. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Herr 
Kollege Kleinert, bei Ihren Zahlen verstehe 
ich nicht, wie Sie jemals die Verjährung bei 
Mordtaten abschaffen konnten; da lagen 
die Zahlen noch viel, viel ungünstiger!) 

— Meine eigene Ansicht in dieser Frage ist Ihnen 
bekannt. Deshalb führt das nun wirklich nicht wei-
ter, weil da die Fronten, wie schon am Abstim-
mungsergebnis deutlich geworden ist, anders gewe-
sen sind. Das ist also eine unzulässige Parallele ge-
wesen, während ich glaube, meine Parallele noch be-
gründet vorgetragen zu haben. 

Aber wenn die wichtige Frage auf dem Spiel steht, 
daß Bürger dieses Landes, insbesondere Schriftstel-
ler, Künstler — — 

(Erhard  [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: 
Künstler!) 

— Das gibt es, Herr Erhard. Mögen sich manchmal 
Bürger für Künstler auch nur halten; das mag ja ge-
legentlich der Fall sein. Aber es ist nicht meines 
Amtes, darüber zu urteilen; dazu habe ich zuviel 
Respekt vor diesen Dingen. Ich habe sowieso Re-
spekt vor Dingen, von denen ich nichts verstehe 
oder jedenfalls im Einzelfall nichts verstehe. — 

Wenn sich aber solche Bürger durch die blanke Exi-
stenz einer solchen Vorschrift bedrückt fühlen — 
bezeichnenderweise ist hier ja auch das Wort von 
der „Vorbeugung" gebraucht worden — und wenn 
sie hier in eine Unsicherheit hineinkommen und 
wenn all das, was Herr Linde hier präzise ausgeführt 
und über Durchsuchungen geschildert hat, vorge-
kommen ist, dann verstehe ich eine gewisse Unru-
he. 

Ich gebe Ihnen zum Schluß folgendes zu. Natür-
lich ist es eine ambivalente Aussage, wenn ich sage: 
Auf Grund dieser Vorschrift hat es fast keine Bestra-
fung gegeben. Daraus kann ich nämlich zwei entge-
gengesetzte Schlüsse ziehen. Einmal kann ich den 
Schluß ziehen: Es schadet nichts, wenn die Vor-
schrift drinbleibt. Und ich kann den Schluß ziehen, 
daß man die Vorschrift herausstreichen kann. Wer 
das jedoch so oberflächlich ambivalent sieht, ver-
kennt, was Herr Linde schon ausgeführt hat, näm-
lich die Bedrohung, die in einer solchen Bestim-
mung liegt, die zusätzliche Unsicherheit, die darin 
liegt, und die Grundtatsache, daß man in einem libe-
ralen Rechtsstaat grundsätzlich jeden strafrechtli-
chen Eingriff zu vermeiden hat, dessen dringende 
Notwendigkeit nicht ausdrücklich bewiesen ist. Da 
das hier nicht bewiesen ist, sind wir zusammen mit 
unserem Koalitionspartner zunächst einmal für 
Streichung dieser Vorschrift. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisungen des Ge-
setzentwurfs auf Drucksache 8/3911 an den Rechts-
ausschuß — federführend — sowie an den Innenaus-
schuß zur Mitberatung vor. Ist das Haus damit ein-
verstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 11 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll 
Nr. 2 vom 17. Oktober 1979 zu der am 
17. Oktober 1868 in Mannheim unterzeich-
neten Revidierten Rheinschiffahrtsakte 

— Drucksache 8/3748 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen (14. Ausschuß) 

— Drucksache 8/3990 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Feinendegen 

(Erste Beratung 208. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. Wird anderweitig das Wort ge-
wünscht? — Auch das ist nicht der Fall. 
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Vizepräsident Wurbs 
Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Bera-

tung und zur Schlußabstimmung. Ich rufe die Art. 1 
bis 3 sowie Einleitung und Überschrift auf. Die Ab-
stimmung hierüber wird mit der Schlußabstimmung 
verbunden. Wer dem Gesetzentwurf als Ganzem zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist 
angenommen. 

Meine Damen und Herren, es ist noch über eine 
Beschlußempfehlung des Ausschusses abzustim-
men. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
8/3990 unter Ziffer 2 die Annahme einer Entschlie-
Bung. Wer dieser Entschließung zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Die Beschlußemp-
fehlung des Ausschusses ist angenommen. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Zusatzprotokoll 
Nr. 3 vom 17. Oktober 1979 zu der am 17. Ok-
tober 1868 in Mannheim unterzeichneten Re

-vidierten Rheinschiffahrtsakte 
— Drucksache 8/3749 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen (14. Ausschuß) 

— Drucksache 8/3943 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Feinendegen 

(Erste Beratung 208. Sitzung) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wo rt? — 
Das ist nicht der Fall. Wird das Wo rt  anderweitig ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe die Art. 1 bis 3 sowie Einleitung und über

-

schrift auf. Die Abstimmung hierüber in zweiter Be-
ratung wird mit der .Schlußabstimmung verbunden. 
Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Statistik der Beherbergung 
im Reiseverkehr (Beherbergungsstatistikge-
setz — BeherbStatG) 
— Drucksache 8/3623 — 

a)  Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus

-

schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

— Drucksache 8/4005 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Glos 

b) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 8/3970 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Unland 

(Erste Beratung 203. Sitzung) 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? — Das ist nicht der Fall. Wird das Wort an-
derweitig gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung. Ich rufe die A rt. 1 bis 9 
sowie Einleitung und Überschrift auf. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist mit 
einer Gegenstimme in zweiter Beratung angenom-
men. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. — Das Wort  wird offensichtlich nicht ge-
wünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Meine Damen und Herren, es ist noch über eine 
Beschlußempfehlung des Ausschusses abzustim-
men. Der Ausschuß empfiehlt auf Drucksache 
8/3970 unter Ziffer 2, die zu dem Gesetzentwurf ein-
gegangenen Eingaben für erledigt zu erklären. Ist 
das Haus damit einverstanden? — Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
13. Mai 1975 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Belgien 
über die Befreiung öffentlicher Urkunden 
von der Legalisation 
— Drucksache 8/1544 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 8/3983 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Schmidt (München) 
Dr. Wittmann (München) 

(Erste Beratung 78. Sitzung) 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? — Das ist nicht der Fall. Wird das Wort  an-
derweitig gewünscht? — Das ist auch nicht der 
Fall. 
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Vizepräsident Wurbs 
Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Bera-

tung und zur Schlußabstimmung. Ich rufe die Art. 1 
bis 7 sowie Einleitung und Überschrift auf. Die Ab-
stimmung hierüber wird mit der Schlußabstimmung 
verbunden. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist angenom-
men. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Schiffsregister

-

ordnung 
— Drucksache 8/2515 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Rechts-
ausschusses (6. Ausschuß) 

— Drucksache 8/3979 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Lambinus 
Wimmer (Mönchengladbach) 

(Erste Beratung 138. Sitzung) 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? — Das ist nicht der Fall. Wird das Wort an-
derweitig gewünscht? — Das ist auch nicht der 
Fall. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung in zweiter Beratung, Ich rufe die Art. 1 bis 5 
sowie Einleitung und Überschrift mit den vom Aus-
schuß auf der Drucksache 8/3979 empfohlenen Än-
derungen auf. Wer zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Das Gesetz ist in zweiter Beratung ange-
nommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. — Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Das Gesetz ist angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 16 bis 21 

16. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Europäischen übereinkommen vom 
24. November 1977 über die Zustellung von 
Schriftstücken in Verwaltungssachen im 
Ausland und zu dem Europäischen Überein-
kommen vom 15. März 1978 über die Erlan-
gung von Auskünften und Beweisen in Ver-
waltungssachen im Ausland 
— Drucksache 8/3922 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

17. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Ausführung des Europäischen Übereinkom-
mens vom 24. November 1977 über die Zu-
stellung von Schriftstücken in Verwal-
tungssachen im Ausland und des Europäi-
schen übereinkommens vom 15. März 1978 
über die Erlangung von Auskünften und Be-
weisen in Verwaltungssachen im Ausland 
— Drucksache 8/3923 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Innenausschuß (federführend) 
Rechtsausschuß 

18. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 20. Oktober 1978 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
Neuseeland zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung und zur Verhinderung der Steu-
erverkürzung bei den Steuern vom Ein-
kommen und einigen anderen Steuern 
— Drucksache 8/3918 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

19. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Geset-
zes zur Änderung des Mineralölsteuergeset-
zes 
— Drucksache 8/3920 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

20. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 12. Oktober 1979 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der So-
zialistischen Republik Rumänien über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 
— Drucksache 8/3919 — 

Überweisungsvorschlag des Altestenrates: 
Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 
Auswärtiger Ausschuß 

21. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zum 
Wiener Abkommen vom 12. Juni 1973 über 
den Schutz typographischer Schriftzeichen 
und ihre internationale Hinterlegung 
(Schriftzeichengesetz) 
— Drucksache 8/3951 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 
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und die Zusatzpunkte 1 bis 4 auf: 

1. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Zweiten AKP-EWG-Abkommen von 
Lomé vom 31. Oktober 1979 sowie zu den 
mit diesem Abkommen in Zusammenhang 
stehenden Abkommen 
— Drucksache 8/3927 — 

Überweisungsvorschlag: 
Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß 

2. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Entlastung des 
BundesfinanzhofsQL 
— Drucksache 8/3949 — 

Überweisungsvorschlag: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 

3. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Genfer Protokoll von 1979 zum Allge-
meinen Zoll- und Handelsabkommen 
— Drucksache 8/3985 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Wi rtschaft (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

4. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines ersten Geset-
zes zur Änderung des Gesetzes über die Zu-
sammenlegung der Deutschen Landesren-
tenbank und der Deutschen Siedlungs-
bank 
— Drucksache 8/3984 — 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(federführend) 
Finanzausschuß 
Haushaltsausschuß 

Es handelt sich hierbei um erste Beratungen von 
der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwürfe. 
Das Wort  wird nicht begehrt. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Gesetz-
entwürfe auf den Drucksachen 8/3922, 8/3923, 
8/3918, 8/3920, 8/3919 und 8/3951 an die Ausschüsse 
vor. Außerdem ist interfraktionell vereinbart wor-
den, die Gesetzentwürfe auf den Drucksachen 
8/3927, 8/3949, 8/3985 und 8/3984 ebenfalls an die 
Ausschüsse zu überweisen. Die Überweisungsvor-
schläge ersehen Sie aus der Tagesordnung. Zusätz-
lich soll die Vorlage auf Drucksache 8/3927 — AKP

-

EWG-Abkommen von Lomé — zur Mitberatung an 
den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten überwiesen werden. Ist das Haus damit ein-
verstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 22 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP 
Vorlage eines Berichts des Petitionsaus-
schusses 
— Drucksache 8/3913 — 

Wird das Wort  gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem inter-
fraktionellen Antrag auf Drucksache 8/3913 zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Stimmenthaltungen? — 
Der  Antrag ist angenommen. 

Ich rufe Punkt 23 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 67 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 8/3932 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 68 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 8/3941 — 

Wird das Wort  gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Wir kommen zur Abstimmung. Wer den Be-
schlußempfehlungen des Petitionsausschusses auf 
den Drucksachen 8/3932 und 8/3941, die in den Sam-
melübersichten 67 und 68 enthaltenen Anträge an-
zunehmen, zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Danke. Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Die Beschlußempfehlungen des Peti-
tionsausschusses sind angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 24 auf: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen 
Veräußerung einer 13,2 ha großen Teilflä-
che des ehem. Heereszeugamts (Alabama

-

Depot) in München an die Bayerischen Mo-
toren Werke AG 
— Drucksache 8/3933 —

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

Wird das Wort  gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vor-
lage an den Haushaltsausschuß vor. Ist das Haus da-
mit einverstanden? — Ich sehe und höre keinen Wi-
derspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 25 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu der Unter- 
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richtung durch den Bundesminister der Fi-
nanzen 

Überplanmäßige Ausgabe im Haushaltsjahr 
1979 bei Kap. 60 04 Tit. 698 01 — Zahlungen 
nach dem Spar-Prämiengesetz - 

- Drucksachen 8/3739, 8/3934 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Löffler 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Der Haushaltsausschuß empfiehlt auf Drucksache 
8/3934, von der Unterrichtung durch den Bundesmi-
nister der Finanzen auf Drucksache 8/3739 Kenntnis 
zu nehmen. — Ich stelle fest, daß das Haus Kenntnis 
genommen hat. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. Ich rufe die 
nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
morgen, 8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.19 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Münd

-

lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schneider 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3981 Fragen A 1 und 2): 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung die Entscheidung über laufende 
Anträge zur Förderung von Vorhaben im Rahmen des experimentellen 
Wohnungs- und Städtebaus zurückgestellt hat, bis die neuen Richtlinien 
über die Förderung von Maßnahmen des experimentellen Wohnungs- 
und Städtebaus und die damit verbundenen Forschungsschwerpunkte 
veröffentlicht sind, bis wann ist mit einem Erlaß der Richtlinien und ei-
ner Entscheidung über die laufenden Vorhaben zu rechnen? 

Gilt diese Haltung der Bundesregierung für alle in diesem Jahr ange-
meldeten bzw. beabsichtigten Förderungsvorhaben, bzw. über welche 
Vorhaben hat die Bundesregierung bisher bereits vorab entschieden, 
und wie erklärt sie das Hinauszögern der Entscheidung in den übrigen 
Fällen? 

Es ist beabsichtigt, die neuen Richtlinien zur För-
derung des experimentellen Wohnungs- und Städ-
tebaues noch vor der Sommerpause in Kraft zu set-
zen. Nach diesen Richtlinien ist vorgesehen, daß der 
Bundesbauminister den Ländern mitteilt, an wel-
chen Forschungsthemen er ein vorrangiges Inter-
esse hat. Die Forschungsthemen und deren Durch-
führung werden mit den Ländern erörtert, die ihrer-
seits geeignete Vorhaben benennen sollen. 

Um dieses Verfahren nicht vorwegzunehmen, 
sind im Jahre 1980 grundsätzlich keine neuen Vor-
haben in das Programm aufgenommen worden. An-
fragen an das Ministerium hinsichtlich einer Förde-
rung wurden durch Hinweis auf die zu verabschie-
denden Richtlinien beantwortet. 

Soweit allerdings Maßnahmen bereits in die För-
derung aufgenommen waren, ist eine der Sache 
nach notwendige weitere Förderung unabhängig 
von dem Inkrafttreten der neuen Richtlinien erfolgt. 
Dies gilt auch für solche neuen Maßnahmen, die be-
reits im Jahre 1979 weitgehend vorbereitet waren 
und bei denen nur noch formell die Bewilligung der 
beantragten Mittel erfolgen mußte. 

Anlage 3  
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Stahl auf die Mündliche 
Frage der Abgeordneten Frau Simonis (SPD) 
(Drucksache 8/3981 Frage A 8): 

Trifft es zu, daß eine Untersuchung der INTERSOFO „Humanisierung 
des Arbeitslebens" nur als Kurzfassung veröffentlicht werden durfte, 
weil einige Bonner Ministerien sowie der Bundesrechnungshof mit den 
Ergebnissen dieser Untersuchung nicht einverstanden waren, und sind 
die in diesem Kurzbericht genannten Vorwürfe, daß die Arbeitsplätze 
von Schreibkräften in Bonner Ministerien deshalb als Problemarbeits-
plätze zu bezeichnen sind, weil sie einerseits neueren wissenschaftli-
chen Erkenntnissen der Büroforschung in der Industrie nicht entspre-
chen, andererseits eine schlechte Beleuchtung, einen zu hohen Lärmpe-
gel, eine Fläche von nur vier bis fünf Quadratmeter, die damit kleiner ist 
als die für Hunde vorgeschriebene Fläche, aufweisen und außerdem Be-
lastungen für das Herz- und Kreislaufsystem hervorrufen, zutreffend? 

Die Firma Intersofo (Gesellschaft für interdiszipli-
näre Sozialforschung mbH, Berlin) führt im Auftrag 
des Bundesministeriums für Forschung und Techno-
logie und im Rahmen des Programms „Humanisie-
rung des Arbeitslebens" eine vergleichende Unter-
suchung der Schreibdienste in obersten Bundesbe-
hörden durch. Aus dieser Untersuchung liegen Zwi- 
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schenergebnisse vor. Diese sollen veröffentlicht 
werden, sobald die Wissenschaftler unter Berück-
sichtigung der Stellungnahmen der beteiligten Res-
sorts eine Überarbeitung vorgenommen haben. Die 
Veröffentlichung wird weder von einem Bundesmi-
nisterium noch vom Bundesrechungshof behindert. 
Unzulänglichkeiten der in der Frage angespro-

chenen Art (z. B Lärm, Enge, Streß) sind an einigen 
der untersuchten Arbeitsplätze festgestellt worden. 
Den betreffenden Bundesministerien sind die Un

-

tersuchungsergebnisse bekannt; sie bemühen sich, 
die festgestellten Unzulänglichkeiten zu beheben. 

Darüber hinaus wird bei der Weiterführung des 
Projekts versucht, modellhafte Lösungen für die auf-
gezeigten Probleme zu erarbeiten. Wenn hierbei zu-
kunftsweisende Lösungen für die Arbeitsfunktionen 
und die Arbeitsplatzausstattung von Schreibkräften 
gefunden sind, wird auch — über die jetzt anste-
hende Behebung von Unzulänglichkeiten hinaus — 
die  Raumsituation besser geklärt werden können. 
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